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Das rechts vergleichende hand wörterbuch). 


Von Reichsminiſter des Auswärtigen Dr. Guſtav Streſemann, Berlin. 


N Schmerzlich haben wir in den Jahren des Kriegs und der 
Inflation die Unterbrechung umfaſſender wiſſenſchaftlicher Ar⸗ 
beit empfunden. In den letzten Jahren iſt zu unſerer Freude 
überall eine neue Blüte der Wiſſenſchaft entſtanden, die die 
Pflege ganz neuer Zweige der Wiſſenſchaft ermöglicht. Das 
gilt auch auf dem Gebiete des Rechts. Die Rechtsvergleichung 
ſoll hier der Wiſſenſchaft und der Praxis das Rüſtzeug liefern, 
die Einrichtungen des Auslandes zu verſtehen, Konflikte mit 
ihnen bei der Pflege der wirtſchaftlichen Beziehungen zu ver⸗ 
meiden und darüber hinaus immer neue zwiſchenſtaatliche Ver⸗ 
einbarungen auf den dafür in Frage kommenden Gebieten an⸗ 
zubahnen. 

Schon vor dem Kriege war es der deutſche Kaufmann, 
der durch ſein reſtloſes und verſtändnisvolles Eingehen auf 
die Wirtſchaftsbedürfniſſe fremder Länder ſich und ſeinem 
Volke Vermögen und Wohlſtand ſchuf. Heute ſoll ihm der 
deutſche Juriſt folgen und auf Grund ſeiner Vertrautheit 
mit dem heimiſchen Recht eindringen in das Verſtändnis auch 
des Rechts des Auslands und damit die eigene Rechtsentwick⸗ 
lung und die Rechtsentwicklung der Welt befruchten. 

Dieſem Ziel dient in bervorragendem Maße das vor⸗ 
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liegende Werk, deſſen erſter Halbband faſt 300 Seiten ſtark vor 
mir liegt. Ein ſehr vielverſprechender Anfang des auf fünf 
Bände berechneten Geſamtwerks. Nicht weniger als 36 Ver⸗ 
faſſer haben an den Berichten über das bürgerliche Recht und 
Handelsrecht der europäiſchen Staaten mitgearbeitet, die dieſer 
Halbband enthält. Profeſſoren, Richter, hohe Staatsbeamte in 
bunter Reihenfolge. Die Berichte enthalten eingehende Über⸗ 
ſichten über die Grundlagen der bürgerlichen Rechtsverfaſſung 
und die Rechtsquellen, ergänzt durch Literaturangaben. Dabei 
gewinnt man den Eindruck einer überaus umfaſſenden und 
erſchöpfenden Arbeit. Es iſt keine Übertreibung, daß allein bei 
einzelnen Ländern Hunderte derartiger Rechtsquellen überaus 
klar und ſyſtematiſch geordnet zuſammengeſtellt ſind. Das 
Werk wird daher für jeden, der ſich über ausländiſches Privat⸗ 
recht und Handelsrecht informieren will, unentbehrlich ſein. 

Der zweite Halbband ſoll das außereuropäiſche Recht um⸗ 
faſſen. Die weiteren Bände des auf fünf Bände berechneten 
Werks werden dann die einzelnen Rechtsprobleme in der er⸗ 
wähnten und praktiſchen Form eines Handwörterbuchs ſyſte⸗ 
matiſch erörtern. 

Es iſt ein hohes Ziel, das ſich die Verfaſſer geſtellt 
haben. Sie knüpfen dabei, wie das Vorwort ergibt, bewußt 
an diejenige Bewegung der Rechtsvergleichung, die ſeit der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts zur Vereinheitlichung des 
Rechts und zur Förderung des Rechtsgedankens innerhalb des 
Reichs in ſo glänzender Weiſe beigetragen hat. Schon der vor⸗ 
liegende Halbband wird jeden unbefangenen Leſer davon 
überzeugen, daß, geſtützt auf Arbeiten wie die vorliegende, 
auch die internationale Rechtsannäherung und Rechtsver⸗ 
einheitlichung für die Entwicklung der wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen der Welt im Laufe der Jahre ſchöne Früchte 
tragen kann. 


Moderne Beftrebungen im internationalen Privatrecht. 


Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Frankenſtein, Berlin‘). 


Das Grenzrecht (Internationale Privatrecht) dient der 
Regelung überſtaatlicher Beziehungen. Es muß daher not⸗ 
wendig von unſerer Geſamtauffaſſung überſtaatlicher Pro⸗ 
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bleme beeinflußt werden. Es iſt mir aber nicht bekannt, daß 
man bisher ſchon verſucht hätte, eine Parallele zwiſchen bei⸗ 
den Entwicklungsreihen zu ziehen und daraus neue Einſichten 
für das Grenzrecht zu gewinnen. 

In unſerer Einſtellung zu überſtaatlichen Fragen be⸗ 
finden wir uns inmitten einer Entwicklung, welche mit faſt 


283 


2258 


elementarer Gewalt die ganze Welt ergriffen hat und uns er⸗ 
neut das Problem einer überſtaatlichen Organiſation der 
Menſchheit ſtellt. Zweimal ſchon hat es eine ſolche Organiſation 
gegeben: im römiſchen Kaiſerreich und in der Univerſal⸗ 
Monarchie des Mittelalters. Mit dem Kampf gegen dieſe 
letzte Geſamtorganiſation hebt die Epoche der Nationalſtaaten 
an, die bis zu ihrer höchſten Machtentfaltung zu Beginn des 
Weltkrieges reicht. Der Nationalſtaat von 1914 war die 
höchſtmögliche Konzentration aller Kräfte auf beſchränktem 
Gebiet, war zugleich die höchſte Steigerung eines Egoismus, 
der keine Macht über ſich anerkannte, dem das ſtaatliche 
Eigenleben das höchſte und letzte aller Güter war. Die Über⸗ 
treibung dieſes Egoismus, der ſich durch kein überſtaatliches 
Prinzip bändigen ließ und deshalb notwendig mit dem Egois⸗ 
mus der anderen zuſammenſtieß, hat ſchließlich zum Welt⸗ 
krieg geführt. 

Aber ſo, wie aus Druck und Gegendruck ſich Kräfte 
formen, ſo hat, wie es ſcheint, gerade dieſe Kataſtrophe be⸗ 
wirkt, was jahrhundertelange Anſtrengungen der Beſten nicht 
vermocht haben: der Gedanke der überſtaatlichen Organiſation 
iſt in überraſchend kurzer Zeit ſo lebendig geworden, ſo in das 
allgemeine Bewußtſein übergegangen, daß er nicht mehr weg⸗ 
zudenken iſt. Man mag politiſch zum Völkerbund ſtehen wie 
man will — die bloße Tatſache, daß er da iſt, daß in einer 
überſtaatlichen Organiſation faſt alle Staaten der Welt zu⸗ 
ſammenarbeiten, zeigt, welchen Weg die Entwicklung nimmt: 
die alte Idee des Nationalſtaates, des Staates, der das 
Höchſtmaß an Souveränität bedeutete, über dem es nichts 
gab, was ſeiner Gewalt Schranken ſetzte, iſt nicht mehr leben⸗ 
dig. Unmerklich hat der Staatsbegriff ſich gewandelt, der 
Nimbus der Souveränität iſt gefallen und die Staaten werden 
zu Organiſationen, die zwar noch lange die eigentlichen 
Träger des Völkerlebens bilden werden, die ſich aber immer 
mehr höheren Organiſationen und Prinzipien unterordnen. 

Genau dieſelbe Entwicklung, die wir hier am Staats⸗ 
begriff beobachten können, macht heute das Grenzrecht durch. 
Dieſes hat, wie wir wiſſen, zu entſcheiden, welches nationale 
Recht auf den einzelnen Tatbeſtand anzuwenden iſt. Quelle 
dieſes Grenzrechts iſt aber wieder nur das Recht des einzelnen 
Staates. Die Grundlage unſerer Wiſſenſchaft — in der Auf⸗ 
faſſung der herrſchenden Lehre — iſt alſo einfach paradox. 
Es iſt ſtreitig, ob deutſches oder franzöſiſches Recht anzu⸗ 
wenden iſt; aber die Entſcheidung über dieſen Streit ent⸗ 
nimmt man in Deutſchland dem deutſchen, in Frankreich dem 
franzöſiſchen Recht. Jeder iſt hier Münchhauſen, der ſich am 
eigenen Zopf aus dem Sumpf zieht. 

Die Folgen dieſer Auffaſſung ſind bekannt. Ein Grieche 
ſchließt in Deutſchland eine Ehe mit einer Deutſchen vor dem 
Standesbeamten. Die Ehe iſt nach deutſchem Recht wirkſam; 
nach griechiſchem Recht iſt ſie überhaupt nicht vorhanden, 
da das griechiſche Recht nur die religiöſe Ehe kennt. Wird 
der Grieche ſeiner Frau überdrüſſig, ſo kehrt er in die Heimat 
zurück und kann hier ohne weiteres eine neue Ehe ſchließen. 
Man ſtelle ſich die Folgen vor, wenn der Grieche ſtirbt, Ver⸗ 
mögen in Deutſchland und Griechenland hinterläßt und aus 
beiden Ehen Kinder hat. Die nach deutſchem Recht wirkſame 
erſte Ehe iſt in Griechenland unwirkſam, die Kinder unehelich. 
Die nach Heimatrecht wirkſame zweite Ehe iſt in Deutſchland 
unwirkſam, die Kinder in Deutſchland unehelich?) uſw. Man 
könnte an Dutzenden ähnlicher Fälle zeigen, wie oft die 
herrſchende Lehre bei der Löſung von Konflikten verſagt. 
Aber ich glaube nicht, daß es deſſen bedarf. Es gibt ja 
keinen bedeutenden Vertreter der herrſchenden Lehre, der, 
nicht mit tiefſter Reſignation von der Lage des Grenzrechts 
ſpräche. Ich erinnere an Bartin, der ſchon 1897 eine Folge 
von Aufſätzen mit der Überſchrift verſah: „De l’impossi- 
bilit& d’arriver à la suppression definitive des conflits 
de lois“; ich erinnere an Neubecker, der immer wieder von 
dem herrſchenden Chaos ſpricht, an all die vergeblichen Ver⸗ 
ſuche, auch nur in einer einzigen Frage Klarheit zu ſchaffen. 

Es geht eben dem Grenzrecht wie der Politik: beide 
haben ſich in eine Sackgaſſe verrannt, die in der Politik zum 
Weltkrieg, im Grenzrecht zum Chaos geführt hat — beide aus 
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denſelben Gründen. Hier wie dort iſt es die Überfpannung 
des Begriffs der Staatsſouveränität, der die 
Weiterentwicklung verhindert hat. Wenn jeder Staat von ſich 
aus entſcheidet, welches Recht anzuwenden iſt, keiner ſich 
einem überſtaatlichen Prinzip unterordnen will, ſo iſt das 
Chaos unvermeidlich, und alle Verſuche, unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der abſoluten Staatsſouveränität die Probleme des 
Grenzrechts zu löſen, ſind die Quadratur des Zirkels. 

Mit dieſer Einſicht ſteht oder fällt die Möglichkeit der 
Weiterentwicklung. Noch hält jeder Staat an ſeiner Sou⸗ 
veränität feſt, und Wiſſenſchaft und Rechtſprechung folgen 
faſt ohne Widerſpruch. Ein Forſcher wie Pillet ſieht in 
der Zulaſſung der Rückverweiſung geradezu ein Attentat auf 
die Staatsſouveränität: „C'est décider implicitement que 
sur la question de determination du statut personnel la 
France est lièe à la manière de voir d'un pays étranger“; 
und Neumeyer gibt der herrſchenden Meinung vielleicht 
den ſchärfſten Ausdruck, wenn er ſeine Bedenken gegen meine 
Lehre in die Worte zuſammenfaßt: „Es wird doch wohl ſo 
ſein, daß der Staat für die Geſamtheit ſeiner rechtlichen Be⸗ 
tätigung die Grenzen zieht entſprechend der Eigenart des zu 
regelnden Tatbeſtandes ...; und wenn für das bürgerliche 
Recht der Rechtsſchutz auch bei ſolchen Tatbeſtänden gewährt 
wird, die privatrechtlich nicht unter der Inlandsordnung 
ſtehen, fo billigt dabei der Staat fremden Ord- 
nungen im Zweifel eine Begrenzung nach den⸗ 
ſelben Merkmalen zu, wie er ſie für die Begren⸗ 
zung der eigenen Regelung beanſprucht“ (JW. 
1926, 1908). Das bedeutet unbedingtes Feſthalten an den 
einzelſtaatlichen Normen und Ablehnung jedes überſtaatlichen 
Prinzips. 

Hier ſetzen nun die Beſtrebungen ein, die ich als die 
moderne Tendenz des Grenzrechts bezeichnen möchte. 

Ich ſcheide dabei internationale Verträge, wie die Haager 
Abkommen, aus. Sie verkörpern keinen neuen Gedanken. Denn 
es iſt kein Gedanke, eine Materie überſtaatlich zu regeln, 
deren Grundlagen noch gar nicht feſtſtehen. Und in der Tat: 
wer ſich eindringlicher mit dieſen Abkommen beſchäftigt, 
weiß, daß ſie in mehr als einer Frage nichts ſind als ſchwäch⸗ 
liche Kompromiſſe, daß ſie, ſtatt die Verhältniſſe zu verein⸗ 
fachen, ſie nur noch mehr verwickeln. Nicht in überſtaatlichen 
Abkommen ſehe ich die Zukunft, ſondern in der Auffindung 
wiſſenſchaftlicher Grundſätze, die an keine ſtaatlichen Grenzen, 
keine ſtaatliche Anerkennung gebunden ſind, die überſtaatliche 
Geltung haben nicht kraft irgendeiner Autorität, ſondern weil 
fie zwingende Folgerungen aus dem Weſen des Rechts find: 

Daß es ſolche Grundſätze geben müſſe, hat wohl als Erſter 
Ludwig v. Bar erkannt. In ſeinem „Internationalen 
Privatrecht (Bd. 1 S. 106) ſchreibt er: „Sodann iſt das 
Internationale Privatrecht nicht ein Produkt nur der ſou⸗ 
veränen Geſetzgebung der einzelnen Staaten, ſondern der mit 
einer gewiſſen Notwendigkeit ſich geltend machenden Natur 
der Sache.... Allerdings kann jeder einzelne Staat bis zu 
einer gewiſſen Grenze ſich Abweichungen erlauben, und dieſe 
Abweichungen ſind, ſo verkehrt ſie auch ſein mögen, einſt⸗ 
weilen poſitives Recht des einzelnen Staates, das ſo weit 
realiſiert werden kann, als tatſächlich die Machtſphäre dieſes 
Staates reicht. Aber ſolche willkürlichen Abweichungen 
ſind nicht mehr Recht, als es Recht iſt, wenn ein 
Staat ſich Abweichungen von dem eigentlichen 
Völkerrecht ... geſtattet.“ Leider hat Bar es unter⸗ 
laſſen, aus dieſer wichtigen Einſicht Folgerungen zu ziehen. 

Es war Zitelmann der hier als Erſter Wandel ger 
ſchaffen hat. Er geht von dem richtigen Gedanken aus, daß 
alle ſubjektiven Rechte der Rechtsordnung unterſtehen, die 
ihr Objekt beherrſcht. Er erkennt auch, daß es im Grunde 
nur zwei Kategorien von Rechten gibt, nämlich Rechte an 
Perſonen und Rechte an Sachen, und er ſtellt deshalb den 
Grundſatz auf, daß jedes Recht an der Sache von der lex rei 
sitae, jedes Recht an der Perſon von dem Heimatrecht der 
Perſon beherrſcht wird. Aber dieſe Sätze bleiben Theſen, 
Poſtulate, denen die Begründung fehlt. Zitelmann er⸗ 
ſetzt ſie durch die Annahme, daß ſie dem Völkerrecht ent⸗ 
ſprächen, daß vom Völkerrecht der Herrſchaftsmacht des 
Staates auch in privatrechtlicher Beziehung Grenzen gezogen 
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ſeien und daß jede ſtaatliche Rechtsübung, welche dieſen For- 
derungen nicht entſpräche, gegen das Völkerrecht verſtieße. 
Dieſe Begründung iſt unhaltbar. Es gibt keine völkerrechtliche 
Abgrenzung der privatrechtlichen Herrſchaftsmacht der Staaten. 
An dieſem Fehler der Begründung iſt Zitelmann ge⸗ 
cheitert; daß aber keiner verſucht hat, ſeinem großartigen 
Werk ein tragfähigeres Fundament zu geben, iſt kein Ruhmes⸗ 
titel für unſere Wiſſenſchaft. 

Mein „Internationales Privatrecht“ baut auf ganz an⸗ 
deren Vorausſetzungen auf. Ausgangspunkt iſt freilich dieſelbe 
Einſicht, von der Zitelmann ausgeht: jedes ſubjektive 
Recht unterſteht der Rechtsordnung, welche das Objekt des 
Rechts beherrſcht. Denn das Weſentliche bei jedem ſubjektiven 
Recht iſt die Herrſchaft über ſeinen Gegenſtand. Dieſes Objekt, 
Perſon oder Sache, kann aber nur durch die Rechtsordnung 
unter die Herrſchaft des ſubjektiven Rechts gezwungen wer⸗ 
en, welche eben die Perſon oder Sache und damit den eigent⸗ 
lichen Inhalt des ſubjektiven Rechts beherrſcht. Die grenz⸗ 
rechtliche Entſcheidung liegt ſtets auf der Paſſivſeite. 
Nun laſſen ſich grundſätzlich alle ſubjektiven Rechte 
in zwei Kategorien einteilen, in Rechte an Perſonen und 
Rechte an Sachen. Denn der Menſch iſt ein egozentriſches 
Weſen; jeder iſt der Mittelpunkt ſeiner Welt, ſteht mit 
feinem Ich der geſamten Außenwelt als dem Nicht⸗Ich 
gegenüber. Objekt meiner Rechte kann alles ſein, was außer 
mir iſt. Dabei gibt es aber eine Kategorie von Rechts⸗ 
objekten, die ſich von allen anderen unterſcheiden: den Men⸗ 
ſchen. Denn wenn jeder Menſch auch Objekt meiner Rechte 
ſein kann, ſo iſt er doch zugleich Subjekt ſeiner eigenen Rechte. 
Er unterſcheidet ſich damit von der geſamten übrigen Welt, 
die nur Objekt, niemals Subjekt ſein kann. Die Einteilung 
der Rechtsobjekte in Sachen, die nur Objekte ſind, und Per⸗ 
ſonen, die ſowohl Objekte als Subjekte ſein können, ent⸗ 
ſpricht alſo dem Weſen des Rechts. 

Aufgabe der Wiſſenſchaft iſt es nun, feſtzuſtellen, welcher 
Rechtsordnung dieſe beiden Kategorien von Rechtsobjekten 
unterſtehen. Dabei gilt es, ein Prinzip zu finden, das nicht 
mehr oder weniger richtig iſt, nicht mehr oder weniger dem 
poſitiven Recht entſpricht, ſondern das erlaubt, das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Rechtsobjekt und Rechtsordnung allgemein, 
unabhängig von jeder poſitiven Regelung, feſtzuſtellen. Denn 
ſoviel iſt ſicher: haben wir das Weſen des Rechts und das 
Weſen der Rechtsobjekte erkannt, ſo müſſen notwendig zwiſchen 
ihnen irgendwelche unabänderlichen Beziehungen beſtehen, die 
2 priori überall in der Welt gelten, ſobald man ſie nur er⸗ 
annt hat. 

Ich beginne mit dem Verhältnis zwiſchen Sache und 
Rechtsordnung. Hier gibt es keine andere Beziehung als die 
räumliche Lage im Gebiete der Rechtsordnung. Ich ſelbſt und 
meine Uhr — wir beide unterſtehen deutſchem Recht. Aber ich 
kann mich dieſer Herrſchaft entziehen, mich ins Ausland be⸗ 
geben, eine fremde Staatsangehörigkeit erwerben. Meine Uhr 
kann das nicht; ſie iſt räumlich an das deutſche Recht ge⸗ 
bunden. Nehme ich ſie mit mir ins Ausland, ſo iſt die Frage, 
ob ich ſie mitnehmen durfte, eine Rechtsfrage, die erſt 
entſchieden werden kann, wenn feſtſteht, welcher Rechts⸗ 
ordnung die Uhr unterſteht, welches Recht irgend jemandem 
— auch mir — die Befugnis verleiht, auf die Uhr einzu⸗ 
wirken. Und das kann nur die Rechtsordnung ſein, die 
Zwangsgewalt über die Sache hat, die durch ihre Organe die 
Sache feſthalten kann. Zwiſchen Sache und Recht gibt es 
eine andere Beziehung als die der räumlichen Lage. Alle 
Sachen unterſtehen a priori der lex rei sitae. 

Nicht ſo einfach iſt die Auffindung der Rechtsordnung, 
welche den Menſchen beherrſcht. Ich habe mich bemüht, in 
eingehenden ſprachkritiſchen und völkerpſychologiſchen Unter⸗ 
ſuchungen ?) darzulegen, daß Quelle alles Rechts die Rechts⸗ 
überzeugung iſt, d. h. die Überzeugung von ſeiner inhaltlichen 
Richtigkeit. Damit ſoll ſelbſtverſtändlich nicht geſagt ſein, 
daß etwa jeder geltende Rechtsſatz auf der Rechtsüberzeugung 
beruhte. Nur die grundſätzliche Entſtehung des un⸗ 
geſchriebenen Rechts wird damit angedeutet. Freilich iſt die 
Aechtsüberzeugung auch heute noch eine Kraft, mit der der 


2) Internationales Privatrecht I. Iff. 
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Geſetzgeber zu rechnen hat. Es genügt, an die Aufwertungs⸗ 
bewegung zu erinnern, in welcher die Überzeugung von der 
Richtigkeit eines Gedankens ſich allen Widerſtänden zum Trotz 
durchgeſetzt hat. 

Dieſe Rechtsüberzeugung bildet ſich im weſentlichen in 
der Volksgemeinſchaft, und dieſe iſt heute zum Staat organi⸗ 
ſiert. Träger des Staates ſind die einzelnen Staatsangehörigen. 
Das iſt nicht etwa der Ausdruck eines demokratiſchen Prinzips, 
ſondern die zwingende Folgerung aus der Konſtruktion des 
Staates. Denn wenn der Staat die Organiſation der Volks⸗ 
genoſſen iſt — und das iſt er natürlich auch unter der ab⸗ 
ſoluten Monarchie —, ſo iſt Träger dieſer Organiſakion 
jedes Mitglied. Und da die Geſetzgebungsmacht dem Staate 
zuſteht, ſo iſt jeder Einzelne Träger der ſtaatlichen Organi⸗ 
ſation zugleich Träger der Geſetzgebungsmacht, die er im 
modernen Staate im allgemeinen indirekt, gelegentlich aber 
auch direkt (durch Volksentſcheid) ausübt. Und ſchließlich be⸗ 
ſteht zwiſchen dem Staat und ſeinen Angehörigen ein gegen⸗ 
ſeitiges Treuverhaltnis; der Bürger ſchuldet dem Staate 
Gehorſam, der Staat ihm Schutz. So ergibt ſich a priori eine 
dreifache Verknüpfung des Menſchen mit dem Staate: er 
wirkt als namenloſes Glied der großen Maſſe an der Bildung 
der Rechtsüberzeugung mit, er iſt Träger der Geſetzgebungs⸗ 
macht und er ſteht in einem gegenſeitigen Treuverhältnis zum 
Staate. 

Zu keiner anderen Rechtsordnung weiſt der Menſch 
ähnliche Beziehungen auf, anch nicht zum Rechte ſeines Wohn⸗ 
ſitzes. Der Ausländer hat keinen Anteil an der Geſetzgebungs⸗ 
macht; er ſteht in keinem Treuverhältnis zum Aufenthalts- 
ſtaat und hat keinen Anſpruch auf ſeinen Schutz. Selbſt an 
der Bildung der Rechtsüberzeugung nimmt er im allgemeinen 
nicht oder doch nur in ſehr beſcheidenem Umfange teil. Es gibt 
a priori keine andere umfaſſende Beziehung zwiſchen Menſch 
und Rechtsordnung als die des Bürgers zum Staate, dem er 
angehört, ſeinem Heimatſtaat. 

Damit iſt der Ausgangspunkt gefunden. Jeder Menſch 
unterſteht ſeinem Heimatrecht, jede Sache der lex rei sitae )). 
Es ſind Beziehungen zwiſchen der Rechtsordnung und ihren 
Objekten, die naturgegeben a priori da ſind und die ich des⸗ 
halb aprioriſtiſche oder primäre Anknüpfungen nenne. 

Allein mit dieſer Feſtſtellung, die ſich ja nur in der 
Begründung, nicht im Ergebnis von der Lehre Zitelmanns 
unterſcheidet, wäre noch nicht viel gewonnen. Denn das 
poſitive Recht ſteht vielfach mit ihr in Widerſpruch, knüpft 
an ganz andere Vorausſetzungen (Recht des Wohnſitzes, 
Erfüllungsortes uſw.) an. Hier ſcheint ein Widerſpruch 
zwiſchen Theorie und Praxis zu beſtehen, an dem bisher alle 
geſcheitert ſind. Ihn zu überwinden vermag nur eine Lehre, 
die es verſteht, die wiſſenſchaftlich richtigen Grundſätze mit 
den Beſtimmungen des poſitiven Rechts in Einklang zu 
bringen und beide, die aprioriſtiſche Einſicht und die poſitiv⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen, in einem großen Syſtem zu einer 
concordantia discordantium zu vereinen. 

Jeder Staat ſtellt ſeine eigenen Kolliſionsnormen auf. 
Aber man hat bisher nicht gefragt, was ihn dazu berechtigt. 
Wenn a priori jeder Menſch dem Recht ſeines Heimatſtaates 


) Man muß ſich dabei vor einem Mißverſtändnis hüten: Alles 
un geſchriebene Recht beruht auf der Rechtsüberzeugung. Wieweit dieſe 
im geſchriebenen Recht verwirklicht wird, iſt Frage der Macht, 
die ſich freilich aus pſychologiſchen Gründen nie allzu weit von der 
Rechtsüberzeugung entfernen kaun (Internat. Privatrecht I, 14 ff., 
1 2ff.). Auch das Sachenrecht wurzelt alſo in der Rechtsüberzeugung. 
Aber es iſt inhaltlich vom Recht an der Perſon fundamental ver⸗ 
ſchieden. Recht an der Perſon bedeutet, daß dieſe zu einem Tun oder 
Unterlaſſen gezwungen iſt; Recht an der Sache dagegen, daß nicht ein⸗ 
zelne, ſondern alle Menſchen (ſoweit ſie irgendwie in Berührung mit 
der Sache kommen) gezwungen werden, ſtörende Einwirkungen auf 
die Sache zu unterlaſſen. Rein logiſch könnte dieſer Zwang auf zwei 
Arten ausgeübt werden: durch die Rechtsordnung, welche Macht über 
die Perſon hat, d. h. — da es ſich um einen Zwang gegen die ganze 
Menſchheit handelte — durch einen Zuſammenſchluß aller Rechts⸗ 
ordnungen der Welt; oder durch die Rechtsordnung, welche Macht 
über die Sache hat, indem ſie in ihrem Gebiet Einwirkungen auf die 
Sache verhindert, das Sachenrecht ſchützt. Die erſtere Möglichkeit iſt 
nicht diskutabel; fo ergibt ſich zwingend die ausſchließliche Herrſchaft 
der lex rei sitae, die gleichwohl der Entſtehung nach ebenſo wie das 
Heimatrecht der Perſon in der Rechtsüberzeugung wurzelt. 
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unterſteht, fo hat a priori auch jeder Staat eine Macht über 
feine Bürger, die nicht nur auf tatſächlicher Gewalt, ſondern 
auf Recht beruht, Rechtsmacht iſt. Gegenüber dem im Inland 
weilenden Ausländer hat der Staat zwar die tatſächliche Ge⸗ 
walt, aber keine Rechtsmacht. Wenn nun der Staat Kolliſions⸗ 
normen aufſtellt und ſie auf In⸗ und Ausländer anwendet, 
ſo übt er dabei ſeine Macht in ganz verſchiedener Geſtalt 
aus: gegenüber dem Inländer kraft Rechtsmacht, gegenüber 
dem Ausländer nur kraft tatſächlicher Gewalt. Jede ſtaat⸗ 
liche Kolliſionsnorm, die ſich nicht ausdrücklich auf In⸗ 
länder beſchränkt, hat daher eine doppelte Funktion. 

Der Inländer unterſteht a priori (primär) dem Recht 
ſeines Heimatſtaates. Dieſer kann nun ſeine Rechtsverhält⸗ 
niſſe auf zwei verſchiedene Arten regeln. Er kann ſie einfach 
materiell ordnen. Er kann aber auch ſeine Rechtsmacht be⸗ 
nutzen, um ſeine Bürger, z. B. die im Ausland wohnenden, 
fremdem Recht zu unterwerfen, etwa dem Recht des Wohn⸗ 
ſitzes. Der Heimatſtaat knüpft dann für die Rechtsverhält⸗ 
niſſe ſeiner Staatsangehörigen an dieſes Recht des Wohn⸗ 
ſitzes an; und da er das kraft ſeiner primären Herrſchgewalt 
über ſeine Bürger tut, nenne ich dieſe Anknüpfung die 
ſekundäre. Der Däne in Deutſchland unterſteht primär ſeinem 
däniſchen Heimatrecht; da dieſes aber auf dem Standpunkt 
ſteht, daß das Recht des Wohnſitzes maßgebend ſei, unterwirft 
es ſeinen Angehörigen, der ihm primär unterſteht, ſekundär 
dem Recht des deutſchen Wohnſitzes. 

Mit dieſer ſo unſcheinbaren Zerlegung der Anknüpfung 
in die primäre und ſekundäre löſt ſich mit einem Schlage das 
berühmteſte Problem des Grenzrechts, die Lehre von der 
Verweiſung und Rückverweiſung. Vor einem deutſchen Gericht 
wird die Geſchäftsfähigkeit eines Engländers ſtreitig, der 
ſeinen Wohnſitz in Rom hat. Das iſt gewiß kein hergeholter 
Fall. Und doch iſt die heutige Lehre nicht imſtande, ihn 
einwandfrei zu löſen. Nach Art. 7 EG. entſcheidet über die 
Geſchäftsfähigkeit das engliſche Heimatrecht; das deutſche 
Recht „verweiſt“ auf das engliſche Recht. Das engliſche Recht 
beurteilt aber die Geſchäftsfähigkeit nach dem Recht des 
Wohnſitzes; es findet alſo eine „Weiterverweiſung“ auf das 
italieniſche Recht ſtatt. Das italieniſche Recht wendet wieder 
das engliſche Heimatrecht an, und nun geht es nicht weiter. 
Das engliſche Recht will das italieniſche, das italieniſche Recht 
das engliſche anwenden. Jeder verweiſt auf den anderen, ſo 
daß ein geiſtvoller Forſcher das bittere Wort von einem 
Spiegelkabinett geprägt hat. Eine Löſung gibt es nicht. 

Nach meiner Lehre iſt die Löſung die denkbar einfachſte. 
Der Engländer unterſteht primär engliſchem Recht; dieſes 
unterwirft ihn ſekundär dem Recht des Wohnſitzes, alſo 
italieniſchem Recht; dieſes iſt maßgebend. Wenn im deutſchen 
und italieniſchen Recht das Recht des engliſchen Heimatſtaates 
für anwendbar erklärt wird, ſo iſt das nichts anderes als die 
poſitivrechtliche Sanktionierung der wiſſenſchaftlichen Einſicht, 
daß der Engländer primär engliſchemRecht unterſteht. Welchen 
Gebrauch aber das engliſche Recht von ſeiner Rechtsmacht über 
ſeinen Staatsbürger machen will, ob es ſeine Rechtsverhält⸗ 
niſſe materiell regelt oder ihn ſekundär fremdem Recht unter⸗ 
wirft — das zu entſcheiden iſt ausſchließlich Sache des eng⸗ 
liſchen Rechts. Wenn es alſo kraft ſeiner Rechtsmacht ſeinen 
Angehörigen dem Recht des italieniſchen Wohnſitzes unter⸗ 
wirft, jo hat es dabei ſein Bewenden. 

Man kann an der Hand dieſer Grundſätze jeden Fall unter⸗ 
ſuchen — es gibt keinen, der ſich nicht mühelos auflöſt. 

Das gilt von der Anwendung der Kolliſionsnormen auf 
die eigenen Staatsangehörigen. Aber die poſitiven Rechte 
machen hier in Wirklichkeit keinen Unterſchied. Das engliſche 
Recht unterwirft nicht nur die eigenen Staatsangehörigen 
dem Rechte des Wohnſitzes, ſondern auch den Ausländer und 
beurteilt die Eheſcheidung eines Deutſchen, der ſeinen Wohn⸗ 
ſitz in England hat, nach engliſchem Recht. Aber hier beſteht 
ein entſcheidender Unterſchied: über den Deutſchen hat das 
engliſche Recht keine Rechtsmacht; denn der Deutſche unter⸗ 
ſteht deutſchem, nicht engliſchem Recht. Wenn das engliſche 
Recht alſo den Umſtand, daß der Fall vor einem engliſchen 
Gericht zur Erörterung gelangt, dazu benutzt, um einen Aus⸗ 
länder, über den es gar keine Rechtsmacht hat, engliſchem 
Recht zu unterwerfen, ſo verknüpft es ihn zwangsweiſe, zu 
Unrecht, fälſchlich mit dem engliſchen Recht — ich habe dieſe 
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Anknüpfung daher Pſeudo⸗Anknüpfung genannt. Selbſtver⸗ 
ſtändlich iſt ſie in England poſitives Recht — aber auch nur in 
England. Außerhalb Englands wird ſie nicht anerkannt. 

Man könnte mir entgegenhalten, daß von dieſen Unter⸗ 
ſcheidungen im poſitiven Recht keine Rede ſei. Das iſt richtig. 
Aber es iſt ja gerade Aufgabe der Wiſſenſchaft, das poſitive 
Recht durch die Auslegung für das Leben brauchbar zu 
machen. Wenn ſich nun ergibt, daß mit einer auf wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Grundſätzen beruhenden Zerlegung der Kolliſions⸗ 
normen nach der primären, ſekundären und Pfeudo⸗ 
Anknüpfung die großen Probleme des Grenzrechts, die bisher 
als ünlösbar galten, ſich löſen, ſo wird man ſich vielleicht 
doch entſchließen müſſen, dieſer Auslegung zu folgen. 

Auf dieſelbe Weiſe löſt ſich zugleich ein anderes Problem, 
das der Wiſſenſchaft vielleicht noch mehr Rätſel aufgegeben 
hat: die Frage der Qualifikation, der Bedeutung der Rechts⸗ 
begriffe. Ein Beiſpiel zum Verſtändnis: Nach dem Recht von 
Neuyork hat der überlebende Ehegatte ein ähnliches Wahl⸗ 
recht wie nach dem früheren märkiſchen Provinzialrecht: er 
kann die teſtamentariſche Erbfolge oder die Rücknahme ſeines 
eigenen Vermögens wählen. Ich unterſtellte, daß ein 
Neuyorker die deutſche Reichsangehörigkeit erwirbt und dann 
ſtirbt. Nach deutſcher Auffaſſung beurteilen ſich die erbrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe nach dem Heimatrecht des Erblaſſers zur 
Zeit ſeines Todes, alſo nach deutſchem Recht, die güterrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe dagegen nach dem Recht des Ehemannes 
zur Zeit der Eheſchließung, alſo nach Neuhorker Recht. 
Welches der beiden Rechte anzuwenden iſt, hängt davon ab, 
wie das Wahlrecht des Überlebenden zu qualifizieren iſt, ob 
es zum Erbrecht oder Güterrecht gehört. Ob aber das eine oder 
das andere der Fall iſt, kann wieder nur aus den beteiligten 
Rechtsordnungen entnommen werden. Wir ſind alſo abermals 
in der Lage von Münchhauſen, der ſich am eigenen Zopf 
aus dem Sumpf zieht. Die herrſchende Lehre weiß hier keine 
andere Löſung als die der Anwendung der lex fori; ſchwebt 
der Prozeß in Frankreich, ſo müſſen die Begriffe des deut⸗ 
ſchen und des amerikaniſchen Rechts alſo unter die gar nicht 
paſſenden franzöſiſchen Kategorien gezwängt werden. Kommt 
es aber überhaupt nicht zum Rechtsſtreit, ſoll etwa ein Gut⸗ 
achter die Rechtsfrage entſcheiden, ſo iſt eine Löſung nach 
der heutigen Auffaſſung einfach unmöglich. 

Und doch bietet die Löſung vom Standpunkt meiner Lehre 
aus nicht die geringſte Schwierigkeit. Der Neuyorker iſt 
Deutſcher geworden. Als Deutſcher unterſteht er primär 
deutſchem Recht. Wenn dieſes beſtimmt, daß die güterrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe dem Recht des Ehemannes zur Zeit der 
Eheſchließung unterſtehen, hier alſo ausländiſchem Recht, 
ſo bedeutet das praktiſch, daß das deutſche Recht durch 
ſekundäre Anknüpfung einen jetzigen Deutſchen ausländiſchem 
Recht unterwirft. Was eine ſolche Unterwerfung durch das 
deutſche Recht aber bedeutet, wieweit es ſie ausdehnt, kann 
natürlich nur das deutſche Recht ſelbſt ſagen, das ja die 
Unterwerfung vornimmt. Es iſt alſo dem deutſchen Recht zu 
entnehmen, ob es bei der Unterwerfung unter das ausländiſche 
Güterrecht ſeine jetzigen Angehörigen auch ſolchen Vorſchriften 
des ausländiſchen Rechts unterwerfen will, welche wir in 
Deutſchland als erbrechtliche Folgen des Güterſtandes quali⸗ 
fizieren. Mit anderen Worten: über die Qualifikation der 
Rechtsbegriffe entſcheidet diejenige Rechtsordnung, welche das 
Rechtsverhältnis primär beherrſcht. Der primären An⸗ 
knüpfung entſpricht die primäre Qualifikation. Es kommt 
freilich vor, daß die primäre Rechtsordnung bei der Unter⸗ 
werfung ihrer Angehörigen unter fremdes Recht dieſem auch 
die Qualifikation überläßt; doch handelt es ſich dabei um 
verhältnismäßig ſeltene Fälle, die ich hier übergehen darf. 

Nach dieſen Grundſätzen läßt ſich jedes ſubjektive Recht, 
jedes Rechtsverhältnis einer beſtimmten Rechtsordnung zu⸗ 
weiſen. Begriffliche Schwierigkeiten beſtehen jetzt nur noch, 
wenn an demſelben Rechtsverhältnis mehrere Perſonen be 
teiligt ſind, die primär verſchiedenen Rechtsordnungen unter⸗ 
ſtehen. Aber hier hat ſchon das poſitive Recht die richtige 
Löſung gefunden. Sind mehrere an einem Rechtsverhältnis 
beteiligt, ſo unterſteht jeder für die eigenen Verpflichtungen 
ſeinem eigenen Statut. Dieſer Grundſatz iſt ſogar überſtaat⸗ 
lich anerkannt — in dem Haager Abkommen über die Ehe⸗ 
ſchließung. Denn nach dieſem Abkommen iſt es zur materiellen 
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Wirkſamkeit der Eheſchließung erforderlich, daß jeder der 
Verlobten den Bedingungen ſeines eigenen Rechts entſpricht, 
jeder nach ſeinem eigenen Recht gebunden iſt. Iſt der eine 
gebunden, weil er alle Bedingungen ſeines Rechts erfüllt hat, 
der andere aber nicht, ſo iſt die Ehe nicht wirkſam zuſtande 
gekommen. Für die Eheſcheidung hat die franzöſiſche Recht⸗ 
ſprechung denſelben Grundſatz entwickelt. Erwirbt von zwei 
italieniſchen Ehegatten einer die franzöſiſche Staatsangehörig⸗ 
keit — ein Fall, der nicht ſelten vorkommt —, ſo ſcheiden 
die franzöſiſchen Gerichte die Ehe nach franzöſiſchem Recht, 
obwohl das italieniſche Recht keine Eheſcheidung kennt. Die 
Bindung eines jeden Ehegatten wird eben nach ſeinem Recht 
beurteilt. Demſelben Grundſatz folgt übrigens das RG. auf 
dem Gebiet des Obligationsrechts, wo es mit aller Entſchieden⸗ 
heit ausſpricht, daß es durchaus nicht erforderlich ſei, daß 
jedes Rechtsverhältnis einem einheitlichen Recht unterſtehe, 
daß vielmehr jeder der Beteiligten für ſeine Verpflichtungen 
dem eigenen Recht unterworfen ſei. 


Das ſind in großen Zügen die wichtigſten Sätze meiner 
Lehre, das, was mir ſelbſt das Neue an ihr zu ſein ſcheint. 
Ich habe zugleich verſucht, dieſe Lehre in die großen Zu⸗ 
ſammenhänge einzureihen, in denen ich die Entwicklungs⸗ 
tendenzen unſerer Zeit ſehe. Eine ſolche Selbſtbeſinnung iſt 
nötig. Denn ſowenig es in der politiſchen Entwicklung ein 
Zurück gibt, ſowenig der alte ſelbſtherrliche Nationalſtaat 
wiederkehrt, ſowenig kann die Wiſſenſchaft des internatio⸗ 
nalen Privatrechts ſich den Entwicklungstendenzen der Zeit 
entziehen und auf die Dauer einen Zuſtand aufrecht erhalten, 
bei dem jeder Staat nur ſeinen eigenen Normen folgt und 
überſtaatlichen Prinzipien die Anerkennung verweigert. Die 
Zukuunft gehört nur einer Lehre, welche bei vollem Reſpekt 
vor den einzelſtaatlichen Normen ſie alle nach überſtaat⸗ 
lichen wiſſenſchaftlichen Grundſätzen miteinander in einem 
großen Syſtem zu vereinen weiß und das verwirklicht, was 
mir als das Ziel aller Arbeit am internationalen Privatrecht 
erſcheint: die überſtaatliche Rechtsharmonie. 


Schrifttum. 


Rechtsvergleichendes Handwörterbuch für das Zivil⸗ und 
Handelsrecht des In⸗ und Auslandes in Verbindung 
mit Dr. Carl Heinrici, Staatsſekretär z. D., Dr. Julius 
Magnus, Juſtizrat, Dr. Oscar Mügel, Wirkl. Geh. Rat 
Staatsſekretär i. R., Dr. Walter Simons, Präſident des 
Reichsgerichts, Honorarprofeſſor der Rechte an der Uni⸗ 
verſität Leipzig, Dr. Heinrich Titze, Ord. Prof. der Rechte 
an der Univerſität Berlin, Dr. Martin Wolff, Ord. Prof. 
der Rechte an der Univerſität Berlin. Herausgegeben von 
Dr. Dr. Franz Schlegelberger, Miniſterialdirektor im 
Reichsjuſtizminiſterium, Honorarprofeſſor der Rechte an der 
Univerſität Berlin. Erſter Band: Länderberichte. Erſte 
Hälfte: Europa. (Albanien. Andorra. Belgien. Bulgarien. 
Dänemark. Danzig. Deutſches Reich. Eſtland. Finnland. 

„Frankreich. Griechenland. Großbritannien. Island. Italien. 
Lettland. Liechtenſtein. Litauen. Luxemburg. Memelland. 
Monaco. Niederlande. Norwegen. Oſterreich. Polen. Por⸗ 
tugal. Rumänien. Rußland. San Marino. Schweden. 
Schweiz. Serbiſch⸗Kroatiſch⸗Sloveniſches Königreich. 
Spanien. Tſchechoſlowakei. Türkei. Ungarn.) Berlin 1927. 
Verlag Franz Vahlen. Preis geh. 18 . 
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Das deutſche Ausländerrecht. Die Beſtimmungen des 
Reichsrechts und preußiſchen Landesrechts. Textausgabe 
mit Erläuterungen und Sachregiſter von Dr. Werner 
Frauſtädter, Rechtsanwalt, und Dr. Max Kreutzberger. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Band 166.) 
Berlin u. Leipzig 1927. Verlag Walter de Gruyter & Co. 
Taſchenformat. 396 S. Preis in Leinen geb. 9 . 


Das deutſche Schrifttum über die Rechtsſtellung des Ausländers 
hat einen gegenüber der ſonſtigen Entwickelung des gedruckten 
Wortes geradezu dürftig zu nennenden Umfang, und wer genötigt 
war, für wiſſenſchaftliche oder praktiſche Zwecke die beſonderen für 
Ausländer in Deutſchland erlaſſenen Rechtsvorſchriften einzuſehen, 
mußte ſich bisher dieſe über das ganze Rechtsgebiet verſtreuten Vor⸗ 
ſchriften erſt mühſam zuſammenſuchen. So iſt es recht erfreulich, daß 
mit dem vorliegenden neuen Bändchen der Guttentag⸗Sammlung endlich 
der Anfang zu einer Bearbeitung gemacht worden iſt, welche der 
Gegenſtand bei ſeiner Wichtigkeit ſchon längſt verdient hätte. Freilich 
iſt noch keine Vollſtändigkeit erreicht. Daß — abgeſehen von ganz 
wenigen Ausnahmen — nur das Recht des Reiches und Preußens 
aufgenommten ift, entſpricht der Anlage der Guttentag⸗Sammlung. Es 
wäre aber dringend zu wünſchen, daß außerhalb dieſer Sammlung 
baldigſt eine Zuſammenſtellung auch der Vorſchriften erſchiene, welche 
die anderen deutſchen Lander für die Rechtsstellung der Ausländer er⸗ 
laſſen haben. 

Den größten Teil, faſt / des Werkes nehmen ein die reichs⸗ 
rechtlichen und preußiſchen Vorſchriften über Aufenthalt, Nieder⸗ 


laſſung, Ausweiſung und Paßweſen (S. 1—215). Unter dem Titel: 
„Berufsrecht“ folgen dann die Vorſchriften der Gewerbeordnung ſowie 
die des Arbeiter⸗ und Angeſtelltenrechts (S. 215—276). Die Arbeiter⸗ 
und Angeſtelltenverſicherung und Fürſorge dagegen wird in dem letzten 
Abſchnitt „Verſchiedene Rechtsgebiete“ gebracht (S. 337342). Dieſer 
letzte Abſchnitt umfaßt außerdem Strafrecht, Zivilprozeßrecht, EG⸗ 
BGB. Art. 7—31 ſowie einige Vorſchriften des öffentlichen Rechts 
(Einbürgerung, politiſche Wahlrechte, Flaggenrecht). 

Von vornherein ganz ausgeſchieden haben die Herausgeber einen 
der wichtigſten Teile dieſes Rechtsgebietes, nämlich das Steuer⸗ 
recht, weil ſonſt „der geſetzte Umfang der Arbeit weit überſchritten“ 
worden wäre. Eine Sammlung nicht nur der Rechtsvorſchriften, ſon⸗ 
dern auch der wichtigſten Entſcheidungen über die Beſteuerung der 
Ausländer in Deutſchland würde allerdings allein einen umfangreichen 
Band gefüllt haben. Es wird aber doch für eine neue Auflage des 
Werkes zu überlegen ſein, ob man nicht wenigſtens eine Überſicht der 
Geſetzesvorſchriften bringen ſollte. Vielleicht ſogar ohne den Wort⸗ 
laut, nur die Ziffern der Paragraphen mit den Titeln und Daten. 
Schon das wäre von Wert. 

Da das Buch tatſächlich eine Lücke ausfüllt, wird wohl mit einer 
baldigen neuen Auflage zu rechnen ſein. Es ſeien deshalb für eine 
ſolche noch einige weitere Anregungen ausgeſprochen. 

Die Terminologie hat ſich im Laufe der letzten Jahrzehnte in 
Deutſchland dahin entwickelt, daß man unter „internationalem Privat⸗ 
recht“ — anders als in Frankreich — nur das Recht der ſog. Kol⸗ 
liſionsnormen verſteht, d. h. die Frage, welche Rechtsordnung auf 
Rechtsbeziehungen anzuwenden ſei, die außerhalb des Heimatſtaates einer 
Perſon zu regeln ſind. Im Gegenſatz zu dieſem „internationalen Privat⸗ 
recht“ verſteht man unter „Fremdenrecht“ die Summe der Sonder⸗ 
vorſchriften, durch welche ein Staat die Rechtslage der Ausländer 
(Bürgern fremder Staaten) und Staatsloſen (Heimatloſen) regelt. Das 
Fremdenrecht umfaßt Privatrecht und öffentl. Recht. Die privatrechtl. 
Beſtimmungen des deutſchen Fremdenrechts ſind an Zahl gering. Die 
Sammlung würde ohne Schwierigkeit vollſtändig werden, wenn die 
Herausgeber die wenigen, hier in Frage kommenden Vorſchriften des 
Aufwertungs⸗, Konkurs⸗, Urheber⸗ und Wettbewerbsrechtes aufnehmen 
würden. Es würde ſich dann wohl empfehlen, den Stoff etwas anders 
zu ordnen, und zwar ſo: 1. Fremdenrecht: a) öffentliches, b) Privat⸗ 
recht; 2. internationales Privatrecht. 

Der Ausdruck Fremdenrecht wurde früher als der allgemeinſte 
gebraucht und umfaßte auch die Konfliktfragen, für die ſich allmählich 
der Ausdruck internationales Privatrecht herausgebildet hat, während 
man die Sondervorſchriften für Ausländer als Fremdenrecht be⸗ 
zeichnet. So v. Friſch in ſeinem 1910 erſchienenen Werke: Das 
Fremdenrecht (das die ſtaatsrechtlichen Grundlagen des Fremdenrechts 
behandelt) und Ernſt Iſay, der in ſeinem 1923 veröffentlichten 
Werke „Das deutſche Fremdenrecht“ das Fremdenpolizeirecht des 
Reiches und Preußens darſtellt. Der Ausdruck Fremdenrecht wird auch 
in der Reichsgeſetzgebung gebraucht. So in 8 86 AufwG. Er erſcheint 
mir auch ſprachlich gefälliger als „Ausländerrecht“ und iſt inſofern 
auch zweckmäßiger, als er alle Staatsfremden, die Ausländer wie die 
ehemaligen, jetzt ſtaatloſen Deutſchen umfaßt. Man ſollte alſo wohl 
in der Rechtsſprache einheitlich nur das Wort Fremdenrecht ver⸗ 
wenden. 

Zwei Sätze des Vorworts der Herausgeber Frauſtädter und 
Kreutzberger dürfen m. E. nicht unwiderſprochen bleiben. „Die 
Entwickelung der Theorie und Legislatur des Ausländerrechts zielt 
auf eine prinzipielle Gleichſtellung der Ausländer mit den Reichs⸗ 
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angehörigen.“ Und: „ſeitdem mit dem Ende der Inflation eine be⸗ 
ſondere „Ausländergefahrk nicht mehr beſteht ...“ 

Ein Blick in das außerdeutſche Schrifttum des Fremdenrechts in 
der Welt zeigt, daß mit und nach dem Weltkriege eine rückläufige 
Bewegung eingeſetzt hat, und daß man — und zwar nicht etwa nur 
für Frankreich! — eher jagen kann, daß „Theorie und Legislatur“ 
des Fremdenrechts wieder mehr dazu neigen, den Ausländern gegen⸗ 
über zurückzuhalten und auf die Wahrung der Intereſſen des eigenen 
Volkes bedacht zu ſein. Und die Probleme des Fremdenrechts ſind ſo 
ſchwierig, liegen ſo tief, daß die während der Inflation in Deutſch⸗ 
land wirkſame „Ausländergefahr“ doch nur als eine, und keines⸗ 
wegs die wichtigſte Erſcheinung dieſes Gebietes anzuſehen iſt. Man 
wird, glaube ich, einem Standpunkt gegenüber, wie Frauſtädter 
und Kreutzberger ihn in ihrem Vorwort einnehmen, das gleiche 
betonen müſſen, was Neumeyer (JW. 1926, 1910) dem „Inter⸗ 
nationalen Privatrecht“ von Frankenſtein entgegengehalten hat. 
Iſolierte Betrachtung eines einzelnen Rechtsgebietes führt leicht zu 
Irrtümern. Beim Fremdenrecht aber muß man nicht nur den Zu⸗ 
ſammenhang mit den geſamten innerſtaatlichen Rechts⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsfragen beachten, ſondern ſtets auch die internationalen Verknüp⸗ 
fungen, die zwiſchen den Rechtsordnungen der einzelnen Völker be⸗ 
ſtehen. Gerade wir deutſchen Juriſten, die wir gegenüber der durch 
den VV. geſchaffenen Rechtslage mit beſonderen Schwierigkeiten für 
alles deutſche Weſen im Auslande zu kämpfen haben, müſſen m. E. 


bei allem, was Ausländer in Deutſchland betrifft, beſonders auf 


Wahrung der eigenen Lebensintereſſen bedacht ſein. 

Eines aber ſteht außer allem Zweifel: wir müſſen uns viel 
mehr als bisher mit den Rechtsfragen beſchäftigen, die über den 
Umkreis innerdeutſchen Lebens hinausreichen. Und ſo gebührt dem 
Verlag wie den Herausgebern Dank dafür, daß ſie auf dem bisher 
vernachläſſigten Gebiet des Fremdenrechts den erſten Schritt zu einer 
Sammlung der deutſchen Rechtsvorſchriften getan haben. 


RA. Weck, Berlin. 


Die Veſtenerung der Ausländer im Deutſchen Neich. Eine 
Zuſammenſtellung und Erläuterung der wichtigſten für be⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtige Ausländer geltenden Vorſchriften der 
Reichsſteuergeſetze nebſt den Ausführungsbeſtimmungen ſowie 

der Doppelbeſteuerungsverträge von Dr. Nehdans, Ober⸗ 
regierungsrat, Vorſteher des Finanzamts Moabit⸗Weſt in 
Berlin, und Dr. Selle, Regierungsrat beim Finanzamt 
Moabit⸗Weſt in Berlin. Berlin 1927. Verlag Carl 
Heymann. 


Das bisher in dem deutſchen Schrifttum im Verhältnis zu den 
anderen Rechtsgebieten ſtark vernachläſſigte Ausländerrecht wird er⸗ 
freulicherweiſe neuerdings in ſteigendem Maße beachtet. Nach Ernſt 
Iſays in 1923 veröffentlichtem bahnbrechenden Werke „Das Deutſche 
Fremdenrecht“ erſchien unlängſt in der Guttentagſchen Sammlung 
eine Zuſammenſtellung der Beſtimmungen des Reichsrechts und preuß. 
Landesrechts: „Das deutſche Ausländerrecht“ von Frauſtädter und 
Kreutzberger. Zu dieſem Werk bildet das vorl. Buch eine wert⸗ 
volle Ergänzung; denn das Frauſtädterſche Werk bringt keine 
Darſtellung des Steuerrechts, das doch einen der wichtigſten Teile die⸗ 
ſes Rechtsgebietes bildet. 

Das aus der Praxis eines Groß⸗Berliner Fin A. entſtandene 
Buch erfüllt ſeine Aufgabe — der Praxis zu dienen — auf das beſte: 
Die Verf. behandeln die direkten Reichsſteuern, bei denen eine fog. 
beſchränkte Steuerpflicht in Frage kommt, insbeſ. die Reichseinkom⸗ 
menſteuer und Reichsvermögenſteuer. Daneben ſind der Vollmachts⸗ 
erteilung durch beſchränkt Steuerpflichtige, der ſteuerlichen Haftung 
von Rechtsnachfolgern, den Zuſtellungen und Rechtshilfeerſuchen ſowie 
insbeſ. den Doppelſteuerungsverträgen längere Ausführungen gewid⸗ 
met. Den Abſchluß des Werkes bildet eine tabellenmäßige überſicht 
über die nach internationalen Vereinbarungen in Deutſchland der 
deutſchen Einkommen- und Vermögenſteuer unterliegenden oder von 
ihnen freigeſtellten Einkommensquellen und Vermögensteile beſchränkt 
Steuerpflichtiger. 

Die Art der Darſtellung iſt den praktiſchen Bedürfniſſen der 
Find. auf der einen, denen der Steuerpflichtigen auf der anderen 
Seite angepaßt. Unter Anführung zahlreicher Beispiele find die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften in einer auch dem ftenerrechtlich weniger gewandten 
Benutzer verſtändlichen Weiſe erläutert und durch zahlreiche Ver⸗ 
waltungsgrundſätze ergänzt, die ſich nach mehrjähriger Praxis bei 
einem überwiegend auf dieſem Gebiet beſchäftigten Fin A. herausgebildet 
und Anerkennung gefunden haben. 

Von rein wiſſenſchaftlichen Erörterungen iſt — dem Zweck des 
Buches entſprechend — abgeſehen, auch das Schrifttum nur in be⸗ 
ſchränktem Umfang angeführt worden. - 

Die Schrift wird ſich als ein brauchbares Hilfsmittel in der 


Praxis bewähren. 
RA. Dr. Rudolf Henſen, Berlin. 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


voͤlkerrecht. 


Dr. Alfred Verdroß, o. ö. Profeſſor an der Univerſität Wien: 
Die Verfaſſung der Völkerrechtsgemeinſchaft. Wien 
und Berlin 1926. Verlag von Julius Springer. 


Alfred Verdroß, den wir nächſt Kelſen als den be⸗ 
deutendſten Vertreter der jungöſterreichiſchen Schule ſchätzen, ſtellt uns 
in ſeinem neueſten Werke „den allgemeinen Teil“ des Völkerrechtes 
dar. Verdroß dringt dabei zunachſt „zu den Müttern“ vor, um 
vor allem „die Wurzel des Völkerrechtes, die völkerrechtliche Grund⸗ 
norm, zu ermitteln und um dann von dieſer aus den poſitivrechtlichen 
Stufenbau des Völkerrechtes, einſchließlich der völkerrechtlichen Teil- 
ordnungen und ihrer ſachlichen und räumlichen Zuſtändigkeit zu 
entfalten“. 

Das Werk zerfällt in drei Abſchnitte und zwölf Hauptſtücke. Im 
erſten Abſchnitt wird die Einheit des Rechtsſyſtems, im erſten Haupt⸗ 
ſtück Völkerrechtsgemeinſchaft und Völkerrechtsordnung, im zweiten 
Hauptſtück die völkerrechtliche Grundnorm, im dritten Hauptſtück 
Völkerrecht und ſtaatliches Recht behandelt. Der zweite Abſchnitt be 
faßt ſich mit der Gliederung der Völkerrechtsordnung, und zwar das 
vierte Hauptſtück mit den Völkerrechtsnormen im engeren Sinne, das 
fünfte Hauptſtück mit der Vollziehung der Völkerrechtsnormen im 
engeren Sinne, das ſechſte Hauptſtück mit allgemeinem und par⸗ 
tikulärem Völkerrecht, das ſiebente Hauptſtück mit den völkerrechts⸗ 
unmittelbaren Rechtsgemeinſchaften mit Verfaſſungsautonomie. Im 
dritten Abſchnitt gelangt die völkerrechtliche Zuſtändigkeitsordnung 
zur Erörterung, und zwar im achten Hauptſtück die ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit, im neunten Hauptſtück die räumliche Zuftändigkeit, im 
zehnten Hauptſtück das Staatsgebiet im weiteren Sinne, im elften 
Hauptſtück das Staatengemeinſchaftsgebiet, im zwölften Hauptſtück 
das Staatengebiet. 

Der Darſtellung von Verdroß iſt die moniſtiſche, Völker⸗ 
recht und ſtaatliches Recht einheitlich erfaſſende Rechtskonſtruktion 
zugrunde gelegt. Verdroß verſucht, dieſe der herrſchenden dua⸗ 
liſtiſchen Betrachtung entgegengeſtellte Rechtskonſtruktion an der Hand 
des poſltiven Rechtsſtoffes durchzuführen, um dadurch die Richtigkeit 
feiner heute übrigens vielfach angenommenen Grundeinſtellung zu be⸗ 
weiſen. Ob es Verdroß gelungen iſt, „das dualiſtiſche Gehäuſe“ zu 
ſprengen und damit die Einheit von Völkerrecht und ſtaatlichem Recht 
darzutun, erſcheint mir mehr als zweifelhaft. Eine Auseinanderſetzung 
mit den grundſätzlichen Lehren von Verdroß iſt im Rahmen dieſer 
Beſprechung unmöglich. Es muß genügen, zu einigen Hauptpunkten, 
100 m. E. beſonders anfechtbar und bedenklich ſind, kurz Stellung zu 
nehmen. 


1. Verdroß geht bei feinen Erörterungen über die rechtliche 
Grundlage des Völkerrechts von dem zutreffenden Satze der herrſchen⸗ 
den Lehre aus, daß „nur der durch Willenselnigung zuſammenfließende 
Gemeinwille mehrerer oder vieler Staaten die Quelle des Völker⸗ 
rechts ſein könne“. Er wirft ſodann die Frage auf, wie es mög⸗ 
lich ſei, daß die Willenserklärung des einen Staates mit der 
Willenserklärung der anderen Staaten zu einer rechtlichen Einheit 
verbunden werde, und beantwortet dieſe Frage richtig dahin, daß das 
nur auf Grund eines Rechtsſatzes geſchehen könne, „der die Tat⸗ 
beſtände der verſchiedenen Willenserklärungen zur Einheit des 
Tatbeſtandes ‚Gemeinmwille zuſammenfaſſe, indem er 
ihn mit der Rechtsfolge verknüpfe, daß den von ihm getroffenen 
Regelungen entſprochen werden ſolle“. Dieſer Rechtsſatz, der die 
Grundlage des Gemeinwilleus und damit den Geltungsgrund des durch 
ihn gejegien Völkerrechtes überhaupt bilde, ſei eine überſtaatliche 
Norm, und zwar die aus dem Naturrecht fließende, Überpoſi⸗ 
tive Norm „pacta sunt servanda“ (S. 20 ff., 30, 32 ff.). Die Lehre 
von Verdroß iſt zweifellos inſoweit richtig, als ſie betont, daß es 
zur Begründung der Rechtsverbindlichkeit des poſitiven Völkerrechtes der 
Exiſtenz der Grundnorm „pacta sunt servanda“ bedarf. Dagegen 
kann dieſer Grundnorm im Gegenſatz zu Verdroß weder über⸗ 
ſtaatlicher noch naturrechtlicher Charakter zuerkannt werden. Die 
Grundnorm „pacta sunt servanda“ als ſolche gehört vielmehr durch⸗ 


aus dem zwiſchenſtaatlichen, poſitiven Recht an. Indem 


die zur Völkerrechtsgemeinſchaft zuſammengeſchloſſenen Staaten die 
Rechtsverbindlichkeit des „Gemeinwillens“ und damit die Rechts“ 
verbindlichkeit des poſitiven Völkerrechtes anerkennen, erkennen fie 
implizite auch die Rechtsverbindlichkeit der hier fraglichen Grundnorm 
an. Was nun aber die rechtliche Grundlegung, den Geltung?” 
grund der Grundnorm „pacta sunt servanda“ anlangt, jo ift dieſer 
nicht etwa im Naturrecht, ſondern in dem Willen der ihr unter: 
worfenen Staaten zu ſuchen; die Grundnorm „pacta sunt servanda 
gilt in gleicher Weiſe wie die innerſtaatliche Rechtsordnung, ledig“ 
lich weil und ſolange als ſich die ihr Unterworfenen 
an ſie gebunden fühlen. Den von Verdroß gemachten Ver⸗ 
ſuch, die Geltung der Grundnorm „pacta sunt servanda“ und damit 
die Geltung des geſamten Völkerrechts ſtatt auf das durchaus reale 
Moment des Willens der die Grundnorm anerkennenden Staaten 
auf das Naturrecht zurückzuführen, halte ich für einen erheblichen 
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Rückſchritt. Denn das Naturrecht iſt nichts weiter als ein fiktives 
Gebilde, mit dem ſich in der Praxis des Rechtslebens nichts an⸗ 
fangen läßt. 

2. Verdroß meint, die dualiſtiſche, Völkerrecht und ſtaatliches 
Recht vollkommen trennende Konſtruktion könne einer tieferen Unter⸗ 
ſuchung nicht ſtandhalten. Ausgehend von ſeiner Lehre vom über⸗ 
ſtaatlichen Charakter des Völkerrechts betrachtet er die innere 
Rechtsordnung der einzelnen Staaten lediglich als Ausgliederungen 
der Völkerrechtsordnung. Die Zurückführung des Völkerrechts und 
des ſtaatlichen Rechts auf eine verſchiedene rechtliche Grundlage be⸗ 
deute eine petitio principii. „Gehe man von der völkerrechtlichen 

rundnorm aus, die den Staatenkonſens zur Aufſtellung der Völker⸗ 
rechtsnormen berufe, dann hänge auch das innerſtaatliche Recht von 
jener Grundnorm ab, da die Grenzen, innerhalb deren ſich die 
Staaten frei bewegen und entfalten könnten, ebenfalls durch Völker⸗ 
rechtsnormen abgeſteckt, alſo in einem von der völkerrechtlichen Grund⸗ 
norm abgeleiteten Verfahren beſtimmt und wieder verändert würden.“ 
„Die ſtaatliche Freiheit ſei daher nichts anderes als 
eine den Staaten vom Völkerrechte zugeſtandene 
Sphäre freien Ermeſſens. Sie ſei nur dem Grade, nicht der 

rt nach verſchieden von den Bereichen freien Ermeſſens, die die 
Staatsverfaſſungen den geſetzgebenden, verwaltenden und rechtſprechen⸗ 
den Organen einräumten“ (S. 34/35). „Nicht die Staaten ſeien die 
urſprüngliche Gegebenheit, ſondern die Staatengemeinſchaft ſei das 
logiſch Erſte, ſie ſei die Ganzheit, die ſich erſt in die Staaten zer⸗ 
gliedere“ (S. 39). Dieſe Ausführungen halte ich für vollkommen ab⸗ 
wegig. Ihr Ausgangspunkt, daß das Völkerrecht überſtaatliches Recht 
ſei, und die gleiche rechtliche Grundlage wie das ſtaatliche Recht habe, 
iſt m. E, verfehlt. Das Völkerrecht iſt, wie bereits unter Ziff. 1 dar⸗ 
gelegt, zwiſchenſtaatliches Recht. Seine rechtliche Grundlage, d. h. ſein 
Geltungsbereich, iſt der Wille der zur Völkerrechtsgemeinſchaft ge⸗ 
hörenden Staaten, die ſich an die poſitive Grundnorm „pacta 
sunt servanda“ gebunden fühlen. Die rechtliche Grundlage des ſtaat⸗ 
lichen Rechtes iſt dagegen der Wille der Staatsbürger, die 
ſich an die Rechtsordnung ihres Staates gebunden fühlen. Die Un⸗ 
haltbarkeit der von Verdroß entwickelten Lehre zeigt ſich mit er⸗ 
ſchreckender Deutlichkeit an ihren Konſequenzen: der Satz, daß nicht 
der einzelne Staat, ſondern die Staatengemeinſchaft das urſprünglich 
gegebene ſei, daß die ſtaatliche Freiheit nichts anderes ſei als eine 
den Staaten vom Völkerrecht zugeſtandene Sphäre freien Ermeſſens, 
iſt nicht nur, wie bereits Triepel (vgl. Rapports S. 11) treffend 
hervorgehoben hat, abſolut unhiſtoriſch, ſondern widerſpricht auch 
offenbar dem in der Praxis zum Ausdruck gelangenden Rechts⸗ 
empfinden der Staaten. Den leitenden Männern der zur Völkerrechts⸗ 
gemeinſchaft verbundenen Staaten, die in ihren Reden und diploma⸗ 
tiſchen Noten die Unabhängigkeit der von ihnen repräſentierten 
Staaten heute mehr denn je betonen, dürften bei dem Gedanken, daß 
ihre Staaten nichts weiter als „Ausgliederungen“ der Völkerrechts⸗ 
ordnung ſeien, die Haare zu Berge ftehen! Die herrſchende dualiſtiſche 
Lehre wird durch die Ausführungen von Verdroß m. E. nicht nur 
nicht widerlegt, ſondern von neuem als richtig beſtätigt. 


3. Wenn Verdroß meint, daß die herrſchende Völkerrechts⸗ 
lehre, die auf das Dogma eingeſchworen ſei, daß ſich das Völkerrecht 
ausſchließlich an die Staaten wende, der Zuſtändigkeit der Europa⸗ 
iſchen Donaukommiſſion ſowie anderer internationaler Organe, z. B. 
der interalliierten Rheinlandkommiſſion hilflos gegenüberſtehe (S. 83), 
ſo befindet er ſich im Irrtum. Hätte Verdroß mein (ihm offenbar 
unbekanntes) Buch über „die Nechtsſtellung der beſetzten Rheinlande“ 
(ogl. z. B. S. 88 ff.) geleſen, fo würde er wohl anderer Anſicht fein. 
Ich glaube vielmehr, daß die Lehre von Verdroß ihrerſeits wichtigen 

roblemen des Rechtes der internationalen Organe hilflos gegenüber⸗ 
ſteht. Es ſei dabei etwa an die Frage erinnert, ob die einheimiſchen 
Gerichte zuſtändig ſind, die Rechtsſetzungsakte eines internationalen 
Organes auf ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen. 

Abgeſehen von den teilw. bedenklichen, grundſätzlichen Erörte⸗ 
rungen über die rechtliche Grundlage des Völkerrechts und das Ver⸗ 
hältnis des Völkerrechts zum ſtaatlichen Recht finden ſich in dem 
Werke von Verdroß aber zahlreiche Ausführungen, denen auch der 
Anhänger der herrſchenden dualiſtiſchen Lehre rückhaltlos zuſtimmen 
kann. Für beſonders gelungen halte ich beiſpielsweiſe die ſcharfe 
Herausarbeitung des Weſens der de jure — und der de facto — 
Anerkennung (S. 140—142) die Lehre von der Rechtsſtellung des 
Papſtes (S. 151154), vom Umfang des Staatsgebietes und ſeiner 
Grenzen (S. 194—201) und vom Küſtenmeer (S. 206—210). 

Das neueſte Werk von Verdroß ſtellt alles in allem eine 
hervorragende wiſſenſchaftliche Leiſtung dar. Es iſt entſchieden als die 
bedeutendſte Arbeit über völkerrechtliche Grundprobleme anzusprechen, 
die ſeit Heinrich Triepels klaſſiſchem Werk über „Völkerrecht 
und Landesrecht“ innerhalb des deutſchen Sprachengebietes erſchienen 
iſt. Beſondere Anerkennung verdient nicht nur die ſouverane Be⸗ 
herrſchung der Staatenpraxis, ſondern auch das redliche Bemühen des 
Verf., ſeine durch die behandelte Materie bedingten, oft ſchwierigen Ge⸗ 
dankengänge einfach und klar zum Ausdruck zu bringen. Jedem 
reifen Völkerrechtler wird das Buch von Verdroß reiche Be⸗ 
lehrung und Anregung bieten, einerlei, ob er ſeinem Ergebniſſe zu⸗ 
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ſtimmt oder nicht. Dagegen glaube ich, Studenten mit noch nicht hin⸗ 
reichend gefeſtigten völkerrechtlichen Grundkenntniſſen von einem 
Studium dieſes ſchwierigen, zum Teil höchſt problematiſchen Werkes 
abraten zu müfjen. 

RA. und Priv Doz. Dr. Carl Heyland, Frankfurt a. M.⸗Gießen. 


Dr. J. Spiropoulos, Abteilungsleiter im Inſtitut für inter⸗ 
nationales Recht: Die De-facto-Regierung im Völkerrecht. 
(2. Heft der Beiträge zur Reform und Kodifikation des 
Völkerrechts, herausgegeben im Inſtitut für internationales 
Recht an der Univerſität Kiel.) Verlag des Inſtituts für 
internationales Recht an der Univerſität Kiel, 1926. 

Die vorliegende Schrift iſt die erſte wiſſenſchaftliche Geſamtdar⸗ 
ſtellung des bezeichneten Themas. Dieſes lag ſozuſagen in der Luft, 
und Gemma hat über die Frage an der Haager Völkerrechtsakademie 
bereits Vorleſungen gehalten, aber als dieſe im Druck erſchienen, lag 
die Arbeit von Spiropoulos druckfertig vor. Dieſer hat mit 
einem wahren Bienenfleiß die zahlreichen Fälle geſammelt und kri⸗ 
tiſch verarbeitet; er hat dabei in die ganze Lehre Syſtem gebracht. 

Im erſten Hauptſtück handelt er über Begriff und Arten ſowie über 

die Anerkennung der De-facto-Negierung (Weſen, Inhalt, Form und 

Vorausſetzung). — Den Inhalt des zweiten Hauptſtücks bilden die 

Rechtsſtellung und die Rechtshandlungen, den Inhalt des dritten 

Hauptſtücks die Rechtsfolgen und Unrechtshandlungen der De-facto- 

Regierung. 6 

Die Schrift füllt eine Lücke aus, die längſt unangenehm emp⸗ 
funden wurde. Wir ſchulden dem Verfaſſer aufrichtigen Dank. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Meurer, Würzburg. 


Dr. Wolfgang Schneider, Das völkerrechtliche Mandat 
(Schriften des Deutſchen Auslands⸗Inſtituts Stuttgart, 
Rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Reihe, herausgegeben von 
Geh. Rat Prof. Dr. Mendelsſohn⸗Bartholdy und Dr. 
Karl Strupp, Bd. 2). Stuttgart 1926. Ausland und Hei⸗ 
mat Verlags⸗Aktiengeſellſchaft. 103 S. 


Das Urteil über die vorliegende Studie muß verſchieden lau⸗ 
ten, je nachdem man ſie als Talentprobe eines wiſſenſchaftlichen 
Anfängers (das iſt der Verf. offenbar) oder im Hinblick auf die 
objektive Förderung der in ihr behandelten oder berührten Pro⸗ 
bleme wertet. Unter erſterem Geſichtspunkt ſtellt die Arbeit im 
ganzen eine recht erfreuliche Leiſtung dar. Sie geht in einem 
J. Kapitel (S. 12—32) auf die Entwicklungsgeſchichte des völker⸗ 
rechtlichen Mandatsbegriffes ein, unterſucht in einem II. Kapitel 
das Weſen des völkerrechtlichen Mandats nach verſchiedenen Rich⸗ 
tungen (S. 32—63) und erörtert in einem III. (Schluß⸗) Kapitel 
(S. 63— 71) die Bedeutung der Mandatsklaſſeneinteilung; in zwei 
dankenswerten „Anhängen?“ folgt eine Zuſammenſtellung der Texte 
des Vertrags zwiſchen Großbritannien und Irak v. 10. Okt. 1922 
und der Mandatsſatzungen (S. 72— 103). Verf. zieht dabei wenig⸗ 
ſtens die ausländiſche Literatur — leider nicht ebenſo auch die 
deutſche — in anerkennenswertem Umfang heran und bekundet in 
dem durchgängigen Beſtreben nach ſelbſtändiger Stellungnahme 
gegenüber den zahlreichen Zweifelsfragen ein beachtliches Maß von 
juriſtiſchem Urteil und Scharfſinn. Auch wo man dem Verf. nicht 
zuſtimmen kann, vermögen ſeine Ausführungen anregend zu wirken, 
jo z. B. wenn er ein Coimperium der alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte und des Völkerbundes über die Mandatsgebiete an⸗ 
nimmt und daraus wichtige Schlußfolgerungen herleitet (eine 
Konſtruktion, die auch der Herausgeber Strupp in einem „Vor⸗ 
wort“ zu der Arbeit mit Recht ablehnt). — Wie weit freilich die 
wiſſenſchaftliche Erkenntnis und Löſung der im Thema der Arbeit 
gegebenen Probleme durch die Unterſuchung des Verf. unmittel⸗ 
bar gefördert wird, erſcheint mir weit zweifelhafter. Von ziemlich 
zahlreichen Bedenken gegen Einzelpunkte abgeſehen — 3. B. 
iſt die Anſicht des Verf. S. 38, auch Nichtmitglieder des Völker⸗ 
bundes könnten „Mandatare“ werden, wohl nicht vereinbar mit 
Art. 22 Abſ. 5 letzter Satz („der anderen Bundes mitglieder“), 
ſeine Behauptung S. 33, daß „die ein Mandat ausübende Macht 
für ſich keinerlei Rechte aus dem Mandat im Verhältnis zu dem 
Mandatsgebiet herleiten“ könne, iſt in dieſer Form ſicher nicht 
haltbar uſw. —, ſeien hier nur folgende Momenle hervorgehoben. 
Im hiſtoriſchen Teil hat Verf. nicht erkannt, daß der Begriff 
wenigſtens eines „europäiſchen Mandats“ in der völherrechtlichen 
Literatur wie auch in der Diplomatenſprache wohl weſentlich älter 
ſein dürfte als er annimmt; in v. Holtzendorffs Hdb. d. VR. 
iſt er gelegentlich ſchon mit einer gewiſſen Selbſtverſtändlichkeit ge⸗ 
braucht, für die Beſetzung Bosniens durch Ofterreich-Ungarn 1878 
wurde von einem „Mandat“ geſprochen, und wahrſcheinlich läßt ſich 
der Gedanke bis in die Zeit der Pentarchie in den erſten Jahrzehn⸗ 
ten des 19. Jahrhunderts zurückverfolgen; ob aus dieſer Vorge⸗ 
ſchichte etwas für die Erkenntnis des heutigen „Mandatsbegriffs“ 
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der Völkerbundsakte gewonnen werden kann, ijt natürlich eine 
beſondere Frage; ich behalte mir vor, an anderer Stelle darauf 
zurückzukommen. Weſentlich ſchwerer wiegen indes m. E. andere 
Mängel der Arbeit. Verf. behandelt die für das Mandatsſyſtem 
maßgebenden Vertragsbeſtimmungen bei ſeiner Interpretation nicht 
viel anders wie etwa ein deutſches Reichsgeſetz und berückſichtigk 
zu wenig die politiſchen Kämpfe und Gegenſätzlichkeiten, durch 
welche nicht nur die Formulierung gerade dieſer Sätze der Völker⸗ 
bundsakte, ſondern ganz beſonders auch ihre Handhabung durch 
den Völkerbund bedingt und beſtimmt wurde. Daraus würde ich 
nun dem Verf. kaum einen ſchwereren Vorwurf machen, wenn ihm 
nicht gerade die von ihm allzu wenig beachtete deutſche Literatur 
hier die leichte Möglichkeit zu vertiefter Erkenntnis geboten hätte: 
aber weder das bedeutſame Werk von B. W. v. Bülow, Der 
Verſailler Völkerbund (1923), das über das Mandatsſyſtem und 
ſeine Handhabung intereſſante Aufſchlüſſe gibt, noch die Verhandlun⸗ 
gen der Deutſchen Geſellſchaft für Völkerrecht in Stuttgart 1925, 
die namentlich einen wertvollen Vortrag von Fleiſchmann 
über „Kolonialmandate“ brachten, ſcheinen vom Verf. benützt wor⸗ 
den zu ſein, von unwichtigeren Veröffentlichungen zu ſchweigen. 
So gibt die Arbeit tatſächlich keinen ganz zutreffenden Eindruck vom 
heutigen Stand der wiſſenſchaftlichen Diskuſſion. Doch zeigt ſie 
immerhin eine ſo beachtliche wiſſenſchaftliche Begabung ihres Verf., 
daß man weiteren Veröffentlichungen von ſeiner Seite mit Inter⸗ 
eſſe entgegenſehen wird. 
Prof. Dr. Schoenborn, Kiel. 


Joſef L. Kunz: Gaskrieg und Völkerrecht. Wien 1927. 
Verlag Julius Springer. 83 S. Preis broſch. 4,80 Gh. 


Der chemiſche Krieg wird, beſonders im Verein mit dem Luft⸗ 
krieg, in dem Krieg der Zukunft eine hervorragende Rolle ſpielen. 
Seit Jahren beſchäftigt die Frage der chemiſchen Kriegführung die 
Offentlichkeit. Gelehrte Geſellſchaften, die Waſhingtoner Abrüſtungs⸗ 
konferenz von 1922, beſonders der Völkerbund haben der Frage 
eingehende Beratungen gewidmet, die auf ein völkerrechtliches Verbot 
des Gaskrieges hinzielten. Inzwiſchen wird, namentlich in den angel⸗ 
ſächſiſchen Ländern, fieberhaft an der Vervollkommnung der Gaswaffe 
gearbeitet. Welchen Zweck aber haben jene Beratungen, wenn nicht 
auch die techniſche Vorbereitung des Giftkrieges in Friedenszeiten 
unterſagt wird? 

Kunz bietet eine gute, zuſammenfaſſende Würdigung des mit 
dem Gaskrieg geſtellten völkerrechtlichen Problems. Die Einteilung 
feiner Unterſuchung ergibt ſich von ſelbſt: Nach einer kurzen Dar⸗ 
legung der Geſchichte des Gaskrieges während des Weltkrieges und 
in ſeiner Entwicklung ſeither wendet ſich der Verf. der Frage zu, ob 
die Anwendung der chemiſchen Waffe im Weltkriege nach dem da⸗ 
mals geltenden Völkerrecht erlaubt war oder nicht. Bekanntlich hat 
dieſe Frage auch den Gegenſtand von Verhandlungen des Parlamen⸗ 
tariſchen Unterſuchungsausſchuſſes gebildet. Seiner Entſchließung über 
die völkerrechtliche Beurteilung der Verwendung von Gas als Kampf⸗ 
mittel während des Weltkrieges liegt außer der eidlichen Verneh⸗ 
mung des Geh. RegR. Prof. Dr. Haber ein vortreffliches völker⸗ 
rechtliches Gutachten des Sachverſtändigen Wirkl. Geh. Rates 
Dr. Kriege zugrunde („Völkerrecht im Weltkrieg 1914—1918.“ 
Dritte Reihe im Werk des Partamentar. Unterſuchungsausſchuſſes 
4. Bd. Berlin 1927 S. I ff.). Großes Intereſſe dürfen die ſachkundigen 
rechtspolitiſchen Ausführungen von Dr. Kunz über das Verbot des 
Gaskrieges pro futuro beanſpruchen. Er erhebt die Forderung nach 
einem Verbot der Anwendung der Gaswaffe im Kriege, und zwar 
mittels eines völkerrechtlichen Vertrages. Als Ergebnis feiner Unter⸗ 
ſuchungen legt Dr. Kunz einen 23 Artikel umfaſſenden Konven⸗ 
tionsentwurf (, Projet de Convention concernant la prohibition 
de la guerre chimique“) vor, der als Diskuſſionsbaſis gewertet wer⸗ 
den will und als ſolche wertvoll werden kann. 


Prof. Dr. Heinrich Pohl, Tübingen. 


The Origin of the Right of Fishery in Territorial Wa- 
ters by Percy Thomas Fenn jun., Assistant Professor 
of Political Science in Washington University, St. 
Louis. Cambridge 1926. Harvard University Press. 
Preis 17/net. 


Die Territorialgewäſſer haben auf der vorjährigen Wiener 
Konferenz der International Law Association eine nicht unbedeutende 
Rolle geſpielt. Die mit ihnen ſich beſchäftigenden Beſtimmungen bilden 
den wichtigſten Teil des von der Konferenz angenommenen Entwurfs 
betreffend Laws of Maritime jurisdic tion in time of peace. Wohl 
von noch größerer Bedeutung iſt der auch im vorigen Jahre bekannı- 
gewordene, denſelben Gegenſtand betreffende Entwurf einer Völker⸗ 
bundskommiſſion. In keinem der beiden Entwürfe ſind die Fiſcherei⸗ 
rechte in den Territorialgewäſſern beſonders behandelt. Daß dieſe 
aber ganz beſonderes Intereſſe beanſpruchen, liegt auf der Hand. 

Wer ſich nun mit dem Studium dieſer Frage beſchäftigt, ſollte 
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an dem Fennſchen Werke nicht vorbeigehen. Allerdings unterſucht es 
nur den Urſprung der Fiſchereirechte, die für europäiſche Territorial⸗ 
gewäſſer beſtehen, verfolgt aber deren Entwicklung bis etwa zur 
Mitte des 17. Jahrhunderts. Mit außerordentlicher Sorgfalt und 
unter Benutzung reichen hiſtoriſchen Materials wird, beginnend mit 
der Zeit Kaiſer Juſtinians, die Materie behandelt. Die Darſtellung 
iſt ſehr klar und die Beweisführung ſcharf, namentlich in dem vor⸗ 
letzten Kapitel, welches vom mare liberum und mare clausum handelt 
und den eigentlichen Schlußſtein der Unterſuchungen bildet. Von der 
Drei⸗Seemeilen⸗Grenze iſt allerdings noch nicht die Rede, wohl aber 
davon, daß das mare adiacens ſeewärts ſoweit reicht, als es von 
der Küſte aus verteidigt werden kann. 

Das Buch ſtellt jedenfalls einen wertvollen Beitrag zur Lehre 
von den Territorialgewäſſern dar. 

RA. Dr. Schulze⸗Smidt, Bremen. 


Dr. Hans Gerber, Privatdozent der Univerſität Marburg: 
Minderheitsprobleme. Heft 16 der Schriften der Ver⸗ 
einigung für ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung. 62 S. 
Preis 2 . 


Das inhaltreiche Schriftchen zerfällt in zwei Teile: „All⸗ 
gemeine Vorausſetzungen“ und „Die praktiſchen Hauptprobleme“. 
Indem Gerber „Minderheitsprobleme“ erörtert, erſchöpft er 
doch nicht „das Minderheitsproblem“; er liefert Ausſchnitte, macht 
feine Beobachtungen, intereſſante Einzelbemerkungen und iſt zum 
Schluſſe mit ſich ſelbſt zufrieden, wenn er „die Anteilnahme für 
ein leider in weiten Kreiſen viel zu wenig beachtetes Zeitproblem 
geweckt und die wichtigſten Grundzüge des Fragenkreiſes aufge⸗ 
zeigt“ hat. Beides iſt ihm in vollem Maße gelungen; ſeine Schrift 
weckt das Intereſſe und zeigt die Probleme — aber befriedigt 
hat er das Intereſſe nicht und die Probleme mehr geſtreift als 
gelöſt; aber bei alledem eine begrüßenswerte Arbeit. 

Als Vorausſetzung für die heute ſo ernſt gewordene Frage 
des Minderheitenrechtes bezeichnet Gerber den modernen Ge⸗ 
genſatz, der ſich zwiſchen Volk und Staat ergeben hat als Folge 
einer „ungeheuren gegenſeitigen völkiſchen überfremdung“. Die 
ältere Auffaſſung ließ das Volk einfach im Staatsbegriffe auf⸗ 
gehen; der Staat erſchien Selbſtzweck und das Volk Mittel im 
ſozialen Leben; heute aber herrſcht die entgegengeſetzte Auffaſſung 
„Volk im ethnologiſchen Sinne iſt Selbſtzweck und Staat nur ſein 
Mittel“. Da nun dieſem ſich überall hervorbrechenden Volksideale 
der tatſächliche Staatenzuſtand in Europa nicht entſprach, benutzten 
Wilſon und die Entente dieſen Kampfruf, um den bisherigen 
Staatenbeſtand Mitteleuropas umzuſtürzen. Dabei hat die Kriegs⸗ 
propaganda der Entente es „fertiggebracht, einerſeits die Forde⸗ 
rung des Minderheitsrechtes als eine Folgerung aus dem demo⸗ 
kratiſchen Gedankenbereiche im Gegenſatz zum Nationalſtaatsgedan⸗ 
ken zu bringen, und ſo dieſen ſelbſt auf das ſchärfſte als ver⸗ 
brecheriſche Verirrung abzulehnen, andererſeits aber aus nationalen 
Gründen für Polen, Tſchechen uſw. ſtaatliche Gelbftändigkeit zu 
fordern“. Da ſomit „nach den Friedensſchlüſſen kaum Verbeſſerun⸗ 
gen der Nationalitätenverhältniſſe, ſondern nur Veränderungen“ 
ſich zeigen, und „der Satz vom Selbſtbeſtimmungsrechte nur ein 
politiſches Kampfmittel war, um Kriegsziele zu erreichen“, würde 
aus dieſer Sachlage „eine große Zurückhaltung gegenüber allen 
Minoritätsproblemen folgen“. Dennoch überwindet unſer Autor 
ſeine Gewiſſensbedenken, ſich mit dem Probleme überhaupt zu be⸗ 
faſſen und gelangt zu dem Schluſſe, „eben nur Zurückhaltung nicht 
ſchlechthin Ablehnung“ ſei für uns Deutſche am Platze. 

Dürftiger als die politiſchen ſind die juriſtiſchen Erörterungen 
des 1. Teiles dieſer Schrift; aber das Wenige, das Gerber ſagt, 
iſt richtig. So unterſcheidet er ſcharf „Minderheitenfremdenrechte“, 
die Ausländern nach allgemeinem Völkerrechte zukommen, von dem 
„echten Minderheitsrechte“, das ſich auf die Staatsangehörigen 
eines volksfremde Nationen beherrſchenden Staates bezieht. Da 
gewöhnlich dieſer Zuſtand aus Eroberungen herrührt, beſchleichen 
den Verfaſſer abermals Gewiſſenszweifel, ob dieſer echte Minder⸗ 
heitsbegriff überhaupt als „Rechtsbegriff anerkannt und erörtert“ 
werden dürfe. Wiederum überwindet er ſeine Bedenken, ja er recht⸗ 
fertigt manche ſolcher Vorkommniſſe und gelangt ſchließlich an der 
Hand zahlreicher Beiſpiele (Wolgadeutſche, Oberſchleſier, Sieben 
bürgerſachſen, Kärnter Slowenen) zu dem Satze, daß die Forde⸗ 
rung „ein Volk — ein Staat“ eine Utopie ſei, und daß „wir wie⸗ 
der zum Minderheitsrechte geführt werden, als dem einzigen Mittel 
ohne Vergewaltigung der Geſchichte ... den Verhältniſſen der 
Überfremdung der Welt... zu ihrem Rechte zu verhelfen, zu einem 
nationalen Staatsrechte auch der Minderheiten“. 

Juriſtiſch wertvoller als der erſte iſt der zweite Teil der Ab- 
handlung: Die praktiſchen Hauptprobleme. Drei Fragen ſtellt ſich 
Gerber: 1. Die nach dem Begriffe der Minderheit; 2. Iſt Min⸗ 
derheitsrecht gleichzuſetzen Kulturautonomie? 3. Welche Stellung 
hat das Minderheitenrecht im Völkerrecht? 
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um, Seine Begriffsbeſtimmung enthält einige neue Geſichtspunkte; 
Minderheit iſt ihm „der Inbegriff derjenigen Staatsbürger, welche 
in ihrem Volköbeivußtjein abweichen von dem Volkstume des als 
national führend bewußten und bewährten und deswegen beſtim⸗ 
menden Teiles der Staatsbürgerſchaft“. Daher hat das Zahlenver⸗ 
hältnis nur untergeordnete Bedeutung; obwohl z. B. ſich in der 
Iſchechoſlowakei Tſchechen und Deutſche „zahlenmäßig kaum unter⸗ 
ſcheiden“ (7) ſo ermöglichen die Deutſchen „durch ihre Haltung 
bisher die Bezeichnung als Minderheit ..., denn fie haben ſich 
vor allem in der erſten Zeit unter negativiſtiſcher Führung dem 
Staate gegenüber zurückhaltend, wenn nicht völlig ablehnend oder 
gleichgültig verhalten“. So unzutreffend die Behauptung betr. das 
Zahlenverhältnis und ſo fragwürdig Gerbers Bemerkung auch 
iſt, daß das negative Verhalten der Deutſchen ſpeziell in der 
Tſchechoſlowakei fie zu Minderheiten geſtempelt habe, jo hindert 
das ſchlecht gewählte Beiſpiel nicht die Diskutierbarkeit ſeiner 
allgemeinen Theorie, wonach ſchlafende, aſſimilierte, eingelebte 
Nationen nicht als echte Minderheiten gelten können. Allerdings 
ergibt ſich daraus eine äußerſt ſchwankende Begriffsbeſtimmung: 
denn Schläfer können aufwachen, Eingelebte ſich ausleben wollen. 

Recht bedenklich iſt Gerbers Darlegung, daß Minderheits⸗ 
rechte nicht durch Anerkennung der Kulturautonomie befriedigt 
oder auch nur gedeckt werden können. Seine beiden Hauptargu⸗ 
mente find: durch völkiſche Selbſtverwaltung entſtehen Mehr⸗ 
laſten, welche die Minderheit lieber ablehnt als auf ſich nimmt, 
und „bei geſchloſſenen Minderheitsſiedlungen wird im übrigen ſchon 
durch die für die kommunale Selbſtverwaltung geltenden Beſtim⸗ 
mungen den Bedürfniſſen der Minderheit Rechnung getragen wer⸗ 
den können“. Beide Argumente ſind hinfällig: eine gerechte Ord⸗ 
nung der völkiſchen Selbſtverwaltung kann ſo eingerichtet werden, 
daß der Mehrbelaſtung auch eine Entlastung gegenüberſteht. Fer⸗ 
ner überſieht Gerber, daß beſonders in romaniſchen Staaten 
eine kommunale Selbſtverwaltung in weit geringerem Maße als 
bei Germanen beſteht; ſo haben die Italiener in Deutſch⸗Südtirol 
die beſtandene Gemeindeverwaltung gemäß ihrer romaniſchen Ein⸗ 
ſtellung gründlich zerſtört. 

Wenig befriedigt die von Gerber S. 56 vorgeſchlagene Lö⸗ 
ſung, wonach „die Grundlage einer Minderheitsordnung ein Ver⸗ 
eins⸗, Verſammlungs⸗ und Preſſerecht zu bilden hat, welches den 
Minderheiten ermöglicht, im privaten Verkehr untereinander ihre 
Volksart zu pflegen“. Im Bereiche des öffentlichen Rechtes ver⸗ 
langt er „geſetzliche Regelung der Sprachenfrage, des Schulweſens, 
Ausgeſtaltung der politiſchen Wahlen und die Organiſation der 
Wohlfahrtspflege und der Kirchen“. Das bedeutet einerſeits bloß, 
daß über ſie kein Ausnahmezuſtand verhängt werden ſolle, und 
andererſeits ſchwenkt er damit doch wieder in die Kulturauto⸗ 
nomie zurück. 

Bezüglich der Stellung des Minderheitsrechtes im Völker⸗ 
recht verweiſt Gerber darauf, daß es eigentlich eine Angelegen⸗ 
heit des inneren Staatsrechtes ſei, und daß man für die Minder⸗ 
heiten keine völkerrechtliche Rechtsfähigkeit verlangen dürfe. Dieſes 
für die Minderheiten wenig erfreuliche Ergebnis dämpft Gerber 
in nicht logiſch einwandfreier Weiſe durch eine Aufforderung an 
den Völkerbund, minderheitsfeindliche Maßnahmen innerhalb eines 

taates „zum Gegenſtande der internationalen Politik zu machen ... 
weil auch ſie geeignet ſind, den Frieden der Welt zu ſtören“. — 

Somit kann ſowohl der Juriſt wie der Politiker dieſe Ab⸗ 
handlung nur mit gemiſchten Gefühlen leſen; Unklarheit und nicht 
zu Ende gedachte Gedanken in beiden Richtungen. Aber gie gibt 
dennoch wertvolle Streiflichter, und es ſoll fie jeder leſen, dem das 
für uns Deutſche ſo wichtige Minderheitsproblem am Herzen liegt. 

Hofrat Prof. Dr. Karl Brockhauſen, Wien. 


Derjailler Vertag und Ausgleichsverfahren. 


Gerber, Dr. Hans, Privatdozent in Marburg: Die Be⸗ 
ſchränkung der deutſchen Souveränität nach dem Ver⸗ 
ſailler Vertrage. (Völkerrechtsfragen, eine Sammlung von 
Vorträgen und Studien. Herausgegeben von Heinr. Pohl 
und Max Wenzel. Heft 20. Berlin 1927. Ferdinand 
Dümmlers Verlagsbuchhandlung.) 84 S. Preis 4 cb. 
„Vorleſungen für einen Lehrgang der „Vereinigung für ſtaats⸗ 

wiſſenſchaftliche Fortbildung zu Berlin“, nachträglich erweitert. Ver⸗ 

dienſtlich wie alles, was die Verſailler Krankheit rückhaltslos zu 
diagnoſtizieren verſucht. Sehr erfreulich, daß Gerber die Rechts⸗ 
heuchelei, die ein Diktat als Vertrag friſiert, als ſolche kenn⸗ 

zeichnet (S. 23). 

St Deutſchlands Souveränität durch Verſailles befchränkt, 
evtl. wie? Das iſt Gerbers Leitfrage, wobei er Souveränitäts⸗ 
beſchränkungen je nachdem als Beſchränkungen der völlierrechtsfühigen 
Rechtsfähigkeit oder Geſchäftsfähigkeit verſtanden wiſſen will (S. 22 ff.). 
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Grundſätzliche Erwägungen liefern ein Schema, welches nunmehr auf 
die wichtigſten Probleme von Verſailles angewandt wird (Deutſch⸗ 
land —Ausland, Deutſchland — Völkerbund, Deutſchland—Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht—Nationalſtaatsgedanke, Deutſchlands iſolierte Abrüſtung, 
der Wirtſchaftskrieg, der deutſche Konkurs). Der Stoff iſt überſichtlich 
gruppiert. Die rechtstheoretiſchen Erörterungen, die manche inter⸗ 
eſſante Frageſtellung enthalten, erſcheinen mir vielfach nicht richtig 
und nicht ohne Widerſprüche. Doch hat ſich der Verf. die nähere 
methodiſche Grundlegung vorbehalten, und ſo empfiehlt es ſich, dieſe 
verſprochene Gabe abzuwarten. Empfehlenswert bleibt die Lektüre 
des Büchleins auch ſo. 


Prof. Dr. H. Jahrreiß, Leipzig. 


Dr. jur. Walter Hallſtein: Der Lebens verſicherungsvertrag 
im Verſailler Vertrag. Marburg 1926. Elwertſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung. (Nr. 42 der Arbeiten zum Handels⸗, 
Gewerbe- und Landwirtſchaftsrecht. Herausgegeben von 
Prof. Dr. Ernſt Heymann, Berlin.) Preis 7,50 .#. 

Eine unter dem Einfluß des unvergeßlichen Joſef Partſch 
entſtandene Schrift, der man die Erſtlingsarbeit anmerkt ſowohl 
in dem, was ſie gibt, wie in dem, was ſie nicht gibt. Sie enthält eine 
mit unendlichem Fleiß veranſtaltete Sammlung des Materials, um 
deſſen ſyſtematiſche Bewältigung der Verf. ſich auch mit Scharfſinn be⸗ 
müht hat, wobei er denn freilich ſtark formaljuriſtiſch vorgeht und ſich 
in Diſtinktionen nicht genug tun kann. Das Inhaltsverzeichnis zeigt 
beiſpielsweiſe folgende Gliederung an: Zweiter Teil. Erſte Abteilung. 
2. Kapitel. I, 1, a, a, J“, 1“, a’, a“, I“, 17, a“, a“. Aber durch dieſe 
ſyſtematiſche Bearbeitung des gewaltigen Stoffes hat der Verf. ſowohl 
dem Theoretiker wie dem Praktiker, der ſich mit der unerquicklichen 
Materie befaſſen muß, eine notwendige Vorarbeit abgenommen und 
damit auch die Wiſſenſchaft in dankenswerter Weiſe gefördert. 


Geh. IR. Prof. Dr. Victor Ehrenberg, Göttingen. 


Heinrich Stocks, Referendar in Altona: Helgoland im 
Verſailler Friedensvertrag. Greifswald 1927. 
Eine brauchbare und ſorgfältige Arbeit, die jeder Freund der 
ſchönen Inſel, die ſo manchem Juriſten eine Quelle der Erholung 
bietet, mit Intereſſe leſen wird. D. S. 


Werner Bart: Deutſche Luftrechtpolitik ſeit Verſailles. 
Berlin 1927. Ferd. Dümmlers Verlagsbuchhandlung. 


In der von Heinrich Pohl und Max Wenzel heraus⸗ 
gegebenen Sammlung „Völkerrechtsfragen“ wird in Heft 19 von 
Oberleutnant a. D. Werner Bartz die deutſche Luftrechtpolitik ſeit 
Verſailles einer eingehenden Kritik unterzogen. Der Verf. ſchildert 
in ſehr überſichtlicher Form die Entwicklung der deutſchen Luftrecht⸗ 
politik ſeit dem Waffenſtillſtande über den VV. und das Londoner 
Ultimatum bis zu den Pariſer Luftfahrtvereinbarungen v. Mai 1926. 
Der Verf. iſt nicht Juriſt; er hat den Krieg als Fliegeroffizier mit⸗ 
gemacht und widmet ſein Buch „dem Andenken ſeiner für die Ehre 
ihrer Waffe gefallenen Kameraden von der Fliegertruppe“. Der 
Verf. unterſucht daher die einzelnen auf die Luftfahrt bezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen des VV., des Londoner Ultimatums und der Pariſer 
Luftfahrtvereinbarungen auch nicht nach der juriſtiſchen Seite, ſon⸗ 
dern nach der politiſchen Seite. Er geht von den Verſprechungen aus, 
die in den bekannten vierzehn Punkten Wilſons Deutſchland gemacht 
worden ſind; er ſchildert, wie unter Bruch dieſer Verſprechungen der 
VV. jede militäriſche Luftfahrt Deutſchlands verboten hat und wie 
ſchließlich in dem Londoner Ultimatum vom Jahre 1921 auch durch 
die Schaffung der ſogenannten „Begriffsbeſtimmungen“ die zivile 
Luftfahrt Deutſchlands und der Bau reiner Verkehrsluftfahrzeuge 
aufs äußerſte geknebelt worden iſt. Verf. führt endlich aus, daß durch 
die Pariſer Luftfahrtvereinbarung v. Mai 1926 auf dem Gebiete der 
zivilen Luftfahrt und des Baues von Verkehrsluftfahrzeugen Deutſch⸗ 
land zwar zum großen Teil wieder Freiheit erlangt hat; daß aber 
die Beſtimmungen des VV. über das völlige Verbot einer militäriſchen 
Luftfahrt in vollem Umfange aufrechterhalten worden iſt und daß 
dadurch Deutſchland jedenfalls auf dem Gebiete der Luftfahrt feine 
Souveränität bisher nicht zurückerhalten hat. 

Alles dies führt der Verf. in ſcharfen polemiſchen Formen gegen 
die Gewaltpolitik des früheren Feindbundes aus. Zu dieſen politiſchen 
Ausführungen hier Stellung zu nehmen, iſt nicht der Ort, da die 
JW. Stellungnahme zu politiſchen Fragen grundſätzlich vermeidet. 

RA. Dr. Ernſt Tauber, Berlin. 


Staats angehörigkeit und feindlicher Charakter jnriſtiſcher 
Perſonen unter beſonderer Berückſichtigung der Recht⸗ 
ſprechung der Gemiſchten Schiedsgerichte. Von Dr. 
jur. Ernſt Marburg. Völkerrechtliche Monographieen. 
Herausgegeben von Walther Schücking, Karl Strupp 
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und Hans Wehberg. 7. Heft. Berlin 1927. 
von Franz Vahlen. XVI und 114 S. 


Das Problem, welches der Verf. erörtert, gehört ſeit langem zu 
den umſtrittenſten. Ein Blick auf das eindrucksvolle, über 100 Zitate 
enthaltende — dabei nicht einmal voll erſchöpfende ) — Verzeichnis 
des Schrifttums zeigt dies mit augenfälligſter Klarheit. Etwas wirk⸗ 
lich Neues und Selbſtändiges zu bieten, konnte daher von vornherein 
nicht leicht ſein und iſt auch trotz mancher Anſätze dem Verf. nicht 
immer geglückt. Sein Buch iſt vielfach eine mehr oder minder ge⸗ 
ſchickte Formulierung, Zuſammenſtellung und Beſprechung der herr⸗ 
ſchenden Anſichten, wobei ſich der Verf. durch das vorausgeſchickte 
Literaturverzeichnis der Mühe des exakten Nachweiſes aller Ver⸗ 
treter einer Meinung enthoben glaubt. Gerade dieſes aber wäre 
wirklich wertvoll geweſen. Auch die Dispoſition ſeiner Arbeit iſt zwar 
an ſich klar und zutreffend, wird aber nicht gewahrt; ſo wenn der 
Verf. im erſten Kapitel nicht nur, wie er ankündigt und mehrfach 
betont, die Staatsangehörigkeit juriſtiſcher Perſonen vor dem Kriege 
behandelt, ſondern bereits Lehren erörtert, die erſt während und 
nach dem Kriege aufgeſtellt ſind 2), obwohl letzteres der Gegenſtand 
ſeines fünften Kapitels iſt. Dort aber, wo der Verf. eine eigene Mei⸗ 
nung entwickelt, kann ihm nicht immer beigetreten werden. 

Im erſten Kapitel verneint er die Möglichkeit einer „echten“ 
Staatsangehörigkeit juriſtiſcher Perſonen und ſchließt ſich zur Be⸗ 
ſtimmung der Quaſiſtaatsangehörigkeit dieſer Perſonen der „Sitz⸗ 
theorie“ an; er unterſucht weiter die geſetzlichen und völkerrechtlichen 
Beſtimmungen über die Staatsangehörigkeit juriſtiſcher Perſonen und 
kommt hierbei zu dem gut ausgeführten Ergebnis, daß das deutſche, 
ſchweizeriſche, franzöſiſche, belgiſche, italieniſche poſitive Recht (um nur 
dieſe Rechte zu nennen) der „Sitztheorie“ huldigen, während aus den 
Geſetzen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten, Japans (und 
einiger anderer Staaten) ſich ein Anhaltspunkt nur für die „Grün⸗ 
dungstheorie“ gewinnen laſſe (S. 338). 

Im zweiten Kapitel ſchildert der Verf. die Entwicklung der Auf⸗ 
faſſung des feindlichen Charakters juriſtiſcher Perſonen im Kriege, 
zeigt die Möglichkeit dieſer Auffaſſung, führt aus, auf welcher Grund⸗ 
lage er ſich beſtimmen laſſe und gibt ſchließlich einen klaren Über⸗ 
blick über den Entwicklungsgang dieſer Auffaſſung in den wichtigſten 
kriegführenden Staaten (S. 39— 63). 

Im dritten Kapitel beſpricht er die Regelung der Staatsange⸗ 
hörigkeitsfrage juriſtiſcher Perſonen in den Friedenverträgen. Er er⸗ 
kennt zutreffend, daß der VV. Staatsangehörigkeit und Kontrolle 
ſcharf unterſcheidet 3). Er gliedert ferner die privatrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen des VV. in „Wirtſchaftskriegsbeſtimmungen“ (d. h. ſolche, die 
„ſich auf die Fortſetzung des Wirtſchaftskrieges beziehen“) und in 
„Friedensbeſtimmungen“. Bei der Frage nun, welche juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen i. S. des VV. unter Staatsangehörigen zu verſtehen ſeien, 
macht er die Entſcheidung davon abhängig, ob es ſich um „Wirt⸗ 
ſchaftskriegs“⸗ oder um „Friedensbeſtimmungen“ handele. Nur bei 
dieſen ſei die Staatsangehörigkeit maßgebend, bei jenen aber die Kon⸗ 
trolle. Einen ſchlüſſigen Beweis für dieſe nach ſeiner Meinung allein 
mögliche Theſe erbringt er nicht; aus feiner nun folgenden Unter 
ſuchung der einzelnen Beſtimmungen des VV. ergibt ſich, daß er zu den 
„Wirtſchaftskriegsbeſtimmungen“ die Vorſchriften der Art. 74, 260, 
297 b, e, i, 299, 304 b rechnet und nur den Fall des Art. 276 zu den 
„Friedensbeſtimmungen“. Das bedeutet praktiich z. B. die Anerken⸗ 
nung des von der deutſchen Wiſſenſchaft einhellig — mit Recht — 
abgelehnten Urteils) in Sachen Frédsrie Henri w. Etat Allemand 
Rec. I, 422) und eine Verwerfung des zutreffenden Urteils Giulini w. 
Etat Allemand (Rec. V, 1705)). Hier hätte der Verf. entſchieden vor⸗ 
ſichtiger ſein müffen; die Gründe, die der Verf. gegen das letzte Ur⸗ 
teil anführt, ſind keineswegs zwingend. Der ſchwere Fehler ſeiner 
Theſe aber liegt in der Überſpannung des Begriffs „Wirtſchafts⸗ 
kriegsbeſtimmungen“. Der Verf. verſteht ganz richtig hierunter Be⸗ 
ſtimmungen, die den Wirtſchaftskrieg „fortführen“. Prüft man 
— was der Verf. unterlaſſen hat — an dieſem Maßſtab die ein⸗ 
zelnen Vorſchriften genau nach, ſo gehören hierzu nur die Art. 74, 
260, 297 b. Nicht hierzu gehören die Art. 297 e, i, 299, 304 b, die 
vielmehr, z. T. in einſeitiger, Deutſchland allein belaſtender Weiſe, eine 
Beendigung des Wirtſchaftskrieges herbeiführen, eine Befriedung ſchaf⸗ 
fen und einen i. S. der all. und aſſ. Mächte gerechten Ausgleich be⸗ 
reits erfolgter Wirtſchaftskriegsmaßnahmen bewirken wollen. Es iſt 
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1) Vgl. z. B. Scholz, die Staatsangehörigkeit jur. Perſ. in der 
Rechtſprechung der GemSchch H., Weltrecht I, 1924, 24 ff.; Horn, 
Die Rechtslage der ausländiſchen jur. Perſ. in Frankreich, B. P. vgl. 
Rechtswiſſenſchaft 10 (1915), 178 ff.; vgl. auch Wahl in Journ. des 
Socistés 16, 153 ff. u. a. 

2) Vgl. S. 19, 22 des Buches. 

3) Hierbei wäre auch auf die Art. 74 und 297 b VV. eingehen⸗ 
der, als durch Zitat des dazu noch (mit Recht) abgelehnten Urteils 
Damas⸗Ham w. Bagdadbahn, hinzuweiſen geweſen. 

) Vgl. Partſch, JW. 1921, 1645; H. Iſay, Priv. R. u. 
Intereſſen, S. 55; Neumeyer, 3. f. V. R. 12, 261 ff. 
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auch nicht anzuerkennen, warum die Regel, die der Verf. aufſtellt, 
die allein mögliche Auslegungsregel abgeben ſoll. Daß auch dort, wo 
der VV. die juriſtiſchen Perſonen neben den natürlichen als Staatsange⸗ 
hörige nicht ausdrücklich nennt, erſtere mitinbegriffen ſeien, war von An⸗ 
fang klar. Aber dort, wo der VV. eindeutig nur von Staatsangehöri⸗ 
gen ſpricht, juriſtiſche Perſonen, die dieſe Aktivlegitimationsvoraus⸗ 
ſetzung nicht erfüllen, ſondern nur auf Grund der Kontrolltheorie 
klagberechtigt ſein könnten, neben die Staatsangehörigen in den Text 
des VV. hineinzuinterpretieren, iſt nicht angängig. Dieſes Verfahren 
widerſpricht den allgemeinen Auslegungsregeln durchaus 6) und ſchafft 
durch den klaren Text der VV. nicht gedeckte Belaſtungen Deutſch⸗ 
lands. Es iſt endlich um fo mehr an der, der allgemeinen Lehre *) 
entſprechenden Auffaſſung feſtzuhalten, als nicht einmal da, wo es 
ſich tatſächlich um die Fortſetzung des Wirtſchaftskrieges handelt, der 
VV. Staatsangehörige und kontrollierte juriſtiſche Perſonen neben⸗ 
einander als liquidationsfähige Objekte behandelt; dies folgt aus der 
wohlerwogenen verſchiedenen Formulierung der Art. 297 b und 260 
VV.s). — Die bedenklichen Folgerungen, die ſich aus der Theſe der 
Verf. im einzelnen ergeben, können hier nicht erörtert werden. All- 
gemein jedoch ſei darauf hingewieſen, daß weder alle einſchlägigen 
Urteile der GemSchcH. berückſichtigt find?) (wenn auch die meiften), 
noch daß die verarbeiteten immer dort zu finden ſind, wo sedes 
materiae iſt 10) (S. 34—95). 

Im vierten Kapitel beſpricht der Verf. den Wechſel der Staats⸗ 
angehörigkeit juriſtiſcher Perſonen (S. 96106); im fünften (Schluß⸗) 
Kapitel behandelt er den Einfluß des Krieges auf die Lehre von der 
Staatsangehörigkeit juriſtiſcher Perſonen (S. 107—114). 

3 Prof. Dr. Erich Hans Kaden, Genf. 


Die Veſchlagnahme, Liquidation und Freigabe des dent⸗ 
ſchen Vermögens in Belgien. Von Dr. Ernſt Bukofzer, 
Landrichter und Referent im Reichsausgleichsamt (Dr. 
W. Loewenfeld, Dr. Ernſt Loewenfeld, Dr. Julius Mag⸗ 
nus und Dr. Ernſt Wolff: Die Beſchlagnahme, Liquida⸗ 
tion und Freigabe des deutſchen Vermögens im Auslande, 
3. Teil.) Berlin 1927. Karl Heymanns Verlag. VIII 
und 74 S. Preis 8 . 


„Nach einer Darſtellung der Entwickelung, die die Geſetzgebung 
über die Sequeſtration und Liquidation in Belgien genommen hat, 
prüft der Verf. eingehend die perſönlichen, fachlichen, zeitlichen und 
örtlichen Vorausſetzungen für die Beſchlagnahme und Entziehung 
reichsdeutſchen Eigentums auf Grrund des X. Teiles des VV. nach 
belgiſchem innerſtaatlichem Recht und hebt zugleich hervor, wo ſich 
dieſes Recht etwa mit den internationalen Vorſchriften in Wider⸗ 
ſpruch ſetzt. Beſonders die Fragen der Staatsangehörigkeit, der 
Handelsgeſellſchaften, des Erbganges und der Behandlung des Ver⸗ 
mögens einer mit einem Reichsdeutſchen verheirateten Velgierin ſind 
unter Berückſichtigung der nationalen und internationalen Recht- 
ſprechung eingehend und gründlich erörtert. Anerkennung verdient 
die in dieſer Vollſtändigkeit bisher nicht gebotene Zuſammenſtellung 
der einfchlägigen Rechtſprechung der belgiſchen Gerichte, die um fo 
wertvoller iſt, als dem richterlichen Ermeſſen in vielen Fragen ein 
weiter Spielraum gelaſſen ift, z. B. darin, ob die Aufgabe der deut⸗ 
ſchen Reichsangehörigkeit ekkectik et sincère geweſen iſt, oder ob ein 
Deutſcher von der Liquidation befreit iſt, weil er dem Staate wert⸗ 
volle Dienſte geleiſtet hat. Bei der Erörterung der ſachlichen Voraus⸗ 
ſetzungen hätten vielleicht die gewerblichen Eigentumsrechte, insbeſ. 
der Begriff des brevet isolément possédé ein näheres Eingehen 
verdient. Sehr gründlich behandelt ſind wieder die zeitlichen Voraus⸗ 
ſetzungen der Liquidation, der Wechſel der Staatsangehörigkeit des 
Eigentümers und der Wechſel in der Perſon des Eigentümers vor 
und nach dem 10. Jan. 1920. Mit Recht weiſt der Verf. nachdrück⸗ 
lich darauf hin, daß nach Art. 297 b VV. eine Liquidation nur zuläſſig 
iſt, wenn der Eigentümer die deutſche Reichsangehörigkeit ſowohl 
am 10. Jan. 1920, wie zur Zeit der Liquidation beſitzt. Gerade 
gegen dieſe internationale Vorſchrift haben nicht nur die belgiſchen 
Behörden geſündigt; auch andere Staaten, z. B. Polen, haben ver⸗ 
ſucht, den Stichtag einerſeits vor den 10. Jan. 1920 zu verlegen, oder 
einen ſpäteren rechtsgültigen Eigentumsübergang auf einen Neu⸗ 


6) Vgl. Partſch, Zi f. V. R. 12, 131 ff.; Zitelmann, 3. f. 
int. R. 29, 248 ff.; Dölle, Ausgleichsrecht, S. 13; Kaden, Pri⸗ 
vatrecht des TV, S. 30; Iſay a. a. O. S. 16 f.; Metzger, Aus⸗ 
legung, S. 30 ff.; Riedinger, JW. 1926, 1932; Urt. des Otſch. 
Rum. GemSchchch. JW. 1926, 2026. 

2) Vgl. Iſay a. a. O. S. 55f.; Kaden a. a. O. S. 41f. 

8) Vgl. Iſay a. a. O. S. 88. 

9) Vgl. z. B. Urt. i. S. Poznanzki w. Lenz u. Hirſchfeld; 
Haebler w. Dtſch. Reich; Bellot w. Weſtbank (vgl. Scholz a. a. O. 
Sp. 28), die im Gegenſatz zur Meinung des Verf. ſtehen. 

10) Vgl. z. B. S. 92 ff.: Hier hätten auch die Urteile i. S. 
Damas⸗Ham w. Bagdadbahn, i. S. Grammont w. Dtſch. Reich er⸗ 
wähnt werden müßen. 
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tralen oder Alliierten unberückſichtigt zu laſſen. Bei der Behandlung 
ber örtlichen Vorausſetzungen hätte man gern eine Stellungnahme 
des Verf. zu der ſchwierigen und in der bisherigen Literatur ver⸗ 
ſchieden beantworteten Frage geſehen, wann eine Forderung als in 
dem zur Liquidation berechtigten Staate belegen anzuſehen iſt. Aller⸗ 
dings will der Verf. nicht eine Darſtellung der allgemeinen Liquida⸗ 
tionsprobleme geben, ſondern nur eine ſolche der in Belgien beſon⸗ 
ders hervorgetretenen Fragen und der Judikatur dazu, und dieſe 
Beſchränkung rechtſertigt ſich um jo mehr, als die allgemeinen Fragen 
in der gleichzeitigen Arbeit von Fuchs behandelt ſind, auf die der 
Verfaſſer mehrfach verweiſt. Der dritte Teil bringt eine eingehende 
Erörterung der belgiſchen Verfahrensgeſetzgebung über die Sequeſtra⸗ 
tion, die Rechtsſtellung des Sequeſters und die Verwertung des 
ſequeſtrierten Vermögens im Wege der Liquidation. Zum Schluß 
werden die Exgebniſſe der Liquidation beſprochen, wobei der Verf. 
imtereſſantes Zahlenmaterial mitteilt. Ein Anhang endlich gibt den 
franzöſiſchen Wortlaut der einſchlägigen belgiſchen Geſetzesvor⸗ 
ſchriften wieder. Alles in allem bietet die Arbeit eine ſorgfältige und 
erſchöpfende Zuſammenſtellung des belgiſchen Liquidationsrechts und 
er dazu ergangenen Rechtſprechung, für die jeder, der ſich mit dieſer 
nicht immer einfachen Spezialmaterie zu beſchäftigen hat, dem Verf. 
dankbar ſein wird. 7 LG R. Schuſter, Berlin. 


Recht der beſetzten Gebiete. 

Das Pariſer Abkommen v. 5. Mai 1925 über die „Finan⸗ 
zielle Regelung der Leiſtungen aus Art. 8— 12 
des Rheinlandabkommens“ und feine Ausführungs- 
und Ergänzungsabkommen. Bearbeitet und erläutert von 
Dr. Haus Ronde, Miniſterialrat im Reichsminiſterium 
für die beſetzten Gebiete. Berlin 1927. Carl Heymanns 
Verlag. Preis 22 G. 


Das umfangreiche Werk ſchließt ſich den bisherigen Veröffent⸗ 
lichungen des Reichsminiſteriums für die beſetzten Gebiete über die 
mit der Beſetzung deutſchen Reichsgebiets geſchaffenen Macht⸗ und 
Rechtsverhältniſſe würdig an. 

In einer ſehr bemerkenswerten Einleitung behandelt der Verf. 
das Thema „Beſaßungskoſten und Reparation“. Beſatzungskoſten, die 
von Deutſchland zu tragenden geſamten Unterhaltungskoſten der Be⸗ 
ſatzungsarmeen ſeit dem Tage des Waffenſtillſtands, die äußeren, die 
den an der Beſetzung beteiligten all. Staaten ſelbſt entſtanden ſind, 
und die inneren, die Deutſchland für die Beſatzungsarmeen und die 
Interalliierten Kommiſſionen unmittelbar in Form von ſog. Mark⸗ 
vorſchüſſen tragen mußte und für die Leiſtungen aus Art. 8—12 Rh A. 
(d. h. für Unterkunft, Bereitſtellung von Schieß⸗, Übungs⸗, Sport⸗ 
plätzen, Hergäbe von Transportmitteln der Eiſenbahn und Einrich⸗ 
tungen der Reichspoſt uſw.) und aus Art. 6 Rh. (zur Bezahlung 
der Requiſitionen und Schäden) laufend zu tragen hat. Reparation, 
die Wiedergutmachung der Kriegsſchäden der Siegerſtaaten durch 
Deutſchland. Der Verf. legt die finanzpolitiſche Bedeutung der Be⸗ 
ſatzungskoſten im Verhältniſſe zur Reparation in Vergangenheit und 
Zukunft dar und erläutert ſie durch das amtliche Zahlenmaterial 
über die Ausgaben für die Beſatzungsarmeen und Interalliierten Kom⸗ 
miſſionen. Wie ſeine Ausführungen ergeben, zieht ſich die Sorge 
wegen des auch die Gläubigermächte Deutſchlands ſchwer ſchädigenden 
Einfluſſes der Beſatzungskoſten auf die Reparation wie ein roter 
Faden durch alle Konferenzen und Abmachungen, die die Gläubiger⸗ 
ſtaaten mit oder ohne Beteiligung Deutſchlands abgehalten oder ab⸗ 
geſchloſſen haben. Es war ein langer Weg, bis ſich die Erkenntnis 
hervorgewagt hat, daß die Beſatzungskoſten von Anbeginn der größte 
Feind der Reparation waren. Erſchütternd iſt es, wenn hier vor 
Augen gehalten wird, daß nach dem Berichte des Generalagenten für 
die Reparationszahlungen die Leiſtungen und Lieferungen Deutſch⸗ 
lands allein auf Grund der Art. 8—12 Rh A. im 1. Annuitätenjahre 
mit dem Betrage von 92 762 890 GM. ausgewieſen ſind. Es erhellt 
ohne weiteres, daß eine weſentliche Entlaſtung der Reparations⸗ 
lahreszahlungen Deutſchlands von den auf ihnen mit Priorität ruhen⸗ 
den Beſatzungskoſten nur durch eine umfaſſende Herabſetzung der Be⸗ 
ſatzungsſtärke erzielt werden kann. Die brennende Frage der Auf⸗ 
hebung der Beſetzung überhaupt erhält hier eine neue Beleuchtung. 
Die Wiedergabe des Pariſer Abk. v. 5. Mai 1925 über die finan⸗ 
zielle Regelung der erwähnten Leiſtungen aus Art. 8—12 RM. — 
für die Requiſitionen und Schäden aus Art. 6 AHW. ſteht eine ähn⸗ 
liche Regelung noch aus — und der dazu vereinbarten Ausführungs⸗ 
und Ergänzungsbeſtimmungen, u. a. des Jagdelbk. v. 5. Nov. 1925 
und des Brüſſeler Ergänzungs Abk. v. 19. Jan. 1927, im franzöſiſch⸗ 
deutſchen Text bildet den Hauptgegenſtand des Werkes. Als Anlage 
iſt der authentiſche Text der von dem neutzalen Vorſitzenden Patiju 
im Rahmen der ihm übertragenen endgültigen Entſcheidungsbefugnis 
erläffenen Schiedsſprüche über einſchlägige Fragen mitgeteilt, die zwi⸗ 
ſchen den Vertretern nicht durch Einigung geregelt werden konnten. 
Zu dem Pariſer Abk. ſelbſt, worin ſich die deutſche Regierung einer⸗ 
ſeits und die belgiſche, franzöſiſche, großbritanniſche und italieniſche 
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Regierung andererſeits über die Arten der Leiſtungen aus Art. 8—12, 
ihre Anrechnung auf die Jahresbeträge des Sachverſtändigengutachtens, 
das Verfahren zur Bewertung der Leiſtungen und die Kontrolle der 
bewirkten Zahlungen geeinigt haben, gibt der Verf., der das Ab⸗ 
kommen für die deutſche Regierung mitunterzeichnet hat und zu deſſen 
Auslegung daher beſonders berufen ift, zuſammenhängende vortreff⸗ 
liche Erläuterungen; im übrigen beſchränkt er ſich auf vereinzelte 
Fußnoten. 


Als Anhang! find die Entſcheidungen des im Pariſer Abk. für 
das Bewertungsverfahren vorgeſehenen Auslegungsausſchuſſes im fran⸗ 
zöſiſchen und deutſchen Texte mitgeteilt. Zur Vervollſtändigung des 
Geſamtbildes ſind als Anhang II die bisher zwiſchen der deutſchen 
Regierung und den beteiligten all. Mächlen geſchloſſenen Pauſchal⸗ 
abkommen über die Bewertung der auf Grund der Art. 8—12 ge⸗ 
tätigten Leiſtungen und ſonſtiger Sachleiſtungen für beſtimmte Zeit⸗ 
abſchuitte, und als Anhang III Auszüge u. a. aus dem VV., dem 
Rh A. und dem Sachverſtändigenplan angeſchloſſen. 


Das Werk will, wie das Vorwort beſagt, der Wiſſenſchaft und 
der Praxis dienen. Es iſt geeignet, dieſen Zweck in hervorragendem 
Maße zu erfüllen. Dem Politiker kann ſein Studium nicht dringend 
genug empfohlen werden. 


Sen Präſ. am RWG. Dr. Dreiſt, Berlin. 


Dr. Paul Dreiſt, Senatspräſident beim Reichswirtſchaftsgericht: 
Geſetz über die Vergütung der Beſatzungsleiſtungen und 
Vermögensſchäden (Beſatzungsleiſtungsgeſetz) vom 5. April 
1927. (Zugleich 3. Auflage des Kommentars zum Qkku⸗ 
pationsleiſtungsgeſetze.) Berlin 1927. Verlag von Franz 
Vahlen. 


Dieſer Komm. wird allen, die ſich mit dem DBefkeift®. zu be⸗ 
ſchäftigen haben, ſehr willkommen ſein. Der Verf. hatte ſich ſchon 
früher durch feinen Komm. z. BeſperſSchG. und noch mehr durch feinen 
Komm. z. OkkLeiſtcß., der in kurzer Zeit zwei Aufl, erlebte, einen 
Namen gemacht und erweiſt ſich auch jetzt als ausgezeichneter Führer 
durch das am 22. April 1927 in Kraft getretene BeſLeiſtch. Die 
Rſpr. des RWG., die ihm als Senatsvorſitzenden beſonders geläufig 
iſt, iſt in weiteſtem Maße benutzt und in die einzelnen Erläuterungen 
vortrefflich hineingearbeitet. Darüber hinaus aber geht der Verf. auf 
alle Fragen, die in dieſes Geſetz hineinſpielen, ſeien ſie juriſtiſcher, 
volkswirtſchaftlicher, ſtaatspolitiſcher Natur, ein und ſchon wenige 
Blicke in die einzelnen Anmerkungen zeigen, in wie ungewöhnlichem 
Maße der Verf. den geſantten Stoff beherrſcht. Das Geſetz wendet 
ſich naturgemäß nur an kleine beſtimmte Kreiſe. Wer ſich aber damit 
zu beſchäftigen hat, dem wird das Studium dieſes Buches ein hoher 
Gewinn ſein. Den wertvollſten Teil der Arbeit ſtellen wohl die 
eingehenden Ausführungen über die Nichtvergütung von entgangenem 
Gewinn dar, eine Frage, die die Geſchädigten in erſter Linie intereſſiert 
(8 7 des Geſ.). Schon die bisherige Praxis hatte ſich auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß zum entgangenen Gewinn nicht eine angemeſſene 
Grund⸗, Kapital⸗ und Arbeitsrente ſowie die toten Unkoſten gehören. 
Das neue Geſetz hat dieſen Gedanken in § 7 ausdrücklich feſtgelegt. 
Aus den umfangreichen Erläuterungen hierzu, die faſt 10 Seiten 
ausmachen, erſieht man, wie ſchwierig in den einzelnen Fällen die 
Feſtſtellung iſt, was zu vergüten iſt, und was nicht vergütbarer 
Unternehmergewinn iſt. Sehr forgfältig iſt auch der § 1 des Gef, 
erläutert, deſſen Anmerkungen allein 60 Seiten umfaſſen. Die Dar⸗ 
legungen der Begriffe „Vergütungsanſpruch“, „Vermögensnachteil“, 
„Eingriff“, „Anforderung“ uſw. dürften erſchöpfend ſein und kaum 
eine Zweifelsfrage unerörtert laſſen. — Zum erſten Male kommentiert 
find die Verfahrensvorſchriften. Hier weiſt der Verf. ausführlich auf 
die vielleicht wichtigſte und möglicherweiſe folgenreichſte Neuerung, 
die Rechtsbeſchwekde, hin, für die das Geſetz Anwaltszwang vorſieht. 
Seiner Anſicht, daß die Beſchwerdeſchrift auch eine Begründung ent⸗ 
halten muß, der Anwaltszwang ſich alſo nicht nur auf die bloße 
Beſchwerdeſchrift, ſondern auch auf die Begründung erſtreckt, ſtimme 
ich zu. Wie weit freilich die Begründung zu gehen hat, darüber 
läßt ſich ſtreiten. Da das Geſetz beſtimmte Vorſchriften nicht gibt, 
ſo wird hier die Praxis die natwendigen Grundſätze herausarbeiten 
müſſen. Nicht zuſtimmen kann ich aber dem Verfaſſer, wenn er aus⸗ 
führt, daß dem Reichsvertreter die Rechtsbeſchwerde — wie auch die 
Beſchwerde gem. § 49 des Gef, — auch zugunften des An⸗ 
tragſtellers zuſtehe. Bisher hat ſich die Rſpr., was Dreiſt auch 
ſelbſt betont, auf den Standpunkt geſtellt, daß der Reichsvertreter 
die Beſchwerde nicht zugunſten des Antragſtellers einlegen könne. 
Wenn Dreiſt meint, daß, wie die Begründung des Entwurfs hervor⸗ 
hebe, die Rechtsbeſchwerde zwecks Wahrung der Einheit der Rſpr. 
eingeführt, der Reichsvertreter hieran mitzuwirken ausdrücklich be⸗ 
rufen ſei und deshalb die Möglichkeit haben müſſe, auch für den 
Antragſteller die Beſchwerde einzulegen, ſo ſind dieſe Gründe für 
mich nicht überzeugend. Man wird es dem Verf. aber danken, wenn 
er ſolche Fragen anregt. Der Wert des Buches wird dadurch nur 
erhöht. 
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Zu den inneren Vorzügen des Buches treten auch äußere. Dem 
eigentlichen Komm. geht ein Abdruck des reinen Geſetzestextes voraus, 
was gegenüber jo vielen anderen Komm. ein großer Vorzug iſt, 
weil man ſo ſtets die einzelnen Beſtimmungen im Zuſammenhange 
leſen kann. Es folgen wertvolle einführende Vorbemerkungen zum 
Geſetze ſelbſt als auch insbeſ. (S. 177) zu den Verfahrensvorſchriften, 
und ſchließlich iſt das Studium des Buches dadurch beſonders er⸗ 
leichtert, daß ſich der Text des Geſetzes, die Begründung des Ent⸗ 
wurfs und die Erläuterungen des Verf. durch den verſchiedenen Druck 
unterſcheiden. Die Überſicht, die den gutgegliederten Anmerkungen 
nach dem Beiſpiele anderer großen Komm. vorausgeſchickt ift, er⸗ 
leichtert ebenſo wie das ganz beſonders ſorgfältig hergeſtellte Sach⸗ 
regiſter mit den verſchiedenen einzelnen Verweiſungen den Gebrauch 
des im übrigen gut ausgeſtatteten und gedruckten, angenehmen hand⸗ 
lichen Buches. 

RA. Dr. Fritz Hartwig, Berlin. 


Internationales Handelsrecht. 


Les transports internationaux par voies ferröes par 
René Brunet, Avocat à la cour d'appel de Paris. 
Professeur à la faculté de droit de Caen, Paul 
Durant, docteur des sciences juridiques, docteur des 
sciences politiques et économiques, chef de bureau 
du contentieux des chemins de fer del’Etat: Max 
de Fonrcould, doctor en droit, professeur & l'école 
des hautes études commereiales, arbitre rapporteur 
pres le tribunal de commerce de Paris. 944 S. 8°. 
Société anonyme recueil Sirey. Léon Tenin, di- 
recteur de la librairie. Paris 1927. Preis brosch. 
70 fr. 


Der internationale Eiſenbahntransport regelt ſich zur Zeit nach 
dem internationalen Übereinkommen für den Eiſenbahnfracht verkehr 
v. 14. Okt. 1890 nebſt Nachträgen. Ein ähnliches internationales Über⸗ 
einkommen für den Perſonen⸗ und Gepäckverkehr gibt es zur Zeit 
nicht. Infolge des VV. (Art. 366) hat in der Zeit vom 1. Mai bis 
10. Juni 1923 in Bern eine internationale Konferenz getagt, in der 
Entwürfe über eine Reform des Berner Frachtübereinkommens und 
über ein Übereinkommen über den Perſonen⸗ und Gepäck⸗ 
verkehr beraten und feſtgeſtellt ſind. Dieſe Entwürfe ſind am 
23. Okt. 1924 durch die Regierungen genehmigt, aber bisher noch 
nicht ratifiziert. Sie ſtehen alſo zur Zeit noch nicht 
in Geltung. Das vorſtehende umfaſſende Werk enthält in der 
Hauptſache eine Darſtellung des durch den Vertrag v. 23. Okt. 1924 
geſchaffenen internationalen, alſo noch nicht geltenden inter⸗ 
nationalen Rechts für den Güter⸗, Perſonen⸗ und Gepäckverkehr. Das 
Deutſche Reich gehört — was vorweg bemerkt werden mag — zu 
den am Abſchluß der beiden Übereinkommen beteiligten Staaten. Sie 
find bereits im Deutſchen RGBl. II, 1925, 183 und 483 unter dem 
30. Mai und 12. Juni 1925 veröffentlicht. 

Die Darſtellung des in Ausſicht ſtehenden neuen Rechts in 
dem vorſtehenden Werke befindet ſich auf S. 61—470 in zwei Büchern, 
deren eines den Güterverkehr, deren zweites den Perſonen⸗ und Ge⸗ 
päckverkehr behandelt. Das Werk enthält außerdem eine Einleitung 
(S. 1—59) und ein drittes Buch (S. 471801). Als Anlage find 
Abdrucke der beiden Übereinkommen in franzöſiſcher Sprache bei⸗ 
gefügt. Ein ſyſtematiſches und ein alphabetiſches Regiſter erleichtern 
die Benutzung. 

Die ſyſtematiſche Darſtellung in den Büchern I und II hat die 
Form eines Lehrbuchs. Die Grundlage bilden die Übereinkommen 
v. 23. Okt. 1924 (abgekürzt in deutſcher Sprache Jud. und Jü P.). 
In dem Ill G. wird zur Erläuterung in allen wichtigen Punkten auf 
das jetzt noch geltende Übereinkommen v. 15. Okt. 1890 Bezug ge⸗ 
nommen, und dabei werden beſonders die Anderungen des ZUG. er⸗ 
läutert. Der mit dem Sachverhalt nicht genau vertraute Leſer ge⸗ 
winnt dabei den Eindruck, als ob mit einer gewiſſen Abſicht die 
Anderungen in den Vordergrund geſtellt werden ſollten, dies, ob⸗ 
gleich der ſachliche Inhalt des Ill. bis auf einige wenige grundſätz⸗ 
liche Fragen, nahezu unverändert geblieben iſt. Den franzöſiſchen Vor⸗ 
ſchlägen entſprechend, iſt das Jul. nur in eine andere Form ge⸗ 
goſſen. Bei der Darſtellung ſowohl des Ju. als des Jüp. wird 
mit großer Ausführlichkeit das geltende innere franzöſiſche Recht, 
unter ausgiebiger Verwertung der franzöſiſchen Rſpr., mit behandelt, 
dabei nicht ſelten anerkannt, daß das internationale Recht dem innern 
franzöſiſchen Recht gegenüber Fortſchritte vor allem im Intereſſe des 
Verkehrs enthalte. Eine beſonders eingehende Darſtellung des inner⸗ 
franzöſiſchen Rechts befindet fi z. B. S. 196 ff. (Ausübung des 
Pfandrechts der Eiſenbahn) und S. 263—281 (Aktiv⸗ und Paſſiv⸗ 
legitimation, gerichtliches Verfahren uſw.) und im Anſchluß daran 
S. 283 ff. (Feſtſtellung des Tatbeſtands bei Verluſt und Beſchädigung 
im Verwaltungs⸗ und gerichtlichen Verfahren). Es ſind dies Fragen, 
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die im Eiſenbahnverkehr Deutſchlands praktiſch von untergeordneter 
Bedeutung find. Von den ſachlichen Anderungen des IllGG. möchte ich 
nur drei, m. E. beſonders wichtige hervorheben, wobei ich im übrigen 
auf den gründlichen Aufſatz von Fritſch im Arch. f. Eiſenbahnweſen 
1924, 587 ff. verweiſe: zunächſt die Regelung der Sprachenfrage. Nach 
den neuen Beſtimmungen iſt der alleinige Urtext beider Übereinkom⸗ 
men der franzöſiſche, während nach dem Ill. der deutſche Text in all 
den Ländern, in denen die deutſche Sprache allein oder neben anderen 
geſprochen wird, dem franzöſiſchen gleichwertig war. Beiläufig er⸗ 
fahren wir (S. 347), daß die Ratifikation des am 30. Mai 1911 
abgeſchloſſenen internationalen Übereinkommens über den Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr daran geſcheitert iſt, daß bei Beginn der diplo⸗ 
matiſchen Spannung zwiſchen Frankreich und Deutſchland (le début 
de la periode de tension diplomatique franco-allemande) dieſe 
Gleichwertigkeit auch im neuen internationalen Übereinkommen von 
Frankreich beanſtandet wurde. Dieſe Anderung iſt für Deutſchland 
recht unerwünſcht. Eine wichtige Anderung iſt die wenigſtens teil⸗ 
weiſe Beſeitigung des viel umſtrittenen Begriffes der höheren Ge⸗ 
walt aus dem ZUG. Die Erörterungen der Verf. (S. 227ff.) hier⸗ 
über ſind recht dürftig. Die wichtigſten Anderungen bringen die 
Beſtimmungen über die Höhe des Schadenserſatzes bei Verluſt und 
Beſchädigung. Während im Ill. die Grundlage für die Bemeſſung 
der Höhe des Schadenserſatzes der gemeine Wert des Guts am Ab» 
ſenderorte iſt (wie auch im deutſchen HGB. und in der EVO .), führen 
das ZUG. und Jüp. wieder Höchſtſätze (Normalſätze) für die Wert⸗ 
feſtſtellung bei Gütern und Reiſegepäck ein, allerdings bedeutend 
höhere, als die bei der deutſchen Eiſenbahn vor 1893 geltenden. 
Der Grund dieſer Anderung waren ausſchließlich die während der Zeit 
der Geldentwertung hervorgetretenen Schwierigkeiten bei Feſtſtellung 
des Begriffes der Koſtbarkeiten. Um dieſe Schwierigkeiten 
ſozuſagen mit Stumpf und Stiel auszurotten, wurde der Begriff der 
Koſtbarkeiten ganz ausgeſchaltet und die Höchſtſätze für Entſchädigung 
ſo reichlich bemeſſen, daß auch ſolche Wertgegenſtände, wie Koſtbar⸗ 
keiten, darunter fallen (vgl. auch Fritſch a. a. O. S. 592). Das 
iſt den Verf. dieſes Buches offenbar nicht klargeworden. Es iſt das 
um ſo auffallender, als S. 78/79 die Koſtbarkeitenfrage ſelbſtändig 
richtig behandelt wird, und S. 39 die Verf. beſonders hervorheben, 
daß in dem franzöſiſchen, der Reviſionskonferenz vorgelegten Vor⸗ 
ſchlage eine neue zutreffende Beſtimmung des Koſtbarkeitenbegriffes 
enthalten geweſen ſei. Daß man über dieſen Vorſchlag bei den Verhand⸗ 
lungen in Bern ſozuſagen zur Tagesordnung übergegangen ſei, wird 
nicht erwähnt. — Hierbei möchte ich noch auf ein eigenartiges Miß⸗ 
verſtändnis aufmerkſam machen (vgl. S. 240). Nachdem die Haft» 
ausſchließungsgründe bei Verluſt uſw. an Gütern richtig erörtert ſind, 
bringen die Verf, mit dieſen im nächſten Art. 34 Juch. eine Ber 
ſtimmung in Verbindung, wonach die Eiſenbahnen berechtigt ſind, bei 
Aufſtellung von Spezialtarifen ermäßigte Normalentſchädigungsſatze 
einzuführen! Das iſt doch ganz etwas anderes, als eine Beſchränkung 
der Haftung bei Verluſt oder Beſchädigung. 

Auf weitere kritiſche Betrachtungen verzichte ich um ſo lieber, 
als ich gern anerkenne, daß die Darſtellung des zweiten Buches eine 
Klare, fachliche, wenn auch vielleicht etmas einſeitig auf franzöſiſche 
Leſer berechnete iſt. Dies fällt beſonders angenehm auf bei dem 
Buch II über den Perſonen⸗ und Gepäckverkehr, wo die Verf. von 
dem Vergleich mit Vorgängen abſehen können. 

In dem dritten Buche hat der Verf. (es wird ausdrücklich ge⸗ 
ſagt, daß Max de Fourcould der alleinige Verf. fei) alle ört⸗ 
lichen Beſtimmungen in ſyſtematiſcher Ordnung zuſammengeſtellt, auf 
die in den internationalen Übereinkommen verwieſen wird, weil ſie 
ſich zu internationaler Regelung nicht eignen. Auf S. 477—480 
werden dieſe Verweiſungen in Tabellenform überſichtlich zuſammen⸗ 
geſtellt, und in den folgenden Kapiteln wird bei jeder dieſer Ver⸗ 
weiſungen der Inhalt der örtlichen Beſtimmungen in allen Ländern 
in franzöſiſcher Sprache teils wörtlich, teils auszugsweiſe wieder⸗ 
gegeben. Es iſt das eine ungemein mühſame und inſofern dankens⸗ 
werte Arbeit, als ſie den Vertragſtaaten die Unterlagen zur Prüfung 
nach der Richtung geben, ob ſie ihre Beſtimmungen nach denen anderer 
Länder ändern wollen. Damit würde man vielleicht zu einer all⸗ 
mählichen Vereinheitlichung auch dieſer Beſtimmungen kommen, was 
für den Verkehr vielleicht wichtig wäre. In gewiſſen Beziehungen 
könnte dieſe Zuſammenſtellung auch jetzt ſchon praktiſch von Wert ſein. 

Wenn ich hiernach dieſe m. W. erſte Bearbeitung der Überein⸗ 
kommen v. 23. Okt. 1924 im ganzen als wohlgelungen bezeichnen Kann, 
fo liegt die Sache anders bei dem erſten Abſchnitt, der Einleitung dieſes 
großen Werkes. In dieſer Einleitung muß zunächſt auffallen, daß 
die Verf. nach der vorausgeſchickten Bibliographie nur franzöſiſche 
Werke als Quellen benutzt haben. Die umfangreiche deutſche Literatur 
(Werke, wie die von Gerſtner, von Roſenthal, von Eger, 
von Blume) iſt ihnen unbekannt, die ſchweizeriſche (de Seigneur), 
die niederländiſche (Aſſer), die italieniſche (Marcheſini) haben 
ſie beiſeite gelaſſen. Noch ſchlimmer, ſie haben die doch auch in fran⸗ 
zöſiſcher Sprache veröffentlichten Protokolle der älteren Berner Kon⸗ 
ferenzen, ja nicht einmal die Ztſchr. f. internat. Eiſenbahntransport, 
eingeſehen, die Protokolle der Konferenz des Völkerbundes von Bar⸗ 
celona ſind ihnen unbekannt geblieben. Die Folge iſt dann eine ganze 
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Anzahl grober Fehler und Unrichtigkeiten, von denen ich nur einige 
hervorheben muß. S. 1 wird behauptet, durch Art. 1 und 58 des Il. 
v. 14. Okt. 1890 ſei anderen Staaten der Beitritt zum Ill. vor⸗ 
behalten. Kein Wort darüber ſteht in dieſen Artikeln, und an anderer 
Stelle nehmen die Verf. auch auf die Zuſatzerklärung v. 20. Sept. 
1893 Bezug, durch die erſt die Bedingungen über die Aufnahme anderer 
Staaten feſtgeſtellt ſind. Es iſt ganz falſch (S. 2 Ziff. 4), daß die 

nregung zum Jü. vom Verein Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen 
ausgegangen ſei. Die Auregung erfolgte 1874 durch die Schweiz. 
Es iſt falſch (S. 3 Nr. 5), daß Frankreich erſt 1881 ſich an den Vor⸗ 
verhandlungen beteiligt habe. Frankreich war von Anfang an, ſchon 
auf der erſten Konferenz von 1878 vertreten. Seine Vertreter haben 
ſich, wie aus den Protokollen hervorgeht und wie ich als einer der 
deutſchen Vertreter aus eigener Kenntnis beſtätigen kann, eifrig und 
ſachlich an den Verhandlungen beteiligt. Der ältere Vertreter war Vize⸗ 
präſident der Konferenz. — Ebenſo unrichtig iſt, daß Deutſchland ſich 
wegen der von Frankreich in der Konferenz von 1881 vorgeſchlagenen 
Anderungen an der Konferenz von 1886 nicht beteiligt habe. Aus 
den Protokollen über dieſe Konferenz geht das Gegenteil hervor. Die 
weitere Behauptung, daß infolge der Nichtbeteiligung Dentſchlands 
der Abſchluß des Übereinkommens verzögert ſei, iſt aus der Luft 
gegriffen. 

Die ganze Darſtellung der Entwicklung des internationalen Eiſen⸗ 
bahnfrachtrechts iſt unklar und lückenhaft. Mit beſonderer Vorliebe 
wird die Tätigkeit des internationalen Transportkomitees, das übrigens 
ſchon 1894 auf Antrag Hſterreichs errichtet worden iſt, geſchildert. Die 
Verf. laſſen unklar, daß die Beſchlüſſe dieſes Komitees für das Ill. 
nicht unmittelbar von Bedeutung ſind und ſein können, da es ſich bei 
ihnen lediglich um Vereinheitlichung der in die internationalen Tarife 
aufgenommenen Zuſatzbeſtimmungen handelt. Erſt wenn ſich in ein⸗ 
zelnen Fällen herausgeſtellt hatte, daß ſolche Zuſatzbeſtimmungen von 
dauerndem Wert waren, find fie in das SU. aufgenommen worden. 
In größerem Umfang iſt dies bei der Reviſion von 1923 geſchehen. 
Man kann allenfalls noch zugeben, daß der Vollſtändigkeit wegen der 
am 17. Okt. 1922 in Paris begründete internationale Eiſenbahn⸗ 
verein und deſſen Vorgänge auf den Konferenzen in Portoroſe und 
in Genua kurz dargeſtellt werden — wobei offenbar nicht ohne Ab⸗ 
ſicht die Mitwirkung Deutſchlands faſt ganz übergangen wird. Aber 
der wiſſenſchaftlich und praktiſch völlig bedeutungsloſe Vergnügungs⸗ 
Rongreß in Rom (S. 32f.) und gar die Sitzung des Welt po ft vereins 
in Stockholm (S. 27/38) haben doch mit dem internationalen Eiſen⸗ 
bahnfrachtverkehr wirklich nichts zu tun. 

Dagegen werden die Ergebniſſe der Konferenz von Barcelona 
auf dieſem Gebiete (S. 28—30) recht ſtiefmütterlich behandelt. Das, 
was über die Entſtehung dieſer Konferenz geſagt wird, iſt unrichtig, 
auch iſt fie nicht am 20. März 1921, ſondern ſchon am 10. März 
zuſammengetreten, und es wird offenbar abſichtlich vergeſſen, Deutſch⸗ 
land unter den auf der Konferenz vertretenen Staaten aufzuführen. 
Die Verhandlungen über den der Konferenz vorgelegten Entwurf eines 
Übereinkommens über die Regelung des internationalen Eiſenbahn⸗ 
verkehrs werden ganz unrichtig dargeſtellt. Wie ſich aus den Pro⸗ 
tokollen ergibt und wie ich als Teilnehmer an der Konferenz aus 
eigener Wiſſenſchaft beſtätigen kann, hat ſich die Sache ſo abgeſpielt: 
Der vorerwähnte Entwurf wurde einer beſonderen Kommiſſion über⸗ 
wieſen, die eingehend darüber beraten und dem Plenum einen in 
einigen Punkten abgeänderten Entwurf zur Beſchlußfaſſung vorgelegt 
hat. Obgleich Frankreich an den Kommiſſionsverhandlungen teil⸗ 
genommen und dem Entwurfe zugeſtimmt hatte, erklärte der erſte 
Vertreter der franzöſiſchen Delegation in der Plenarſitzung — zum 
allgemeinen Erſtaunen der Verſammlung —, daß dieſer Entwurf 
nicht ſpruchreif ſei. Auf ſeinen Antrag wurde mit geringer Stimmen⸗ 
mehrheit beſchloſſen, dem Entwurf die Faſſung von Empfehlungen 
(recommandations) und Wünſchen (voeux) zu geben und die in Bar⸗ 
celona eingeſetzte allgemein beratende Kommiſſion damit zu beauftragen, 
binnen zwei Jahren einen neuen Entwurf auszuarbeiten. Über die 
Ausführung dieſes Auftrags und über das weitere Schickſal dieſer 
Angelegenheit wird von den Verf. nichts geſagt, obgleich es ihnen 
nicht unbekannt geblieben ſein dürfte, daß am 22. Dez. 1923 in Genf 
ein Übereinkommen über eine internationale Rechtsordnung der Eiſen⸗ 
bahnen abgeſchloſſen und von 21 Staaten, darunter Frankreich und 
Deutſchland, vollzogen iſt. Die Ratifikation dieſes Übereinkommens, 
das ſachlich gegenüber dem Übereinkommen v. 23. Okt. 1924 wenig 
Neues enthält, ſteht noch aus. 

Daß durch den Weltkrieg das Ill. v. 14. Okt. 1890 nicht auf⸗ 
gehoben iſt, wird S. 8/9 richtig ausgeführt; auch die Darſtellung des 
Inhalts des Vertrags von Verſailles iſt zutreffend. Im Anſchluß 
daran wird der Einfluß der Abtretung von Elſaß⸗Lothringen, der 
(vorübergehenden) Neuordnung des Saargebiets und der Verwaltung 
der Bahnen des Ruhrgebiets durch die Regie während der Okkupation 
des Ruhrgebiets, auf die internationalen Beziehungen der Eiſenbahnen 
dieſer Gebiete nach dem Ill. unterſucht. Die eingehendere Beſprechung der 
von der franz. Verwaltung für die Übergangszeit getroffenen An⸗ 
ordnungen iſt entbehrlich. Nach endgültiger Aufnahme Elſaß⸗Lothringens 
in die franz. Republik galt für den Binnenverkehr der elſaß⸗lothringi⸗ 
ſchen Bahnen das Binnenverkehrsrecht Frankreichs, für den Verkehr 
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mit Deutſchland das SU. Richtig iſt ferner, daß durch die Veſetzung 
des Ruhrgebiets in den Rechtsverhältniſſen der dortigen Eiſenbahnen 
nichts geändert worden iſt, daß nach wie vor für die dortigen Eiſen⸗ 
bahnen im Verkehr mit Frankreich und Belgien das Ill. galt 
(S. 22). Die Ausführungen der Verf. (S. 16—19) über die Eiſen⸗ 
bahnen des Saargebiets gehen von der irrigen Auffaſſung aus, als 
ob das Saargebiet nach dem Vertrag von Verſailles ein ſelb⸗ 
ſtändiger Staat ſo lange geworden ſei, bis nach der nach 15 Jahren 
ſtattfindenden Abſtimmung über fein Schickſal entſchieden ſei. 
Das Saargebiet iſt dagegen ein Teil des Deutſchen Reiches 
geblieben, der vorübergehend zu treuen Händen des Völker⸗ 
bunds von dieſem verwaltet wird. Auch in den Eigentumsverhält⸗ 
niſſen der Eiſenbahnen hat ſich nichts geändert. Im Verkehr 
mit dem übrigen Deutſchland gilt alſo das innere deutſche Recht 
(HGB. und EVO .), im Verkehr mit Frankreich, alſo auch Elſaß⸗ 
Lothringen, das Il. Daher durfte auch das Saargebiet nicht als 
ſelbſtändiger Staat in die von dem Berner Zentralamt 
herausgegebene Liſte der Vertragſtaaten aufgeführt werden. Vielmehr 
hätten die Saarbahnen unter den deutſchen Bahnen aufgeführt werden 
müſſen, zu denen fie gehören, äußerſtenfalls wären fie während des 
Übergangszuſtands beſonders zu bezeichnen geweſen. Ebenſo war es 
mit den ausdrücklichen Beſtimmungen des Jul. nicht im Einklang, daß 
einige Vertreter des Saargebiets an der Reviſionskonferenz des Jahres 
1923 teilnehmen durften. Durch eine beſondere Vereinbarung zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und der Regierung des Saargebiets iſt jedoch 
die Zulaſſung dieſer Teilnehmer mit beratender Stimme geſtattet. Bei 
der Unterſchrift des von der Reviſionskonferenz feſtgeſtellten Entwurfs 
iſt dieſe beſondere Stellung der Saarbahnen ausdrücklich hervorgehoben. 

In dem letzten Abſchnitt der Einleitung (S. 66/67 Ziff. 100) 
äußern ſich die Verf. über den Geiſt und den Plan ihres Werkes 
(esprit et plan de Pouvrage). „Bei der ſteigenden Ausfuhr Franka 
reichs werde die Kenntnis der geſetzlichen Beſtimmungen über den 
internationalen Verkehr von erhöhter Bedeutung ſein. Gleichwohl 
ſeien dieſe Beſtimmungen außerhalb der Kreiſe, die unmittelbar 
mit ihm zu tun hätten, nur wenig bekannt. Dieſem Übelſtand ſolle, 
nachdem durch die Reviſion des Jahres 1923 das Berner üÜber⸗ 
einkommen nach Form und Inhalt wichtige Anderungen erfahren 
habe, durch Herausgabe des Textes des neuen Übereinkommens mit 
Erläuterungen abgeholfen werden. — Gleichzeitig werde gehofft, daß 
daburch die Reviſion des nationalen franzöſiſchen Verkehrsrechts nach 
dem Muſter der Berner Verträge erleichtert werde.“ 

Durch meine vorſtehende Beſprechung glaube ich nachgewieſen zu 
haben, daß dieſe Aufgabe den Verf. im weſentlichen gelungen iſt. 
Leider aber haben ſie unterlaſſen, bei der Darſtellung der Entſtehung 
des Berner Werkes und ſeiner Würdigung die unbedingt nötige 
wiſſenſchaftliche Objektivität zu wahren. Sie haben, der geſchichtlichen 
Wahrheit entgegen, die Arbeit Frankreichs allzuſehr in den Vorder⸗ 
grund geſtellt, ſie haben die Mitarbeit der übrigen Nationen, be⸗ 
ſonders der Schweiz, Deutſchlands und „ſterreichs, teils faſt un⸗ 
beachtet gelaſſen, teils falſch dargeſtellt, obgleich, wenn man die Ma⸗ 
terialien über die Konferenzen, beſonders deren Protokolle, lieſt, kein 
Zweifel darüber beſtehen kann, daß es die Schweiz und Deutſchland 
geweſen ſind, die das Berner internationale Werk angeregt und bet 
der Ausarbeitung der Entwürfe und der Reviſion an erſter Stelle unter 
Teilnahme der übrigen Vertragſtaaten mitgewirkt haben. Frankreich 
hat, nachdem es, wie ſeine Kündigung des Übereinkommens i. J. 1918 
beweiſt, zuerſt die Abſicht gehabt hatte, auch das Berner Werk zu zer⸗ 
ſtören, nachträglich erkannt, daß es ſich und ſeine Verbündeten damit 
ins eigene Fleiſch ſchneiden würde. Im Art. 366 VV. iſt daher ber 
Spieß umgedreht und nicht nur dieſer Gedanke aufgegeben, ſondern 
der Fortbeſtand des Berner Übereinkommens ſichergeſtellt und ſogar 
deſſen Ausdehnung auf den Perſonen⸗ und Gepäckverkehr gefordert. 
Alsdann hat Frankreich für die von der Schweiz einberufene Revi⸗ 
ſionskonferen; in der Form veränderte Entwürfe von internatio⸗ 
nalen Übereinkommen vorgelegt, die die Unterlage für die Reviſions⸗ 
konferenz von 1923 gebildet haben. Die ſachlichen Anderungen 
gegenüber dem Ill. von 1890 waren unbedeutend und ſind von der 
Reviſionskonferenz zum Teil abgelehnt worden. In dieſem ganzen 
Verfahren ſehe ich einen Verſuch Frankreichs, die Führung auch auf 
dem Gebiet des internationalen Verkehrs an ſich zu reißen und ſich 
auch auf dieſem Gebiete ein Preſtige zu ſchaffen. 

Solche politiſche Beſtrebungen werden durch ein Werk, wie das 
vorliegende, gefördert, und dadurch wird ſein wiſſenſchaftlicher Wert 
unzweifelhaft beeinträchtigt. Es iſt Aufgabe der Wiſſenſchaft, die reine 
Wahrheit ohne alle Nebenzwecke zu erforſchen. Das haben die Verf. 
nicht erkannt, und das iſt um ſo bedauerlicher, als infolgedeſſen auch 
im franzöſiſchen Volk, für das das Buch in erſter Linie beſtimmt 
iſt, falſche Vorſtellungen über das große Berner Friedenswerk ver⸗ 
breitet werden. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin. 


Dr. jur. Werner Voigt: Das überſeeiſche Dokumenttratten⸗ 
geſchäft der Banken. Heft 7 der Überſee⸗Studien zum 
Handels-, Schiffahrts⸗ und Verſicherungsrecht. Heraus⸗ 
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gegeben von Prof. Dr. Huns Wüſtendörfer und Prof. 
Dr. Ernſt Bruck in Hamburg. Mannheim, Berlin, Leipzig 
1927. Verlag J. Bensheimer. Preis 6 &. 

In der Reihe der Überſeeſtudien, die von den hamburgiſchen 
Profeſſoren Dr. Wüſtendörfer und Dr. Bruck herausgegeben 
werden, liegt jetzt als 7. Heft die obige Arbeit vor. Es iſt eine dan⸗ 
Renswerte Aufgabe, das überſeeiſche Dokumenttrattengeſchäft der 
Banken wiſſenſchaftlich zu durcharbeiten; tagtäglich werden mit Hilfe 
der Banken Millionenwerte im Überſeehandel umgeſetzt, ohne daß die 
juriſtiſche Grundlage dieſer Geſchäfte völlig einwandfrei feſtſteht. 

Auch die vorliegende Arbeit iſt naturgemäß nicht in der Lage, 
jede Spielart, wie ſie im praktiſchen Verkehr der Banken vorkommt, 
theoretiſch völlig durchzuarbeiten. Es iſt dem Verf. aber gelungen, 
in feiner Studie die weſentlichen Typen des Dokumenttratten- 
geſchäfts ſcharf herauszuarbeiten und unter die Beſtimmungen des 
BGB. und HGB. ſubſumieren. 

Es dient zur theoretiſchen Klarſtellung, daß der Verf. zunächſt 
das Dokumenttrattengeſchäft ohne Kreditgewährung behandelt, wenn 
dieſes im praktiſchen Verkehr naturgemäß nur ſeltener borkonmt. 
Beſonders hervorzuheben iſt, daß der Verf. den allgemeinen Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen der Banken einen breiten Raum gewährt. Der 
Verf. ſetzt ſich mit der Rechtſprechung und dem Schrifttum in allen 
Fragen eingehend auseinander; er bildet ſich ſeine eigene Meinung, 
auch gelegentlich im Gegenſatz zur herrſchenden (vgl. S. 27 Ein⸗ 
wendungen des Käufers als Akzeptanten gegen die Bank als ſtiller 
Prokuraindoſſatar). Beim Rembourgeſchäft intereſſieren beſonders 
die Ausführungen über die Tragung der Fälſchungsgefahr, die der 
Verf. m. E. richtig löſt, ebenſo ſtimme ich den Ausführungen des 
Verf. auf S. 43 darüber zu, daß die Bank beim beſtätigten Rem⸗ 
bours nicht berechtigt iſt, Einwendungen aus ihrem Verhältnis zum 
Käufer und aus dem Verhältnis des Käufers zum Verkäufer zu erheben. 

Die allgem. Ausführungen vor der Behandlung des Dokument⸗ 
trattengeſchäfts mit Kreditgewährung erleichtern das Verſtändnis ſehr. 

Ich möchte hier eine Einzelfrage nicht unerwähnt laſſen; es er⸗ 
ſcheint mir überaus bedenklich, wenn auf S. 47 die Meinung ver⸗ 
treten wird, daß ein allgemeines Rücktrittsrecht der Bank von ihrer 
Kreditzuſage bei weſentlicher Verſchlechterung der Vermögensverhält⸗ 
niſſe des Kunden gegeben ſei. 

Für einen gewiſſen Mangel der ſonſt ſehr lobenswerten und 
gründlichen Arbeit halte ich es, daß bei der Frage der Sicherungen 
der Bank auf elf Seiten eingehend die Verpfändung erörtert wird, 
während die m. E. viel weſentlichere Sicherungsübereignung nur 
ohne ſelbſtändige Stellungnahme kurz auf / Seite geſtreift wird. 
Gerade bei der ſorgfältigen Art, mit der der Verf. die Einzelheiten 
bei der Verpfändung insbeſ. in theoretiſcher Richtung erörtert, wäre 
es beſonders intereſſant geweſen, die bei der Sicherungsübereig⸗ 
nung entſtehenden Rechtsfragen bei dieſen überſeeiſchen Geſchäften 
eingehend unterſucht zu ſehen. Die vorliegende Arbeit findet ihren 
Schluß in einer kurzen Überſicht über ausländiſche Rechtsverhältniſſe 
und in einer ſorgfältigen Zuſammenſtellung der in Frage kommen⸗ 
den allgemeinen Geſchäftsbedingungen. 

RA. Dr. Kurt Mittelſtein, Hamburg. 


Internationales Erbrecht. 
Hans Lewald: Questions de droit international des 
successions. Extrait du Recueil des cours de l’Aca- 
demie de droit international. Paris 1926. Hachette. 125p. 

Die Académie de droit international, die hohe Schule des 
internationalen Privatrechts und Völkerrechts im Haag, beruft all⸗ 
jährlich angeſehene Gelehrte aus den verſchiedenſten Ländern, um vor 
ihrem bunten Hörerkreis Fragen jener Bereiche zu vertiefter Behand⸗ 
lung zu bringen. Vor zwei Jahren iſt die Einladung an Lewald, 
Franlifurt, ergangen, einen der ganz wenigen, die ſich in Deutſchland 
ernſtlich mit internationalem Privatrecht befaſſen, und es iſt ihm mit 
dem internationalen Erbrecht eine Aufgabe geſtellt worden, die — 
ſeltſam genug — einer wirklich umfaſſenden, auf die Geſamtheit der 
weſentlicheren Probleme eingehenden Behandlung im Inland und 
Ausland entbehrt. Die Vorleſungen liegen nunmehr in der Samm⸗ 
lung der Akademievorträge gedruckt vor, und es ſoll nicht verſäumt 
fein, die deutſche Fachwelt auf dies weſentliche Unterrichtungs mittel 
aufmerkſam zu machen. 

Lewald baut ſeine Ausführungen auf rechtsvergleichender Me⸗ 
thode auf (rechtsvergleichend natürlich nicht nur hinſichtlich des mate⸗ 
riellen Erbrechts, ſondern auch hinſichtlich der internationalen Privat⸗ 
rechte der wichtigeren Staaten), ein begrüßenswertes Verfahren nicht 
bloß mit Rückſicht auf den Anlaß jener Ausführungen, ſondern auch 
darum, weil eine ſolche Behandlung bei der weitgehenden Gleichheit 
der Problemſtellung, bei dem geringen Umfang poſitivrechtlicher 
Sonderregelung überaus ergiebig iſt für die Erkenntnis des Rechts⸗ 
zuſtands innerhalb der einzelnen Staaten; auch innerhalb Deutſch⸗ 
lands, wie nicht unterlaſſen ſein ſoll, beizufügen. Und er legt in 
richtigem Empfinden den Nachdruck auf die Rechtſprechung: Die be⸗ 
kanntgewordenen Entſcheidungen bilden nach Möglichkeit den Aus⸗ 
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gangspunkt ber Crörterung; denn vielfach iſt es erſt der einzelne 
Fall, der die Schwierigkeiten der Probleme völlig herausſtellt. 

Es iſt keine Enzyklopädie des internationalen Erbrechts, die 
hier vorgelegt wird. Verf. ſcheidet aus ſeinen Erörterungen den Erb⸗ 
vertrag, die Haftung für Nachlaßverbindlichkeiten, insbeſ. auch die zum 
Teil ſehr ſchwierigen Fragen aus, die für das internationale Privat⸗ 
recht durch behördlichen Eingriff in die Abwicklung des Nach⸗ 
laſſes entſtehen. Die Darſtellung erfaßt weſentlich die klaſſiſchen 
Probleme: die Vorbedingungen der Erbfolge, den geſetzlichen Erb⸗ 
gang, das Teſtament nach Form und Inhalt. Und es werden dem 
noch Erörterungen über die Einwirkung allgemeiner Probleme auf 
das internationale Erbrecht: Rückverweiſung und öffentliche Ordnung, 
vorausgeſchickt. Insbeſ. auch ein lehrreicher Abſchnitt über die Be⸗ 
vorrechtung inländiſcher Erben „als ſtörendes Element“, in dem man 
eine mißliche franzoſiſche Rechtſprechung kennenlernt, die freilich von 
einer bedenklichen Geſetzesvorſchrift und einer noch viel bedenk⸗ 
licheren Rechtſprechung in Deutſchland übertroffen wird. 

Die Löſungen, die Verf. vertritt, werden gerade bei uns wenig 
Widerſpruch finden. Denn die Rechtſprechung und im weſentlichen 
auch die Geſetzgebung über, dieſe Fragen bewegen ſich in Deutſchland 
ſeit langem auf geordneten Bahnen. Auch der Berichterſtatter kann 
den vorgebrachten Löſungen faſt durchweg zuſtimmen, und es ſind 
nur Einzelpunkte, für die er eine abweichende Meinung vorbehalten 
möchte: die Behandlung der Teſtierfähigkeit, das gemeinſchaftliche 
Teſtament, eine Gruppe von Fragen, welche die Rechtsfähigkeit des 
Erben angehen. Nur wenige Zweifelsfragen werden ſich innerhalb 
des gezogenen Rahmens finden laſſen, die nicht behandelt wären; nur 
wenig Stoff, mit dem ſich die Darſtellung noch hätte bereichern 
können. Gegenüber beſtehenden Staatsverträgen hat Verf. einige 
Zurückhaltung geübt. Vielleicht iſt auch das deutſche Schrifttum zur 
Frage nicht völlig ausgeſchöpft. Doch das verſchwindet im Geſamt⸗ 
bild. Verf. hat die deutſche Wiſſenſchaft vor dem internationalen 
Forum mit Ehren vertreten. 

Prof. Dr. Karl Neumeyer, München. 


Ausland. 
Cruſen: Die Geſetze der Freien Stadt Danzig. Danziger 
Rechtsbibliothek. G. Stilke, Berlin und Danzig. Band 1. 


Kettlitz, Führer durch die Danziger Geſetzgebung: 
1926. Preis geb. 12 . 


Von dem bekannten Sammelwerke erſchien noch zu Ende des 
Jahres 1926 der bisher vermißte Bd. 1, deſſen Abfaſſung offenſichtlich 
auf größere Schwierigkeiten geſtoßen iſt, als der Verfaſſer bei Über⸗ 
nahme ſeiner Arbeit geahnt hat. OGRat Kettlitz vom Danziger 
OG. hat uns zum Jahreswechſel ſeinen Führer durch die Danziger 
Geſetzgebung beſchert, mit dem der Herausgeber der Danziger Rechts⸗ 
bibliothek die fortlaufende Reihe der Danziger Rechtsbücher wohl er⸗ 
öffnen wollte, über deren Erſcheinen in dieſen Blättern ſchon be⸗ 
richtet worden iſt (JW. 1926, 2821; 1927, 2098). 

Der neue erſte Band, ein Erzeugnis mühſeliger Kleinarbeit 
und häuslichen Fleißes, gibt eine Überſicht über Entſtehen und 
Werden des neuen Danziger Rechts, alſo die Grundlage deſſen, von 
dem die folgenden Bände der Rechtsbibliothek wichtige Einzelmaterien 
darſtellen ſollen. Der finanziell ſchwächere Freiſtaat Danzig kann ſich 
ſolche großen Ausgaben, wie ſie im Deutſchen Reiche durch die be⸗ 
vorſtehende Kodifikation der Geſetzgebung der letzten Jahrzehnte ent⸗ 
ſtehen werden, die bei der Zahl der vorausſichtlichen Abnehmer des 
Kodifikationswerkes tragbar und im Intereſſe der Rechtsſicherheit und 
zur Erſparung von Arbeit vieler Beteiligter beim Aufſuchen älterer 
verſtreuter Beſtimmungen durchaus wünſchenswert erſcheinen, ſchon 
mit Rückſicht auf die viel kleinere Zahl der Abnehmer, die ein gleich⸗ 
artiges Werk für das Freiſtaatsgebiet finden würde, kaum leiſten. Um 
fo weniger konnte man daran denken, ein ſolches Werk, das an fich 
zur Erſparung vieler Arbeitsleiſtung ein dringendes Bedürfnis der 
Praxis erfüllen würde, mit privaten Mitteln auferſtehen zu laſſen. 

Daher muß es allſeitig dankbar begrüßt werden, wenn dieſer 
Rechtsnot von dem Herausgeber jener Bücherreihe und dem rührigen 
Verleger in anderer Form abgeholfen wurde. Der mit den Danziger 
Verhältniſſen Vertraute ahnt, welche zähe Energie es gekoſtet haben 
mag, dieſe Leiſtung hervorzubringen, und welche mühevolle Sammel- 
arbeit der Verfaſſer dieſes Bandes geleiſtet hat, um dieſen Erſatz 
eines großen Kodifikationswerkes zuſammenzufügen. 

Zwar konnte, wie ſchon geſagt, wegen des zu erwartenden Um⸗ 
fanges und der dadurch bedingten Koſten des Werkes nicht daran ge⸗ 
dacht werden, einen Text des geltenden Danziger Nechts zu bringen, 
was an ſich erſtrebenswert geweſen wäre und für die Zukunft gar 
manche Arbeit vieler Beteiligter ſehr erleichtert hätte, aber mit dem 
Gebotenen wird man bei Berückſichtigung der Gründe, die von 
ſolchem Vorhaben abhielten, fehr zufrieden ſein. Durch die gewählte 
Tabellenform hat es der Verfaſſer zuwege gebracht, den reichen 
Stoff auf den knappen Raum von 291 Seiten Oktapformats zu⸗ 
ſammenzudrücken. So werden die Leſer über jenes Werk urteilen, 
während dem Verfaſſer angeſichts der erdrückenden Fülle des Stoffes 
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Angſt und Sorge zur Seite geſtanden haben werden, bis er den 
letzten Federſtrich unter ſeine Zuſammenſtellung ſetzte. Das wird ihm 
jeder nachfühlen, der einmal eine ſolche Zuſammenſtellung neuſchöp⸗ 
fend herausgab. Und wenn ſein Werk, was der Verfaſſer im Vorwort 
beſcheiden nebenher erwähnt, wirklich erſchöpfend „alle veröffentlichten 
Geſetze, VO. uſw. ſeit Gründung des Freiſtaates, dazu alle Beſtim⸗ 
mungen, die im Deutſchen Reichsgeſetzblatte, in der Preußiſchen Ge⸗ 
ſetzlammlung und im Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt enthalten ſind 
und die Freie Stadt Danzig betreffen“, enthält — und bei der Amts⸗ 
tätigkeit des Verfaſſers und ſeiner beſonderen Erfahrung auf dieſem 
Gebiet kann man in die Richtigkeit ſeiner Behauptung keinen Zweifel 
ſetzen —, dann wird es als hiſtoriſch ſichere Grundlage des Danziger 
Freiſtaatsrechtes für alle Zeiten als Wegweiſer durch dieſes Recht 
ſowohl dem dienen, der das gegenwärtig geltende Danziger Recht für 
eine einzelne Angelegenheit feſtzuſtellen genötigt iſt, wie für den, der 
ſich allgemein mit dem Studium dieſes Rechts ſeit Errichtung des 
Freiſtaates befaſſen muß. Daß das Werk allumfaſſend iſt, zeigt ſchon 
die Überſicht ſeines Inhaltes, die das geltende Danziger Recht in 
21 Abſchnitte gliedert: 

Staat und Verwaltung (Verfaſſung, Staatsangehörigkeit, Ge⸗ 
ſetzgebungsorgane, Staatsorgane, Fremdenrecht), der hohe Kommiſſar, 
Beziehungen zu Polen, Beamten⸗ und Angeſtelltenrecht, Rechtspflege, 
Kirche, Schule, ſoziale Fürſorge, Zoll, Steuern, Handel, Geldweſen 
und Banken, Gewerbe, Wirtſchaft, Bau⸗ und Wohnungsweſen, Ver⸗ 
kehr, Schutz des gewerblichen und geiſtigen Eigentums, Kunſt⸗, 
Theater⸗ und Denkmalsſchutz, Agrarrecht, Geſundheitsweſen, Krieg 
und Militär. 

Die leichte Benutzbarkeit des Werkes iſt durch ein faſt 40 Seiten 
füllendes und — ſoweit ohne längeren Gebrauch feſtſtellbar — gut 
gewähltes Sachregiſter geſichert. Der Verfaſſer plant, um das Werk 
laufend brauchbar zu erhalten, in jedem Jahr Nachträge, enthaltend 
den Stand am 1. Okt. jedes Jahres, erſcheinen zu laſſen und in eine 
etwaige neue Auflage auch die Rechtſprechung des Danziger DOG. und 
die über Danzig erſchienene Literatur hineinzuarbeiten. Möchte ein 
reichlicher Abfah feines Führers den Verfaſſer veranlaſſen, fein ſpä⸗ 
teres Vorhaben durchzuführen, damit auch in ſpäteren Zeiten Dan⸗ 
ziger Recht für jeden Juriſten, der ſich damit beſchäftigen will oder 
beſchäftigen muß, ſo leicht feſtſtellbar iſt wie z. Z. der Herausgabe 
dieſes Bandes der Danziger Rechtsbibliothek. 

Miniſterialrat Lutterloh, Berlin. 


M. Planiol und G. Ripert, Traité pratique de droit civil 
francais. Tome I: R. Sabatier, Les personnes. Paris 
1925. Librairie Generale de droit et de jurisprudence. 
VIII und 851 8. 


Das vorliegende nach Art der in Frankreich für größere Hand⸗ 
bücher üblichen Methode ſehr umfaſſend angelegte, unter der Leitung 
von Planiol und Rippert herausgegebene und in ſeinen einzel⸗ 
nen Teilen von verſchiedenen Verfaſſern bearbeitete Geſamtwerk iſt 
im ganzen auf 13 Bände berechnet, von denen bisher Band 8, 
enthaltend das eheliche Güterrecht (Naſt, Straßburg), und der hier 
anzuzeigende erſte, das Perſonen⸗ und, der Anlage des Code civil 
entſprechend, das geſamte Vormundſchaftsrecht umſchließende Band er⸗ 
ſchienen find. Verfaſſer iſt R. Sabatier (Poitiers). Die Heraus⸗ 
geber haben ſich ein doppeltes Ziel geſteckt. Das eine hat die Be⸗ 
dürfniſſe des Praktikers vor Augen. Es ſollen vornehmlich die zahl⸗ 
reichen neueren Geſetze berückſichtigt und die Rechtſprechung in 
das Syſtem des Code civil eingearbeitet werden, was für eine aus⸗ 
reichende Kenntnis des tatſächlich geltenden franzöſiſchen Zivilrechts 
um ſo wichtiger iſt, als die Vorſchriften des Code unvollſtändig 
und zum großen Teil veraltet ſind und die neueren Sondergeſetze ſich 
vielfach nicht harmoniſch in den Bau des Ganzen einfügen, während 
andererſeits der Entfaltung, Erweiterung und Korrektur des Geſetzes⸗ 
rechts durch die gerichtliche Praxis ein weit größerer Spielraum eröff⸗ 
net iſt, als in den Ländern des deutſchen Rechts. Andererſeits ſollen 
auch die Anforderungen, die die Wiſſenſchaft an eine vertiefte Be⸗ 
arbeitung juriſtiſcher Fragen ſtellt, zu ihrem Recht kommen. Von 
dieſen beiden Aufgaben iſt die erſte vom Verfaſſer des vorliegenden 
Bandes man darf wohl jagen in muſtergültiger Weiſe gelöſt worden. 
Verfaſſer ſtellt die Geduld des Leſers nicht, wie dies in älteren Dar⸗ 
ſtellungen nur zu ſehr üblich war, durch langatmige Ausführungen 
oder textuelle Wiedergabe der Entſcheidungsgründe auf die Probe, ſon⸗ 
dern verſteht es vortrefflich, den weſentlichen Gehalt ſcharf herauszu⸗ 
meißeln und in den Text hineinzuverweben, ſo daß man durchweg, 
auch in den komplizierteren Partien, ein klares und überſichtliches 
Bild gewinnt und die Flüſſigkeit und Eleganz der Darſtellung nir⸗ 
gends geſtört wird. So wird das Buch namentlich für das Gebiet des 
Vormundſchaftsrechts, bekanntlich eines der ſchwächſten, aber 
auch für den Ausländer wichtigſten Beſtandteile des franzöſiſchen 
Rechts, der ohne eingehende Zuhilfenahme der Rechtſprechung nicht 
zu verſtehen iſt, ein wertvoller Führer ſein. Dagegen verdient die 
Löſung der zweiten der Wiſſenſchaft im höheren Sinne zugekehrten Auf⸗ 
gabe nicht dasfelbe günſtige Urteil. Zwar ſind auch hier die Klarheit und 


Überſichtlichkeit der Darſtellung wie namentlich auch die reichhaltigen 
und genauen Literaturangaben — auch die ausländiſche, insbeſ. deut⸗ 
ſche Literatur iſt eingehend verwertet — rühmend hervorzuheben. 
Doch iſt die wiſſenſchaftliche Durchdringung ſchwierigerer Probleme, 
wie z. B. der Lehre von den juriſtiſchen Perſonen, wofür gerade 
auch die franzöſiſche Literatur namhafte Vertreter aufweiſt — es 
braucht nur an die Namen Michoud, Saleilles, Duguit er⸗ 
innert zu werden —, etwas mager ausgefallen. Bedauerlich aber iſt 
vor allem der gänzliche Mangel eines allgemeinen Teils, den man doch 
in dieſem Bande hätte erwarten jollen: nichts von den allgemeinen 
Lehren über Rechtsgeſchäfte, Willenserklärungen, Vertragsſchluß uſw., 
ebenſowenig von der allgemeinen Theorie der Rechtsquellen, Anwen⸗ 
dung des Geſetzes, Lückenausfüllung, Verhältnis von Geſetz und Rich⸗ 
teramt, Lehren, die namentlich in Frankreid durch Saleilles, 
Geny u. A. in hervorragendem Maße gefördert worden ſind. Man 
muß hoffen, daß die noch zu erwartenden, dem Obligationen⸗ und 
Sachenrecht gewidmeten Teile dieſe Lücken ſoweit möglich ausfüllen 
und dem ausländiſchen Leſer einen beſſeren Begriff von dem wahren 
Standard der franzöſiſchen Rechtswiſſenſchaft gewahren werden. Die 
Namen der hierfür beſtimmten Verfaſſer — das Obligationenrecht iſt 
den bewährten Händen Es meins anvertraut, das Sachenrecht wird 
von Picard, einem der tüchtigſten jüngeren franzöſiſchen Juriſten, 
bearbeitet — berechtigen zu dieſer Hoffnung. 
Prof. Dr. K. Wieland, Baſel. 


Gerald M. Slot- Everard Dickson: Transactions of the 
Medico-Legal Society. Vol. XX. Cambridge 1926. 
W. Heffer. 1628. Preis sh 12/6 net. 


Der vorl. Band enthält neben einem Generalregiſter Über die 
bisher erſchienenen 20 Bände den Jahresbericht der Britiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft für gerichtl. Medizin für das Geſchäftsjahr 1925/26 ſowie 
die in den ſieben Sitzungen dieſes Jahres gehaltenen Vorträge mit 
anſchließender Diskuſſion. Die Vorträge betreffen einen Bericht über 
den 9. internationalen Kongreß für Gefängnisweſen, der im Auguſt 
1925 in London abgehalten wurde, weiter die Mitteilung eines 
eigenartigen Falles von fahrläſſiger Schußverletzung einer Hoch⸗ 
ſchwangeren. Das Geſchoß hatte ohne ſonſtige Verletzung der mütter⸗ 
lichen Eingeweide die Gebärmutter und die in ihre befindliche Frucht 
durchbohrt und an dieſer die Leber und den Dünndarm, dieſen vier⸗ 
mal, verletzt. Offenbar infolge dieſer Vesletzung war das Kind ab⸗ 
geſtorben, es wurde am nächſten Tage ausgeſtoßen. Bei der Mutter 
traten während der Geburt und nachher Krämpfe und Bewußt⸗ 
loſigkeit auf, und ſie ſtarb nach drei Tagen. Der Gutachter war der 
Meinung, daß die Krämpfe auf eine chroniſche Nierenentzündung 
zurückzuführen ſeien, da die charakteriſtiſchen anatomiſchen Zeichen 
der Eklampſie bei der Leichenöffnung nicht feſtzuſtellen waren. Er 
verneinte daher einen Zuſammenhang der Schußverletzung mit dem 
Tode. In der Diskuſſion wurde mehrfach die entgegengeſetzte Anſicht 
geäußert, als Todesurſache Eklampſie angenommen, die durch den 
vorzeitigen Geburtsakt ausgelöſt ſei. Eingehend wurde die Frage 
erörtert, wie die Tötung der Frucht nach engliſchem bzw. ſüdafri⸗ 
kaniſchem Recht — der Fall iſt in Johannisburg vorgekommen — 
zu beurteilen ſei, ob hier noch eine zweite fahrläſſige Tötung anzu⸗ 
nehmen ſei, oder ob die Strafbeſtimmungen über Abtreibung in 
Frage kommen Könnten. 

Ein fernerer Vortrag betraf die Ausſcheidung von Alkohol im 
Urin als Beweis der Trunkenheit. Unterſuchungen auf ſolche ſpielen 
in London offenbar eine große Rolle, insbeſ. werden Kraftwagen⸗ 
führer, die ein Unglück angerichtet haben, ſofort polizeilich auf 
Trunkenheit unterſucht. Die Vortragenden ſuchten eine exaktere 
Feſtſtellung, als fie durch die bloße äußere Betrachtung, den Al⸗ 
koholgeruch uſw. möglich iſt, durch die Harnunterſuchung zu ges 
winnen, ſie haben in mühſamen experimentellen Unterſuchungen feſt⸗ 
geſtellt, daß der Alkoholgehalt des Urins dem des Blutes parallel 
geht, und haben durch vergleichende Prüfung trunkener Perſonen 
nachgewieſen, daß von einem beſtimmten Alkoholgehalt des Urins 
an man auf ſchwere Berauſchung ſchließen kann. In der Diskuſſion 
haben ſich freilich die amtlichen Polizeiärzte gegen die Durchführbar⸗ 
keit dieſer Unterſuchungen ausgeſprochen. 

Hiſtoriſch intereſſant iſt der Vortrag über den Fall Perry. 

Jon Perry wurde mit ſeinem Bruder und ſeiner Mutter 1660 
gehenkt wegen Ermordung eines gewiſſen Harriſon, der verſchwun⸗ 
den war. Er hatte ſich und die Seinigen dieſes Verbrechens bezichtigt, 
Bruder und Mutter beſtritten entſchieden jede Kenntnis der Tat; 
das erſte Schwurgericht ſprach ſie frei, weil der Vorſitzende erklärte, 
daß er niemand wegen Mordes verurteilen würde, ſolange die 
Leiche nicht gefunden ſei. Das zweite Schwurgericht war weniger 
ängſtlich, verurteilte auf Grund des Geſtändniſſes, das Urteil wurde 
ausgeführt und 16 Monate nach der Hinrichtung der Verurteilten 
erſchien Harriſon in ſeinem Heimatsdorf. Er war in der Nacht, in 
der er verſchwunden war, von Straßenräubern überfallen, an die 
Küſte gebracht und auf ein Sklavenſchiff verkauft worden. Die vor⸗ 
liegenden Akten laſſen keinen ſicheren Rückſchluß zu, ob es ſich bei 
dem falſchen Selbſtgeſtändnis von John Perry um das Vorgehen 
eines Imbezillen oder eines Schizophrenen gehandelt hat. 
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Der eigentliche Jahresbericht wird die Leſer der Zeitſchrift nicht 
intereſſieren. Für den Berichterſtatter war er inſofern von Intereſſe, 
als er aus dem Mitgliederverzeichnis erſah, daß ihn offenbar wäh⸗ 
rend des Krieges die Geſellſchaft aus der Reihe ihrer Ehrenmitglieder 
geſtrichen hat, wovon ihm bisher keine Kunde zuteil geworden war. 

Geh. MedR. Prof. Dr. F. Straßmann, Berlin. 


Dr. Hanhe Jizuka: Japaniſches Induſtrierecht. Heft 2 
der Induſtrierechtlichen Forſchungen. Berlin⸗Grunewald 
1926. Verlag Dr. Walter Rothſchild. 


Der Verf. iſt Rechts⸗ und Patentanwalt in Tokio. In den 
Geiſt deutſcher Sprache und deutſchen Rechtes eingedrungen, bietet 
er eine vortreffliche vergleichende Darſtellung ſeines heimatlichen 
japaniſchen Rechtes. In dem Geleitwort zitiert Martin Waſ⸗ 
ſermann ein Work Kohlers: „Es gehört zu den Vorzügen 
der Werke des Geiſtes, daß ſie dauernder ſind als die Werke der 
Politik.“ Werke des Geiſtes ſcheinen in erſter Linie berufen zu 
ſein, entfremdete Völker einander näher zu bringen. Durch den 
Krieg zerriſſene Fäden zwiſchen den Völkern beginnen ſich neu zu 
knüpfen. Rechtsvergleichung und ausländiſche Studien ſind gerade 
für Deutſchland, das bisher allein ſtand, von beſonderem Nutzen. 
Je mehr die Weltwirtſchaft wächſt, um fo mehr bedarf es der 
Rechtsvergleichung. Ein wertvoller Beitrag iſt hier das vorliegende 
Buch. Denn Japan iſt nächſt den Vereinigten Staaten von Amerika 
der zweitgrößte Unionsſtaat. Japan iſt beſtrebt, als Induſtrieland 
in Oſtaſien die wirtſchaftliche Oberhand zu gewinnen. Der gewerb⸗ 
liche Rechtsſchutz iſt in Japan noch jung, doch beſteht jetzt eine um⸗ 
fangreiche Geſetzgebung für Patente, Gebrauchsmuſter, Geſchmacks⸗ 
muſter und Warenzeichen. Die Geſetzgebung, insbeſ. das Ge⸗ 
brauchsmuſtergeſetz, iſt in vielen Punkten den deutſchen Geſetzen 
nachgebildet worden. Allerdings fehlt ein beſonderes Geſetz zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. Die vorliegende Arbeit 
behandelt mit viel Fleiß den Aufbau der japaniſchen Geſetzgebung 
und zieht hierbei unter Berückſichtigung des einſchlägigen deut⸗ 
ſchen und japaniſchen Schrifttums inkereſſante Vergleiche mit den 
entſprechenden deutſchen geſetzlichen Beſtimmungen. Die vorlie⸗ 
Ba: Arbeit gewinnt um jo mehr an Wert, da jie den modernen 

tand der Geſetze berückſichtigt, die i. J. 1921 in Japan groß⸗ 
zügig geſchaffen wurden. Bemerkenswert iſt auch der Hinweis auf die 
ſtarke Vergrößerung der Organiſation des japaniſchen Patentamts. 

RegRat Dr. Rudolf Buſſe, Berlin. 


A. Maklezow, N. Timaſchew, N. Alexejew und S. Sawadſky 
in Verbindung mit A. Bogolepov, M. Hanfmann, A. Mar⸗ 
kow, A. Pilenko und C. Zaitzew: Das Recht Sowjet⸗ 
rußlands. Tübingen 1925. J. C. B. Mohr. XI und 
524 S. 

Vor uns liegt ein Verſuch, das geſamte Recht Sowjetrußlands 
im Grundriß darzuſtellen. Die Verf. — ruſſiſche, in der Emigration 
lebende Juriſten — haben das Werk zuerſt in ruſſiſcher Sprache 
(im Verlage „Plamja“, Prag) herausgegeben. Daß es nunmehr der 
deutſchen Juriſtenwelt zugänglich gemacht worden iſt, kann nur be⸗ 
grüßt werden. Es zerfällt in ſieben Teile: Rechtsbildung und 
Rechtsverwirklichung, Staatsverfaſſung, Verwal⸗ 
tungsrecht, Offentliches Wirtſchaftsrecht, Bürger⸗ 
liches Recht, Strafrecht, Prozeßrecht. Ein kurzer Nach⸗ 
trag ſtellt die Fortbildung des Sowjetrechts bis zum 15. Sept. 1925 
dar. Die Darſtellung iſt gewiſſenhaft, verwertet die ruſſiſche Literatur, 
in geringerem Umfange auch die Praxis und deckt die vielfachen 
Fäden auf, die vom Sowjetrecht zum früheren ruſſiſchen Recht führen 
— gerade dieſe Zuſammenhänge zwiſchen dem Sowjetrecht und dem 
Recht des alten Rußland werden von den Sowjetjuriſten gerne ver⸗ 
ſchwiegen oder ſogar direkt geleugnet. Es iſt ein Verdienſt der Verf., 
dieſe Zuſammenhänge nachgewieſen zu haben. Solchen unleugbaren 
Vorzügen des groß angelegten Werkes ſteht aber auch ein nicht ge⸗ 
ringer Mangel gegenüber — die Verf. laſſen öfters die nötige Ob⸗ 
jektivität vermiſſen, fie ſuchen und finden Fehler im Somjetrecht auch 
dort, wo der unparteiiſch urteilende Juriſt keinen Grund zur Rüge 
finden wird. 

Die einzelnen Beiträge ſind ſowohl dem Umfange, als dem 
inneren Werre nach nicht gleichmäßig. Zu dem Abſchnitte über 
Rechtsbildung und Rechtsverwirklichung iſt zu bemerken, daß es 
wohl richtig iſt, daß die örtlichen Organe oft ungeſetzliche Verfügungen 
erlaſſen. Es iſt dies durch die Nachwehen der Revolution und die noch 
nicht gefeſtigte „Revolutionäre Geſetzmäßigkeit“ zu erklären. Aber 
angeſichts der von den Verf. (Alexejew und Timaſchew) ſelbſt 
mitgeteilten Bemühungen der Zentralſtellen, hier Abhilfe zu ſchaffen, 
kann ſchwerlich die Behauptung aufrechterhalten werden (S. 9), daß 
die Sowjetrepublik ein Staat ſei, in dem es Normen des geſchrie⸗ 
benen Rechts gäbe, die jedoch nicht den Charakter von Geſetzen 
haben. Auch die Auffaſſung (S. 11), daß rückwirkende Kraft der 
Geſetze allgemeine Regel geworden ſei, trifft in dieſer apodiktiſchen 
Form nicht zu. Sie war bloß das Kennzeichen der Geſetze aus der 
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Zeit des Kriegskommunismus und namentlich der von den Verf. 
herangezogenen Sozialiſierungsdekrete, kaun aber für die Gegen 
wart doch nicht behauptet werden. Richtig — wenn auch nur zum Teil 
— ſind allerdings die Schlußworte dieſes Abſchnittes (S. 17): „Es 
iſt in hervorragendem Maße ein nur verkündetes Recht, das nicht in 
die Tat umgeſetzt wird. An das Studium eines ſolchen Rechts muß 
man daher mit beſonderem Vorbehalt herantreten.“ Zu kurz iſt der 
Abſchnitt „Offentliches Wirtſchaftsrecht“ ausgefallen (S. 161— 246), 
der ſo verſchiedenartige Gegenſtände behandelt, wie Agrarrecht und 
Arbeitsrecht (von Zaitzew), Budgetrecht und Steuerſyſtem (von 
Markow) und daneben Organiſation der ſtaatlichen Induſtrie 
(von Timaſchew), Pachtung von Induſtrieunternehmen und Kon⸗ 
zeſſionen (von Bogolepow), Außenhandelsmonopol (von Pi⸗ 
lenko), Innenhandel (von Timaſchew). In dem gerade für 
Ausländer ſo wichtigen Kapitel von Pacht und Konzeſſion fällt es 
auf, daß der Verf. nicht verſucht, die rechtliche Natur dieſer In⸗ 
ſtitute an der Hand der zahlreich veröffentlichten Verträge zu ana⸗ 
lyſieren, ſondern ſich auf knappen zehn Seiten mit Angaben aus 
zweiter Hand begnügt. 

In dem größten Abſchnitt: über bürgerliches Recht tritt der 
oben erwähnte Mangel an Objektivität in dem Beitrag Sa⸗ 
wadſkys über den allgemeinen Teil, das Sachen⸗ und Obliga⸗ 
tionenrecht (S. 247—332) beſonders hervor, was um fo mehr zu 
bedauern iſt, als derſelbe Verf. auch mitunter treffende Urteile 
über das bolſchewiſtiſche Recht äußert. Immer wieder wird hier dem 
ZGB. der knappe Inhalt vorgehalten. Es iſt aber zu berückſichtigen, 
daß gerade für Sowjetrußland mit ſeinem juriſtiſch nicht vorgebilde⸗ 
ten Richterſtand die Kürze der geſetzlichen Vorſchriften eher einen 
Vorteil bildet, abgeſehen davon, daß nicht etwa die „abſtrakte 
Kaſuiſtik“ unſeres BGB. das Ideal moderner Geſetzgebungskunſt 
darſtellt. Man darf jedenfalls nicht ſo weit gehen, ſogar das Fehlen 
von Beſtimmungen über Scherz und reservatio mentalis als „ge⸗ 
rade (geradezu) erſtaunlich“ zu bezeichnen (S. 266) oder dem JOB. 
vorzuwerfen, daß es nicht „die grundlegenden Fragen der Lehre von 
der Untervollmacht wirklich erſchöpfe“ (S. 331). Vielfache Zweifel 
ruft die Darſtellung des Schadenerſatzrechts (S. 290 f.) hervor: 
es iſt weder richtig, daß die Frage der Schuld im ZGB. „vollkom⸗ 
men beiſeite bleibt“, noch daß die Erfolghaftung „das graue Alter⸗ 
tum wieder ins Leben ruft“; auch einzelnen Ausführungen gegen⸗ 
über regen ſich Bedenken. Bei der Behandlung der Verträge geht 
des Verf. Kritik ebenfalls nicht ſelten irre. Daß durch die Beſtim⸗ 
mung, der Kauf von Gebäuden bedürfe der notariellen Form mit 
nachfolgender Regiſtrierung, die aufgehobene Einteilung in beweg⸗ 
liche und unbewegliche Sachen wiederhergeſtellt werde (S. 306), 
kann kaum im Ernſt gemeint ſein. Vollkommen ungenügend iſt, 
was der Verf. auf S. 314 über die Artel ausſagt. Unrichtig iſt es 
auch, dem Sowjekgeſetzgeber den Art. 30 ZGB. vorzuwerfen (S. 265), 
wonach die auf offenbare Schädigung des Staates gerichteten Rechts⸗ 
geſchäfte ungültig ſind — eine ähnliche Beſtimmung galt ſchon im 
zariſtiſchen Recht (Art. 1529 3.5 des Bd. X T. 1 Svod Sakonow). 
Einen Vorwurf würde nur die falſche Praxis der Sowjetgerichte ver⸗ 
dienen, die ſich vielfach mit einer objektiven Schädigung des Staates 
begnügen will. 

Sachlich einwandfrei iſt dagegen die Darſtellung des Familien⸗ 
und Erbrechts von Hanfmann. Der Ausſpruch auf S. 333, die 
unbeſchränkte Freiheit der Eheſchließung und der Eheſcheidung mache 
es unmöglich, den Ehezuſtand von einem zeitweiligen geſchlechtlichen 
Verhältnis zu unterſcheiden, iſt freilich unrichtig, er trifft nur auf 
das neue, erſt ſeit dem 1. Jan. d. J. geltende Ehegeſetz zu. Die wich⸗ 
tige Frage, ob Eheverträge im Sowjetrecht zuläffig find, wird leider 
nicht berührt. 

Von demſelbep Verf, ſtammt der Abſchnitt über den Zivil⸗ 
prozeß (S. 435450), der nach einer kurzen hiſtoriſchen Überſicht 
eine knappe Darſtellung der Grundlagen des Zivilprozeſſes bringt. 
Hier wäre eine etwas eingehendere Darſtellung der Rolle des Staaks⸗ 
anwalts im Zivilprozeß erwünſcht, die wenigen Worte auf S. 439 
erſchöpfen nicht einmal den Inhalt des Geſetzes. Auf S. 442 
müßte klarer ausgeſprochen werden, daß Art. 14 die Vertretung aller 
juriſtiſchen Perſonen betrifft. Die Anmerkung zu Art. 24 findet der 
Verf. mit Recht unklar (S. 443). Zu bedauern iſt es, daß der Ein⸗ 
fluß des öſterreichiſchen Zivilprozeßrechts auf den Sowjetprozeß nicht 
einmal angedeutet wird. 

Von den übrigen Beiträgen ſeien erwähnt: Bogolepow, Die 
Lokalverwaltung (S. 91—126), wo auch eine kurze Skizze der Ent⸗ 
wicklung der Lokalverwaltung ſeit der Revolution gegeben wird, 
und Maklezow, Der Schutz der Minderjährigen und die Be⸗ 
kämpfung der Kriminalität und der Verwahrloſung Jugendlicher 
(S. 149160). 

Die Überſetzung des Werkes iſt von verſchiedenen Perſonen an⸗ 
gefertigt und in manchen Abſchnitten mangelhaft. Im allgemeinen 
kann „Das Recht Sowjetrußlands“ dem mit dem Gegenſtande nicht 
vertrauten deutſchen Leſer zur erſten Einführung empfohlen werden, 
wenn es auch in allen ſeinen Teilen von der raſch vorwärtsſchrei⸗ 
tenden ruſſiſchen Geſetzgebung bereits im einzelnen überholt iſt. 

Prof. Dr. Fr. Schöndorf, Breslau. 
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Historical Trials. By the late Sir John Macdonell, 
K. C. B. Sometime King's Remembrancer and Senior 
Master of the Supreme Court of Judicature. Edited 
by R. W. Lee, D. C. L., with a Preface by the 
Right Hon. Lord Shaw of Dunfermline Oxford 
1927. At the Clarendon Press. Preis 7 sh. 

Das Berk ift aus Vorträgen erſtanden und beſchäftigt ſich mit 

einer größeren Anzahl der intereſſanteſten Strafgerichtsverfahren der 

Weltgeſchichte. Unter anderem werden die Prozeſſe des Sokrates, 

Jeanne d'Arcs, Giordano Bruno Galiläos und Maria Stuarts kri⸗ 

tiſch dargeſtellt und juriſtiſch beleuchtet. D. S. 


The Law of Evedence some proposals for its Reform. 
By Edmund M. Morgan, Zechariah Chafee jr., Ralph 
W. Gifford, Edward W. Hinton, Charles M. Hough, 
William A. Johnston, Edson E. Sunderland, John 
H. Wigmore. London 1927. New Haven. Tale 
University Press. 

Das Buch gibt die Ergebniſſe einer Unterſuchung wieder, die 
eine aus amerikaniſchen Rechtslehrern und hohen Richtern zuſam⸗ 
mengeſetzte Kommiſſion in fünfjähriger Arbeit bzl. der Frage einer 
Zivilprozeßreform angeſtellt hat. 

Das der Kommiſſion geſteckte Ziel war die Reform des in den 
einzelnen Staaten der Union geltenden Beweisrechts. Die von 
der Kommiſſion für eine Neuordnung aufgeſtellten Leitſätze verdienen 
auch das Intereſſe des deutſchen Geſetzgebers, allerdings ſind 
große Teile der Unterſuchung ſpeziell amerikaniſchen Verhältniſſen 
(insbeſ. dem brial judge und der jury) gewidmet; ferner iſt die 
Art der Unterſuchung durch Befragung von etwa 2000 Richtern, An⸗ 
wälten uſw., deren Ergebniſſe im Anhang ſtatiſtiſch niedergelegt find, 
der Beachtung auch der deutſchen Juriſten wert. D. S. 
Nicholas Murray Butler, Präſident der Kolumbia⸗Univerſität 

und Vorſitzender der Carnegie-Stiftung; Der Aufbau des 
amerikaniſchen Staates. Mit Geleitwort des Botſchafters 
Frhr. v. Maltzan. Autoriſierte deutſche Ausgabe. 340 Seiten 
auf feinſtem holzfreien Druckpapier mit 10 Bildniſſen und 
2 Karten auf Kunſtdrucktafeln. Berlin. Verlag Reimar 
Hobbing. Preis geheftet 12.96, in Glanzleinenband 14. . 
Der Verf. des vorl. Buches iſt der Präſident der amerikani⸗ 
ſchen Kolumbia⸗Univerſität und Vorſitzender der Barnegie-Stiftung. 
amentlich in dieſer Eigenſchaft iſt er als Förderer der Wiederauf⸗ 
nahme der wiſſenſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und den 
ehemaligen Feindesſtaaten in Deutſchland bekannt geworden. Er gibt 
in dem vorl. Werk eine Darſtellung der geſchichtl. Entwicklung und 
es gegenwärtigen Zuſtandes des amerikaniſchen Verfaſſungslebens. 
In zahlreichen Punkten drängen ſich dem deutſchen Leſer Ver⸗ 
gleiche mit dem deutſchen Recht auf, namentlich in bezug auf Fragen 
des Föderalismus und des Unitarismus. Butler ſieht in dem 
amerikaniſchen Staat das Werk weniger bedeutender Männer. Auf 
die Darſtellung dieſer Perſönlichkeiten legt er daher, abgeſehen vom 
letzten Kapitel, das Hauptgewicht. 

Die deutſche Ausgabe bietet eine recht gute Überſetzung ſowie 
eine kurze Einleitung des verſtorbenen deutſchen Botſchafters in 
Waſhington; ſie enthält zehn Bildniſſe der führenden amerikaniſchen 
Politiker ſowie zwei, Wachstum und Grenzen der Vereinigten Staaten 
darſtellende geographiſche Karten. 


Fur Beſprechung eingegangen: 
I. Völkerrecht. 
1. Allgemeines. 


Völterrechtsfragen. Eine Sammlung von Vorträgen und 
Studien herausgeg. von Heinrich Pohl und Max Wenzel. 
13. Heft: Grundlagen des Rechtes im Saargebiet. 
Von Otto Andres, Oberlandesgerichtsrat in Naumburg a. S., 
Vorſitzender des Bundes der Saarvereine. Berlin 1926. 
Ferd. Dümmlers Verlagsbuchhandlung. Preis kart. 2,50 . 
14. Heft: Neues Völkerrecht auf Grund des Ver⸗ 
ſailler Vertrages. Von Prof. Dr. Heinrich Pohl. Berlin 
1927. Ferd. Dümmlers Verlags buchhandlung. 36 S. 
Preis kart. 2,50 h. 

22. Heft: Die Rechtsftellung der Freien Stadt Danzig. 
Von Dr. Otto Loening, Landgerichtsdirektor in Berlin, 
früher Vizepräſident des Danziger Volkstages. Berlin 1927. 
Ferd. Dümmlers Verlagsbuchhandlung. Preis kart. 2,50 . 


Schriften des Juſtituts für Wirtſchaftsrecht an der Uni⸗ 
verſität Jena. Herausg. Prof. Dr. Juflus Wilhelm 
Hedemann. Nr. 6. Der Staatsangehörige und feine 
Rechte, insbeſ. feine Vermögensrechte, im Syſtem 
des Völkerrechts. Von Dr. Bernhard Meier. Jena 
1927. Verlag Guſtav Fiſcher. 160 S. Preis kart. 8 . 


2. Völkerbund, Genfer Protokoll und 
Kriegsverhütungsrecht. 


Dr. Miroslas Gonsiorowski: Société des Nations et 
Problöme de la Paix. Tome I und Tome II. Paris 
1927. Librairie Arthur Rousseau. Preis 2 Bände 
brosch. Frs. 80.— 


Das Genfer Protokoll betr. die friedliche Erledigung inter⸗ 
nationaler Streitigkeiten. Eine Vorleſung an der Haager 
Völkerrechtsakademte aus dem Sommer 1925. Von Dr. 
Hans Wehberg. Berlin 1927. Verlag von Georg 
Stilke. Preis geh. 4 %, in Ganzleinen geb. 5 «A. 


Frankfurter Abhandlungen zum Kriegsverhütungsrecht. 
Herausgeber: Prof. Dr. F. Gieſe und Prof. Dr. K. Strupp. 
Heft 1: Die Fortbildung der internationalen 
Schiedsgerichtsbarkeit ſeit dem Weltkriege. Von 
Hans Wilhelm Thieme, Leipzig. Leipzig 1927. Uni⸗ 
verſitätsverlag von Robert Noske. Preis broſch. 5 M. 

Heft 2: Die Fortbildung der internationalen 
Schiedsgerichtsbarkeit ſeitdem Weltkrieg beſonders 
durch den Locarno-Pakt. Von Paul Kaufmann, 
Frankfurt a. M. Leipzig 1927. Univerſitätsverlag von 
Robert Noske. Preis broſch. 5 G. 

Heft 3: Der völkerrechtliche Garantievertrag, ins- 
beſondere ſeit der Entſtehung des Genfer Völker- 
bundes. Von Dr. Otto Bußmann, Eſſen. Leipzig 1927. 
Univerſitätsverlag von Robert Noske. Preis broſch. 5 h. 


3. Das Rechte nationaler Minderheiten. 


Das Problem des Schntzes nationaler Minderheiten. 
Eine Studie ſeiner allgemeinen ideengeſchichtlichen, politi⸗ 
ſchen und formaljuriſtiſchen Grundlagen nebſt einer aus⸗ 
gewählten Darſtellung der Stellungnahme des geltenden 
Rechts. Von Dr. jur. Herrmann Plettuer. Berlin 1927. 
Verlag Hermann Sack. Preis broſch. 4,50 . 


Das Recht der Minderheiten. Materialien zur Einführung 
in das Verſtändnis des modernen Minoritätenproblems, 
zufammengeftellt und mit Anmerkungen verſehen von Dr. 
jur. Herbert Kraus, Profeſſor der Rechte. Berlin 1927. 
Verlag Georg Stilke. 363 S. Preis Ganzleinen geb. 10 . 


II. Juternationales Recht. 
1. Allgemeines. 1 


Private Law Sources and analogies of International 
Law. (With special reference to international Arbitra- 
tion.) By H. Lauterpacht, Dr. Jur., Dr. Sc. Pol. 
(Vienna), L. L. D. (Lond.) London E. C. 1927. Long- 
mans, Green and Co. Ltd. Price 25% net. 


Revue Internationale de la Theorie du Droit. Inter- 
nationale Zeitſchrift für Theorie des Rechts. Heraus⸗ 
gegeben von Leon Duguit, Profeſſor an der Univerſität 
in Bordeaux, Hans Kelſen, Profeſſor an der Univerſität 
in Wien, Fr. Wehe, Profeſſor an der Univerſität in Brünn. 
Redaktion Jaromir Sedläcek, Profeſſor an der Univerſität 
in Brünn. Verlag Rudolf M. Rohrer, Brünn. (Vgl. JW. 
1926, 1926.) 
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2. Internationales Handelsrecht. 


Die Handelsverträge des Erdballs. Zuſammengeſtellt von 
J. Beunftein und Dr. rer. pol. K. Leopold. Veröffent⸗ 
lichungen der Verkehrsabteilung der Induſtrie⸗ u. Handels⸗ 
kammer zu Berlin. 1927. 239 S. Preis kart. 5 A. 


Internationale Sandelskammer. Bericht auf Veranlaſſung 
des Ausſchuſſes für intern. Induſtrievereinbarungen er⸗ 
ſtattet von Dr. Roger Conte. Druckſache Nr. 46. General⸗ 
ſekretariat Paris. 

3. Verfaſſungsrecht. 

Die Verfaſſungen des Erdballs. Auf Grund des Gothaiſchen 

Jahrbuchs für Diplomatie, Verwaltung und Wirtſchaft 


bearbeitet von Manfred Langhaus⸗ Ratzeburg. Gotha 
1927. Juſtus Perthes. 194 S. 


III. Ausländiſches Recht. 
1. Oſterreich. 


Kommentar zum Allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuch. 
Bearbeitet von Dr. Emanuel Adler, Sektionschef i. R., 
o. Univ.⸗Prof.; Dr. Robert Bartſch, Rat des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes, o. Univ.⸗Prof.; Dr. Ernſt Bettelheim, Hof⸗ 
rat, Rat des Oberlandesgerichtes Wien; Dr. Alfred Handl, 
Hofrat, Rat des Oberlandesgerichtes Wien; Dr. Heinrich 
Klang, Hofrat, Rat des Oberlandesgerichtes Wien, a. o. 
Univ.⸗Prof.; Dr. Arthur Lenhoff, Rechtsanwalt, Privat» 
dozent; Dr. Kamillo Ohmeyer, Hofrat, Rat des Ober⸗ 
landesgerichtes Wien; Dr. Oskar Pisko, o. ö. Univ. Prof.; 
Dr. Hermann Prey, Hofrat, Rat des Oberſten Gerichts⸗ 
hofes; Dr. Joſef Schey, o. ö. Univ.⸗Prof.; Dr. Wilhelm 
Schleſinger, Rechtsanwalt, Privatdozent; Dr. Ernſt 
Swoboda, Oberlandesgerichtsrat, a. o. Univ.-Prof.; Dr. 
Guſtav Walker, Sektionschef i. R., o. ö. Univ.⸗Prof.; Dr. 
Egon Weiß, o. ö. Univ. Prof.; Dr. Karl Wolff, o. ö. 
Univ.⸗Prof. Herausgegeben von Dr. Heinrich Klang. 1. u. 
2. Lieferung. III. Band. Bogen 1—4 u. 5— 7. Wien 1927. 
Verlag der öſterreichiſchen Staatsdruckerei. Preis geh. je 
3,20 S. a 

Handausgabe öſterreichiſcher Geſetze und Verordnungen. 
Nr. 238. Rechtsanwaltsordnung und Difziplinar- 
ſtatut. Mit den einſchlägigen Geſetzen, ſonſtigen Vorſchriften 
und den Normalien der Wiener Rechtsanwaltskammer. Er⸗ 
läutert durch die Spruchpraxis des Oberſten Gerichtshofes 
nach dem Stande vom 15. Mai 1927, herausgegeben von 
Dr. Max Weiſer, Hofrat im Bundeskanzleramte a. D., Ver⸗ 
teidiger in Strafſachen. Wien 1927. Druck und Verlag 
der öſterreichiſchen Staatsdruckerei. XII und 206 Seiten. 
Preis geb. 8,20 8. 

Lehrbuch der öſterreichiſchen Staatsverrechnung. Von Dr. 
Guſtav Seidler, ordentl. Profeſſor der Rechts- und Staats⸗ 
wiſſenſchaften an der Wiener Univerſität. 10., weſentlich 
veränderte Auflage. Leipzig und Wien 1927. Verlag Franz 
Deuticke. Preis broſch. 8 G. 

Deutſch⸗Oſterreichiſche Arbeitsgemeinſchaft. Deut che und 
öſterreichiſche Organiſation der inneren Verwal- 
tung. Denkſchrift des Rechtsausſchuſſes. München, Berlin, 
Leipzig 1927. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 

Entſcheidungen des öſterr. Oberſten Gerichtshofes in Zivil⸗ 
und Juſtizverwaltungsſachen. Veröffentlicht von feinen 
Mitgliedern. VII. Bd: Jahrgang 1925 Heft 2—4. VIII. Bd.: 
Jahrgang 1926 Heft 1. Wien. Druck und Verlag der 
öſterreichiſchen Staatsdruckerei. 

Dr. Karl Wahle.: La giurisprudenza austriaca nell’ anno 
1925. Roma 1927. Anonima Romana Editoriale. 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. Schweiz. 

Der Annoncenpachtvertrag nach ſchweizeriſchem Recht. 
Von Dr. jur. Heinrich Nauer. Zürich 1927. Poly⸗ 
graphiſcher Verlag A.⸗G. Preis Fr. 4.—. 

L'exécution des jugements eivils ötrangers en Suisse 
et des jugements civils suisses dans quelques ötats 
etrangers (Allemagne, Angleterre, Autriche, Espagne, 
France, Italie). Par Armand Leresche, Dr. en droit, 
Avocat à Lausanne. Aarau 1927. H. R. Sauer- 
länder & Co. 2188. Preis kart. 5, 80. 


3. England. 

The British Academy. Professor Sir Paul Vinogradoff 
18541925. (From the Proceedings of the British 
Academy.) London. Published for the British Aca- 
demy By Humphrey Milford, Oxford University Press. 
Amen House E.C. Price One Shilling net. 


4. Frankreich. 

Trait6 Pratique de Droit Civil Frangais par Marcel 
Planiol, Professeur honoraire à la Faculté de Droit 
de Paris, Georges Ripert, Professeur de Droit Civil 
à la Faculté de Droit de Paris. Tome III: Les Biens. 
Avec le concours de Maurice Picard, Professeur 
& la Faculté de Droit de Lyon. Paris 1926. 


5. Polen. 

Glos Adwokatöw. Miesiecznik Poswieconi Prawu i 
Sprawom Zawodowym Adwokatury. Heft 4—6. 
Redaktor Naczelny: Dr. NatanOberländer. Redak- 
tor Odpow.: Dr. Roman Bogdani. Wydawea: Dr. 
Zygmunt Mandel. Prenumerata Roczna12. Zlotych, 
Pölroezna 6 Zlotych. 


6. Rußland. 


Prof. Dr. Leo Zaitzeff: Rnſſiſches Recht. (Das Recht 
Somjetrußlands nach dem Stande vom 16. Mai 1927.) 
Sonderabdruck aus „Handwörterbuch der Rechtswiſſenſchaft“. 
Herausgegeben von Stier⸗Somlo und Elſter. Berlin 1927. 
Verlag Walter de Gruyter & Co. 


7. Tſchechoſlowakei. 

Stiepels Geſetzſammlung des iſchechoſlowakiſchen Staates. 
Folge 31. Das Handelsgeſetzbuch v. 17. Dez. 1862 ſamt 
anderen einſchlägigen Geſetzen und Verordnungen ſowie 
Entſcheidungen des Oberſten Gerichtshofes in Brünn. Be⸗ 
arbeitet von Dr. Hans Kneißl. 2. Aufl. Reichenberg 1926. 
Verlag Gebr. Stiepel GmbH. 538 S. Preis geb. 60 Ke. 


Die tſchechoſlowakiſche Verwaltungsreform. Von Profeſſor 
Dr. Heinrich Rauchberg. Prag 1927. J. G. Calveſche 
Univerſitätsbuchhandlung. Druck von Heinrich Mercy Sohn 
in Prag. 60 Seiten. Preis 6 Ke. 

8. Niederlande. 

Die Verfaſſung der Niederlande nach dem heutigen, zu⸗ 
letzt 1922 veründerten Stande. Von Georg Franck, 
Dr. der Rechte und der Staatswiſſenſchaft. Staatsver⸗ 
faſſungen Nr. 10. Köln a. Rh. Verlag Das Buch GmbH. 


IV. Sonſtiges. 


Koloniales Hand⸗ und Adreßbuch 1926 —1927. Unter 
Mitwirkung amtlicher Stellen herausgegeben vom Solo” 
nialkriegerdank E. V. Berlin. Verlag Kolonialkrieger⸗ 
dank E. V. Preis in Ganzl. geb. 7,50 K. 


Nachträge und Berichtigungen zu den „Grundzügen des 
Preußziſchen Volksſchulrechtes“. Von Dr. Arnold Sachſe. 
Union Deutſche Verlagsgeſellſchaft, Zweigniederlaſſung 
Berlin. Preis 15 Pf. 


5. Jahrg. 1927 Heft 40 


Vereinigungen 


2275 


vereinigungen. 


Der dritte Deutſche Zuriſtentag in der Tſchechoflowakri. 


Vorſitz: Juſtizminiſter der tſchechoſlowakiſchen Republik Prof. 
Dr. Mayr⸗ Harting, Prag. Ein glänzender Redner und ge⸗ 
wandter Verſammlungsleiter! Er begrüßte in ſeiner Eröffnungs⸗ 
anſprache die Vertreter aus dem Deutſchen Reiche 1) als gute und werte 
Freunde, die an der Feſtigung und Vertiefung der deutſchen Kultur⸗ 
gemeinſchaft mitarbeiten, und die Vertreter Oſterreichs als die Brüder 
von einſt und als die Freunde von heute, mit denen die Deutſchen 
der Tſchechoſlowakei das Band der Rechtsgleichheit verknüpfe. Der 
Juriſtentag falle in eine Zeit, in der die Deutſchen des Landes mit⸗ 
eſtimmende Faktoren in der Regierung geworden ſeien. Daraus 
ergebe ſich die Gewähr, daß die Stimmen der deutſchen Juriſten 
gehört werden würden, daß die Tagung zur Mehrung deutſcher Wiſſen⸗ 
ſchaft, deutſchen Anſehens und deutſcher Eintracht beitragen werde. 

Der Wunſch des Redners hat ſich erfüllt: Die Tagung war 
don tiefem wiſſenſchaftlichem Geiſte getragen, in jeder Beziehung 
harmoniſch und gelungen. Sie hat dazu beigetragen, eine Angleichung 
ber Rechtsideen im allgemeinen ſowie in den beſonderen zur Ver⸗ 
handlung ſtehenden Fragen anzubahnen. 

Leitſätze, die im Deutſchen Reich in erſter Linie intereſſieren: 
: In welchen Richtungen empfiehlt fi eine Reform 
des geltenden Aktienrechtes? 

Gutachter: ObLGPräſ. Dr. Durig. Berichterſt.: Dr. Ewald Stein. 
5 1. Bei ber erforderlichen Neuregelung des tſchechoſlowakiſchen 
Aktienrechtes iſt das Konzeſſionsſyſtem aufzugeben. Unberührt bleiben 
die Beſtimmungen, wonach gewiſſe Gattungen von Geſchäftsbetrieben 
aus Gründen, die in der Eigenart dieſer Betriebe liegen, der ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung bedürfen. 

. 2. Die an die Stelle des Konzeſſionsſyſtems tretenden Normativ⸗ 
deſtimmungen follen im weſentlichen von den Grundſätzen des Aktien⸗ 
regulativs ausgehen. Hierbei find die Erfahrungen und Vorarbeiten 
des Auslandes entsprechend zu berückſichtigen. 

. 3. Das Aktiengeſetz ſoll die Freiheit der Privatautonomie nur 
inſoweit beſchränken, als dies durch das Gemeinwohl geboten iſt. 
Als zu ſchützende öffentliche Intereſſen find insbeſ. der Schutz gegen 
ſraudulöſe Gründungen. ſowie die Sicherung und Erhaltung des 
Grundkapitals anzuſehen. 

4. Bei der Regelung der Organiſation ſoll eine die Entwicklung 
des Unternehmens und ſomit die Intereſſen der Geſamtheit der 
Aktionäre ſchädigende Geſtaltung, u. a. eine überſpannung der fog. 
Minderheitsrechte vermieden werden. Die Geſellſchaften und die 
Aktionäre find gegen abſichtliche oder grobfahrläſſige Schädigungen 
durch die Funktionäre zu ſchützen. 

„In welcher Form ſoll die Sicherungsübereig⸗ 
nung durch das künftige BGB. geregelt werden?“ 

Berichterſtatter: Hofrat Prof. Dr. Heinr. Veläng. 

1. Das Fauſtpfand als einzige Form der Mobilarbeleihung reicht 
wirtſchaftlich nicht aus. Es beſteht darüber hinaus ein wirtſchaft⸗ 
liches und privatwirtſchaftliches Bedürfnis nach Beleihung auch ſolcher 
Gegenſtände, deren Veſitz der Kreditbedürftige nicht entbehren kann. 

2. Die Sicherungsübereignung iſt durch ein Vertragspfand ohne 
Beſitzübergabe zu erſetzen. 

3. Die Wirkſamkeit einer Verpfandung ohne Beſigtzübergabe iſt 
von der Eintragung in das Pfandrechtsregiſter abhängig zu machen. 

Das Regiſter muß beſchränkt öffentlich fein; der Eintragung 
kommt gegen früher begründete dingliche Rechte keine Wirkſamkeit 
zu; auch ſoll er ſpäteren gutgläubigen Erwerb nicht hindern. 

8 467 ABGB. iſt dahin abzuändern, daß der Vorbehalt des 
Pfandrechtes bei Rückſtellung der Pfandſache unwirkſam iſt. 

i 4. Eine Einſchränkung des Regiſterpfandrechtes auf beſtimmte 
Perſonenkreiſe oder nach der Höhe der Forderung iſt nicht zu 
empfehlen. 

Es iſt aber grundſäßlich auf ſolche Gegenſtände zu beſchränken, 
die ihrer wirtſchaftlichen Beſtimmung nach dauernd im Vermögen des 
kreditnehmers verbleiben. Im übrigen find die zur Verpfändung 
geeigneten Fahrniſſe durch VO. zu beſtimmen. 

Die Dauer des Regiſterpfandrechtes iſt zu befriſten. 

5. 8 461 ABGB. iſt daher abzuändern, daß auf Grund einer un⸗ 
bedenklichen Urkunde über Forderung und Pfandrecht ſofort die 
kinverleibung des gerichtlichen Verwertungsverfahrens verlangt werden 

ann. 

Überdies wurde eine Reſolution gefaßt, durch welche der 
Ständigen Vertretung empfohlen wird, die Frage der Publizität aller 
Sicherungsformen, bei denen Eigentum und Innehabung auseinander⸗ 
fallen, und die Fragen einer beſſeren Sicherung der Warengläubiger 
af die Tagesordnung eines Juriſtentages zu ftellen. 


) Der Deutſche Anwaltverein war durch Geh. IR. Dr. Heil⸗ 
berg, Breslau, vertreten. 


Welche Grundſätze empfehlen ſich 
110 a) für die Abgrenzung zwiſchen Kriminal- und Adminiſtrativ⸗ 
elikten; 

b) für die Anwendung der allgemeinen Strafrechtsnormen auf 
das Adminiſtrativdelikt? 

Gutachter: Prof. Dr. James Goldtſchmidt, Berlin, und 
Amtsrichter Anders. Berichterſtatter: Hofrat Kneißl. 

1. Für die Abgrenzung zwiſchen Kriminal- und Adminiſtrativ⸗ 
delikten empfiehlt ſich in der tſchechoſlowakiſchen Republik die geſetz⸗ 
liche Aufzählung beider Deliktgruppen durch unmittelbare Nennung. 

Für dieſe Abgrenzung haben Erwägungen Kkriminalpolitiſcher 
Zweckmäßigkeit maßgebend zu ſein. 

2. Es wird die geſetzliche Regelung des Verwaltungsſtrafrechtes 
empfohlen. Dem Satze: Nulla poena sine lege iſt auch im Ver⸗ 
waltungsſtrafrechte Beachtung zu verſchaffen. 

In das Verwaltungsſtrafgeſetz iſt ein ſelbſtändiger allgemeiner 
Teil einzufügen. In dieſem Teile iſt abweichend vom Entwurfe eines 
Übertretungsgeſetzes zu normieren, daß das Recht im Zeitpunkte der 
Tat anzuwenden iſt, und daß unverſchuldeter Rechtsirrtum entſchuldigt. 
Es iſt ferner der Verſchuldensnachweis und die verwaltungsſtrafrecht⸗ 
liche Verantwortlichkeit juriſtiſcher Perſonen beſonders zu regeln. 

Sollte der Geſetzgeber den Satz, daß unverſchuldeter Rechts⸗ 
irrtum entſchuldigt, annehmen, dann kann im Verwaltungsſtraf⸗ 
verfahren gegen Perſonen über 18 Jahre am Leguſitätsprinzip feſt⸗ 
gehalten werden. 

„Inwiefern iſt das richterliche Ermeſſen im 
Strafrechte zuzulaſſen?“ 

Kompromißantrag des Gutachters und der beiden Referenten: 

1. Bei der Feſtlegung der allgemeinen Strafbeſtimmungen und 
der beſonderen Tatbeſtände iſt das richterliche Ermeſſen ſoweit als 
möglich auszuſchließen oder doch zu beſchränken. Der tſchechoſlowakiſche 
Vorentwurf zum Strafgeſetze genügt dieſer Forderung in einer Reihe 
von Vorſchriften nicht. 

2. Der tſchechoſlowakiſche Vorentwurf ſchränkt das richterliche 
Ermeſſen in ſeinen Vorſchriften über die Strafbeſtimmung und Straf⸗ 
bemeſſung zu ſehr ein, wenn auch ſein Streben nach einer von 
Schwäche freien Strafrechtspflege Anerkennung verdient. 

3. Als Gegengewicht gegen die verlangte Erweiterung des 
richterlichen Ermeſſens wird eine umfaſſende Ausbildung und Ver⸗ 
bindung mit dem Strafvollzuge und eine ſolche Entlaſtung der 
Strafrichter vorgeſchlagen, daß ſie jeden einzelnen Fall eingehend 
behandeln können. 

Mein Bericht wäre aber nicht vollſtändig, wenn ich nicht auch 
der ſonſtigen Anregungen gedenken würde, die der Juriſtentag ſeinen 
Beſuchern bot. Ein von der gaſtfreien Stadt Reichenberg gegebenes 
Feſteſſen vereinigte die Teilnehmer in fröhlichem und geſelligem 
Beiſammenſein. Am Pfingſtſonntag hatten wir Gelegenheit, auf einer 
ſchönen Kraftwagenrundfahrt einen Teil des wundervollen Iſergebirges, 
das Bad Liebwerda und die Stadt Gablonz kennenzulernen. In 
dem lieblich inmitten herrlicher Wälder gelegenen Moorbad Liebwerda 
waren wir Gäſte der Graf Clam⸗Gallasſchen Güterdirektion. Das 
Bad kann wegen ſeiner ruhigen Lage, ſeiner guten Quellen und 
ſeiner preiswerten Penſionen den reichsdeutſchen Juriſten nur emp⸗ 
fohfen werden. Gablonz iſt bekannt als Stadt der falſchen Perlen, 
die von hier in die ganze Welt wandern. Mancher Beſucher des 
Juriſtentages nahm von dieſem modernen Artikel ein Andenken in 
die Heimat mit. — 

über die Forderung der Wiſfenſchaft hinaus bedeutet dieſer dritte 
Juriſtentag in der Tſchechoſlowakei eine Stärkung des deutſchen 
Gedankens, der deutſchen Kulturgemeinſchaft. Noch hängen ſchwarze 
Wolken vor der Zukunft des Deutſchtums in dieſem Lande. Und 
doch glauben die Deutſchen dort an den jungen Sommermorgen, der 
einmal für ſie anbrechen wird. Die Kraft zu ihrem ſchweren Kampfe 
kommt ihnen aus der Liebe zur Muttererde, aus der Liebe zu ihrem 
Volke. Wer ſo glaubt und liebt wie die Deutſchen in der Tſchecho⸗ 
flowakei, der kann nach den Worten Bismarcks hoffen, einſt als 
Ziel ſeines Strebens den Saum vom Mantel Gottes zu ergreifen, 
und ſich von ihm ein Stück Weges tragen zu laſſen. 

LG Dir. Dr. Willy Püſchel, Berlin. 


Der 2. Internationale Tunkrechtskongreß. 
(Genf: 30. Mai bis 2. Juni 1927.) 


Der 2. Internationale Funkrechtskongreß, veranſtaltet vom 
Internationalen Funkrechtskomitee, war von 34 Teilnehmern beſucht, 
die folgende Staaten vertraten: Deutſchland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Monaco, Norwegen, Hſterreich, Polen, Nupe 
land, Schweiz, Tſchechoſlowakei, Vereinigte Staaten von Amerika. 
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Außerdem war die Union Internationale de Radiophonie und 
der Völkerbund vertreten. Auffallend war das ſtarke Intereſſe, das 
die Sowjet⸗Regierung den Verhandlungen entgegenbrachte, inſofern 
ſie eine Delegation von drei Mitgliedern, darunter den Sektionschef 
für Funkweſen, nach Genf entſandt hatte. . 

Präsident: RA. und früherer Staatsrat de Rabours (Genf), 
Vizepräſident: RA. Davis Jefferſon (San Diego, Kalifornien). 

Entſchließungen: 

A. Entwurf der Konvention von Waſhington. 

1. Es erſcheint erforderlich, daß die Staatsregierungen dieſen 
Entwurf dahin umarbeiten, daß ſie die verſchiedenen Arten der 
Anwendung der Radioelektrizität (Radiotelegraphie, Rodiotelephonie 
und Radiophotographie) ſowohl vom Standpunkt der drahtloſen Ver⸗ 
bindung als auch der funkmäßigen Verbreitung aus behandeln 

Der Text der Konvention dürfte in einzelnen Kapiteln mit 
folgenden Überſchriften zu gliedern ſei: Hauptgrundzüge, Verfaſſung 
der Union und des Geſamtrates, Übertragung von Mitteilungen, 
Geheimnisſchutz, Ausführungen der Konvention. 

2. Die Benutzung der radioelektriſchen Welle iſt unbeſchadet des 
Rechtes jedes Staats, dieſe Benutzung zu regeln, geſtattet. 

3. Die Staaten unterliegen einer genau umriſſenen und geldlich 
begrenzten Haftpflicht hinſichtlich des internationalen Übermittelungs⸗ 
dienſtes von Nachrichten mit und ohne Draht. 

4. Die im Reglement zur Petersburger Telegraphen von 1875 
enthaltenen Definitionen der offenen und Geheimſprachen (Chiffre 
oder Kode) finden auf die radioelektriſche Sendung Anwendung. 

Art. 4 des Entwurfes der Konvention von Waſhington erhält 
folgende Faſſung: 

Die vertragſchließenden Staaten verpflichten ſich, alle mit den 
von ihnen angenommenen Syſtemen der Nachrichtenübermittelung 
verträglichen Mittel zur Sicherſtellung des Geheimnisſchutzes anzu⸗ 
wenden. Dieſe Verpflichtung aber bezieht ſich nur auf Beſtimmungen 
hinſichtlich des Abfangens und Verbreitens von Mitteilungen, gleich⸗ 
viel, ob dieſe in offener oder Geheimſprache gegeben werden. 

Art. 8 des Entwurfes der Konvention von Waſhington erhält 
folgende Faſſung: 

Staats⸗ und Dienſttelegramme können über alle Telegraphen⸗ 
nehmer in Geheimſprache geſandt werden. Privattelegramme können 
in Geheimſprache abgefaßt werden, wenn Abſender und Empfänger 
ſich 5 einem Lande befinden, das die Geheimſprache bei Telegrammen 
zuläßt. 

Die Staaten, die bei Privattelegrammen die Geheimſprache zu⸗ 
laſſen, können Mitteilung des Schlüſſels verlangen. 

Doch kann die Geheimſprache nicht zugelaſſen werden, wenn ein 
Empfänger nicht angegeben iſt. 

Die Aufſtellung von automatiſchen Empfangsapparaten unter⸗ 
liegt der vorherigen Bewilligung der Verwaltung. 

Die Staaten, die in bei ihnen abgehenden oder ankommenden 
Privattelegrammen eine Geheimſprache nicht zulaſſen, müſſen ſie aber 
in Tranſit weitergeben, ausgenommen den Fall einer Aufhebung des 
Telegraphendienſtes gemäß Art. 10. 

5. Die Staaten treffen Mittel, um die Verbreitung falſcher 
Nachrichten zu verhindern. 

6. Die gleichen Hilfszeichen mit den gleichen techniſchen Zeichen 
ſind in allen Staaten für das Land, für das Meer und die Luft 
anzuwenden. 

Die Staaten verpflichteten ſich, den Mißbrauch mit dieſem 
Hilfszeichen geſetzlich zu verhindern. 

7. Alle Staaten haben gleiches Stimmrecht. 

B. Gewerblicher Rechtsſchutz. 

Jede erneute Wiedergabe einer elektriſchen oder radioelektriſchen 
Sendung und jede gewerbliche Ausnutzung einer radioelektriſchen 
Sendung bedarf der vorherigen Zuſtimmung der Sendeſtelle. Die ver⸗ 
tragſchließenden Staaten verpflichten ſich, jeve Verletzung dieſes Grund⸗ 
ſatzes als unlauteren Wettbewerb durch die zivilrechtlichen und ſtraf⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen interner Geſetzgebung zu verhindern. 

C. Urheberrecht. 

Der durch die Revidierte Berner Übereinkunft zum Schutze der 
Werke der Literatur und Kunſt anerkannte Schutz umfaßt auch den 
Schutz gegen die funkmäßige Wiedergabe aller Arten. 

In die Revidierte Berner Übereinkunft iſt ein neuer Art. 11 b 
folgenden Inhaltes aufzunehmen: 

Die Urheber von Erzeugniſſen aus dem Bereiche der Literatur, 
Wiſſenſchaft, Kinematographie oder Kunſt genießen das ausſchließliche 
Recht, die Wiedergabe ihrer Werke durch Telegraphie oder Telephonie 
mit oder ohne Draht oder durch irgendein anderes Mittel zu ge⸗ 
ſtatten, das zur Übermittelung von Zeichen oder Tönen dient. 

Die Urhebergebühren ſind für alle funkmaßigen Wiedergaben 
von geſchützten Werken von der Sendeſtelle, der Relaisſtelle oder bei 
Rückübertragungen von der neuen Sendeſtelle zu zahlen. 

D. Antennenrecht. 

Jeder Staat regelt die rechtlichen Beziehungen zwiſchen Ver⸗ 
mieter und Mieter hinſichtlich der Benutzung des Funks. 5 

Die Grundſtückseigentümer haben die Verbreitung des Funks 
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nicht durch Weigerung der Anbringung von Empfangseinrichtungen 
entgegenzutreten. l 
Die Funkteilnehmer ſind für alle Schäden verantwortlich, die 
aus der Errichtung und Unterhaltung von Funkanlagen entſtehen. 
RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Die Haager internationale Nechtsakademie 1927. 


Wie in den vier vergangenen Jahren hat die Haager inter⸗ 
nationale Rechtsakademie (Académie de droit international de la 
Haye établie avec le concours de la Dotation Carnegie pour la 
Paix internationale) anch im laufenden Jahre in den Monaten Juli 
und Auguſt die üblichen in zwei Hälften geteilten Kurſe von je 
vierwöchentlicher Dauer abgehalten. Der Stundenplan, welcher den 
ganzen Sonnabend und den Mittwochnachmittag vorleſungsfrei ließ, 
war ſo zuſammengeſtellt, daß jeder Kurs Vorleſungen aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Gebieten, wie Geſchichte des internationalen Rechts, 
Völkerrecht, internationales Privatrecht, Handels-, Straf⸗, Verwal⸗ 
tungs⸗ und Finanzrecht, ſowie über die internationalen Organiſa⸗ 
tionen, namentlich den Völkerbund, enthielt. Darunter fanden ſich 
eine Reihe Themen von ſtarkem aktuellen Intereſſe, wie über die 
jetzige Geſtaltung des britiſchen Weltreichs, internationale Truſts 
und Kartelle, Kapitalflucht, internationale Wanderungen, chemiſcher 
Krieg, Mandate und nicht zuletzt über den Völkerbund ſelber. In 
die 24 Vorleſungen (je 12 in jedem Kurſus) teilten ſich 4 Fran⸗ 
zoſen, 3 Deutſche, 3 Niederländer, 3 Amerikaner, 2 Engländer, 
2 Italiener, 2 Schweizer und je ein Öfterreicher, Belgier, Spanier, 
Grieche und Ruſſe. 

Aus dem Deutſchen Reich: Prof. Dr. Kraus, Königsberg, 
„Juternationale Moral“; Prof. Dr. Schücking, Kiel, „Die Ent⸗ 
wicklung des Völkerbundpaktes“; Dr. Schätzel, Berlin, „Die Rego⸗ 
lung der Staatsangehörigkeit nach dem Weltkrieg“; Prof. Dr. Ver⸗ 
droß, Wien, „Die Grundlagen des internationalen Rechts“. Von 
ausländiſchen Gelehrten find Prof. Dr. Le Fur, Paris, der Ita⸗ 
liener Dien a und der griechiſche Profeſſor deutſcher Abſtammung 
Streit, Athen, zu erwähnen. 

Die Hörerſchaft zeigte die gleiche internationale Zuſammen⸗ 
ſetzung aus nahezu allen Staaten der Welt wie in den Vorjahren. 
Ihre Geſamtzahl, die in den Jahren 1923 bis 1926 von 353 auf 
429 geſtiegen war, dürfte dieſes Jahr etwas hinter der vorjährigen 
zurückbleiben und ſich auf etwa 400 ſtellen. Ungefähr die Hälfte 
davon macht das niederländiſche Element aus, deſſen prozentualer 
Anteil jedoch bemerkenswerterweiſe in jedem Jahre etwas zurück⸗ 
gegangen iſt. Es mag dies darin ſeine Erklärung finden, daß die 
an der Akademie intereſſierten Kreiſe in den Niederlanden ſich in 
den erſten Jahren beeilt haben, die Kurſe zu belegen. Aus dieſer 
Erſcheinung ergibt ſich jedoch, daß die internationale Anziehungs⸗ 
kraft der Akademie noch weiter ſtärker geſtiegen iſt, als die Ge⸗ 
ſamtzahlen erkennen laſſen; auch der diesjährige ſchwache Rück⸗ 
gang in der Geſamtzahl der Hörer erklärt ſich faſt ausſchließlich 
aus dieſer Sättigung des niederländiſchen Hörerkreiſes, während 
die Zahl der ausländiſchen Hörer kaum hinter der vorjährigen 
zurückbleiben dürfte. Auch Deutſchland, deſſen Intereſſe an der 
Akademie ſtets ſehr ſtark war und das ſeit Jahren das zweitſtärkſte 
Kontingent geſtellt hat, hat in dieſem Jahre mit etwa 40 Hörern 
gegen 60 im Vorjahre einen Rückſchritt zu verzeichnen. Es mag 
dies zum Teil daran liegen, daß der Beſuch des erſten Kurſus, der 
gleich nach dem 1. Juli beginnt, ſich ſchwer mit den deutſchen Ge⸗ 
richts⸗ und Univerſitätsferien vereinbaren läßt. Auch von anderer 
Seite find daher Wünſche nach einem etwas fpäteren Beginn ber 
Kurſe geäußert worden. Immerhin ſteht die deutſche Teilnehmerzahl 
noch weit über den nächſtfolgenden, und zwar folgen hier an näch⸗ 


ſter Stelle die Polen, die ſtets ein, auffallend großes Intereſſe für 


die Haager Akademie bezeugt haben. Die Franzoſen und Englän⸗ 
der mit je etwa 10 find überraſchend ſchwach vertreten, die Fran⸗ 
zoſen wohl hauptſächlich aus Valutagründen, die Engländer vermut⸗ 
lich wegen der franzöſiſchen Unterrichtsſprache der Akademie, der 
ſie ſeit langem gern die engliſche als gleichberechtigt an die Seite 
geſtellt ſahen. Aus überjee find zu erwähnen: 9 Amerikaner, 
2 Mexikaner, 1 Peruaner, 3 Kubaner, 1 Braſilianer, 1 aus Gunter + 
mala, 3 Agypter, 1 Inder, je 2 Chineſen, Japaner und Siameſen. 

Um den Beſuch der Akademie zu fördern, hat die niederlan⸗ 
diſche Regierung ſeit Jahren je 5 Stipendien von je 400 Gulden 
ausgeſetzt, welche zuſammen mit den von der Akademie geſtifteten 
Stipendien in gleicher Höhe (1926: 7; 1927: 6) vom Kuratorium 
der Akademie verliehen werden. Geſuche ſind in jedem Jahre bis 
zum 30. April an den Präſidenten des Kuratoriums, z. Z. den 
Profeſſor Lyon⸗Caen in Paris zu richten, deutſches Mitglied 
des Kuratoriums iſt Prof. Schücking, Kiel. Außerdem pflegt 
die Mehrzahl der Regierungen, darunter auch die deutſche, den Be⸗ 
ſuch der Akademie durch direkt verliehene Stipendien zu unter- 
fügen. über alle weiteren Fragen, namentlich auch über Unter“ 
bringung zu Vorzugsbedingungen in verſchiedenen Hotels und Pen“ 


1) Vgl. auch JW. 1926, 2523. 
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ſionen, erteilt das Büro des Hörerverbandes (Secrétariat de l’Asso- 
diation des Auditeurs de LAcadémie de Droit international, Haag, 
Friedenspalaſt, Zimmer 50) in zuvorkommendſter Weiſe Aus⸗ 
kunft. Der erwähnte Hörerverband veröffentlicht auch in jedem 
Frühjahr ein Bulletin, das alles Wiſſenswerte über die Kurſe des 
Sommers enthält. Der Praſident des Verbandes wird jedes Jahr 
neu gewählt. Nachdem er im vorigen Jahr von den deutſchen Hö⸗ 
rern in Geſtalt des Düſſeldorfer Senatspräſidenten Dr. Herwegen 
geſtellt war, iſt er in dieſem Jahre von einem Kanadier beſetzt 
worden. 
a Der Heſuch der Vorleſungen bewegte ſich durchſchnittlich in 
Ziffern zwiſchen 60 und 80; nur im erſten Kurſus fiel er bei eini⸗ 
gen Vorleſungen auf unter 40. Die Höchſtziffern mit je 102 iſt 
erreicht worden von Profeſſor Schücking und Profeſſor Le Fur. 
Die Vorleſungen erſcheinen im Druck. Bisher liegen 10 Vände 
vor, welche die Vorleſungen der Jahre 1923 bis 1925 enthalten. 
LGR. Priv Doz. Dr. Schätzel, Berlin. 


Wiener Juriſtiſche Geſellſchaft. 


8) Vortrag des tſchechoſlowakiſchen Juſtizminiſters Dr. Robert Mayr⸗ 
Harting am 9. Febr. 1927: Reform des Urheberrechts v. 24. Jan. 1926. 
„Mahr teilte mit, daß er in dreifacher Beziehung zu der 
Entſtehung des Geſetzes geſtanden ſei, zuerſt als Senator, dann als 
Abgeordneter, zuletzt als Juſtizminiſter. Mayr halt das neue Geſetz, 
das ſich an das öſterr. Geſetz anſchließe und 70 Paragraphen um⸗ 
Taffe, im großen und ganzen für ein gutes Geſetz. Nunmehr beſpricht 
der Vortragende in zwangloſer Folge wichtige Grundſätze des Geſetzes, 
don denen im folgenden ein paar beſonders intereſſante mitgeteilt 
werden ſollen. Zunächſt wies Mayr darauf hin, daß das neue Geſetz 
eine Erweiterung des Urheberrechts in bezug auf die Objekte brachte, 
indem z. B. auch Gartenarchitektur, Kino und Radio einbezogen 
werden; die legislativen Schwierigkeiten bezüglich des Films und 
eren Löſung werden mitgeteilt. 

Ein ganz allgemeiner Geſichtspunkt iſt es, wenn der Vor⸗ 
tragende betonte, daß das neue Geſetz viel dem Ermeſſen des Richters 
überläßt, ſo daß an eine Konzentration der Gerichtsbarkeit in 
Urheberrechtsſachen gedacht ſei. 

.. ‚wei aktuelle, aber ſchwierige Verſuche einer legislatoriſchen 
Löſung enthalten nach Mitteilung des Vortragenden 868 des Gel. 
(Aufwertungsklauſel) und 8 35 des Geſ., welch letztere Beſtimmung 
em Künſtler unter Umſtänden einen Anteil am ſpäteren Reingewinne 
des Eigentümers beim Verkaufe des Kunſtwerkes gewähren will. 

Ein Hauptproblem des Urheberrechts iſt bekanntlich die Dauer 
der Schutzfriſt. Während Mayr perſönlich ſich als Anhänger einer 
ürzeren Friſt bekannte, hat das Geſetz ſelbſt im 8 38 eine 50jährige 
Schutzfriſt angeordnet und dieſe Friſt durch Detailbeſtimmung unter 
umſtänden noch erweitert. 

Der Vortrag, welcher in einem großen Saal der Wiener Uni⸗ 
verſität erfolgte, fand reichlichen Beifall. 

Der Obmann der Geſellſchaft, Prof. Dr. Engel, betonte in 
ſeinen Dankesworten insbeſ. die Bedeutung des Vortrages für eine 
eventuelle künftige Rechtsangleichung auf dem international ſo wich⸗ 
tigen Gebiete des Urheberrechts. 5 


Beſetzte Gebiete. 
(Fortſetzung von JW. 1926, 1931, 1312 .) 


Aus den Mitteilungen des Reichskommiſſars für die 
beſetzten rheiniſchen Gebiete (1926/27 Ar. 5 bis 9). 


Die Mitteilungen bringen nachträglich die VO. der Rheinland⸗ 
kommiſſion Nr. 303 bis 308, über die bereits JW. 1926, 1312 be⸗ 
richtet iſt, ſodann die auf Grund der Abkommen der deutſchen Re⸗ 
Lung mit den alliierten Regierungen v. 22. Mai 1926 ergangene 
O. Nr. 309 v. 17. Aug. 1927 betr. Regelung des Flugweſens in 
den beſetzten Gebieten, die die bisherige VO. Nr. 80 aufhebt und er⸗ 
ſetzt. Die VO. erklärt die deutſchen Geſetze betr. die Luftſchiffahrt für 
anwendbar und in Ermangelung einer deutſchen Geſamtbeſtimmung 
die Regeln der Pariſer Übereinkunft v. 13. Okt. 1919 (Art. 1, 2). Das 
Uberfliegen des beſetzten Gebiets unterliegt der Entſch. der Rhein⸗ 
tandkommiſſion, das Verfahren iſt des näheren geregelt (Art. 2—4). 
Deutſchen Militärperjonen und Mitgliedern der Schupo wird die Ge⸗ 
nehmigung zum Überfliegen nicht erteilt (Art. 5), die Beförderung von 
Waffen, Kriegsbedarf, Brieftauben durch Luftfahrzeuge iſt verboten, 
Beförderung und Benutzung von Lichtbildgerät bedarf der Genehmi⸗ 


1) Hoffentlich kommt dieſe Rubrik bald in Fortfall! 
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b) Vortrag des Präſidenten des ungariſchen Patentobergerichtes 
Dr. Schuſter am 23. Febr. 1927. 


Wer die Ankündigung des Vortrages „über die Reform des 
ungariſchen bürgerlichen Rechtes“ las, mochte wohl erwarten, daß 
er Näheres über den bekanntlich in Ungarn noch vor Ausbruch des 
Weltkrieges unternommenen Plan einer Kodiſikation des geſamten 
bürgerlichen Rechtes erfahren werde. Allein der Vortragende be⸗ 
ſchränkte ſich diesbezüglich auf ein paar allgemeine Bemerkungen, 
dahingehend, daß der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für 
Ungarn vom Jahre 1913 noch vor Ausbruch des Krieges von einer 
Kommiſſion umgearbeitet, aber nicht parlamentariſch erledigt worden 
ſei. Doch habe dieſer Entwurf „in der Faſſung der Kommiſſion“ 
ſchon jetzt in der Rechtſprechung faſt die gleiche Bedeutung, wie wenn 
er bereits Geſetz wäre. In letzter Zeit ſei eine neue Umänderung 
dieſes Entwurfes erfolgt. Auf den Inhalt dieſer Entwürfe ging der 
Vortragende nicht ein. Er bezeichnete vielmehr als das Thema ſeines 
Vortrages nicht Zukunftspläne, ſondern die tatſächlich in den letzten 
Jahren in Ungarn erfloſſenen Geſetze auf dem Gebiete des Privat⸗ 
rechts. Im Mittelpunkte des Intereſſes ſtehen hier die Geſetze über 
die Bodenreform. Die Ziele dieſer Bodenreform im Sinne der ungar. 
Geſetze präziſierte der Vortragende dahin, daß ſolchen Perſonen, die 
rationell wirtſchaften können und wollen, aber keinen Grundbeſitz 
haben, ſolcher vom Staate zugewieſen werden ſoll. Um dem Staat 
dies zu ermöglichen, gibt die Geſetzgebung verſchiedene Wege, z. B. 
ein Vorkaufsrecht bei Grundſtücksveräußerungen. Der Vortragende 
verwies hier auf die Schrift „Bodenreform und Privatrecht“ von 
Dr. Meßlenyi. Auch die anderen ungar. Geſetze der letzten Jahre 
wurden, ſoweit ſie Privatrecht betreffen, beſprochen. Davon ſollen 
die wichtigſten hier genannt werden. Dieſelben haben zum Gegen⸗ 
ſtande das Erfordernis der Schriftlichkeit bei Veräußerungsgeſchäften 
über Liegenschaften (vgl. § 313 deutſches BGB.), die Möglichkeit 
phyſiſch geteilten Eigentums an Wohnhäuſern, die Regelung der 
Eigentümerhypothek, die Gewährleiſtung beim Viehhandel, die Ver⸗ 
zugszinſen, die aus dem Entwurfe eines Aufwertungsgeſetzes heraus- 
gegriffene und ſanktionierte Regelung der Ruhegehälter von Privat⸗ 
angeſtellten, die Einführung der Pengöwährung und die Haftpflicht 
der Gaſtwirte. 

Die einzelnen Geſetze begleitete der Vortragende mit ehr oder 
weniger ausführlichen Bemerkungen. Davon ſollen hier zwei Stich⸗ 
proben hervorgehoben werden. a 8 

Im Jahre 1923 wurde nach Mitteilung des Vortragenden der 
Grundſatz feſtgelegt, daß der ſäumige Schuldner Schadenserſatz in 
Form von Prozenten der Schuldſumme zu leiſten habe. Die Höhe 
der Prozente werde jeweils durch Verordnung beſtimmt, ſie habe 
urſprünglich (1923) über 100% im Jahre (!) betragen und mache 
jetzt 18% aus. 

Bezüglich der Haftung der Gaſtwirte führte der Vortragende 
aus, daß dieſe Haftung durch die höchſte Rechtſprechung auch auf 
Kaffeehäuſer, Reſtauranks und Bäder ausgedehnt wurde. Der Vor⸗ 
tragende ſelbſt trat, und zwar in überzeugender Weiſe, dafür ein, 
daß ſich dieſe Haftung auch auf Sanatorien erſtrecke. 

Der Vortrag bot ein ſehr anſchauliches und äußerſt lehrreiches 
Bild von der neueſten Privatrechtsgeſetzgebung in Ungarn. 


OLGR. Dr. Fiſcher⸗Colbrie, Wien. 


gung der Rheinlandkommiſſion (Art. 6). Für jedes im beſetzten Ge⸗ 
biet ſtändig untergebrachte Luftfahrzeug iſt an die Rheinlandkommiſ⸗ 
fion eine Erklärung über Merkmale, Kennzeichen und Eintragungs⸗ 
nummer des Apparats zu richten (Art. 7). Die Beſatzungsbehörden 
können das Fahrzeug bei Abflug und Landung unterſuchen und die 
von ihm zu führenden Urkunden nachprüfen (Art. 8). Einrichtung von 
Landungsgelände oder Benutzung von Gelände für regelmäßige Lan⸗ 
dungen bedürfen der vorherigen Genehmigung der Rheinlandkom⸗ 
fion? (Art. 9), die Benutzung von militäriſchen Geländen iſt, von 
beſonderen von der Rheinlandkommiſſion zugelaſſenen Ausnahmen ab⸗ 
geſehen, verboten, außer in Fällen der Notlandung, über deren Be⸗ 
dingungen durch Anweiſung des Oberſtkommandierenden Beſtimmung 
getroffen wird (Art. 10). — Im Anſchluß an dieſe VO. find die Ver⸗ 
bote gegen die deutſche Luftverkehrsgeſetzgebung aufgehoben. Für 
das franzoſiſch beſetzte und für das belgiſch beſetzte Gebiet Sind 
Anweiſungen über Hilfeleiſtung bei Notlandung von Flugzeugen 
ergangen. 

Im Anſchluß an das (auch im RGBl. 1926 Teil II S. 620 ff. 
abgedruckte) Koblenzer Befriedungsabkommen v. 10. Sept. 1926 ſind 
durch die VO. Nr. 310 die ſog. SchutzVO. (Nr. 27, 70, 90, 116, 292, 
293 und Anweiſung 26) aufgehoben, unbeſchadet der Aufrechterhaltung 
wohlerworbener Rechte u. dgl., und beſtimmt die VO. Nr. 311 die 
Übergabe der von den Beſatzungsgerichten wegen Taten (abgeſehen von 
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Tötungsverbrechen) in den früher beſetzten Gebieten (Ruhrgebiet. 
Brückenköpfe Duisburg⸗Ruhrort und Kölner Zone) verfolgten und 
verurteilten Perſonen an die deutſchen Behörden und ſtellt alle Straf⸗ 
verfolgungen wegen der bis zum 1. Febr. 1926 in den beſetzten Ge⸗ 
bieten begangenen Straftaten ein. Dieſer Stichtag iſt durch das 
Schlußprotokoll zum Befriedungsabkommen, ſoweit angängig, auf 
deſſen Inkrafttreten hinausgeſchoben. 

Das Abkommen über die Nordgrenze des beſetzten Gebiets 
(nach Räumung der erſten Zone) vom 9. April 1927 regelt außer 
dieſer Begrenzung ſelbſt Einzelheiten über die Demarkationslinie, 
insbeſ. die ſog. Übergangsſtreifen im beſetzten und im unbeſetzten 
Gebiet, zu deren Ausführung die VO. Nr. 312 ergangen iſt. Dieſe 
Regelung betrifft die Befugnis der alliierten Perſonen zur Be⸗ 
nutzung gewiſſer an das beſetzte Gebiet angrenzender Eiſenbahnen, 
Wege uſw. und ihren Schutz gegen Angriffe bei Wahrnehmung die⸗ 
ſes Rechts, umgekehrt die Einſchränkung der tatſächlichen Beſetzung 
in gewiſſen, rechtlich noch zum beſetzten Gebiete gehörigen Orten 
an deſſen Grenze: ſo unterſtehen die alliierten Perſonen in den Ge⸗ 
bietsteilen neben der Grenze des beſetzten Gebiets, die ſie betreten 
dürfen, nicht der deutſchen Gerichtsbarkeit, wohl aber ſind von den 
deutſchen Gerichten in dieſen Gebietsteilen gegen alliierte Perſonen 
begangene Straftaten abzuurteilen, die Erledigung der betr. Straf⸗ 
verfahren ſind von den alliierten den deutſchen Behörden und um⸗ 
gekehrt mitzuteilen. 

Über Umzüge militäriſchen Charakters, Schützenfeſte, polizeiliche 
Schießübungen u. dgl. ſind neue Beſchlüſſe veröffentlicht, die insbeſ. 
darauf hinweiſen, daß aus dem unbeſetzten Gebiete kommende Um⸗ 
züge u. dgl. beim Übertritt in das beſetzte Gebiet den dort geltenden 
Verboten und Vorſchriften unterliegen. 

Berichte über Verurteilungen in den von der alliierten Militär⸗ 
juſtiz an die deutſchen Gerichte abgegebenen Sachen find nicht mehr 
binnen 8 Tagen in den einzelnen Fallen erforderlich, vielmehr genügt 
eine Monatsüberſicht über die Urteile nebſt einem Bericht über den 
Stand der laufenden Verfahren. Für das britiſch beſetzte Gebiet ſind 
neue AusfBeſt. über die Bekämpfung der gewerbsmäßigen Unzucht 
und der Geſchlechtskrankheiten ergangen. — Ausgewieſenen ſoll grund⸗ 
ſätzlich — vorbehaltlich der Verlängerung oder Abkürzung, g. F. 
ſogar Verſagung, durch den Armeeoberbefehlshaber — eine Friſt von 
10 Tagen bis zur Abreiſe gewährt werden, nach deren Ablauf der 
Betreffende, wenn er dann noch im beſetzten Gebiet wohnt, ohne 
weiteres als gegen den Befehl verſtoßend anzuſehen iſt. 

Die Mitteilungen veröffentlichen noch eine Reihe von Verboten 
von Zeitſchriften, Filmen u. dgl. und deren Aufhebung oder Ein⸗ 
ſchränkung, außerdem eine Aufzeichnung über die Einlegung von 
Rechtsmitteln gegen die Urteile der franzöſiſchen Militärgerichte. Nach 
dieſer Aufzeichnung gibt es gegen die Urteile der Kriegsgerichte nur 
Reviſion, die binnen 24 Stunden ſeit Ablauf des Tages der Bekannk⸗ 
machung des Urteils an den Täter zu Protokoll des Gerichts ſchreibers 
des Kriegsgerichts oder des Vorſtehers des Gefängniſſes, in dem der 
Täter in Haft ift, einzulegen iſt, das Reviſionsgericht — Sitz in 
Mainz — entſcheidet nicht in der Sache ſelbſt, es kann nur das Urteil 
aufheben und die Sache an ein anderes Kriegsgericht verweiſen, wenn 
die geſetzlichen Formvorſchriften verlezt oder die zum Schutze des 
Angekl. erlaſſenen Beſtimmungen (Art. 74 des franzöſiſchen Mil⸗ 
StGB.) nicht beobachtet ſind. Die Kaſſationsbeſchwerde gegen Urteile 
der Kriegsgerichte und der Reviſtonsgerichte kann nur auf mangelnde 
Zuftändigkeit geſtützt werden. Vor den Militärpolizeigerichten wird 
nach einer nicht veröffentlichten Dienſtvorſchrift des Generals der Rhein⸗ 
armee verfahren. Erfahrungsgemäß muß der Verurteilte Berufung 
perſönlich binnen 3 Tagen bei dem Gerichtsſchreiber des Gerichts 
einlegen, deſſen Urteil er anſicht, Berufung durch ſchriftliche Ein⸗ 
gabe genügt nicht. Das BG. iſt in Mainz, Eutlaſtungszeugen muß der 
Angekl. mitbringen, geladen werden fie nicht; zur Verhandlung vor 
dem BG. muß der Angekl. perſönlich erſcheinen, auch wenn er 
einen Rechtsanwalt zum Verteidiger beſtellt hat, die Terminsladung 
wird nur dem Angell., nicht feinem Verteidiger, zugeſtellt, er muß 
alfo den Verteidiger benachrichtigen. Das Verbot der reformatio in 
peius beſteht nicht. Gegen die Urteile der Militärpolizeigerichte und 
der BG. findet Kaſſationsbeſchwerde wegen Verletzung des Geſetzes 
ſtatt, die ebenſo eingelegt wird wie die Berufung, und über die der 
General der Rheinarmee entſcheidet. 

Das Militärpolizeigericht in Landau hält auch in Kaiſerslautern, 
und das Militärpolizeigericht in Trier hält auch in Düren Sitzungen 
ab. Ein in einer Sitzung in Kaiſerslautern oder Düren Verurteilter 
erklärt zweckmäßig die Berufung dem Gerichtsſchreiber noch an dem⸗ 
ſelben Tage nach Verhandlung aller Sachen, da er ſonſt dieſerhalb 
nach Landan oder nach Trier reiſen muß. 

Die Rayonbeſchränkungen für Koblenz⸗Ehrenbreitſtein (Anlage 
zur VO. Nr. 101) ſind aufgehoben. — Die Streikbeſchränkungen der 
BD. Nr. 308 beziehen ſich auch auf den Straßenreinigungsdienſt. 

Das Deutſchlandlied darf außerhalb der Garniſonſtädte (dazu 
gehören auch nicht ſtändig mit Garniſon belegte Orte während des 
Aufenthalts von alliierten Truppen darin) ſtets (ſelbſt in Gegenwart 
der Gendarmen) geſungen werden, in Garniſonſtädten bei allen amt⸗ 


lichen Feiern, an denen die Behörden teilnehmen, ferner bei Um⸗ 
zügen, Zuſammenkünften und Verſammlungen privater und erlaubter 
öffentlicher Natur, all dies darf aber nicht geſchehen, wenn das Ab⸗ 
fingen des Liedes einen ausgeſprochen herausfordernden Charakter an⸗ 
nimmt, z. B. erfolgt aus Anlaß der Anweſenheit alliierter Soldaten 
oder unter den Fenſtern der alliierten Behörden. An öffentlichen 
Orten (Theater, Kaffeehäuser, Lichtſpieltheater, wo die Nationalhymne 
zudem wegen ihres feierlichen Charakters nicht angebracht iſt) ſoll 
das Deutſchlandlied nicht geſungen werden, und zwar vorwiegend zur 
Vermeidung unliebſamer Zwiſchenfalle, es ſei denn mit Genehmigung 
der örtlichen Militärbehörde. 
IR. Dr. Hugo Kaufmann I, Krefeld. 


Die Vergütung der Veſahungsleiſtungen. 


Auf Grund des neuen Geſ. über die Vergütung der Beſaßungs⸗ 
leiſtungen⸗ und Vermögensſchäden beſteht ein Vergütungsanſpruch für 
Vermögensnachteile, die entſtanden ſind: 

1. als Folge einer unmittelbar gegen den Geſchädigten ge⸗ 
richteten Anforderung oder Beſchlagnahme ſeitens der Veſaßung für 
Zwecke der Beſatzung; 

2. als Folge eines ſonſtigen unmittelbar gegen den Geſchädigten 
gerichteten Eingriffs der Beſatzung, der ſich nicht als Anforderung 
oder Beſchlagnahme darſtellt. 

3. durch Aufwendungen, durch die ein auf Grund dieſes Geſetzes 
zu vergütender Vermögensnachteil gemindert worden iſt, ſoweit die 
Aufwendungen die eingetretene Minderung der Vergütungsverpflich⸗ 
tung des Reichs nicht überſteigen. 

Als Vermögensnachteil iſt insbeſ. die Bewirkung von Leiſtungen 
anzuſehen, die im freien Verkehr regelmäßig nur gegen Bezahlung 
bewirkt werden. i 

Dieſe Regelung bedeutet eine Verbeſſerung gegenüber dem bis⸗ 
herigen Zuſtand, da nunmehr auch die Folgen der ſog. Staats⸗ 
hoheitsakte der Beſatzung grundſätzlich vergütbar ſind. 

Dagegen iſt in übereinſtimmung mit dent bisherigen Rechts⸗ 
zuſtande die Vergütbarkeit der ſog. allgemeinen Folgeerſcheinungen 
der Beſetzung, die ſich lediglich aus der Tatſache der Anweſenheit der 
Beſatzung ergeben, nicht vorgeſehen. 

Auch ſind eine Anzahl von Ausnahmen vorgeſehen, in denen 
die Vermögensnachteile bei Vornahme von Staatshoheitsaliten der 
Beſatung nicht vergütet werden fo, wenn fie entſtanden find: 

1. durch die Verhängung des Belagerungszuſtandes; 

2. durch die Verhängung von Verkehrsſperren aller Art und 
von Ein⸗ und Ausfuhrverboten; 

3. durch Maßnahmen auf dem Gebiete des Melde», Paß⸗ und 
Fe; ndienes des Vereins⸗ und Verſammlungsweſens und der Brief⸗ 
zenſur; 

4. durch das Verbot der Herſtellung oder Verbreitung von Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften und der Verbreitung oder Vorführung von 
Werken der Literatur und Tonkunft ſowie von Werken der bildenden 
Künſte und der Photographie; 

6 7. den in einem Unterſuchungs⸗ oder Strafverfahren Beſchul⸗ 
igten. 

Die von den einzelnen Beſatzungsangehörigen angerichteten 
Schäden wurden bisher nur daun vergütet, wenn ein ſog. beſatzungs⸗ 
typiſcher Fall vorliegt, wenn alſo der Täter in dem Bewußtſein ſeiner 
Zugehörigkeit zur Beſatzung und in dem ſich daraus ergebenden 
Machtgefühl mit beſonderer Rückſichtsloſigkeit gehandelt hat. Auch 
dieſe Beſchränkung wurde aufgehoben. Jeder Übergriff eines einzelnen 
Beſatzungsangehörigen begründet einen Anſpruch auf Eutſchädigung. 

Das neue Geſetz weiſt harte Beſtimmungen für den Fall auf, daß 
der Antragſteller übertriebene Forderungen ſtellt. Es wird eine Ver⸗ 
gütung nicht gewährt, wenn der Antragſteller durch wiſſentlich falſche 
Angaben über eine Tatſache, die für die Entſcheidung erheblich iſt, 
oder durch unzuläſſige Beeinfluſſung eines Zeugen, eines Sachver⸗ 
ſtändigen oder einer mit der Bearbeitung ſeines Antrages dienſtlich 
befaßten Perſon eine ihm nicht zuſtehende Vergütung zu erlangen 
verſucht. 

Beſondere Vorſicht iſt künſtig bei der Abgabe einer Erklärung 
gegenüber der Beſatzungsbehörde, daß ein Schaden nicht entſtanden 
iſt, zu beachten. Wenn ein Geſchädigter, z. B. der deutſche Quartier⸗ 
geber, der Beſatzung gegenüber die nicht zutreffende Erklärung ab⸗ 
gibt, daß er einen Schaden nicht erlitten habe, ſo gefährdet er da⸗ 
durch den Anſpruch des Reichs gegen die Beſazung auf Anrechnung 
einer etwa gezahlten Entſchädigung. Es muß deshalb von den Ge⸗ 
ſchädigten verlangt werden, daß ſie bei der Abgabe von Erklärungen, 
in deuen ſie bezeugen, daß ihnen ein Schaden nicht entſtanden iſt, die 
erforderliche Sorgfalt beachten. Nach der vorgeſehenen Regelung ent⸗ 
fällt der Vergütungsanſpruch, wenn die Abgabe der unrichtigen Er⸗ 
klärung dem Antragiteller als Verſchulden anzurechnen iſt. 

Für den Vermögensnachteil wird eine angemeſſene Vergütung 
in Geld (nicht in natura) gewährt. Bei einem Eingriff in einen Be⸗ 
trieb wird auch eine angemeſſene Grund-, Kapital⸗ und Arbeitsrente 
ſowie Vergütung der toten Uukoften gewährt. 


56. Jahrg. 1927 Heft 40] 
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2 Entgangener Gewinn, insbe]. entgangener Unterneh nergewinn, 
wird nicht vergütet. Zu den vergütbaren koten Unkoſten eines Be⸗ 
triebes gehören insbeſ. auch die Aufwendungen für Löhne und Ge⸗ 
hälter von Arbeitern und Angeſtellten, die der Unternehmer kraft 
Vertrages oder kraft Geſetzes für einen Zeitraum weiterzahlen muß, 
in dem er infolge des Eingriffs der Beſatzung zur Verwendung der 
e ſeiner Arbeiter und Angeſtellten nicht mehr in der 

eat 

Es iſt jedoch noch eine wichtige Härtebeſtimmung eingefügt 
worden. Wenn für einen durch die Beſatzung verurſachten Ver⸗ 
mögensnachteil auf Grund dieſes Geſetzes eine Vergütung nicht ge⸗ 
währt werden kann, und wenn in der Verſagung der Vergütung eine 
beſondere Härte liegt, ſo kann der Reichsminiſter für die beſetzten 
Gebiete eine Vergütung gewähren. So wird es ermöglicht, Sonder⸗ 
fälle zu berückſichtigen, für die ein im ordentlichen Verfahren ver⸗ 
folgbarer Rechtsanſpruch nicht gegeben iſt (8 16). 

Wichtig ift, die rechtzeitige Anmeldung des Vergütungsanſpruches 
herbeizuführen. Dieſes hat bei Vermeidung des Ausſchluſſes inner⸗ 
halb eines Monats nach Beendigung der Leiſtung oder nach Eintritt 
des ſchädigenden Ereigniſſes bei einer Feſtſtellungsbehörde oder bei 
einer Gemeindebehörde ſchriftlich oder zu Protokoll zu erfolgen. 

Zur Entgegennahme der Anmeldungen war bisher neben den 
Feſtſtellungsbehörden nur diejenige Gemeindebehörde zuftändig, in 

eren Bezirk die Leiſtung angefordert worden war. Nach der neuen 

egelung kann dagegen die Anmeldung bei einer beliebigen Ge⸗ 
meindebehörde erfolgen, ſo daß die Antragſteller in der Lage ſind, 
ei einem zwiſchenzeitlichen Umzug an ihrem neuen Wohnort rechts⸗ 
wirkſam anzumelden. 

Eine mündliche Anmeldung genügt nicht. Die Friſt von einem 
Monat muß geuau eingehalten werden, da ſonſt mit der Ablehnung 


des Antrages zu rechnen ift. 


Die vorſtehend behandelte Regelung ſoll nur Anwendung finden, 
wenn die Beendigung der Leiſtung oder der Eintritt des ſchädigenden 
Ereigniſſes nicht mehr als einen Monat vor dem Tage des Jukraft⸗ 
tretens des neuen Geſetzes, dem 22. April 1927, liegt. Für die vor 
dieſem Zeitpunkt, dem 22. März 1927, liegenden Tatbeſtände bleibt 
es bei der Regelung des alten Okkupationsleiſtungsgeſetzes. Dagegen 
gelten die Verfahrensbeſtimmungen, 88 19 ff., für alle noch nicht ent⸗ 
ſchiedenen Fälle. Hiernach iſt die Möglichkeit gegeben, daß die Feſt⸗ 
ſtellungsbehörde ihren Beſcheid ſelbſt abändern Kann, was bisher nicht 
zuläſſig war (8 51). Das RWG. entſcheidet bei Beſchwerden, wenn 
ür den Anſpruch eine Vergütung von mehr als 50 RA feſtgeſtellt 
oder die Gewährung der Vergütung durch die Feſtſtellungsbehörde 
überhaupt abgelehnt worden iſt. Es iſt eine viermalige Behandlung 
des Antrages möglich (Feſtſtellungsbeſcheid, Abänderungsbeſcheid der 
Feſtſtellungsbehörde auf Grund friſtgerechter Beſchwerde — 88 50,51 —, 
Entf. des RWG bei Beſchwerde gegen den Abänderungsbeſcheid und 
Entſch. des Großen Sen. des RWG. bei Rechtsbeſchwerde gegen das 
Urt, des Sen. des RWG., 8s 57ff.). 

RegAſſ. Dr. Guillaume, Trier. 


verſailler vertrag und Gemiſchte Schiedsgerichte. 


Greuzfragen der Zuſtändigkeit im Verhältnis zwiſchen 
den GengchGHöfen und den ordentlichen Gerichten. 


Je mehr den ehemals feindlichen Staatsangehörigen die An⸗ 
rufung der GemSchchHöfe, allein wegen des in ſteigender Zahl vorl. 
Friſtverfalls, unmöglich gemacht iſt, um ſo bedeutſamer erhebt ſich 
die Frage, ob dieſe Staatsangehörigen wegen der im VV. berück⸗ 
ſichtigten Anſprüche an anderer Stelle, insbeſ. auch vor den deutſchen 
ordentl. Gerichten, ihr Recht ſuchen können. Es iſt einleuchtend, daß 
bei der Unterſuchung dieſer Frage ſchon grundsätzlich eine einſchrän⸗ 
kende Auslegung der maßgeblichen Geſetzesvorſchriften Platz greifen 
muß, weil der VV., wie z. B. die Regelung des Ausgleichsverfahrens 
ſchlen ſich unbedingt zum Ziel ſetzte, eine möglichſt klare und be⸗ 
chleunigte Abwicklung der Vorkriegsrechtsverhältniſſe herbeizuführen. 
Immerhin bleiben hier Zweifel übrig, die nicht überall leicht lösbar ſind. 
I. In Reh. 114, 421 hat das RO. die Klage einer ital. Kl. vor 
einem deutſchen Gericht wegen fachlicher Unzuſtandigkeit abgewieſen, 
weil die geltend gemachte Forderung im Ausgleichsverfahren be⸗ 
handelt war und ſich an dieſes Verfahren mangels Einigung zwin⸗ 
gend der Klageweg des 816 der Anl. nach Art. 296 VV. anſchließe. 
Die Unterlaſſung der rechtzeitigen Klagerhebung vor dem GemSch⸗ 
Gh. könne, wie näher ausgeführt wird, die Zuſtändigkeit der ordentl. 
Gerichte nicht begründen. Das Urt. wirft einige grundſätzliche 
Fragen auf. 

.. 1. Einmal mag, trotz der zutreff, Vorentſch. RG. 107, 76, dar⸗ 
über geſtritten werden, ob das RG. richtig formulierte, wenn es die 
Kl. wegen ſachlicher Unzuſtändigkeit — und nicht wegen Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges — abwies. Anders als in dem Fall NG. 107, 
in welchem es ſich um die Zuſtändigkeit des GemSchchH. aus 
Art. 304 b Abſ. 2 VV. handelte, ſtehen ſich hier nicht unbedingt nur 
das deutſche Gericht und der GemSchchH. als berufene Inſtanzen 


— 


gegenüber. Auffallen muß ſchon der Umſtand, daß die Kl., die bis⸗ 
her den GemSH&H. nicht angerufen hatte, ihn, abgeſehen von dem 
Ausnahmefall der Zulaſſung einer prozeßordnungsmäßig verſpäteten 
Klage, auch gar nicht mehr anrufen konnte. Gegenpol der deutſchen 
Gerichtsbarkeit iſt denn in Wahrheit eher das Verfahren vor den 
Ausgleichsämtern, alſo vor Verwaltungsbehörden !). Dieſes Ver⸗ 
fahren erreicht nicht allein dadurch ſein Ende, daß die Meinungs⸗ 
verſchiedenheit der Amter über die Berechtigung einer Forderung er⸗ 
klärt wird (8 16 d. Anl.). Erſt wenn feſtſteht, daß der Weg der Klage 
nicht beſchritten iſt, gilt die Forderung praktiſch als zurückgezogen; 
anderſeits treten, wenn ein gerichtl. Ausſpruch über das Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen der Forderung erfolgt, die Amter durch Gutſchrift 
der zur Verrechnung gelangenden Beträge wieder miteinander in Ver⸗ 
bindung. Das in dieſes Verfahren ſich einſchiebende Gerichtsverfahren, 
das eine beſondere Rechtsgarantie darſtellt, iſt ein Teil des ganzen 
Ausgleichsverfahrens und läßt ſich nur im Zusammenhang damit 
bewerten. 

Der Unterſchied gegenüber dem Unzuſtändigkeitseinwand aus 
Art. 304 b Abſ. 2 BV. wird beſonders deutlich, wenn man ſich in die 
Zeit zurückverſetzt, in der die Friſten für die Anmeldung der Forde⸗ 
rungen im Ausgleichsverfahren noch nicht verſtrichen waren. Soweit 
ein Gläubiger der Clearingſtaaten eine nicht angemeldete Forderung 
vor deutſchen Gerichten verfolgt hätte, wäre er an die Ausgleichs⸗ 
ämter zu verweiſen geweſen, und, da hierüber eine unmittelbare An⸗ 
ordnung von ſeiten der deutſchen Gerichte nicht getroffen werden 
konnte, hätte das Urt. auf Abweiſung wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs lauten müſſen. Damit war klar zum Ausdruck gebracht, 
daß die ordentl. Gerichte kraft bindender Geſetzesvorſchrift mit dieſen 
Forderungen nicht mehr befaßt werden konnten. Eine Anderung der 
Rechtslage wird m. E. nicht dadurch herbeigeführt, daß das Aus⸗ 
gleichsverfahren zufällig bis zu einem Stadium gediehen iſt, in dem 
ein anderer Ausweg zur Schlichtung des Streites als die Anrufung 
des GemSchcgH. nicht mehr beſteht. 

2. Wie dem auch ſei — man mag die zu 1 behandelte Frage 
als mehr doktrinär dahingeſtellt ſein laſſen —, wichtig erſcheint mir 
in dem reichsgerichtl. Urt. vor allem die beſtimmte Betonung, daß in 
den Fällen, in welchen die Ausgleichsämter mit einer Vorkriegsforde⸗ 
rung befaßt worden ſind, kein Raum iſt für eine Entſch. der deut⸗ 
ſchen Gerichte über die Ausgleichsfähigkeit der Forderung. Die 
Eulſch. hierüber kommt vielmehr ausſchließlich den durch den 
VV. beſtimmten Stellen zu. Die Folgerungen, die man aus dieſer 
Erkenntnis zieht, können im einzelnen Fall verſchieden ſein. In dem 
durch das NG. entſchiedenen Fall, bei welchem die Kl. unterlaſſen 
hatte, den GemSchGH. anzurufen, war es ſicherlich geboten, ihrer 
Klage vor dem deutſchen Gericht von vornherein den Boden zu ent⸗ 
ziehen; denn die Möglichkeit, daß der GemSchchH. noch eine ver⸗ 
ſpätete Klage zuläßt, und daß alsdann noch der Fall des 8 23 der Anl. 
nach Art. 296 VV. eintritt, iſt fo fernliegend, daß fie keine Berück⸗ 
ſichtigung verdient?). Iſt dagegen das Ausgleichsverfahren noch im 
Gange, ſo wird es zweckmäßig ſein, das Verfahren vor dem deutſchen 
Gericht auszuſetzen. Die Vorſchrift des § 148 ZRD. bietet hierzu durch⸗ 
aus die Handhabe. Ergeht demnächſt i. S. des 823 der Anl. eine Entſch. 
dahin, daß die Forderung nicht unter Art. 296 fallt, dann — und 
nur dann — ſind die ordentl. Gerichte zur ſachlichen Entſch. berufen. 
Entſprechendes wird auch für andere Verfahrensarten gelten, wenn ein 
Anſpruch gleichzeitig vor den Ausgleichämtern und vor den GemsSch⸗ 
©9. verfolgt wird, wie beiſpielsweiſe für das AufwVerfahren vor 
den deutſchen AufwStellen (88 69 ff. Aufw Gh.). 

Schließt hiernach ein poſitiv anhängig gemachtes Ausgleichs⸗ 
verfahren die Befaſſung der deutſchen Gerichte mit der Frage der 
Ausgleichsfähigkeit aus, ſo können doch negativ die ordentl. Ge⸗ 
richte in die Lage kommen, zu dieſer Frage Stellung zu nehmen. 
Die Nichtanmeldung im Ausgleichsverfahren hat die Forderung bei 
Ablauf der Anmeldefriſten, die präkluſiven Charakter haben, erlöſchen 
laſſen 3). Wird eine ſolche nicht angemeldete Forderung vor die deut⸗ 
ſchen Gerichte gebracht, ſo haben dieſe ſie im Hinblick auf die Aus⸗ 
gleichsfähigkeit zu prüfen, zwar nicht notwendigerweiſe nur aus dem 
Geſichtspunkt der Unzuftändigkeit oder der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges; bei Bejahung der Ausgleichsfähigkeit wird, da die Forderung 
erloſchen iſt, ein fachlich klageubweiſendes Urt. ergehen können. Die 
Verneinung der Ausgleichsfähigkeit anderſeits ſchaltet den Unzu⸗ 
ſtändigkeitseinwand aus; die ordentl. Gerichte ſind allein zuſtändig. 

II. Eine gleich klare Scheidung der Zuſtändigkeiten, wie bei 
den im Ausgleichsverfahren behandelten Forderungen, greift bei der 
allgemeinen vertraglichen Zuſtändigkeit des GemSchchH. nach 
Ark. 304 b Abſ. 2 VV. gegenüber der Zuſtändigkeit der ordentl. Ge⸗ 


1) Vgl. Coeſter, Die Rechtskraft der Staatsakte 1927, 327. 

2) Den Ausgleich bietet erforderlichenfalls die Wiederaufnahme 
des i durch Reſtitutionsklage gemäß $ 580 Abſ. 1 Ziff. 7b 

3) Schmitz in Abhandlungen zum FrVertr., Heft 3 (1923), 
S. 113 ff.; Iſay, Die privaten Rechte und Intereſſen im FrVertr., 
3. Aufl. 1923, 328; Fuchs, Die Beſchlagnahme, Liquidation und 
Freigabe deutſchen Vermögens im Auslande, 1927, 162, 163. 
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richte nicht Platz. Seit der Entſch. d. RG. 108, 51 JW. 1924, 
1371 darf es als ſicher gelten, daß der alliierte Gläubiger den deut⸗ 
ſchen Schuldner auch vor den deutſchen Gerichten in Anſpruch neh⸗ 
men kann, daß dieſe alſo im Hinblick auf Art. 304 b Abſ. 2 VV., 
wenn der fremde Gläubiger ſelbſt den Weg der Prozeßverfolgung vor 
den deutſchen Gerichten wählt, nicht unzuſtändig geworden ſind. 
Umgekehrt kann der alliierte Staatsangehörige, wenn er, etwa aus 
einem Lieferungsvertrage, ſeinerſeits vor den deutſchen Gerichten 
verklagt würde, den Einwand der fachlichen Unzuftändigkeit erheben. 
Wir haben ſo das merkwürdige Ergebnis, daß das gleiche Gericht 
zuſtändig und unzuſtändig ſein kann, je nachdem, welche Partei es 
anruft oder ſich vor ihm verteidigen ſoll ). Dieſe Beſonderheit ver⸗ 
dient in ihren Folgen Beachtung. 

Für den alliierten Kl. händelt es ſich bei der Möglichkeit, zwei 
verſchiedene Gerichte anzurufen, zunächſt nur um eine reine Wahl⸗ 
zuſtändigkeit, analog der Beſtimmung des § 35 ZPO. Es ſteht ganz 
in ſeiner Hand, wo er ſein Recht verfolgen will. Das beſagt aber 
noch nicht, daß er mit der Zuſtändigkeit beliebig wechſeln kann, etwa 
wie nach deutſchem Recht der Gläubiger im Falle der Zurück⸗ 
nahme der Klage vor dem einen Gerichtsſtand ſie vor dem anderen 
erneut aufrollen kann. Die Verſchiedenheit der Prozeßrechtsnormen, 
welche das einzelne Verfahren beherrſchen, bedingt auch eine Ver⸗ 
ſchiedenheit der prozeßrechtlichen Wirkungen. Hat der alliierte Kl. 
zunächſt das deutſche Gericht angerufen, findet demnach auf das 
Prozeßverfahren die deutſche ZPO. Anwendung, ſo dürfte es zwar 
keinem Zweifel unterliegen, daß ein Übergang von dem ohne rechts⸗ 
kräftiges Urteil abgeſchloſſenen Verfahren (wie eben bei Zurücknahme 
der Kl. gem. § 271 ZPO.) auf das Verfahren vor dem GemSchGh., 
vorbehaltlich nur des Ablaufs der Klagefriſten, möglich iſt. Anders 
jedoch, wenn der Kl. den GemSchchH. anruft; hier äußert ſich eben 
die Wirkung der möglichen Unzuſtändigkeit des deutſchen Gerichts. 
Um dieſe Wirkung zu erkennen, wird man ſich zweckmäßig den Fall 
vor Augen halten, daß von einer deutſchen Partei der Verſuch ge⸗ 
macht wäre, in einer unter Art. 304 b Abſ. 2 VV. fallenden Streit⸗ 
ſache den alliierten Gegner vor ein deutſches Gericht zu ziehen. Läßt 
letzterer ſich darauf ein, fo iſt das deutſche Gericht kraft ſtillſchwei⸗ 
gender Prorogation zuſtändig; wendet er dagegen die beſondere 
Zuſtändigkeitsregelung des VV. ein. ſo hat ſich das Gericht 
für unzuſtändig zu erklären. Dieſe Unzuſtändigkeit beſteht alsdann 
und kann nicht einſeitig wieder ausgeſchaltet werden. Das gleiche 
muß m. E. gelten, wenn die alliierte Vertragspartei aktiv, von ſich 
aus, die Zuständigkeit des GemSchcGH. gewählt hat. Das iſt z. B. 
dann von Bedeukung, wenn die alliierte Partei ſchon vor dem 
Kriege oder bis zum Friedensſchluß ein Verfahren vor deutſchen Ge⸗ 
richten anhängig gemacht hatte, dieſes nachher nicht weiter betreibt, 
ſondern an den GemSchchH. geht. Hiermit hat fie den Willen kund⸗ 
gegeben, von der Vergünſtigung des VV. in Art. 304 b Abſ. 2 Ge⸗ 
brauch zu machen; das deutſche Gericht wird damit automatiſch unzu⸗ 
ſtändig. Ein Nebeneinander der Zuſtändigkeiten, wenn einmal der 
GemShbH. mit der Sache befaßt geweſen ift, iſt nicht mehr denkbar. 

Dem alliierten Kl. über die Garantien des VV. hinaus einen 
fortdauernden Rechtsſchutz zu verleihen, brauchte nicht im Beſtreben 
dieſes Vertrages zu liegen, der doch gleichzeitig eine beſchleunigte 
Abwicklung der Rechtsverhältniſſe aus der Vorkriegszeit anſtrebte. 
Ein beſonders treffendes Beiſpiel des Zuſammenklangs mit dieſem 
Beſtreben bietet die dtſch.⸗ital. ProzO. (RGGBl. 1924, II, 95 ff.) in 
ihren Beſtimmungen über den Klageverzicht (rinuncia), Beſtimmungen, 
welche die Richtigkeit des oben gewonnenen Ergebniſſes nur be⸗ 
ſtätigen. Der Klageverzicht geht in ſeinen Wirkungen über die Klage⸗ 


) Der Kritik von Pagenſtecher: JW. 1924, 1371 vermag 
ich in ihrem Ausgangspunkt nicht beizupflichten. Die Zuftändigkeits- 
regelung des Art. 304 b Abſ. 2 VV. bedeutet m. E. eine grundſätzliche 
Neuerung gegenüber den bisherigen deutſchen Zuſtändigkeitsvor⸗ 
ſchriften. Letztere bedangen, wie ſelbſtverſtändlich, die abſolute Gleich⸗ 
heit der das einzelne Gericht anrufenden Parteien. Art. 304 b 
Abſ. 2 VV., eine Norm, die von Mißtrauen in die deutſche Gerichts⸗ 
barkeit zeugt, weicht bewußt von dieſer Gleichheit ab. Es erſcheint 
danach wohl möglich, mit dem NG. zu jagen, daß die alliierte Partei, 
die das deutſche Gericht „anruft“, ſich — im Gegenſatz zu dem deut⸗ 
ſchen Beteiligten — an ein zuſtändiges Gericht wendet. Eine Rüge der 
Unzuſtändigkeit, ſei es für den Kl. ſelbſt, ſei es für den Bekl., kommt 
ſomit gar nicht in Frage. Für die Richtigkeit dieſes Standpunkts 
ſpricht die weitere Regelung des Art. 304 b Abſ. 2 VV. bei Anrufung 
des GemSchGgH. durch die alliierte Partei, wenn an ſich die eigenen 
Landesgerichte zuſtändig wären; der alliierte Beteiligte kann als⸗ 
dann, wie es im letzten Satz der Beſtimmung heißt, die Sache vor 
den GemSchGH. bringen. Das würde, zurückgeführt auf den uns 
intereſſierenden Fall, lauten: Grundſätzlich beſteht die Zuſtändig⸗ 
Reit des GemSh&H., dem Staatsangehörigen einer alliierten Macht 
bleibt es aber unbenommen, die deutſchen Gerichte anzurufen. Der 
Alliierte hat alſo zunächft völlig freie Hand; er hann, braucht ſich 
aber nicht auf das Verfahren vor den deutſchen Gerichten einzu⸗ 
laſſen. Schaltet er ſelbſt letztere aus, ſo erwachſen für den deutſchen 
Vertragsgegner, wie obige Ausführungen darzulegen verſuchen, auch 
Rechte. 
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zurücknahme der deutſchen ZPO. weit hinaus; er löſt, wie es in 
Art. 64 heißt, das Prozeßrechtsverhältnis und bringt den mit der 
Klage geltend gemachten Anſpruch zum Erlöſchen. Hier haben wir 
alſo den klaren Ausdruck des Willens, das Streitverhältnis end⸗ 
gültig abzuſchließen; die Forderung erliſcht genau wie bei der Friſt⸗ 
verſäumnis im Ausgleichsverfahren. Schon dadurch iſt eine Geltend⸗ 
machung an anderer Stelle, eine Weiterverfolgung vor den außer⸗ 
halb des VV. zuſtändig geweſenen ordentl. Gerichten, ausgeſchloſſen. 
Ob dieſe Wirkung des Klageverzichts durch einſchränkenden Vorbehalt 
des Kl. ausgeſchaltet werden kann, muß füglich bezweifelt werden; 
es handelt ſich, auch wenn ein ziviler Rechtsverluſt eintritt, um 
eine öffentlich⸗rechtliche Norm des Prazeßrechts, die nicht ohne wei⸗ 
teres verzichtbar iſt. Das Ergebnis iſt ebenſowenig unbillig, wie bei 
den radikalen Eingriffen der Regelung des Ausgleichsverfahrens. Der 
Kl., der den GemSchGH. angeht, mag ſich dieſen Schritt vorher 
überlegen. Will er die Vorteile dieſer Einrichtung genießen, muß 
er ſich auch den dafür geltenden Ordnungsnormen beugen; den Zwang, 
den er darin finden mag, kann er ſpäter nicht nach eigenem Belieben 
abſchütteln. Ein weitergehendes Intereſſe an Rechtsſchutz iſt ihm nicht 
zuzuerkennen. LER. Dr. Bunge, Berlin. 


Onpothekenaufmertung und Ausgleichs verfahren. 


Art. 296 VV. hat beſtimmte Arten von Vorkriegsforderun⸗ 
gen der Verfügung der Parteien und dem ordentlichen Rechtsweg 
entzogen und ihre Verrechnung ausſchließlich den von den betei⸗ 
ligten Staaten zu ſchaffenden Prüfungs⸗ und Ausgleichsämtern 
übertragen. Dieſe Forderungen und Schulden ſind in der Währung 
der jeweils beteiligten alliierten Macht gutzuſchreiben. Seitdem nun 
die Währung verſchiedener Feindftaaten ſich weſentlich verſchlech⸗ 
tert und auf der anderen Seite die deutſche Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung den alten Papiermarkforderungen, insbeſ. den Hypotheken⸗ 
forderungen, regelmäßig wenigſtens ein Viertel ihres alten Wertes 
zugeſprochen hat, würde ſich der alliierte Gläubiger einer an ſich 
üfeerg ge checken Forderung bei Inanſpruchnahme des inner⸗ 
deutſchen Rechtsweges vielfach beſſer ſtellen, als wenn er feinen An⸗ 
ſpruch im Ausgleichsverfahren verfolgt. Um ſo mehr hat die deutſche 
Partei, die im Ausgleichsverfahren gemäß § 25 RAusglch. 1) zur 
Abgeltung ihrer Schuld nur 00 des Vorkriegswertes der Gut⸗ 
ſchrift an das Reich abzuführen braucht, ein Intereſſe daran, daß 
ausgleichsfähige Schulden auch wirklich im Ausgleichsverfahren 
geregelt werden. 

Die perſönlichen Vorausſetzungen der Ausgleichsfähigkeit ſind 
deutſche Staatsangehörigkeit auf der einen, alliierte ?) Staatsange⸗ 
hörigkeit auf der anderen Seite und „résidence“ der Partei im 
Gebiet des Staates, dem ſie angehört, oder eines ihm durch eine 
Vereinbarung nach Ark. 296 k VV. gleichgeſtellten Staates ). In 
ſachlicher Hinſicht muß es ſich um Forderungen handeln, die aus 
einem Vorkriegsgeſchäft herrühren und vor Friedensſchluß „exigible“ 
geworden ſind. Dieſer Begriff umfaßt, über den der „Fälligkeit“ ⸗) 
hinausgreifend, alle Fälle, in denen der Gläubiger berechtigt iſt, 
ſofortige Leiſtung zu verlangen 6). Noch weiter geht das Urt. des 
Deutſch⸗Franzöſiſchen GemSchchH. i. S. Strauß w. Steinharter ©), 
das eine Forderung ſelbſt dann für exigible hält, wenn der Schuld- 
ner nicht mit ſofortiger Wirkung, ſondern nur unter Beachtung 
einer Kündigungsfriſt zur Leiſtung angehalten werden kann; 
immerhin muß dann die Kündigungsmöglichkeit fo frühe beſtanden 
haben, daß bei erfolgter Kündigung die Friſt noch vor Kriegsende 
abgelaufen wäre. Zu einem ähnlichen Ergebnis, wenn auch auf 
ganz verſchiedenem Weg, führt die Rechtſprechung des Deutſch⸗ 
Engl. GemSchchH., die zwiſchen der Hypothek und dem ihr zu⸗ 
grunde liegenden Darlehensvertrag ſcharf unterſcheidet und den letz 
teren gemäß Art. 299 a VV. mit dem Feindwerden der Parteien 
75 ie dem 4. Aug. 1914 — ohne Kündigung für aufgelöſt er- 

ärt 7). 


1) RAusglGg. f. d. Faſſ. v. 20. Nov. 1923 (RG Bl. 1923, 1,1135). 

2) D. h. engliſche, franzöſiſche, belgiſche, italieniſche, griechiſche 
Staatsangehörigkeit. 

3) Solche Vereinbarungen beſtehen zwiſchen Frankreich und 
England, ferner zwiſchen dieſen Ländern einerſeits, Belgien, Ita⸗ 
lien, Griechenland andererſeits. 

4) Beſonders häufig tritt hier die Fälligkeit — bei ent⸗ 
ſprechender Vertragsklauſel — infolge unpünktlicher Zinszahlung 
während des Krieges ein, vgl. Urt. des Deutſch⸗Franz. GemSchch H. 
i. S. Industrielle Foncière w. Saen u. Venter. rec., III, 872. 

5) Urt. des Deutſch⸗Belg. SchH. i. S. Verhelſt w. Blas⸗ 
berg, rec. V, 703. 

6) Rec. III, 636; im deutſch⸗belgiſchen Verfahren iſt ein ent⸗ 
ſprechendes Urt. noch nicht ergangen. 

5) Urt. i. S. Public Trustee w. Endersſche Erben, rec. II, 
692 u. a.; der Deutſch⸗Franz. GemSchcc. ſteht auf dem gegen⸗ 
teiligen Standpunkt, vgl. die Urt. i. S. Industrielle Foncière w. 
Moſer u. Schöumann (rec. II, 577) und w. Scharfenberg u. Beut⸗ 
ler (rec. III, 872). 
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i Über die Frage, ob eine Schuld durch Vermittelung der Aus⸗ 
gleichsämter oder unmittelbar zu erfüllen ift, entſcheidet der Gem⸗ 
SchccH. (816 der Anl. zu Art. 296 VV.); auch wenn die Schuld 
nicht ins Ausgleichsverfahren fällt, iſt der GemSchchH., der nach 
Art. 304 b VV. alle Streitfragen bez. der vor dem 10. Jan. 1920 
geſchloſſenen Verträge zu regeln hat, für die Entſch. in der Sache 
jelbſt, d. h. für die unmittelbare Verurteilung der deutſchen Partei, 
zuſtändig. Wird er aber mit dem Streitgegenſtand gar nicht be⸗ 
faßt, ſondern wendet ſich die alliierte Partei zur Bereinigung der 
Angelegenheit an eine deutſche Behörde, ſo hat dieſe von Amts 
wegen zu prüfen, ob ſie zu einer Entſch. befugt iſt oder ob fie 
die Erledigung den Ausgleichsämtern zu überlaſſen hat. Dabei iſt 
ſie in der Beurteilung der Ausgleichsfähigkeit völlig frei und nicht 
an die ziemlich weitherzige Auslegung gebunden, welche die Gem⸗ 
CH6H. dem Art. 296 VV. gegeben haben, es ſei denn, daß ein 
ſolches Gericht in derſelben Sache bereits über die Ausgleichsfähig⸗ 
keit entſchieden hat. Geht z. B. bei einem Grundbuchamt der An⸗ 
trag auf Löſchung einer i. J. 1920 durch Vergleich erledigten 
Hypothek ein, ſo hat der Grundbuchrichter bei Prüfung der Ein⸗ 
tragungsbewilligung auch zu unterſuchen, ob die bewilligende Par⸗ 
tei das Verfügungsrecht über die Forderung hat oder ob ihr dieſes, 
ba es ſich um eine ausgleichsfähige Forderung handelt, durch das 
Ausführungsgeſetz zum Friedensvertrag s) entzogen iſt. Letzteren⸗ 
falls hat er den Antrag zurückzuweiſen. Entſprechend verfährt die 
Aufwertungsſtelle gemäß 887 AufwG., wenn fie die Zuftändigkeit 
der Ausgleichsämter für gegeben erachtet. Hierauf wird das Ver⸗ 
fahren von dieſen weitergeführt. Das iſt aber nur möglich, wenn 
die Forderung innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt bei dem zu⸗ 
ſtandigen Amt angemeldet wurde. Da dieſe Friſt längſt abgelaufen 
iſt und nachträgliche Anmeldungen regelmäßig nicht mehr berück⸗ 
ſichtigt werden können, fo iſt der Anſpruch des ausländiſchen Gläu⸗ 
bigers, der die Anmeldung verſäumt hat und deſſen Anträge von 
der deutſchen Behörde rechtskräftig zurückgewieſen ſind, als er⸗ 
loſchen anzuſehen “). Dieſer unerbittliche Ausſchluß mag hart er⸗ 
cheinen, wenn dem Gläubiger kein erhebliches Verſchulden bei 
der Unterlaſſung der Anmeldung zur Laſt gelegt werden kann, 
und es iſt wohl anzunehmen, daß der vom Gläubiger angerufene 
GemShßH. — und ſei es unter Abweichung von ſeiner früheren 
Rechtſprechung — den Schuldner zur Zahlung außerhalb des ihm 
durch Friſtablauf verſchloſſenen Ausgleichsverfahrens verurteilen 
würde. Angeſichts dieſer Möglichkeit hat in einem ſolchen Fall die 
deutſche Partei ein gewiſſes Intereſſe daran, daß die Aufwertungs⸗ 
ſtelle ſich nicht für unzuſtändig erklärt, ſondern das Verfahren 
ſelbſt in die Hand nimmt. Die Befürchtung allerdings, die Schieds⸗ 
gerichte werden eine höhere als die im Aufwertungsgeſetz feſt⸗ 
gelegte Aufwertung vornehmen, erſcheint nicht mehr begründet, 
nachdem der Deutſch⸗Belgiſche GemSchc h. i. S. Laurency, 
Stuttgarter Lebensverſicherung 10), die deutſche Geſetzgebung für 


anwendbar erklärt hat. 
GerAſſ. Dr. Schmitt, Stuttgart. 


Auslandanleihen. 
Die Stouer- und Ftempelpflicht von Auslandsanleihen. 


Das Problem der Steuer- und Stempelpflicht von Auslands⸗ 
anleihen hat im Laufe der letzten Jahre eine ſteigende Bedeutung 
erlangt. Zu einer Zeit, als der deutſche Schuldner, um eine Aus⸗ 
landsanleihe zu erhalten, bereit war, auch einen ſehr hohen Zins⸗ 
ſatz zu zahlen, ſpielte die Frage, mit welchen Stempel⸗ und Steuer⸗ 
Roſten eine derartige Anleihe verknüpft war, keine ſo bedeutende 
Rolle; anders ſeitdem der deutſche Schuldner mit ſinkendem in⸗ 
ländiſchen Zinsfuß dazu übergegangen iſt, die Konditionen ſehr genau 
zu prüfen, und das Zuſtandekommen oder das Scheitern einer An⸗ 
leihe ſchon davon abhängig macht, ob der erzielte Nettoerlös 1/,%o 
oder ſelbſt 1/% höher oder geringer iſt. In Betracht kommen haupt⸗ 
ſächlich folgende Vorſchriften: 

Ih 

Ausländer find beſchränkt einkommenſteuerpflichtig: 

1. Gemäß 83 Ziff. 6 EinkSt®. für „Einkünfte aus Hypo⸗ 
theken, Grundſchulden und anderen Forderungen oder Rechten, die 
durch inländischen Grundbeſitz oder inländiſche grundſtücksgleiche Rechte 
geſichert find“, 

Beſchränkt steuerpflichtig find daher zunächſt alle Auslandsanleihen, 
die durch Hypothek, Grundſchuld, Sicherungshypothek oder Höchſtbetrags⸗ 
hypothek geſichert ſind. Man wird aber als eine Sicherung i. S. 
Ziff. 6 z. B. auch anzuſehen haben eine Vormerkung zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Eintragung einer Hypothek. 

— 


8) V. 31. Aug. 1919, RGBl. 1919, 1530. 

9) Vgl. Bunge: DI. 1926, 492 u. die dort Anm. 1 Zitierten. 

10) Urt. v. 25. Okt. 1926: JW. 1927, 829; derſelbe Stand⸗ 
punkt wird auch vom Deutſch⸗Italien. GemSchchH. eingenommen. 


2. Gemäß 83 Ziff. 9 EinkStG. für „Zinſen aus Anleihen, die 
in inländiſchen öffentlichen Schuldbüchern eingetragen oder über die 
Teilſchuldverſchreibungen ausgegeben ſind, wenn der Sitz oder Ort 
der Leitung des Schuldners im Inland liegt“. 

Über die Frage, was unter Teilſchuldverſchreibungen zu ver⸗ 
ſtehen iſt, verhält ſich die Entſch. des RFH. XV, 46. 

Soweit keine dieſer beiden Vorausſetzungen gegeben iſt, ſind die 
Zinſen aus ausländiſchen Anleihen einkommen⸗ und lörperſchafts⸗ 
ſteuerfrei. Insbeſ. iſt es zuläſſig, Anleihen durch Mobiliarpfänder zu 
ſichern, etwa im Wege der Sicherungsübereignung, Hinterlegung von 
Effekten oder durch Bürgſchaften. Ferner iſt es möglich, die Ausgabe 
von Teilſchuldverſchreibungen dadurch zu vermeiden, daß der deutſche 
Schuldner nur einen einheitlichen Schuldſchein ausſtellt und der aus⸗ 
ländiſche Gläubiger durch Vermittlung eines Treuhänders ſeiner⸗ 
ſeits auf Grund dieſes einheitlichen Schuldſcheins Zertifikate emit⸗ 
tiert. Dieſes Verfahren iſt m. W. zum erſtenmal eingeſchlagen wor⸗ 
den bei der in London erfolgten Emiſſion der Bank für Tertil- 
induſtrie. Eine Steuerumgehung liegt in einem derartigen Verfahren 
nicht, wie gerade der Fall der Bank für Textilinduſtrie beweiſt. 
Denn hier waren für die Wahl dieſer Rechtsform durchaus andere 
Gründe maßgebend als etwa der Verſuch, die damals noch gar nicht 
beſtehende beſchränkte Steuerpflicht zu umgehen. Es handelt ſich viel⸗ 
mehr um ein international übliches Verfahren, das auch, abgeſehen 
von der möglichen Steuerbefreiung, mancherlei Vorzüge mit ſich bringt. 

Gemäß 8 115 EinkStG. kann der RF M. mit Zuſtimmung des 
RR. und eines Ausſch. des RT. dieſe Einkünfte dann von der be⸗ 
ſchränkten Steuerpflicht befreien, wenn die Anleihen im Ausland 
zahlbar ſind und zum Handel an deutſchen Börſen nicht zugelaſſen 
find. Von dieſer Möglichkeit iſt während d. J. 1925 u, 1926 in aus⸗ 
giebigem Maße Gebrauch gemacht worden, bis im Dez. 1926 ſeitens 
der zuſtändigen Stelle beſchloſſen worden iſt, bis auf weiteres auf 
Grund 8 115 EinkSt®,. Steuerbefreiungen nicht mehr zu gewähren. 
In jüngſter Zeit ſcheint man im Zuſammenhang mit der veränderten 
Lage des Kapitalmarktes die Steuerbefreiung auf Grund 8 115 
EinkSt®. wieder einführen zu wollen. Praktiſch hat ſich das Ver⸗ 
fahren des § 115 nicht bewährt. Die Herbeiführung einer Ent⸗ 
ſcheidung durch den RR. und einen Ausſch. des RT. bedeutet ein über⸗ 
aus langwieriges umſtändliches Verfahren und bringt es mit ſich, 
daß Geſchäfte lange Zeit in der Schwebe bleiben. Bei den ſtändigen 
Fluktuationen des Kapitalmarktes und der Aufnahmefähigkeit der 
ausländiſchen Börſen iſt es praktiſch in vielen Fällen unmöglich, 
Anleihen ſo lange in Suſpens zu laſſen, wie es das Verfahren des 
$ 115 Eink StG. erfordert. Es iſt daher von vielen Seiten der m. E. 
ſehr beachtliche Vorſchlag gemacht worden, an Stelle des Verfahrens 
des § 115 eine generelle Befreiung von Ausländern von der be⸗ 
ſchränkten EnkSt. aus Anleihen einzuführen, ſofern nach engliſchem 
Muſter ein entſprechendes Affidavit ausgeſtellt wird. Daß auch das 
19 Affidavitverfahren nicht ideal iſt, muß allerdings zugegeben 
werden. 2 

Intereſſant geſtaltet ſich die Befreiung auf Grund 8115 
EinkStG. dann, wenn die befreiten Anleihen nach Deutſchland zus 
rückfließen, was in letzter Zeit in großem Maßſtabe der Fall ge⸗ 
weſen iſt. Gelangt nämlich ein derartiges Anleiheſtück in den Beſitz 
eines Deutſchen, der allgemein einkommenſteuerpflichtig iſt, ſo wird 
die Befreiung von dem zehnprozentigen Steuerabzug bedeutungslos. 
Zwar erhält auch der deutſche Inhaber eines derartigen Stückes die 
Zinſen ohne Abzug ausbezahlt. Dagegen iſt er natürlich verpflichtet, 
auf die geſamten Zinſen Einkommenſteuer zu zahlen, während er 
bei erfolgtem Steuerabzug dieſen auf die Einkommenſteuer an⸗ 
rechnen kann. 

In vielen Fällen ſind Auslandsanleihen in der Form abge⸗ 
ſchloſſen worden, daß ein ausländiſcher Gläubiger eine hypothekariſch 
geſicherte Anleihe in toto und ohne Ausſtellung von Teilſchuldver⸗ 
ſchreibung übernahm. In derartigen Fällen hat ſich das RF Min. 
mit Recht auf den Standpunkt geſtellt, daß eine Anleihe i. S. des 
8 115 EinkSt®. nicht vorliegt. Es hat jedoch ſeinerſeits auf Grund 
§ 108 RO. die beſchränkte Steuer in denjenigen Fällen erlaſſen, in 
denen wirtſchaftlich eine Anleihe vorlag, nicht hingegen natürlich 
in ſolchen Fällen, in denen es fi um einen reinen Hypothekenkredit 
gehandelt hat. N 

II. 


§ 25 KVStG. ſchreibt vor, daß der Wertpapierſteuer von 20% 
unterliegen verzinsliche Schuldverſchreibungen, falls ſie 

1. auf den Inhaber lauten, oder . 

2. durch Indoſſament übertragbar ſind, oder 

3. in Teilabſchnitten ausgefertigt ſind, 

4. mit Zinsſchein verſehen ſind. 

Alle dieſe Vorausſetzungen liegen nicht vor, wenn ein einheit⸗ 
licher, auf den Namen lautender Schuldſchein ausgeſtellt wird, der 
mit Zinsabſchnitten nicht verſehen iſt. Unſchadlich iſt es, wenn an 
Stelle eines einheitlichen Schuldſcheins mehrere Schuldſcherne aus⸗ 
gegeben werden, ſolange dieſe einzelnen Schuldſcheine über Beträge 
lauten, die fie zum Verkehr ungeeignet machen (vgl. Rc. XV, 46). 
Dieſer Modus iſt bei Auslandsauleihen vielfach gewählt worden im 
Zuſammenhang mit dem bereits oben erwähnten Verfahren, auf 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Grund eines derartigen Schuldſcheins alsdann im Ausland durch 
einen Treuhänder Zertifikate ausgeben zu laſſen. 

Gemäß 8 29 Abſ. 5 KapVStG. iſt der RF M. ermächtigt, mit 
Zuſtimmung des RR. und eines Ausſch. des RT. die Wertpapierſteuer 
für ſolche Schuldverſchreibungen inländiſcher Schuldner, die im Aus⸗ 
lande zahlbar und zum Handel an einer deutſchen Börſe nicht zuge⸗ 
laſſen find, auf ½ % zu ermäßigen. Dieſe Vorſchrift findet auch dann 
Anwendung, wenn die Schuldverſchreibungen an und für ſich nicht 
dem einfachen Obligationenſtempel von 2% unterliegen würden, ſon⸗ 
dern wenn auf Grund 85 Abſ. 10 die Schuldverſchreibungen dem 
Geſellſchaftsſtempel unterliegen, weil die Verzinſung der Schuldver⸗ 
ſchreibungen nicht auf einen feſten Prozentſatz beſtimmt iſt, ſondern 
die Höhe der Verzinſung ſich etwa auch nach der zur Verteilung ge⸗ 
langenden Dividende richtet. 

Iſt die Wertpapierſteuer nicht zu entrichten, weil die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 25 nicht vorliegen, indem, wie oben dargelegt, nur 
eine einheitliche, auf den Namen lautende Urkunde ohne Zinsſchein 
ausgeſtellt wird, ſo iſt in jedem Falle zu prüfen, ob und in welcher 
Höhe ein Landesſtempel entſteht. In Preußen entſteht regelmäßig 
der Stempel von ½/⁰% oder, falls in der Schuldurkunde keine 
Nebenabreden getroffen find, insbeſ. auch keine ſog. negative Hypo⸗ 
thekenklauſel enthalten iſt, der Stempel von ¼5% für kaufmänniſche 
Verpflichtungsſcheine. Einzelne Länder kennen einen derartigen Stem⸗ 
pel überhaupt nicht, ſo daß es bei hohen Objekten für den Vorſtand 
einer preuß. AktGeſ. durchaus lohnend iſt, etwa nach Mannheim zu 
fahren und die Urkunde dort zu errichten, ſo daß auch der preuß. 
Landesſtempel in Wegfall kommt. Überhaupt wird in zunehmendem 
Maße bei Abſchluß bedeutender Transaktionen ſtets geprüft, in wel⸗ 
chem deutſchen Staate die geringſten Stempelkoſten für die Errichtung 
der betreffenden Verträge und Urkunden zu zahlen ſind. Vielfach be⸗ 
laufen ſich die Unterſchiede auf Hunderttauſende, die durch eine kleine 
Reiſe geſpart werden können. Eine Vereinheitlichung des Stempel⸗ 
rechtes wäre dringend erwünſcht. 

RA. Dr. Julius Lehmann, Frankfurt a. M. 


Ausland. 
Lettland. 


Gheſcheidung lettländiſcher Staatsangehöriger durch 
deutſche Gerichte. 

Nach dem Ehegeſetz Lettlands v. 1. Febr. 1921, dem alle Be⸗ 
wohner Lettlands ohne Anſehen des Bekenntniffes unterworfen 
ſind, iſt die Eheſcheidung in den Artikeln 41 bis 51 zugelaſſen 
und normiert. Aus dieſem Geſetz iſt zu ſchließen, daß für die Ehe⸗ 
ſcheidung lettiſcher Ehegatten im Auslande ſowohl der Gerichtsſtand 
als auch das Recht des Wohnſitzes maßgebend find (vgl. Kreis- 
ſchreiben Nr. 25 des eidgenöſſiſchen Juſtiz⸗ und Polizeidepartements, 
mitgeteilt in Schweizeriſcher Juriſtenzeitung, 24. Jahrg. S. 24). 
Dieſe Auffaſſung wird beſtätigt durch eine Mitteilung T 3780/27 
des Lettländiſchen Generalkonſulats in Deutſchland v. 26. Aug. 1927. 

Da das lettiſche Recht den Gerichtsſtand des deutſchen Ge- 
richtes für die Scheidungsklage zuläßt, wenn lettiſche Staats⸗ 
angehörige in Deutſchland ihren Wohnſitz haben, iſt auch nach inner⸗ 
deutſchem Recht gemäß § 606 Abſ. 4 ZRO. das deutſche Gericht 
zuſtändig. 

Da zwiſchen Deutſchland und Lettland keine Gerichtskonven⸗ 
tion beſteht, kann das deutſche Scheidungsurteil in Lettland erſt 
geltend gemacht werden, wenn es vom lettländiſchen Juſtizminiſte⸗ 
rium bzw. dem zuſtändigen lettländiſchen Gericht legaliſtert wor⸗ 
den iſt. Die Legaliſation erfolgt, wenn feſtgeſtellt iſt, daß das Urt. 
keine Beſtimmungen enthält, die nach den lettländiſchen Geſetzen 
unzuläſſig ſind. Mitteilung des Lettländiſchen Generalkonſulats 
v. 26. Ang. 1927, 1 3780/2.) 1) 

RA. Dr. Werner Frauſtädter, Berlin. 


England. 


Anwendbarkeit des engliſchen Uerjährungsrechtes 
durch den deutſchen Richter. 

Der Dtſch.⸗Engl. GemSchcH. hat in case 2263, Mai 1926, 
Cook w. Kutſcher unter Anwendung von 84, Annex zu Art. 296 
des VV. und des Renvois des deutſchen Rechtes entſchieden, daß in 
dieſem Falle primär engliſches Verjahrungsrecht zur Anwendung 
kommen müſſe. Die tatſächliche Anwendung des engliſchen Ver⸗ 
jährungsrechtes wurde aber nach der Meinung des Sch. endgültig 
ausgeſchloſſen durch den Umſtand, daß das engliſche Verjährungs⸗ 
recht nach engliſcher Klaſſifizierung Prozeßrecht ſei und daher vor 
dem deutſchen Richter, deſſen Standpunkt vom Sch. hier eingenom⸗ 
men werden müſſe, nicht angewendet werden könne. 

Unter Berufung auf RG. 106, 83 und Art. 30 EGBGB. wurde 
deutſches Verjährungsrecht endgültig für maßgebend erklärt. 


1) Vgl. hierzu Magnus, Tabellen z. Internat. Necht. Heft 1. 
Zivilprozeßrecht, Blatt 23, Nr. 31, VI. 


Lewald hat in JW. 1926, 2815 die Entſch. d. SHG. einer 
Kritik unterzogen und ſie hauptſächlich deshalb angegriffen, weil 
84, Annex zu Art. 296 BV., nicht als poſitive Kolliſionsnorm aus⸗ 
gelegt wurde und das Renvoi des deutſchen Rechtes zugelaſſen wurde. 

Ohne auf dieſe intereſſante Streitfrage hier einzugehen, ſoll 
in folgendem darzulegen verſucht werden, daß RG. 106, 83 ff. 
vom GemsSchGH. falſch ausgelegt wurde, und es ſoll im allgemeinen 
der Standpunkt des deutſchen Rechtes zur Frage der Anwendbar⸗ 
keit engliſchen Verjährungsrechtes auf Grund der Entſch. des RG. 
zur Unterſuchung geſtellt werden. 

Folgende Entſch. des RG. beſchäftigen ſich mit dieſer Frage: 

RG. 2, 13: Es handelte ſich um die Anwendung von Neuyorker 
Verjährungsrecht in Rechtsgeſchäften, die auch ſonſt vom Neuyorker 
Recht beherrſcht waren. Obwohl das Neuyorker Verjährungsrecht 
nach dortiger Klaſſifikation Prozeßrecht iſt, wurde dieſes von dem 
deutſchen Richter für anwendbar erklärt, und es wurde ausge⸗ 
ſprochen, daß der deutſche Richter ſich dabei keiner geſetzeswidrigen 
Anwendung vom fremden Prozeßrecht ſchuldig mache, da er an die 
fremde Klaſſifikation nicht gebunden ſei. Bei Würdigung dieſer Entſch. 
iſt zu bemerken, daß das fremde Recht zu den von den Parteien 
beweispflichtigen Tatſachen gehört und daß das RG. anſcheinend 
von den Parteien nicht darauf hingewieſen wurde, daß nach Neu⸗ 
horker Verjährungsrecht das Recht nicht erlöſcht, ſondern dem Schuld⸗ 
ner nur ein prozeſſuales Einrederecht gewährt. 

Wie bekannt, hatte bis zur Einführung des BGB., 1900, nach 
der Rechtſpr. des RG. die Verjährung einen ſtärkeren Effekt, näm⸗ 
lich das Erlöſchen der Rechte. Das RG. hat in dieſer Entſch. die 
verſchiedenen Effekte des Neuhorker und deutſchen Verjährungsrechtes 
nicht gewürdigt oder nicht zu würdigen brauchen. Dies iſt anders bei 
den beiden folgenden Entſch.: 

RG. 7, 21: Das Verjährungsrecht des Staates Tenneſſee, das 
nach dortiger Klaſſifikation Prozeßrecht iſt, wurde nicht für anwend⸗ 
bar gehalten in Rechtsverhältniſſen, die ſonſt dieſem fremden Rechte 
unterſtanden. 

RG. 24, 383: Engliſches Verjährungsrecht (21 James, I. 
C. 16) wurde für unanwendbar erklärt in Rechtsverhältniſſen, die ſonſt 
engliſchem Recht unterſtanden. 

Bei der Würdigung dieſer letzten beiden Entſch. iſt zu ber 
merken, daß das RG., bzw. jedenfalls die Vorgerichte, von ſach⸗ 
verſtändigen Zeugen auf die Verſchiedenheit des Effektes des 
fremden Rechtes aufmerkſam gemacht worden iſt. Das RG. beruft 
ſich ſelbſt teilweiſe auf dieſe Berichte. Den Entſch. liegt meiner An⸗ 
ſicht nach eine Begriffsverwechſlung ſeitens des RG. zugrunde. Das 
RO. jest nämlich Verjährungsrecht, das die Rechte zum Erlöſchen 
bringt, dem materiellen Recht gleich, während es Verjährungsrechte, 
die dem Schuldner nur ein Einrederecht gewähren, eo ipso für 
Prozeßrecht erklärt. Dies iſt begreiflich nach der damaligen Rechts- 
lage, da, wie oben erwähnt, die Verjährung nach deutſchem Recht die 
Rechte zum Erlöſchen brachte. 

Die Entf. mögen vom damaligen Rechtsſtandpunkt aus ge⸗ 
ſehen ſogar richtig ſein, da das RG., ohne an die Klaſſifikation 
der fremden Rechte gebunden zu ſein, die verſchiedenen Effekte der 
fremden Verjährungsrechte unterſuchte und bei deren Abweichung 
von dem deutſchen materiellen Verjährungsrechte dieſe gemäß der 
Anſchauung der fremden Rechte ſelbſt als Prozeßrecht erkannte. 
Mögen dieſe Entſch. nun richtig oder unrichtig geweſen fein, 
jedenfalls können fie nach der durch die Einführung des BGB. ger 
ſchaffenen Rechtslage nicht aufrechterhalten werden. Das BGB. hat, 
wie bekannt iſt, einen der Rechtſpr. des RG. entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt eingenommen und in $ 222 niedergelegt, daß der Schuldner 
nach Vollendung der Verjährung ein Einrederecht erhalte. Die Rechte 
erlöſchen nicht mehr durch die Verjährung, ſondern eine ſog. obligatio 
naturalis bleibt beſtehen. Deſſenungeachtet gehört das Rechtsinſtitut 
der Verjährung auch nach dieſen grundlegenden Anderungen dem 
materiellen deutſchen Rechte an. 

Wenn das RG. heute in den beiden letztgenannten Fällen eine 
Entſch. zu geben hätte, ſo kann nicht zweifelhaft ſein, daß es bei 
Beurteilung der Effekte der fremden Verjährungsrechte, insbeſ. des 
engliſchen, finden würde, daß deſſen Effekte mit den Effekten im 
deutſchen Rechte identiſch ſind. 

Die engliſche Verjährung (Prescription deckt im engliſchen 
Recht Ausſchlußfriſt und Verjährung im eigentlichen Sinne des 
deutſchen Rechtes. Bei dem Ausdruck „engliſche Verjährung“ iſt da⸗ 
her nur letztere gemeint) z. B. läßt eine obligatio naturalis übrig. 
Es ſteht im Belieben des Schuldners, durch Einrede die Verjährung 
geltend zu machen. Die Verjährung beginnt, ſobald ein Klagerecht zur 
Entſtehung gekommen iſt. Der Gläubiger Kann ein Pfandrecht, das 
für die verjährte Forderung gegeben wurde, nach Verjährung aus⸗ 
üben. Die Rückforderung von Geld, das irrtümlich für die ver⸗ 
jährte Forderung bezahlt wurde, iſt ausgeſchloſſen. Aufrechnung kann 
nicht geltend gemacht werden gegen eine verjährte Forderung. Die 
Effekte ſind alſo identiſch. 

Die einzige Verſchiedenheit entſpringt aus der verſchiedenen 
Klaſſifizierung des fremden Rechtes mit der Wirkung, daß der 
Gläubiger nach Prozeßabweiſung wegen Verjährung in einem Staate 
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in einem anderen Staate mit anderem Prozeßrecht den Prozeß er⸗ 
neut anſtrengen kann, da die Sache nicht „on its merits“ zur 
Entſch. ſtand. Dies dürfte praktiſch wohl am meiſten für die nord⸗ 
amerikaniſchen Staaten in Frage kommen. Da dieſe Wirkung 
jedoch ausſchließlich die Folgerung der verſchiedenen Klaſſifikation 
des fremden Rechtes iſt, an die der deutſche Richter nicht gebunden 
Riſt, fo dürften meiner Anſicht nach vom deutſchen Richter nur die 
unmittelbaren Effekte der Verjährung ſelbſt, nicht aber diejenigen 
der Klaſſifikation, in Erwägung gezogen werden. Von der Argu⸗ 
mentation des NG. aber in den letzten beiden Entſch. ausgehend, 
muß wohl nach heutiger Rechtslage der deutſche Richter unter ge- 
gebenen Vorausſetzungen das fremde Verjährungs recht als mate⸗ 
rielles Recht anſehen, mag das fremde Recht ſelbſt auch ſein Ver⸗ 
a als Prozeßrecht behandeln. Dies ergibt ſich aus NG. 
U . 

Seit 1900 ift von den veröffentlichten Entſch. des NG. nur 
RG. 106, 83 für die erörterte Frage von Bedeutung. Es handelte 
ſich um die Anwendung von Schweizer Verjährungsrecht in Rechts⸗ 
berhäftniffen, die ſonſt dem Schweizer Recht unterſtanden. Das zur 
Anwendung kommende Schweizer Verjährungsrecht war nach Schwei⸗ 
zer Klaſſifikation ſowohl materielles Recht wie Prozeßrecht. 

Da die hier zur Anwendung kommende Beſtimmung des 
Schweizer Verjährungsrechtes zur Unverjährbarkeit führte, hielt das 
NG, Art. 30 EGBGB. für einſchlägig. 

Das NG. gab jedoch ſelbſt keine Entſch., ſondern wies das 
B., das die kurze Verjährungsperiode des deutſchen Rechtes ange⸗ 
wandt hatte, an, zu unterſuchen, ob nicht doch nach Schweizer Recht 
die entſtehende Lücke ausgefüllt werden könne, und falls dies nicht 
möglich ſei, die deutſche Verjährungsfriſt anzuwenden, die dem 
Rechtsgedauzen des fremden Rechtes am nüchſten ſtehe. Dieſe 
Entſch. des NG. iſt hier nur inſoweit verwertbar, als daß grund⸗ 
ſätzlich die Anwendung von Schweizer Verjährungsrecht gebilligt 
wurde, das nach Schweizer Klaſſifikation materielles Recht und 
Prozeßrecht gemiſcht iſt. Die Entſch, bezieht ſich nur auf den ge⸗ 
gebenen Fall und beſagt vor allem nicht, daß fremdes Verjährungs⸗ 
recht dann unanwendbar ſei, wenn es nach der Klaſſifikation des 
fremden Rechtes Prozeßrecht iſt. Das Gem Sch. hat alſo in Cook w. 
Karl Kutſcher dieſe Entf. unter einem Mißverſtändnis angewandt. 


RA. Dr. Rudolf Kahn, München. 


Adoption und Legitimation durch nachfolgende Ehe im 
engliſchen Rechte. 

Der am 1. Jan. 1926 in England durchgeführten großzügigen 
Neugeſtaltung des Sachen⸗ und Erbrechts find im vergangenen Jahre 
zwei bedeutſame Reformen auf familienrechtlichem Gebiete gefolgt, 
1. die Einführung der — bis dahin dem engliſchen Rechte unbekannt 
geweſenen — Adoption (Adoption of Children Act v. 4. Aug. 1926), 
2. die — bisher vom engliſchen Rechte abgelehnte — Anerkennung 
unehelicher Kinder durch die nachfolgende Eheſchließung ihrer Eltern 
(Legitimacy Act v. 15. Dez. 1926). Beide Geſetze find am 1. Jan. 
1927 in Kraft getreten. 

Die Unmöglichkeit der Annahme eines Kindes an Kindes Stalt 
hatte in England ſchon ſeit langem zu beträchtlichen Schwierig⸗ 
keiten geführt. Der Grundſatz der Unentäußerbarkeit natürlicher elter⸗ 
licher Rechte (vgl. Humphreys v. Polak [1901], 2 K. B. 385) 2) 
ließ den Eltern das Recht, jederzeit die Herausgabe ihres Kindes 
bon den Pflegeeltern ſelbſt dann zu verlangen, wenn ſie ſich viel⸗ 
leicht jahrelang nicht um das Kind gekümmert hatten und ſich erſt 
wieder auf es beſannen, als es unter der Fürſorge der Pflegeeltern 
groß genug geworden war, um durch eigene Arbeit Geld zu ver⸗ 
dienen und auf dieſe Weiſe den elterlichen Haushalt entlaſten zu 
können. Gegen die ärgſten Mißſtände haben zwar allmählich die 
Geſetzgebung, vor allem in der Custody of Children Act v. 1891 
(8. 3), und die in erſter Linie den Geſichtspunkt der Wohlfahrt des 
Kindes entſcheiden laſſende Rechtſprechung (vgl. In re Mathieson 
(1918), 87 L. J. Ch. 445) Abhilfe geſchaffen; aber fie konnten da⸗ 
mit doch nicht die allgemeine Rechtsunſicherheit beſeitigen, die noch 
ſtärker empfunden wurde, als nach dem Ende des Weltkrieges die 
Zahl der de facto⸗Adoptionen beträchtlich zunahm. Dem jetzt immer 
dringender werdenden Bedürfniſſe nach ihrer auch rechtlichen An⸗ 
erkennung wird nunmehr die Adoption of Children Act v. 1926 
gerecht. 

Dieſes Geſetz erkennt grundſätzlich die Zuläſſigkeit der durch 
eine gerichtliche adoption order auszuſprechenden Annahme an Kindes 
Statt an (s.1[1]). Adoptiert werden kann aber nur eine unver⸗ 
heiratete und nicht verheiratet geweſene Perſon britiſcher Staats⸗ 
angehörigkeit unter 21 Jahren (8. 1 01, 2), im Gegenſatze zu dem 


) Auch im Bereiche des internationalen Privatrechts erkannte 
die engliſche Rechtſprechung eine im Auslande rechtswirkſam erſolgte 
Adoption nicht an; vgl. A. V. Die ey, A Digest of the Law of 
England with Reference to the Conflict of Laws, 3. Aufl., Lon⸗ 
don 1922, S. 500 f. 


keine Altersgrenze für den Anzunehmenden beſtimmenden deutſchen 
und franz. Rechte. Setzen anderſeits dieſe beiden wie auch andere 
kontinentale Rechtsſyſteme für den Annehmeuden in der Regel ein 
Lebensalter von 40 bis 50 Jahren voraus (8 1744 BGB., Art. 334 
Code Civil i. d. Faſſ. des Geſ. v. 19. Juni 1923), ſo muß nach s. 2 
des neuen engl. Gefetzes der ein Kind anzunehmen Wünſchende 
(adopter) lediglich ein Mindeſtalter von 25 Jahren haben und 
grundſätzlich, wenn auch mit der Möglichkeit gerichtlicher Befreiung 
hiervon, wenigſtens 21 Jahre älter ſein als das Kind (adopted 
child), während das deutſche Recht — wie das italieniſche (Art. 202 
Codice civile) — nur einen Altersunterſchied von 18, das franzöſiſche 
gar nur — wie das ſpaniſche (Art. 173 Cödigo civil) — einen ſolchen 
von 15 Jahren verlangt (ogl. die angeführten geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen). Nicht iſt dagegen im neuen engliſchen Adoptionsrecht — 
anders als in Deutſchland und Frankreich — Kinderloſigkeit des 
Annehmenden Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Adoption. Eine 
weitere Befonderheit iſt die in s. 2 (2) des neuen Geſetzes enthaltene 
Vorſchrift, daß die Annahme eines Mädchens an Kindes Statt durch 
eine Perſon männlichen Geſchlechtes grundſätzlich ausgeſchloſſen ſei; 
unter beſonderen Umſtänden kann jedoch das Gericht Ausnahmen 
davon zulaſſen (vgl. auch s. 10). Eine gemeinſame Adoption iſt wie 
in den feſtländiſchen Rechtsordnungen nur durch Ehegatten möglich; 
will nur ein Ehegatte ein Kind an Kindes Statt annehmen, ſo be⸗ 
darf er hierzu der Zuſtimmung des anderen Ehegatten, von der 
jedoch das Gericht in beſtimmten Fallen ebenſo abſehen kann wie 
von der an ſich gleichfalls erforderlichen Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters des Kindes (s. 2 [3, 4], für das überdies zur Wahrung ſei⸗ 
ner Intereſſen im Adoptionsverfahren ein beſonderer guardian ad 
litem beſtellt werden muß (s. 8 3). Ein Entgelt für die Annahme 
an Kindes Statt iſt ohne ausdrückliche Genehmigung des Ge⸗ 
richtes verboten (8. 3 [e] und s. Y. 

Formelle Vorausſetzung der Adoption iſt ein Antrag des ein 
Kind anzunehmenden Begehrenden, der ſeinen geſetzlichen Wohn⸗ 
ſitz innerhalb des örtlichen Geltungsbereiches des Geſetzes — England 
und Wales — haben muß (s. 2 [5)). Der Antrag ift nach Wahl des 
Antragſtellers entweder an den Londoner High Court of Justice 
oder an den County Court oder den Court of Summary Jurisdiction 
zu richten, in deſſen Bezirk der Antragſteller oder das Kind wohnt 
(s.8[1]) — eine im Intereſſe der Dezentraliſierung und zugleich 
der Verbilligung des Adoptionsverfahrens getroffene Regelung. 
Bei der Entſch. über den Antrag muß oberſter Leitſatz des Gerichtes 
ſtets die Wohlfahrt des Kindes fein (s. 3 [bJ). Kann ſich das Gericht 
unter dieſem Geſichtspunkte nicht ſogleich von der Zweckmüßig⸗ 
keit der beantragten Maßnahme überzeugen, ſo kann es nach 
ſeinem freien Ermeſſen durch eine wiederum mit Zuſtimmung aller 
Zuſtimmungsberechtigten zu erlaſſende Zwiſchenentſch. (interim order) 
zunächſt eine zwei Jahre nicht überſchreitende Probezeit anordnen, 
während deren das Kind dem Antragſteller zur Erziehung über⸗ 
laſſen wird (8. 6) 2). Nach ihrem Ablaufe entſcheidet das Gericht 
daun endgültig über den Antrag. Wird ihm ohne oder nach be⸗ 
endeter Probezeit entſprochen, ſo wird die Adoption auf Weiſung 
des Gerichts vom Registrar-General in einem im Londoner General 
Register Office gefuhrten Adopted Children Register eingetragen 
und die Tatſache der Adoption zugleich im Geburtsregiſter vermerkt 
(8. 11 nebſt Anlage). 


Die Ronftitutive Rechtswirkung des Erlaſſes der gerichtlichen 
adoption order iſt der übergang aller Rechte und Pflichten „in 
relation to the future custody, maintenance and education of 
the adopted child“ auf den Annehmenden unter Ausſchluß der 
natürlichen Eltern oder des bisher für das Kind verantwortlich ge⸗ 
weſenen Vormundes. Inſoweit, aber auch nur inſoweit, erhält das 
angenommene Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
des Annehmenden, gegenüber dem die Adoption zugleich eine Unter⸗ 
haltspflicht in dem gleichen, durch das Common Law begrenzten 
Umfange?) wie für ein eheliches Kind begründet (s. 5 [1]). Dagegen 
läßt die Annahme an Kindes Statt keine wechſelſeitigen Inteſtaterb⸗ 
rechte zwiſchen dem Annehmenden und dem Angenommenen entſtehen. 
Andrerſeits verbleiben dem letzteren alle Anſprüche, die ihm ohne die 
Adoption ab intestato oder aus irgendeiner vor oder nach dem Er⸗ 
laſſe der adoption order getroffenen Verfügung unter Lebenden oder 
von Todes wegen zugeſtanden hätten (s.5 [2—4]). Eine Pflichtteils⸗ 
berechtigung gegenüber den natürlichen Eltern oder dem Annehmen⸗ 
den und umgekehrt kommt nicht in Frage, weil des engliſche Erb⸗ 
recht das Pflichtteilsrecht nicht kennt. Jedoch kann das Gericht im 
Intereſſe der wirtſchaftlichen Sicherſtellung der Zukunft des an⸗ 
zunehmenden Kindes die Beſtellung einer ihm geeignet erſcheinenden 
Sicherheit für ſpätere Vermögenszuwendungen an den Angenommenen 
von dem Antragſteller verlangen (8.4). 


2) Bol. hierzu die auf ähnlichen Erwägungen beruhende Vor⸗ 
ſchrift des Art. 345 Abſ. 1 lerſter Fall) Code civil früherer Faſſung. 

3) Vgl. hierzu Eversley, Law of Domestic Relations, 4. Aufl. 
(von A. Cairns), London 1926, S. 519 f., 566 f.; A. H. Simp⸗ 
fon, A Treatise on the Law and Practice relating to Infants, 
4. Aufl. (von G. W. Knowles), London 1926, S. 1217. 
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Wie die Adoption, fo iſt auch die Legitimation unehelicher 
Kinder durch die nachfolgende Eheſchließung ihrer Eltern bisher vom 
engliſchen Rechte nicht anerkannt worden, ſeitdem die engliſchen 
Barone in dem berühmten Parlament von Merton 1235 ) den 
Vorſchlag der Biſchöfe abgelehnt hatten, dieſes im Rechte der ſpäte⸗ 
ren römiſchen Kaiſerzeit entwickelte und im kanoniſchen Rechte fort⸗ 
gebildete Rechtsinſtitut?) in England einzuführen. Während Schott⸗ 
land, das im 16. Jahrhundert das römiſche Recht rezipierte, auch 
die legitimatio per subsequens matrimonium in fein Rechtsſyſtem 
aufgenommen hat ), hat England bis auf die Gegenwart ausſchließ⸗ 
lich die within lawful wedlock geborenen Kinder als legitim aner⸗ 
kannt ?). Immerhin konnte ſich die Rechtſprechung der engliſchen 
Gerichte auf die Dauer nicht der Tatſache verſchließen, daß die Legiti⸗ 
mation unehelicher Kinder durch die nachfolgende Ehe ihrer Eltern 
wie im ſchottiſchen, ſo im Rechte faſt aller Länder des europäiſchen 
und amerikaniſchen Feſtlandes anerkannt worden iſt s), und mußte 
wenigſtens auf dem Gebiete des internationalen Privatrechtes die 
Rechtswirkſamkeit ſolcher Legitimationen dann anerkennen, wenn der 
Vater ſowohl zur Zeit der Geburt des Kindes wie im Zeitpunkte 
der ſpäteren Eheſchließung im Geltungsbereiche eines ſolchen Rechts⸗ 
ſyſtems feinen geſetzlichen Wohnſitz gehabt hat 9). Aber auch dann 
noch hat die engliſche Praxis irgendwelche Rechtswirkungen dieſer Le⸗ 
gitimationen für in England belegenes unbewegliches Vermögen ver⸗ 
neint und ihre Anerkennung auf personal property beſchränkt. Doch 
wurde dieſe Differenzierung ſchon im vergangenen Jahre praktifd) 
hinfällig, als die am 1. Jan. 1926 in Kraft getretene Administration 
of Estates Act von 1925 den Unterſchied in der erbrechtl. Behandlung 
von personal und real property beſeitigte (vgl. s. 33 [1] und s. 45f. 
dieſes Geſetzes) 10). Von der Anerkennung der Rechtswirkſamkeit im 
Auslande eingetretener Legitimationen unehelicher Kinder hat nun 
die Legitimacy Act von 1926 den entſcheidenden Schritt getan zur 
Anerkennung ihrer Legitimation auch in den Fällen, in denen der 
Vater zur Zeit der Eheſchließung — nicht dagegen notwendig auch zur 
Zeit der Geburt des Kindes — ſeinen geſetzlichen Wohnſitz in England 
oder Wales, dem Geltungsbereiche auch dieſes Geſetzes, gehabt hat 
(8. 1 [1]). Gleichzeitig erkennt das neue Geſetz in s. 8 poſitivrecht⸗ 
lich die Rechtswirkungen der nach dem Rechte des im Zeitpunkte der 
Eheſchließung vom Vater gehabten ausländiſchen Wohnſitzes wirk⸗ 
ſam gewordenen Legitimation noch lebender unehelicher Kinder auch 
für England und Wales an, auch hier ohne Rückſicht darauf, wo der 
voreheliche Vater zur Zeit der Geburt des Kindes ſeinen Wohnſitz 
hatte. Das Geſetz geht damit in der Anerkennung ausländiſcher Legiti⸗ 
mationen im Intereſſe der zu legitimierenden Kinder beträchtlich 
über den bisher von der Rechtſprechung eingenommenen engeren 
Standpunkt hinaus. 

Sowohl in den Fällen der s. 1 (1), wie in denen der s. 8 (1) des 
neuen Geſetzes tritt die Legitimation im Falle einer vor dem 1. Jan. 
1927 geſchloſſenen Ehe mit dieſem Tage des Inkrafttretens des Ge⸗ 
ſetzes, im Falle einer ſpäteren Verheiratung der Eltern mit der Ehe⸗ 
ſchließung kraft Geſetzes — wie im römiſch-kanoniſchen und deutſchen 
Rechte (8 1719 BGB.) — ein. Nicht erforderlich iſt eine ausdrück⸗ 
liche Anerkennung des Kindes durch die die Ehe eingehenden Eltern, 
wie ſie das franzöſiſche Recht als Regel vor oder ſpäteſtens bei der 
Eheſchließung vorſchreibt (Art. 331 Abſ. 1 [ogl. jedoch auch Abſ. 6) 
Code civil i. d. Faſſ. des Gef. v. 25. April 1924) und das italieniſche 
Recht (Art. 197 Codice civile) mit anderen Rechtsſyſtemen des ro⸗ 
maniſchen Kulturkreiſes (vgl. z. B. Art. 121 ſpan. Cödigo civil) auch 
noch für die Zeit nach der Eheſchließung zuläßt. Das zu legitimierende 
Kind muß aber den die Rechtswirkung der Legitimation auslöſenden 
Zeitpunkt erleben; eine Ausnahme läßt s. 5 nur in dem Falle zu, 
daß ein nach dem Inkrafttreten des Geſetzes, aber vor der Ehe⸗ 
ſchließung der Eltern geſtorbenes Kind einen Ehegatten oder Nach⸗ 
kommen hinterläßt, die im Augenblicke der ſonſt den Verſtorbenen 
legitimierenden Eheſchließung noch am Leben find (vgl. hierzu 
Art. 332 Code civil). Ausgeſchloſſen von der Legitimation find auf 


4) 20 H. 3 Stat. Mert. e. 9 (VIII). 

5) Vgl. hierzu im beſonderen R. Génestal, Histoire de la 
legitimation des enfants naturels en droit canonique, Paris 1905, 
S. 105 f., ſowie jetzt Codex Iuris Canonici Can. 1116, 1117. 

J. Erskine, Principles of the Law of Scotland, 21. Aufl. 
(von J. Rankine), Edinburg 1911, S. 104, 105. 

7) Vgl. hierzu im einzelnen Evers ley a. a. O. S. 471f., 582f. 

8) Eine — nicht ganz vollftändige — liberficht hierüber gibt 
Sir Dennis Fitz Patrick, Legitimation by subsequent mar- 
riage, Journal of the Society of Comparative Legislation, New 
Series Vol. VI (1905), S. 22 f. 

9) Vgl. hierzu A. V. Dicey a. a. O. S. 521 f., 786, 787; 
Eversley a. a. O. S. 481 f., 584; J. A. Foote, A Concise 
Treatise on Private International Law, 5. Aufl. (von H. H. L. 
Bellot), London 1925, S. 115 f., insbeſ. S. 117f.; J. Weſtlake, 
A Treatise on Private International Law, 7. Aufl. (von N. Beni- 
wick), London 1925, S. 103 f., auch S. 230 f. 

10) Vgl. hierzu G. Wilke, Reform des engliſchen Sachen⸗ und 
Erbrechts, DIZ. 1926, 52 f. 
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jeden Fall uneheliche Kinder, deren einer Elternteil zur Zeit ihrer Ge⸗ 
burt — nicht alſo notwendig während der Empfängniszeit 11) — mit 
einem Dritten verheiratet geweſen iſt (8. 10212) — der alte auch in 
anderen Rechtsſyſtemen wiederkehrende römiſch⸗kanoniſch⸗rechtliche 
Grundgedanke der Nichtlegitimierbarkeit im Ehebruch erzeugter 
Kinder. 

Die kraft Geſetzes eintretenden Rechtswirkungen der Legiti⸗ 
mation bedürfen an ſich keiner beſonderen gerichtlichen Feſtſtellung. 
In Zweifelsfällen kann aber eine ihre Legitimierung feſtgeſtellt 
wünſchende Perſon einen darauf gerichteten Antrag beim High Court 
of Justice oder beim County Court ſtellen, der jedoch Sachen von 
beſonderer Wichtigkeit, in denen beiſpielsweiſe erhebliche Vermögens⸗ 
intereffen berührt werden, an den High Court of Justice verweiſen 
kann und auf deſſen Erſuchen an ihn verweiſen muß (s. 2). Der 
Court of Summary Jurisdiction, der im Adoptionsverfahren auch 
angegangen werden kann, kann dagegen nicht mit Legitimations⸗ 
feſtſtellungsanträgen befaßt werden. Das Verfahren iſt das gleiche 
wie in dem Falle der Feſtſtellung ehelicher Geburt auf Grund der 
Legitimacy Declaration Act von 1858 (vbd. mit der Divorce and 


Matrimonial Causes Act von 1857), deren Beſtimmungen jetzt mit 


Wirkung v. 1. Jan. 1926 in die Supreme Court of Judicature 
(Consolidation) Act von 1925 (s. 188 vbd. mit s. 176 f.; vgl. auch 
8. 99 und s. 226 nebſt Anlagen) aufgenommen worden ſind. Zur 
Stellung des Antrages iſt ein rechtliches Intereſſe an der poſitiven 
Feſtſtellung der legitimatio per subsequens matrimonium erforder- 
lich, jedoch unabhängig davon, ob der Antragſteller britiſcher Staats⸗ 
angehöriges iſt oder innerhalb des örtlichen Geltungsbereiches des 
Geſetzes feinen Wohnſitz hat (s. 2 [1)). Antragsgegner iſt hier wie in 
dem Verfahren der Feſtſtellung ehelicher Geburt der Attorney-Gene- 
ral, der in dieſem Verfahren die Rolle der Staatsanwaltſchaft im 
deutſchen Statusprozeſſe ſpielt (vgl. § 640, vbd. mit 8 607 ZPO.) 
Die Entſcheidung des Gerichtes ſchafft grundſätzlich Rechtskraft für 
und gegen alle (vgl. jedoch die Ausnahmen in s. 188 [3, I, III und 
5], auch [7] der Supreme Court of Judicature [Consolidation] 
Act von 1925; f. auch § 643 ZPO.). Sie iſt aber im Gegenſatze zu 
der konſtitutiv wirkenden adoption order nur deklaratoriſch; ſie 
ſtellt, wenn ſie dem Autrage entſpricht, lediglich feſt, daß ein un⸗ 
eheliches Kind durch die nachfolgende Ehe ſeiner Eltern legitimiert 
worden iſt. 

Durch die Legitimation wird das Kind in dem durch die Legi- 
timacy Act umriſſenen weiten Umfange einem ehelichen Kinde 
gleichgeſtellt (s.1[3]). Das geſchieht vor allem einmal hinſichtlich der 
wechſelſeitigen Unterhaltsrechte und =pflichten innerhalb der durch 
das gemeine Recht gezogenen Grenzen 18) ſowie hinſichtlich irgend⸗ 
welcher im Gef. nur generell bezeichneter „claims kor damages, compen- 
sation, allowance, benefit, or otherwise by or in respect of a. 
child“ (s.6[1]), zum andern zugunſten des legitimierten Kindes, 
feines Ehegatten und feiner Nachkommen hinſichtlich der Inteſtat⸗ 
erbfolge in das Vermögen eines nach dem Eintritte der Legitimation 
Verſtorbenen (s. 3 [1, a] und 10 [2] der Legitimacy Act, vbd. mit 
8. 46 f. der Administration of Estates Act von 1925), ferner hin⸗ 
ſichtlich der vermögensrechtlichen Anſprüche aus einer nach dieſem 
Zeitpunkte wirkſam gewordenen Verfügung unter Lebenden oder von 
Todes wegen (s. 3 [1], 10 [2] u. 11) und ſchließlich hinſichtlich des 
Rechtserwerbs by descent auf Grund eines nach dieſem Stichtage 
geſchaffenen entailed interest (s. 3 [I, e] u. 11 der Legitimacy Act, 
obd. mit s. 130 f. der Law of Property Act von 1925). In letzterer 
Hinſicht ſind jedoch die Beſtimmungen der Legitimacy Act im Gegen⸗ 
ſatze zu der Vorſchrift in s. 601] nur dispoſitiven Rechtes (8. 3 4, 
und grundſätzlich unberührt von der Legitimation bleibt überhaupt 
die Rechtsnachfolge in Titel und Würden (s. 10 [1] ſowie s. 3 [3, 4). 
Soweit in den Fällen der s. 3 der Erwerb irgendeines Rechtes von 
dem höheren Lebensalter eines von mehreren Kindern abhängen ſollte, 
hat das Kind — dispoſitiv — nach dem Datum der Legitimation 
zu rangieren. Gegenüber vor dem 1. Jan. 1927 ehelich geborenen 
Kindern ſeiner Eltern wird es alſo in der Regel nach dieſen, gegen⸗ 
über nach dieſem Stichtage geborenen wird es, da die Legitimation 
kraft Geſetzes mit dem Zeitpunkte der Eheſchließung eintritt, regel⸗ 
mäßig vor ihnen rangieren. Untereinander rangieren legitimierte Kin⸗ 
der derſelben Eltern nach dem Lebensalter (s. 3 [2,4]). 

Dem in s. 3 [1] dem legitimierten Kinde, feinem Ehegatten 
und ſeinen Nachkommen in gleichem Umfange wie einem ehelichen 
Kinde gewährten Juteſtaterbrechte entſpricht in s. 4 die Gleichſtellung 
ehelicher und legitimierter Kinder hinſichtlich der Inteſtaterbfolge 
in ihr oder ihrer Nachkommen Vermögen, ſo daß die Legitimation 
im Gegenſatze zu der keine wechſelſeitigen Inteſtaterbrechte begrün⸗ 
denden Adoption ein gegenſeitiges Inteſtaterbrecht zwiſchen dem 
legitimierten Kinde und ſeinen Nachkommen einerſeits und ſeinen 
es durch ihre Eheſchließung legitimierenden Eltern und ihren Ver⸗ 

11) Über dieſe vgl. Eversley a. a. O. S. 480, insbef. die 
dort in Anm. u aufgeführten Entſcheidungen. 

12) Pgl. hierzu die beſondere Regelung in Art. 331 Abſ. 2. 
Code civil i. d. Faſſ. des Geſ. v. 25. April 1924. 

13) S. oben Anm. 3. 
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wandten anderſeits nach Maßgabe der Vorſchriften der s. 46 f. der 
Administration of Estates Act von 1925 14) ſchafft. Darüber hin⸗ 
aus führt 8. 9 (1, 2) der Legitimacy Act auch — für nach dem 
Beginne dieſes Jahres eintrekende Erbfälle — ein bisher im eng⸗ 
liſchen Rechte nicht anerkanntes wechſelſeitiges Inteſtaterbrecht zwi⸗ 
ſchen der keine ehelichen Nachkommen hinterlaſſenden unehelichen 
Mutter einerſeits und dem unehelichen Kinde und ſeinen Nachkom⸗ 
men anderſeits ein. Natürlich iſt das Inteſtaterbrecht der unehelichen 
Mutter — wie entſprechend dasjenige der durch ihre Eheſchließung 
das Kind legitimierenden Eltern — dadurch bedingt, daß ſie nach 
dem Wegfalle der in s. 46 (1, I, II) der Administration of Estates 
Act von 1925 aufgeführten Vermächtnisuehmer als „einziger über⸗ 
lebender Elternteil“ zum Zuge kommt (vgl. s. 46 [1, IVI des gen, 
Geſetzes). Stets aber bleiben die Rechte dritter Perſonen hinſichtlich 
eines entailed interest unberührt (s. 9 [3]). 

Wie die Adoption ſoll auch die durch die nachfolgende Ehe⸗ 
ſchließung der Eltern bewirkte Legitimation unehelicher Kinder im 
Geburtsregiſter eingetragen werden, wenn auch ſelbſtverſtändlich dieſer 
Eintrag nur deklaratoriſche Bedeutung hat. Vorausſetzungen und 
Durchführung des Eintragungsverfahrens ſind in der Anlage zur 
Legitimacy Act geregelt. 

Die beiden neuen Geſetze füllen bisher im Syſteme des eng⸗ 
liſchen Privatrechtes vielfach ſchmerzlich empfundene Lücken aus. 
Sie ſind beide Ausdruck eines vertieften ſozialen Empfindens und 
ſchaffen endlich in Anlehnung an die Rechtsformen des kontinentalen 
Rechtes auf wichtigen, in erſter Linie für die Wohlfahrt der heran⸗ 
wachſenden Jugend Englands bedeutſamen Gebieten die immer drin⸗ 
gender notwendig gewordene Rechtsſicherheit. 

Staatsanwaltſchaftsrat Dr. Dr. Guſtav Wilke, London, 
deutſcher Staatsvertreter beim deutſch-engl. Schiedsgericht. 


Italien. £ 
Berichtigung und Ergänzungen zu dem Aufſatz 
Vollſtreckung augländiſcher Urteile in Italien. 
JW. 1926, 1883. 
an Stelle von iſt zu ſetzen: 

I. Abſatz 1: 


Nr. 813 Nr. 823 
Abſatz 2: 
Nur rechtskräftige Urteile ſind fällt weg 
vollſtreckbar 
Abſotz 3: 
Die Bedingungen für die Voll- fällt weg 


ſtreckungen ſind von Amts wegen 
zu prüfen 

Abſatz 4: 2. A. o) 
. . bei Urteilen zu Laſten 


.. bei Urteilen gegen 
Fußnole !) 


hinzufügen: 

Bezüglich der neuen Reformvor⸗ 

ſchläge der italieniſchen Zivil⸗ 

prozeßordnung und daher auch des 

Artikels 941 vgl. Garneluttt, 

Progetto del Codice di Proce- 

dura Civile Italiano, 1926, und 

Mortara, Per il nuovo Co- 

dice di Prooedura Civile, 1923. 

Die Anderungen des Artikels 941, 

welche vorſtehen, find ſehr weſent⸗ 

lich. 

II. Fußnote 9 
Appellhof Genua, vgl. Anm. 1. Appellhof Genua, 12. Dez. 1922, 

Foro Italiano 1923 J, Seite 568. 

Von II. bis III. 

Die Zuſtändigkeit nach Landes⸗ 
recht umfaßt ſowohl die inter⸗ 
nationale Zuſtändigkeit (Juris⸗ 
diktion), als auch die innere 
Zuſtändigkeit. 

III. Die Zuſtändigkeit, welche 
nach der VO. von 1919 nach 
den internationalen Grundſätzen 
vorhanden ſein muß, wird oft 
in der vorerwähnten Zuſtändig⸗ 
keit eingeſchloſſen ſein. 

Der Grundſatz iſt ſtets anzu⸗ 
wenden, wenn das Urteil nicht 
gegen einen Italiener ergangen 
it. Wenn das Geſetz es alſo 
anderen Beſtimmungen über⸗ 
läßt, italieniſche Bekl. zu ſchützen, 
ſo iſt die zu erörternde Norm 


III. Die Zuſtändigkeit. 

Die Zuſtändigkeit nach Landesrecht 
umfaßt ſowohl die internationale 
Zuſtändigkeit (Jurisdiktion) als 
auch die innere Zuſtändigkeit. Oft 
wird in der Zuſtändigkeit nach 
Landesrecht die Zuſtändigkeit ein⸗ 
geſchloſſen, welche nach der Ver⸗ 
ordnung 1919 nach den inter⸗ 
nationalen Grundſätzen vorhanden 
ſein muß, und welche in Betracht 
kommt, wenn das Urteil nicht ge⸗ 
gen einen Italiener ergangen iſt. 
Wenn das Geſetz es alſo anderen 
Beſtimmungen überläßt, italien. 
Bekl. zu ſchützen (vgl. unter IV), 
ſo iſt die jetzt zu erörternde Norm 


14) S. oben Anm. 10. 
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III. Abſatz 5: 
Hiernach ſind u. E. in Italien 
fremde Urteile nicht zu voll⸗ 
ſtrecken: a) wenn die Zuſtändig⸗ 
keit i. S. des § 3 fehl: 

IV. Abſatz 1: 
.. kann es in Italien nach 
dem Geſetz von 1919 nicht voll⸗ 
ſtreckt werden, wenn der fremde 
Richter nicht nach den Grund⸗ 
ſätzen des internationalen Rechts 


Abſatz 3: 
a) Prüfung 

Abſatz 5: 
Hiernach iſt das ausländiſche 
Urteil 

V. an Stelle des ganzen Abfatz 1 
von den Worten: 
Zunächſt hat der Geſetzgeber .. 
bis zu den Worten: .. Urteile 
anzuwenden 


Abfa 2 (am Ende): 
den Kl. begünſtigt. 


VI. 
a) (vgl. hierzu den Vortrag 
von Lewald unten S. 1927). 


b) .. werden kann, das ſich 

in Widerſpruch zu einem 
VII. Abſatz 3: 

a) Wenn das Geſetz des Lan⸗ 

des ... Auslegung des Textes 

geſtattet. 


Abſatz 5: 
a) Die Einlaſſungsſriſt muß 
als genügend gelten 
Dieſe Regel erleidet jedoch eine 
Ausnahme, wenn ein Fall 
b) Die Zuſtellung 

Fußnote 0 
1913—1919 n. 24/4 
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Hiernach ſind u. E. fremde Urteile 
gegen nicht italieniſche Bekl. nicht 
zu vollſtrecken: a) wenn die Zu⸗ 
ſtändigkeit nach Landesrecht fehlt 


. .. kann es in Italien nach dem 
Geſetz von 1919 nicht vollſtreckt 
werden, a) wenn die Zuſtändig⸗ 
keit nach Landesrecht fehlt, b) wenn 
der fremde Richter nicht nach den 
Grundſätzen des internationalen 
Rechtes unter Berückſichtigung der 
Vorſchriften des Einf. zum 
italieniſchen BOB. zuſtändig war. 
1 


a) verlangt Prüfung 


Hiernach iſt u. E. das ausländische 
Urteil 

V. Bedingungen. 

1. Zunächſt hat der Geſetzgeber 
unabänderliche nationale Normen 
und die Ausübung der italien. 
Gerichtsbarkeit ſchützen wollen. 
Daher z. B. keine Vollſtreckung 
der Urteile, welche mit der italien. 
öffentlichen Ordnung in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen (näheres unter VI) 
2. Sodann hat der Geſetzgeber 
bez. des Verfahrens die Ver⸗ 
teidigung des Bekl. ſichern wollen, 
daher keine Vollſtreckung, z. B. 
wenn keine ordnungsmäßige La⸗ 
sung erfolgt ift (näheres unter 


3. Schließlich hat der Geſetzgeber 
einige beſondere ernſte Fälle 
materieller Ungerechtigkeit berück⸗ 
ſichtigt, wenn die Garantien dafür 
zu fehlen ſchienen, daß nicht die 
Form zur Verdeckung fachlicher 
Ordnungswidrigkeit benützt würde. 
Das gilt z. B. in Fällen, in denen 
in Italien die Wiederaufnahme 
des Verfahrens gegenüber einem 
rechtskräftigen Urteil zuläſſig, z. B. 
wenn ſich ergibt, daß das Urteil 
auf Grund einer falſchen Urkunde 
ergangen iſt. Wenn ein rechts⸗ 
kräftiges italieniſches Urteil wieder 
aufgehoben werden kann, ſo er⸗ 
ſcheint es logiſch, aus denſelben 
Gründen die Vollſtreckung aus⸗ 
ländiſcher Urteile auszuſchließen. 


den Kl. begünſtigt (Näheres unter 
VIII). 


a) (vgl. hierzu den Vortrag von 
Lewald unten S. 1927, mit deſſen 
Ausführungen wir allerdings in 
verſchiedenen Punkten nicht über⸗ 
einſtimmen.) 

b) . . . werden kann, das ſich nicht 
in Widerſpruch zu einem 


fällt alles weg 


Fußnote 12) fällt weg 
Abſatz b) wird zum Abſatz a) 


Die Einlaſſungsfriſt kann als ge⸗ 
nüigend gelten 
Dieſe Regel erleidet jedoch eine 
Ausnahme, z. B. wenn ein Fall 
Die Zuſtellung 
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Kleinere Aufſätze 0 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Schweiz. 
a) Die Geſetzgebung der Schweiz im Jahre 1926, 


Das bedeuteudſte Werk iſt die Zollgeſetzgebung mit dem 
Bundesgeſetz über das Zollweſen v. 1. Okt. 1925, in Kraft ſeit 
1. Okt. 1926 mit der VollziehungsVO. v. 10. Juli 1926 und den 
dazu gehörenden SpezialVO.: GebührenV O., TaraVO. und BD. 
über die Statiſtik des Warenverkehrs der Schweiz mit dem Aus⸗ 
land, alle v. 24. Aug. 1926; Bundesratsbeſchl. über die Organiſation 
der Zollverwaltung v. 1. Okt. 1926, EiſenbahnzollL O. v. 6. Dez. 
1926 und Urſprungszeugnis VO. v. 13. Dez. 1926. Wenn es auch 
nicht Sache dieſer Überſicht iſt, naher auf dieſes Gebiet einzugehen, 
ſo ſeien doch einige Beſtimmungen von beſonderer Bedeutung er⸗ 
wähnt. Der Dienſtherr iſt verantwortlich für die Handlungen ſeiner 
Angeſtellten, wobei ihm der Enklaſtungsbeweis offen ſteht, daß er 
alle erforderliche Sorgfalt aufgewendet hat, um die Einhaltung der 
Vorſchriften durch die Angeſtellten zu bewirken. Eine Beſtrafung 
für Zollübertretungen tritt überhaupt nicht ein, wenn der Nache 
weis geleiſtet werden kann, daß kein Verſchulden vorliegt. Während 
ſich bis dahin der Inſtanzenzug im adminiſtrativen Verfahren auf 
die Zollbehörden beſchränkte, kann jetzt gegen Entſcheide der Ober⸗ 
zolldirektion, die ſich auf die Feſtſetzung eines Zollbetrags beziehen, 
an eine beſondere Rekurskommiſſion gelangt werden, alſo ein 
ſchwacher Anfang einer Verwaltungsgerichtsbarkeit, wobei erwähnt 
werden kann, daß die Beratungen über das Bundesgeſetz betr. Ver⸗ 
waltungsgericht noch immer nicht beendet ſind. Für Anwälte von 
Exportfirmen ſei auf die Beſtimmungen über die öffentlichen und 
privaten Zollfreilager zur Förderung des internationalen Zwiſchen⸗ 
handels hingewieſen, den Freipaßverkehr und die Erweiterung dieſer 
Einrichtung durch Zollrückvergütungen auf Retourwaren, ſo auch 
n een welche nach Deutſchland zurückgebracht werden 
ollen. 

Für die Zollbehandlung von Fahrrädern und Motorfahrzeugen 
im Reiſenden⸗, Touriſten⸗ und Grenzverkehr beſteht ein beſonderes 
Reglement v. 24. Aug. 1926. Ferner erhält das Zollgeſetz beſondere 
Beſtimmungen über die Verzollung im Luftverkehr, wozu auch 
auf das proviſoriſche Übereinkommen betr. Regelung des Luftverkehrs 
zwiſchen der Schweiz und den Niederlanden hingewieſen werden ſoll 
als Anfänge des Luftverkehrsrechts. 

Ebenſowenig kann hier näher auf die neue VO. betr. den 
Verkehr mit Lebensmitteln und Gebrauchsgegen⸗ 
ſtänden v. 13. Febr. 1926 eingetreten werden. Da die Beſtim⸗ 
mungen zum Schutz des Publikums gegen Täuſchungen über die Art 
der Lebensmittel teilweiſe ſehr verſchärft ſind, empfiehlt ſich beſon⸗ 
ders auch bei Einfuhr von Markenartikeln in der Schweiz ein ge⸗ 
naues Studium dieſer Vorſchriften, wozu noch die kantonalen Voll⸗ 
ziehungsVO. kommen. 

Während der Kriegszeit und Nachkriegszeit wudden durch zahl⸗ 
reiche VO. die Verhältniſſe der Niederlaſſung und des Auf⸗ 
enthalts von Ausländern zu ordnen verſucht. Nun iſt dem 
Bund das Recht der Geſetzgebung auf dieſem Gebiet verliehen wor⸗ 
den mit erheblichen Konzeſſionen an die kantonalen Behörden. 

Der Beitritt der Schweiz zum Internationalen Übereinkommen 
zur Bekämpfung des Mädchenhandels und der Verbrei- 
tung und des Vertriebs von unzüchtigen Veröffent⸗ 
lichungen erforderte den Erlaß eines Bundesgeſetzes betr. die 
Beſtrafung des Frauen⸗ und Kinderhandels ſowie der Verbreitung und 
des Vertriebs von unzüchtigen Veröffentlichungen v. 30. Sept. 1925, 
in Kraft ſeit 1. Febr. 1926. 

Es ſei noch erwähnt, daß die Schweiz i. J. 1926 Handels⸗ 
vertrage mit Deutſchland, Hſterreich und Eſtland abgeſchloſſen hat 
und Schieds verträge mit Japan, Polen, Norwegen und Ru⸗ 
mänien. 


b) Gerichtsbarkeit über fremde Staaten nach 
ſchmeizeriſchem Recht. 


In JW. 1926, 2405 hat Mendelsſohn Bartholdy dieſe 
Frage nach engliſcher, italieniſcher und deveſcher Praxis behandelt, im 
Anſchluß daran ſoll kurz auf die ſchweizeriſche Praxis eingetreten, 
werden. Im Fall Civry gegen Stadt Genf betr. die Erbſchaft des 
Herzogs von Braunſchweig hat ſich der Schweizeriſche Bundesrat mit 
Bezug auf die Befugnis des Zivilgerichts der Seine in Paris zur 
Beurteilung der Klage gegen die Stadt Genf (in Wirklichkeit gegen 
den Kanton Geuf, alſo einen ſouveränen Staat) auf den Standpunkt 
geſtellt, „daß die Gerichte eines Staates keinerlei Befugnis haben, 
über Zivilklagen, welche gegen einen andern Staat gerichtet ſind, zu 
erkennen, ſofern nicht dieſer beiſtimmt (vgl. Bundesblatt 1892, II, 810). 

Während des Weltkriegs kam es nun vor, daß Privatperſonen 
verſuchten, Anſprüche gegen fremde Staaten durch Arreſt oder andere 
Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen zur Erfüllung zu bringen. Zu einem 
Entſch. des Bundesgerichts kam es aber meines Wiſſens erſt 1918 
in Sachen Dreyfuß gegen das K. K. Hſterreichiſche Finanzminiſterium 
(richtig gegen den öſterreichiſchen Staat), deſſen Tatbeſtand aus der 


Begründung hervorgeht. Die kantonalen Inſtanzen haben ſich für die 
Zuläſſigkeit des Arreſtes ausgeſprochen und das Bundesgericht hat 
dieſe Auffaſſung unter eingehender Prüfung der ausländiſchen Praxis 
mit im weſentlichen folgender Begründung ebenfalls vertreten (vgl. 
Entſch. BundesG. 44, I, 49). „Das durch die Ausgabe der fraglichen 
Staatsſchatzanweiſungen begründete Rechtsverhältnis des öſterreichiſchen 
Staates zu den Anweiſungsinhabern gehört dem Privatrechte an. 
Und zwar hat der Staat dieſe Anweiſungen direkt in der Schweiz 
ausgeben laſſen und ſich ausdrücklich verpflichtet, die in der Schweiz 
geſtempelten Stücke auch in der Schweiz und in dortiger Währung zu⸗ 
rückzubezahlen. Bezüglich ſolcher Stücke iſt ſomit in der Tat die Ab⸗ 
wicklung des ganzen Geſchäftes in der Schweiz vorgeſehen und des⸗ 
halb für die Belangung des Staates, mit Einſchluß hierauf abzielender 
Sicherungsmaßnahmen wie ein Arreſtſchlag, die ſchweizeriſche Gerichts⸗ 
barkeit — elektiv neben der öſterreichiſchen — jedenfalls nach dem 
forum coniractus i. S. von Bars (S. 676), wenn nicht geradezu 
vereinbarungsgemäß, gegeben.“ 

Der Schweizeriſche Bundesrat Konnte ſich dieſer Auffaſſung nicht 
anſchließen, und da er außerdem Zwiſchenfälle mit fremden Staaten 
befürchtete, erließ er, geſtützt auf die ihm bei Beginn des Weltkrieges 
erteilten außerordentlichen Vollmachten, den Beſchl. v. 12. Juli 1918 
(Amtl. Samml. 34, 775), daß Arreſt und Zwangsvollſtreckungsmaß⸗ 
nahmen in keinem Falle verfügt werden könnten in bezug auf Vermögen, 
das einem fremden Staat gehöre, ſofern derſelbe Gegenrecht halte. Im 
Widerſpruch dazu getroffene Maßnahmen würden vom Bundesrat von 
von Amts wegen aufgehoben. Wegen des Abbaus dieſer Kriegserlaſſe 
ſollten dieſe Beſtimmungen in ein Bundesgeſetz umgewandelt werden. 
In der Bötfchaft zu deſſen Entwurf (Bundesblatt 1923, I, 419) ftellte 
ſich der Bundesrat wiederum auf den Standpunkt, daß ein Staat aus⸗ 
nahmlos ohne ſeine Einwilligung keiner ausländiſchen Gerichtsbar⸗ 
keit unterworfen ſein könne, woraus ſich die Unzuläſſigkeit von 
Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen ergebe, welche die Unabhängigkeit 
eines Skaates überdies in noch höherem Maße berühren, wobei 
eingehend auf die Literatur eingetreten wurde. Die weſentlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzentwurfs lauten: 

Art. 1. Arreſt oder andere Sicherungsmaßnahmen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung können gegen einen fremden Staat in keinem Falle an⸗ 
geordnet werden, ſofern dieſer Gegenrecht halt. 

Unter der gleichen Vorausſetzung ſind Zwangsvollſtreckungs⸗ 
maßnahmen in bezug auf bewegliches Vermögen fremder Staaten 
unzuläſſig, es ſei denn, daß es ſich um die Verwertung eines Fahrnis⸗ 
pfandes handelt. 

Art. 2. Wird eine der in Art. 1 erwähnten Maßnahmen gegen 
einen fremden Staat beantragt, ſo richtet die angegangene Behörde 
von Amts wegen, bevor ſie dent Geſuche Folge gibt, die Anfrage an 
den Bundesrat, ob der fremde Staat Gegenrecht halte. Über das Ber 
ſtehen der Vorausſetzung des Gegenrechtes entſcheidet der Bundesrat. 

Art. 3. Maßnahmen die im Widerſpruche mit dieſem Geſetze er⸗ 
folgen, ſind nichtig und ſind jederzeit von den zuſtändigen Behörden 
von Amts wegen aufzuheben. 

Die geſetzgebenden eidgenöſſiſchen Räte ſind jedoch auf dieſe Vor⸗ 
lage nicht eingetreten und mit Beſchl. v. 8. Juli 1926 wurde der oben 
erwähnte Beſchl. v. 12. Juli 1918 und damit das ausdrückliche Ver⸗ 
bot von Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen aufgehoben. Jäger, Komm. 
z. Schuldbetr.- und Konkurs. ErgBd. III Anm. 5 zu Art. 271 be⸗ 
merkt dazu: „Dieſe Stellungnahme darf aber wohl nicht in dem 
Sinne ausgelegt werden, daß nun ſolche Arreſte von den ſchweizeri⸗ 
ſchen Gerichten als zuläſſig zu behandeln ſeien. Sie ſind völkerechtlich 
unſtatthaft. = 

Meiner Anſicht nach ift fraglich, ob das Bundesgericht nicht eher an 
ſeinem Standpunkte feſthalten und Arreſte dann für zuläſſig erklären 
wird, wenn es ſich um privatrechtliche Beziehungen des Staates han⸗ 
delt, vielleicht mit der Einſchrankung, daß es ſich um einen Anſpruch 
aus einem Rechtsgeſchäft handeln müſſe, welches in der Schweiz ab⸗ 


zuwickeln ſei. 
RA. Dr. H. Meyer⸗ Wild, Zürich. 


Entgegnung. 
Deutſch-polniſche Gegenſeitigkeit bei der Aufwertung. 


Die Aufſatze von v. Zwehl und Haaſe JW. 1927, 1819 
haben den Eindruck erweckt, als ob in den früher preuß. Gebiets⸗ 
teilen Polens alle Hypotheken auf 15% ihres Wertes umgerechnet 
werden. Dem iſt jedoch nicht fo. Die poln. Aufw O. macht ſcharfe 
Unterſchiede bez. der einzelnen Hypotheken je nach der Art der 
perſönlichen Forderungen, deren Sicherungen fie bilden follen. 

a) Bei Darlehnshypotheken werden ſowohl die Hypothek wie 
auch die ihr zugrunde liegende perſönliche Forderung regelmäßig 
auf 159% umgerechnet (88 5, 6 der poln. Aufſp VO.) Ausnahmsweiſe 
iſt aus wichtigen Gründen eine niedrigere oder höhere Aufw. zuläſſig. 
In keinem Fall jedoch darf die Aufw. der Hypothek ſelbſt 150% 
überſteigen, auch wenn die perſönliche Forderung höher aufgewertet 
wird (5 11 Abſ. 3). 


56. Jahrg. 1927 Heft 40) 


b) Hypotheken, welche Anſprüche auf Unterhaltsleiſtungen, Kauf⸗ 
geld, Bau⸗ und Werklohn, aus Eheverträgen (2 ukladöw majat- 
Kowyoh malzenskioh), aus Auseinanderſetzungen von Gemeinſchaften 
aller Art [2 dzialöw spadkowych i innych dzialöw wspölnosei 
majatkowej) ſowie erbrechtliche Anſprüche (ze zapisow Pienieänych, 
ustanowionych w rozporzadzeniu ostatniej woli; 2 naleinosci 
Spadkowych, wynikajaeych z ustawy) ſichern, werden wie bie 
perſönliche Forderung, grundſätzlich aber nicht höher als auf 18,75% 
ihres Wertes umgerechnet (5 33 Abſ. 1). Eine dieſes Maß über⸗ 
steigende Aufwertung der Hypothek iſt dann zuläſſig, wenn der per⸗ 
ſönliche Schuldner noch Eigentümer des Grundſtücks iſt und keine 


ae nachſtehenden Rechte am Grundſtück vorhanden find ($ 33 
D. 5 


e) Für Hypotheken, denen andere als die oben erwähnten An⸗ 
ſprüche zugrunde liegen, gelten die unter b aufgeführten Grundſätze 
mit dem Unterſchiede, daß die regelmäßige Aufw. 15% beträgt 
(8 33° Abſ. 2). 
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Bei dieſer Gelegenheit erſcheint es angebracht, noch auf einige 
andere weſentliche Beſtimmungen der poln. Aufw VO. hinzuweiſen. 

Der maßgebende Zeitpunkt für die Beſtimmung des Wertes iſt 
grundſätzlich die Zeit der Entſtehung des Anſpruches, gleichgültig, 
ob der Anſpruch noch dem urſprünglichen Gläubiger oder infolge 
Abtretung oder ſonſtiger Rechtsnachfolge einem anderen Berechtigten 
zuſteht. Dieſe Vorſchrift ſteht in bemerkenswertem Gegenſatz zu 8 3 
des deutſchen Aufw c., laut welchem der Regel nach der Erwerb durch 
den jeweiligen Glaubiger entſcheidend iſt. 

Die in der Skala des 82 der poln. AufwVoO. enthaltenen Um⸗ 
rechnungswerte ſtellen die geſetzliche Höchſtgrenze der Aufw. dar 
(8 4). Berückſichtigt man nun die eingetretene Entwertung des Zloty 
(vgl. JW. 1927, 1819), fo ergibt ſich, daß eine Aufw. zum vollen 
Goldwerte nach poln. Rechte zur Zeit nicht möglich iſt, weil der Gold⸗ 
wert des Zloty auf etwa 57—58% feines Nominalwertes geſunken 
iſt. Dies gilt auch für ausländiſche, alſo namentlich reichsdeutſche 
Gläubiger (8 43). RA. Helbig, Poſen. 


Kechtſprechung. 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Jivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


l' Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 
I. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 58 138, 817, 823, 826 BGB.; § 263 StGB. 
Die gewinnſüchtige Umgehung ausländiſcher 
Schutzgeſetze kann gegen die guten Sitten ver- 
ſtoß en. Replik der allgemeinen Argliſt gegen⸗ 
über dem hierauf geſtützten Einwand.) 

Der BR. ſtellt feſt, daß die Darlehnsbeträge von 25 000 
und 10000 GM. dem Kl. vom Bekl. bewußt als Betriebs⸗ 
kapital für die Beſchaffung und Verſchiffung von Sprit ab 
Hamburg bis an die Hoheitsgrenze der „trocken gelegten“ 
ſkandinaviſchen Länder zwecks Übergabe auf hoher See an 
einheimiſche Händler gewährt worden ſind, und zwar gegen 
ungewöhnlich hohe Beteiligung an dem aus dem Unternehmen 
erhofften großen Gewinn. Ein ſolches dem Schleichhandel 
dienendes Geſchäft verſtößt, wie der BR. in Übereinſtimmung 
mit den von ihm angezogenen Urteilen des RG. (vgl. noch 
WornRſpr. 1923/24 Nr. 49 und ZW. 1926, 21691) ohne 
Rechtsirrtum annimmt, gegen das normale Sittlichkeitsgefühl 
eines recht und billig denkenden Kaufmanns und iſt, ſelbſt 
wenn dabei inländiſche Strafrechtsnormen nicht verletzt wur⸗ 
den, nichtig, weil der umfittliche Verwendungszweck im Hinblick 
auf den erwarteten hohen Gewinn zum Geſchäftsinhalt er⸗ 
hoben worden iſt (8 138 Abſ. 1 BGB.). Nichtigkeit würde 
nicht vorliegen, wenn der Bekl. in gutem Glauben an die 


Zu 1. Im obigen Tatbeſtand handelt es ſich um zwei Rechts⸗ 
fragen. Einmal darum, ob, wenn eine Kreditgewährung wegen 
Unſittlichkeit des mit ihr verfolgten Zweckes nichtig iſt, gegenüber der 
Nichtigkeit der Einwand erhoben werden kann, daß der andere Teil 
den empfangenen Kredit gar nicht zu dem vereinbarten unſittlichen 
Zwecke verwandt habe (exceptio doli generalis). Das RG. hat im 
vorl. Falle zu dieſer Frage keine endgültige Stellung genommen, 
weil ſelbſt ihre Bejahung bei der beſonderen Art des vom Kl. be⸗ 
gehrten Rechtsſchutzes (Zwangsvollſtreckungsgegenklage) eine Ab⸗ 
weiſung der Klage nicht zur Folge gehabt haben würde. Wir haben 
uns darum mit dieſem Problem hier nicht weiter zu befaſſen. Es 
bleibt alſo nur die andere Frage übrig, ob ein auf Begünſtigung des 
Spritſchmuggels gerichteter Darlehns⸗ bzw. Geſellſchaftsvertrag un⸗ 
ürtlich und darum nichtig iſt. Das NG. betrachtet die Bejahung der 
Frage faſt als eine aus ſeiner ſtändigen Praxis ſich ergebende Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit. Da indeſſen die Frage auch heute noch keineswegs 
unbeſtritten iſt und beiſpielsweiſe (ogl. die Zitate in der Anm. 
u JW. 1926, 21691) innerhalb des DLS. Hamburg uneinheitlich 
beantwortet wird, jo ware es ſchon wuünſchenswert, daß das RG. 
bei ſich wieder bietender Gelegenheit die nach feiner Meinung die 


Erlaubtheit des Geſchäfts gehandelt, es alſo irrtümlich für 
erlaubt gehalten hätte und dafür hätte halten dürfen. (Dieſe 
Vorausſetzung wird verneint.) Der Bekl. hat ſodann vor⸗ 
gebracht, Kl. habe ihm den Verwendungszweck der Darlehen, 
nämlich den Betrieb von Spritſchmuggel, von vornherein 
nur vorgeſpiegelt, in Wahrheit aber die Spritfahrten nicht 
ausgeführt und nicht ausführen wollen, ſondern das Geld in 
ſeine Taſche geſteckt und anderweit verwendet. Der BR. hält 
das für unerheblich, weil es auf den behaupteten, nur inner⸗ 
lichen, dem Bekl. verſchwiegenen Willen des Kl. angeſichts der 
Feſtſtellung, daß ſittenwidrige Geſchäfte vereinbart ſeien, nicht 
ankomme. Von der Rev. wird geltend gemacht, daß der BR. 
über den vorgebrachten Einwand mit rechtsirrigen Erwä⸗ 
gungen hinweggegangen ſei. Es handele ſich um die Einrede 
der allgemeinen Argliſt, die auch nichtigen Geſchäften gegen⸗ 
über erhoben werden könne. Der Angriff muß bei der ge⸗ 
gebenen Sachlage ohne Erfolg bleiben. Zwar iſt in der Rſpr. 
anerkannt, daß die Einrede der gegenwärtigen (allgemeinen) 
Argliſt dann berechtigt iſt, wenn bei formnichtigen Geſchäften 
der eine Teil durch den anderen argliſtig oder auch nur ſchuld⸗ 
haft in den Irrtum verſetzt worden iſt, die Einhaltung der 
Form ſei nicht notwendig (RG. 107, 363; JW. 1926, 18102; 
WarnRſpr. 1925 Nr. 162; 1926 Nr. 136). Im Streitfall 
liegt Formnichtigkeit nicht vor; vielmehr fällt beiden Teilen 
ein bewußter Verſtoß gegen die guten Sitten i. S. des § 138 
Abſ. 1 BGB. zur Laſt. Ob angeſichts dieſes Umſtands dem 
Bekl. die Einrede der Argliſt überhaupt zu verſagen wäre, 
kann deshalb zweifelhaft ſein, weil er durch ein weiteres 
ſelbſtändiges Handeln des Kl., nämlich durch deſſen betrüge⸗ 
riſche Vorſpiegelungen einer beſtimmten Verwendung der 
Darlehen erſt zur Eingehung der — an ſich nichtigen — Ver⸗ 
träge veranlaßt ſein will, dieſe Vorſpiegelung ſich alſo nicht 
in der Richtung der Erlaubtheit oder Unerlaubtheit der Ge⸗ 
ſchäfte bewegt hat. In einem ähnlichen Fall hat das RG. 
(RG. 70, 4/5 1)) ausgeſprochen, daß, wer unter Verſtoß gegen 
§ 138 Abſ. 1 ein Darlehen zu Spielzwecken gewährt, zwar 


Unſittlichkeit jener Verträge ausmachenden Faktoren des näheren dar⸗ 
legte. Das Dogma von der Nichtigkeit der Schmuggelverträge hat ſich 
anläßlich des auf Zolldefraudation gerichteten Warenſchmuggels ent⸗ 
wickelt. Letzterer geht darauf aus, einen fremden Staat um Einnahmen 
zu betrügen, auf die er nach ſeiner Geſetzgebung einen Anſpruch hat. 
Daß ſolche Tätigkeit unſittlich iſt, unterliegt keinem Zweifel. Beim 
Spritſchmuggel aber handelt es ſich nicht darum, einen anderen um 
Einkünfte zu prellen, die ihm von Rechts wegen zukommen. Sondern 
er bezweckt die Einfuhr von Waren, die vom Beſtimmungsſtaat nicht 
aus fiskaliſchen Gründen erſchwert, ſondern aus kulturpolitiſchen 
Griinden verboten worden iſt. Demgegenüber müßte man die 
Unſittlichkeit des Spritſchmuggels natürlich dann bejahen, wenn die 
Vereitelung jener kulturpolitiſchen Zwecke unſittlich wäre. Das aber 
wird man gerade nach deutſchem Rechte, in deſſen Gebiet der Handel 
mit Alkohol eine ſo große und von der Geſetzgebung keineswegs 
reprobierte Rolle ſpielt, gewiß nicht behaupten können. Bliebe alſo 
zur Begründung des unſittlichen Charakters des Spritſchmuggels 
der Hinweis auf die Geſetzesumgehung als ſolche übrig Das aber 


9) JW. 1908, 677. 
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wegen der Vorſchrift des 8 817 S. 2 BGB. keinen Bereiche 


rungsanſpruch, wohl aber auf Grund des § 823 Abſ. 2 BGB. 


i. Verb. mit § 263 StGB. oder des § 826 BGB. einen 
Schadenserſatzanſpruch dann geltend machen kann, wenn er 
von dem Darlehensempfänger zur Hingabe des Geldes durch 
eine anderweite Täuſchung bewogen worden iſt (vgl. auch 
RGSSt. 44, 230). Würde hier dem Bekl. ein ſolcher Schadens⸗ 
erſatzanſpruch zuſtehen, ſo ließe ſich ſagen, daß auch die ebenſo 
begründete Einrede der Argliſt zugelaſſen wäre. Im Streitfall 
bedarf es aber einer Entſcheidung dieſer Frage nicht. Denn 
die Einrede kann gegenüber dem Klageanſpruch, ſo wie er er⸗ 
hoben iſt, keinesfalls durchdringen. Dieſer iſt lediglich auf 
Feſtſtellung der Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung ge- 
richtet, nicht etwa auf Feſtſtellung, daß Kl. dem Bekl. nichks 
mehr ſchulde. Mit der Schadenserſatzklage wegen betrügeriſcher 
Täuſchung würde der Bekl. nur die Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes, alſo die Rückgabe der Darlehen, nicht aber 
die Aufrechterhaltung der Vollſtreckungsklauſel erreichen kön⸗ 
nen. Für die Frage, wie weit die allgemeine Argliſteinrede 
Erfolg hat, muß das gleiche gelten. Die Vereinbarung der 
Vollſtreckungsklauſel aber für ſich allein iſt nichtig gemäß 
§ 138 Abſ. 1 BGB.; ihr kann vorliegendenfalls auf dem Um⸗ 
weg der fog. exceptio doli generalis nicht zum Beſtand ver⸗ 
holfen werden (WarnRſpr. 1914 Nr. 273, 1922 Nr. 64). 
(U. v. 10. März 1927; 691/26 IV. — Berlin.) [Ka.] 


2. 8 138 BGB. Überſchreitung eines Einfuhr⸗ 
verbotes verſtößt nicht gegen die guten Sitten, 
wenn es aus handelspolitiſchen, verſtößt da⸗ 
gegen, wenn es aus geſundheitspolitiſchen Grün⸗ 
den ergangen iſt. Gleicher Verſtoß wegen dauern⸗ 
der Zollhinterziehung. f) 

Der Bekl. erhebt gegen den Klageanſpruch den Einwand, 
daß er inſofern gegen die guten Sitten verſtoße, als es fich 
um Forderungen aus verbotenen und daher nichtigen Kokain⸗ 
geſchäften der Kl. mit dem Bekl. während der Jahre 1908 bis 
1914 handle, indem die Kl. die ihm gelieferten Mengen von 
Kokain, deſſen Einfuhr in Indien verboten ſei, zur Täuſchung 
der dortigen Behörden, in den Schiffspapieren falſch deklariert, 

. B. als „Drogen“ oder „verſchiedene Waren“ oder „Ma⸗ 
ſchinenteile“ oder das Kokain in anderen Gegenſtänden, deren 
Einfuhr erlaubt geweſen, verborgen habe, z. B. in Baumwoll⸗ 
garn, Baumwolldecken und ſtählernen Kohlenſäureflaſchen. 
Sein Einwand iſt vom BG. zurückgewieſen. Das RG. hat 
aufgehoben. Das BG. unterſtellt, daß die von der Kl. auf 
Veranlaſſung des Bekl. vorgenommenen falſchen Deklarationen 
des von ihr in den Jahren 1908-1914 an letzteren nach 
Kalkutta auf ſeine Beſtellung gelieferten Kokains und die hier⸗ 
durch verurſachten Täuſchungen der indiſchen Behörden ge- 
ſchehen ſind, nur um die Einfuhr von Kokain durch den Bekl. 
zu ermöglichen, da ſeine Firma nicht zu denjenigen Firmen 
gehörte, die von den indiſchen Behörden die Ermächtigung zur 
Einfuhr von Kokain erhalten hatten. Das BG. ſtellt feſt, daß 
zu jener Zeit zwiſchen Indien und dem Deutſchen Reich noch 
keine internationalen Abmachungen über die Einfuhr von 


würde auf eine bedenkliche Identifizierung des unſittlichen und des 
verbotenen Geſchäftes hinauslaufen, die unzutreffend ſchon für das 
einheimiſche Verbotsgeſetz wäre, ganz und gar unangebracht aber 
für das ausländiſche Verbotsgeſetz ſein würde, das uns, ſolange wir 
ihm nicht als subditi temporarii unterworfen ſind, grundſätzlich 
überhaupt nicht bindet. Und wollte man geltend machen, die Un⸗ 
ſittlichkeit läge darin, daß die Umgehung fremder Verbotsgeſetze zur 
Erwerbsquelle gemacht werde, jo wäre auch damit eine reſtlos be⸗ 
friedigende Antwort noch kaum gegeben. Denn iſt die Einfuhr von 
Sprit nichts Unſittliches und iſt die Umgehung fremder Verbotsgeſetze 
nichts Unſittliches und iſt die Vereinhärung von Entgelt für die 
Lieferung von Sprit doch gewiß auch nichts Unſittliches, ſo iſt nicht 
ganz leicht einzuſehen, inwiefern aus der Verbindung dieſer drei 
ſittlich neutralen Größen eine unſittliche Größe werden ſoll — 
immer vorausgeſetzt natürlich, daß die Höhe des vereinbarten Ge⸗ 
winnes nicht über das hinausgeht, was unter Berückſichtigung des 
mit dem Geſchäft verbundenen Riſikos der Handelsüblichkeit ent⸗ 
ſpricht. In KrVIcSchr. 41, 524 berichtet Endemann, daß er in 
den neunziger Jahren bei zahlreichen hochangeſehenen Kaufleuten 
eine Enquete darüber veranſtaltet habe, ob ſie ein auf Übertretung 
eines ausländiſchen Gold⸗ oder Teeausfuhrverbotes gerichtetes Han⸗ 
delsgeſchäft oder einen ſolchen Sozietätsvertrag als gegen die guten 
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Kokain beſtanden, daß die Einfuhr von Kokain nach Indien 
damals auch nicht allgemein verboten war, wie es heute ber 
Fall ſei mit der Einfuhr von Spirituoſen nach gewiſſen Län⸗ 
dern. Die Kl. habe ſich hiernach nur nicht um die Tatſache 
gekümmert, daß die an ſich erlaubte Einfuhr des Kokains 
durch eine von den indiſchen Behörden hierzu nicht zugelaſſene 
Firma erfolgte. Das BG. lehnt es ab, in dieſem Verhalten 
der Kl. einen Verſtoß gegen die guten Sitten zu erblicken, da 
die Nichtbeachtung derartiger perſönlicher ausländiſcher Ein⸗ 
fuhrbeſchränkungen durch den deutſchen Kaufmann nicht gegen 
die Anſchauungen aller gerecht und billig denkenden Kaufleute 
verſtoße. Der Fall liege ähnlich wie wenn etwa eine aus⸗ 
ländiſche Firma einem deutſchen Kaufmann eine Ware ver⸗ 
kauft hätte, zu deren Ankauf nach deutſchen Geſetzen eine 
Handelserlaubnis erforderlich geweſen wäre, die der Käufer 
nicht beſeſſen habe. Dieſe Ausführungen werden der Sache 
nicht gerecht. Die Rev. tritt ihnen mit der Rüge entgegen, 
daß der vorliegende Fall rechtlich nicht anders liege, als die 
wiſſentliche Mitwirkung beim Schmuggel, d. h. bei der heim⸗ 
lichen Einführung verbotswidriger Ware oder von Ware unter 
Hinterziehung des Eingangszolls. Dieſer Auffaſſung kann in 
ſolcher Allgemeinheit allerdings nicht zugeſtimmt werden. 
Beruhte die Einfuhrbeſchränkung für Kokain in Indien durch 
die dortigen Behörden, auf Grund deren der Bekl. dieſe Ware 
dort nicht einführen durfte, nur auf handels politiſchen 
Grunden, ſo könnte — wenn man vorläufig von der un⸗ 
ſtreitig unrichtigen Deklarierung der Ware durch die Kl. ab⸗ 
ſieht — in dem trotz Kenntnis der letzteren von dem Mangel 
einer Einfuhrerlaubnis des Bekl. für Kokain erfolgten jahre⸗ 
langen Verkauf von Kokain an dieſen ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten nicht erblickt werden. Die Nichtberückſichtigung 
einer rein perſönlichen ausländiſchen Einfuhrbeſchränkung 
allein für ſich würde ſich nicht als ein mit den Grundſätzen des 
ordentlichen Kaufmanns in Widerſpruch ſtehendes und daher 
unlauteres Verhalten des deutſchen Verkäufers darſtellen. Aber 
das angefochtene Urteil läßt nicht erkennen, aus welchem 
Grunde die Einfuhrbeſchränkung für Kokain durch die in⸗ 
diſchen Behörden ausgeſprochen iſt. Die Rev. macht geltend, 
daß es ſich bei dieſer Maßregel um ein Mittel zur Beſchrän⸗ 
kung der Menge der Einfuhr dieſes für die Völksgeſundheit 
bekanntlich überaus ſchädlichen Giftes gehandelt habe. Da⸗ 
für würde auch die weitere Angabe der Rev. ſprechen, daß auch 
die zur Einführung von Kokain in Indien befugten Per⸗ 
ſonen dieſe Erlaubnis nur für ganz geringe Mengen beſaßen. 
Es würde eine bewußte Mitwirkung der Kl. bei der Ver⸗ 
letzung der in ſolchem Falle aus volksgeſundheitlichen 
Gründen gebotenen Einfuhrbeſchränkung für Kokain, zumal 
mit Rückſicht auf die überaus großen Mengen der von ihr ge- 


lieferten Ware, in der Tat ein unlauteres Verhalten dar⸗ 


ſtellen. Denn die Kl., der als Hamburger Exporteurin und 
Großhändlerin u. a. mit Kokain dieſe Verhältniſſe bekannt 
waren, hätte in ſolchem Falle nur des Gewinns wegen mit⸗ 
gewirkt an der Beſeitigung der vom Staat zum Schutze des 
allgemeinen Beſten errichteten Schranken. Für die Möglich 
keit, daß die von den indiſchen Behörden ausgeſprochene per⸗ 


Sitten verſtoßend erachten würden. „Die Antwort war ſtehend, 
unter Ablehnung der Verwendung des Begriffs der guten Sitten, 
daß der Befragte ſelbſt ſolche Geſchäfte nicht mache, indeſſen ſei ihre 
bindende Kraft anzuerkennen, mindeſtens ſei es unanſtändig, wenn 
ein Kontrahent ſich nachträglich ſeinen Verpflichtungen mit der Be 
gründung zu entziehen ſuche, daß der von ihm mitvereinbarte Vertrag 
unſittlich ſei.“ Es liegt hier alſo offenbar ein ſchwieriger Grenzfall 
vor. Darum wollen auch die vorſtehenden kurzen Bemerkungen keine 
endgültige Antwort auf die behandelte Frage geben; ſie hatten nur 
den Zweck, zu zeigen, daß der Standpunkt des RG., ſelbſt wenn er 
richtig ſein ſollte, einer eingehenderen Begründung, als ihm bisher 
zuteil geworden iſt, bedarf. 
Prof. Dr. Titze, Berlin. 


Zu 2. Die Entſch iſt für den Exporthandel wichtig. Ihren 
vorſichtigen Abwertungen wird man durchaus zuſtimmen. Syſtematiſch 
betrachtet, iſt das Urteil ein Beleg dafür, daß das RG. für die Be⸗ 
urteilung der Sittenwidrigkeit den Geſamtcharakter des Ge⸗ 
ſchäftes ins Auge faßt (vgl. NG. 78, 263 JW. 1912, 382; 80, 
231 JW. 1913, 17). Es wird hier insbeſ. auch darauf abgehoben, 
daß es ſich nicht um ein einmaliges Geſchäft, ſondern um eine fort⸗ 
geſetzte Betätigung dieſer Art handelt. Dem Rechte fremder Staaten 


56. Jahrg. 1927 Heft 40] 


ſönliche Einfuhrbeſchränkung tatſächlich den angegebenen Zweck 
verfolgte, ſpricht übrigens die auch vom Sachverſtändigen S. 
betonte Tatſache, daß bereits i. J. 1912 das internationale 
Opiumabkommen, das auch für Kokain gilt, geſchloſſen wurde. 
Zweck dieſes Abkommens war der gegenſeitige Schutz der 
menſchlichen Geſundheit ſoweit als möglich vor dieſen ſchweren 
Giften durch die beteiligten Staaten. Das daraufhin vom 
Deutſchen Reich — allerdings erſt am 30. Dez. 1920 (RGBl. 
1921, 2ff.) — erlaſſene Geſetz zur Ausführung dieſes Ab⸗ 
kommens wird dieſem Zweck durch genaue Regelung der Ein⸗ 
fuhr, Ausfuhr und Abgabe von Opium, Morphium, Kokain 
uw. und durch Androhung erheblicher Strafen für die Ver⸗ 
letzung dieſer Vorſchriften gerecht. Da das angefochtene Urteil 
nicht erkennen läßt, ob die von den indiſchen Behörden aus⸗ 
geſprochene Einfuhrbeſchränkung etwa auf dem erörterten volks⸗ 
geſundheitlichen Grunde beruht, dieſe Feſtſtellung aber für 
die Entfch. der Frage, ob in dem Verhalten der Kl. ein Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten zu erblicken iſt, geboten iſt, ſo war 
das Urt. des BG. aufzuheben und die Sache zur Aufklärung 
und anderweiten Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. 
Sollte ſich in dem künftigen Verfahren etwa ergeben, daß 
die Einfuhrbeſchränkung allein auf handelspolitiſchen Grün⸗ 
den beruht, ſo würde nach den vorſtehenden Ausführungen 
zwar in der Nichtberückſichtigung dieſer Beſchränkung durch 
die Kl. an ſich ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht zu 
erblicken ſein. In dieſem Falle wäre aber weiter zu prüfen, 
ob nicht in der unſtreitigen falſchen Deklaration der fraglichen 
Kokainmengen durch die Kl. ein ſolcher Verſtoß läge. Das 
BG. unterſtellt, „daß die indiſchen Behörden durch falſche 
Deklaration des eingeführten Kokains getäuſcht worden ſind, 
und daß ſich die Kl. an dieſer Täuſchung beteiligt hat“. Unter 
den „indiſchen Behörden“, die als getäuſchte in Betracht 
kommen, muß an die Zollbehörden in Kalkutta, weniger an 
etwaige beſondere Behörden, denen etwa nur die Nach⸗ 
prüfung der Berückſichtigung der Einfuhrbeſchränkung für 
Kokain obläge, gedacht werden. Erfahrungsgemäß liegt dieſe 
Kontrolle meiſt ebenfalls den Zollbehörden ob. Sind dieſe 
aber durch die dauernd falſchen Deklarationen der Kl. getäuſcht 
worden, ſo hat der Bekl. durch letztere ſtändig den — voraus⸗ 
ſichtlich hohen — Eingangszoll für Kokain hinterzogen, indem 
die Zollbehörden auf die Wahrheit der Deklarationen ver⸗ 
trauten und deshalb für die Kokainmengen, von deren Ein⸗ 
führung ſie überhaupt nichts erfuhren, keinen Zoll erhoben. 
Die Kl. hätte ſich alsdann an dieſer Zollhinterziehung durch 
ihre auf Veranlaſſung des Bekl. vorgenommenen falſchen De⸗ 
klarationen, deren dargelegte Folgen ihr als Exporteurin be⸗ 
kannt waren, dauernd bewußt beteiligt. Wäre dies der Fall, 
fo hätte fie ſich der Beihilfe am Schmuggel durch deſſen be- 
wußte jahrelange Förderung und damit des Verſtoßes gegen 
die guten Sitten (§ 138 Abſ. 1 BGB.) ſchuldig gemacht nach 
der ſtändigen Rechtſpr. des RG. 
(U. v. 24. Juni 1927; 519/26 II. — Hamburg.) [Ku.] 


3. 8242 BGB. Auf „Marl deutſcher Reichs⸗ 
währung“ lautende ausländiſche Schuldver⸗ 
ſchreibungen ſind vom Währungsverfall der 
deutſchen Mark betroffen worden; die Aufmer- 
tung erfolgt nach 8 242 BOB] 

Kl. iſt Inhaberin von Schuldverſchreibungen und zu⸗ 
gehörigen Zinsſcheinen, die zu der von der k. k. privilegierten 
öſter. Staats⸗Eiſenbahn⸗Geſ. i. J. 1883 aufgenommenen vier⸗ 
prozentigen Anleihe gehören und auf „Mark deutſcher Reichs⸗ 
währung“ lauten. Nach den auch den Zinsſcheinen aufge⸗ 
druckten Bedingungen ſollen die Zahlungen erfolgen „in 
Wien oder in Budapeſt bei der Hauptkaſſe der Geſellſchaft in 
Kronen zum Tageskurſe der Zwanzigmarkſtücke (in dem bei⸗ 
gedruckten franz. Text heißt es „pieces d'or de 20 marcs“) 
oder bei den Zahlſtellen in Berlin und in Frankfurt a. M. in 
Mark deutſcher Reichswährung“. Mit der im Urkundenprozeß 
erhobenen Klage forderte Kl. Zahlung der fälligen Zinſen, 
und zwar in Höhe der der Nennziffer entſprechenden KM-Be⸗ 


wird — ſofern es nicht nur handelspolitiſchen Kampfmaßnahmen dient 
— auf dieſem Wege Achtung verſchafft, auch wenn internationale Ver⸗ 
einbarungen noch nicht vorliegen. Dem Urteil kommt inſofern eine 
internationale Bedeutung zu. 

Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 
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träge. LG. und BG. gaben der Klage ſtatt. RG. hat auf⸗ 
gehoben. Auszugehen iſt von der Frage des anzuwendenden 
Rechts. Das BG. hat angenommen, daß die Rechtsbeziehungen 
der Parteien im allgemeinen dem öſter. Recht zu unterſtellen 
ſeien. Bedenken ſind inſoweit nicht zu erheben und in dieſer 
Inſtanz von keiner Seite geltend gemacht. Eine Ausnahme 
macht das BG. nur für das ſog. Zahlungsgeſchäft, unter dem 
es den Inhalt der Leiſtung verſteht. Inſoweit iſt folgendes 
ausgeführt worden. Infolge der damals anhängigen öſter. 
Kuponprozeſſe habe Mißtrauen gegen öſter. Anleiheſchuldner 
und die Währungsgeſetzgebung dieſes Landes beſtanden. Die 
Bekl., die ihre früheren Verpflichtungen nach den Wünſchen 
der deutſchen Gläubiger erfüllt und gegen die ſich das Miß⸗ 
trauen nicht gerichtet habe, habe gleichwohl den damaligen 
Verhältniſſen Rechnung getragen und zur größtmöglichen 
Sicherung der deutſchen Geldgeber den neuen Typ der aus⸗ 
ſchließlich auf deutſche Reichswährung lautenden Schuld⸗ 
verſchreibungen geſchaffen, in Abweichung von den bisherigen, 
die auf deutſche und öſter. Währung nach Wahl des Gläu⸗ 
bigers lauteten. Nach dem Willen der Emittentin und der 
erſten Nehmer habe die Obligation hinſichtlich ihres Inhalts 
von den Einwirkungen öſter. Währungsverhältniſſe losgelöſt 
und der deutſchen Währung unterſtellt werden ſollen. Das 
rechtfertige im Hinblick auf die in den ſog. Kuponprozeſſen 
ergangenen Urteile des RG. den Schluß, daß für das Zah⸗ 
lungsgeſchäft, den Inhalt der Leiſtung nur das deutſche Recht 
maßgebend ſein ſollte. Als ſolches komme das PrAL R. in 
Betracht, da Berlin als deutſche Zahlſtelle vorgeſehen ſei, die 
Berliner Börſe aber ſchon damals wirtſchaftlich den Vorrang 
vor den anderen deutſchen Börſen gehabt habe. Daß auch 
für Frankfurt a. M. eine Zahlſtelle in Ausſicht genommen ſei, 
ſtehe nicht entgegen, da nach dem Willen der Emittentin und 
der erſten Nehmer das Zahlungsgeſchäft dem Recht des füh⸗ 
renden deutſchen Handels⸗ und Börſenplatzes zu unterſtellen 
ſei. Nach dieſem Recht ſei die Bekl. zur Zahlung der Zinſen 
in Höhe des dem Nennbetrage entſprechenden & .1- Betrages 
verpflichtet. Sie ſei beſtrebt geweſen, den deutſchen Geld⸗ 
gebern die größtmögliche Sicherheit für die Anleihe zu geben. 
Dazu ſei für erforderlich, aber auch für genügend erachtet wor⸗ 
den, die Schuld auf deutſche Reichswährung abzuſtellen, da 
an die Möglichkeit ihres Verfalls weder die Bekl. noch die 
deutſchen Gläubiger gedacht hätten. So ſei eine Lücke in der 
Regelung der Zahlungsfrage entſtanden, die bei Begründung 
der Schuld keinem der Beteiligten zum Bewußtſein gekommen 
ſei und im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung aus⸗ 
gefüllt werden müſſe. Hiernach ſei die Eingehung einer wert⸗ 
beſtändigen Schuld auf der Grundlage des Wertes des gol- 
denen Zwanzigmarkſtücks alter deutſcher Währung als dem 
Wiklen der Parteien entſprechend feſtzuſtellen. Den Aus⸗ 
führungen des BG. kann in weſentlichen Punkten nicht ge⸗ 
folgt werden. Mit ihm iſt davon auszugehen, daß die ſtrei⸗ 
tigen Zinsſcheine ebenſo wie die zugrunde liegenden Schuld⸗ 
verſchreibungen auf Mark deutſcher Reichswährung ausgeſtellt 
find, und daß nach den aufgedruckten Bedingungen die Zah⸗ 
lungen erſtens in Wien oder in Budapeſt in Kronen zum 
Tageskurſe der Zwanzigmarkſtücke, zweitens bei den Zahl⸗ 
ſtellen in Berlin und Frankfurt a. M. in Mark deutſcher 
Reichswährung erfolgen ſollten. Wie das BG. feſtſtellt, iſt 
dieſe Regelung zu dem Zwecke getroffen, um angeſichts des 
Mißtrauens der deutſchen Geldgeber gegen die öſterreichiſche 
Währung die Leiſtung vor ihren Einflüſſen ſicherzuſtellen; an 
die Notwendigkeit einer Sicherſtellung der Gläubiger gegen 
eine Erſchütterung der deutſchen Währung iſt von keiner 
Seite gedacht, die letztere vielmehr für unbedingt zuverläſſig 
angeſehen worden. Daraus ergibt ſich ohne weiteres auch als 
Annahme des BG., daß für den Inhalt der Zahlungs⸗ 
verpflichtungen der Bekl. die deutſche Reichsmarkwährung 
maßgebend ſein ſollte. Sie wurde Inhalt des durch Erwerb 
der Stücke zwiſchen den Parteien zuſtande gekommenen Ver⸗ 
trages. Dieſe Rechtsgrundlage iſt für das Rev. ſchon des⸗ 
halb maßgebend, weil es ſich um die Auslegung der Ver⸗ 
pflichtungserklärungen der Bekl. handelt und dieſe ſich, wie 
bereits vorher geſagt, nach dem nicht reviſiblen öſter. Recht 
zu richten hatte, nach ihm auch vom BGG. beurteilt worden iſt. 
Die weitere Frage, welchen Einfluß der Verfall der deutſchen 
Markwährung und ihr ſpäterer Erſatz durch eine neue Wäh⸗ 
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rung auf den nach vorſtehendem eindeutigen Inhalt der Ver⸗ 
pflichtung hatte, konnte ſich, wie das BG. nicht verkennt, nur 
nach deutſchem Recht beantworten. Das BG. glaubt ſie mit 
der Erwägung löſen zu können, daß die Regelung der Zah⸗ 
lungsfrage eine den Parteien bei Begründung der Schuld 
nicht zum Bewußtſein gekommene Lücke enthalten habe, und 
daß dieſe in ergänzender Auslegung der Willenserklärungen 
dahin auszufüllen ſei, daß als Grundlage der Verpflichtung 
nicht ſchlechthin die deutſche Währung, ſondern ihre „metal⸗ 
liſche Grundlage“ anzuſehen ſei, nämlich das in den Schuld⸗ 
verſchreibungen und den Zinsſcheinen erwähnte deutſche 
Zwanzigmarkſtück in Gold, und daß es ſich in Wahrheit nicht 
um eine Markſchuld deutſcher Währung, ſondern um eine 
wertbeſtändige Schuld handle. Dieſen Erwägungen kann 
nicht gefolgt werden. Sie laufen darauf hinaus, daß eine 
Vertragslücke ſtets dann angenommen werden müßte, wenn 
die von dem Gläubiger erwartete Sicherung ſeiner Forderung 
ſich ſpäter als ungenügend erwieſen hat. Nur darum handelt 
es ſich aber. Es blieb nicht etwa offen, wie die Zahlung zu 
erfolgen habe. Denn das war durch die Urkunden lückenlos 
geregelt. Vielmehr ſah ſich der Gläubiger lediglich in ſeinem 
Vertrauen zu der deutſchen Währung getäuſcht. Die Er⸗ 
wägungen des BG. können zudem unter dem Geſichtspunkt 
der ergänzenden Vertragsauslegung auch deshalb nicht ge⸗ 
billigt werden, weil ſie mit dem vom BG. feſtgeſtellten Ver⸗ 
tragsinhalt in Widerſpruch ſtehen. Insbeſ. geht das von der 
Heranziehung der Tatſache, daß für die Zahlung in Kronen 
als Umrechnungswertmeſſer das deutſche Zwanzig markſtück 
gewählt worden iſt. Es fehlt auch an jedem Anhalt dafür, 
daß dabei an einem Gegenſatz zu dem damals im Kurs be⸗ 
findlichen Papiergeld gedacht und dieſes etwa ſeiner geringen 
Sicherheit wegen beiſeite gelaſſen wäre. Das unbedingte Ver⸗ 
trauen zur deutſchen Währung als ſolcher, wie es vom BG. 
feſtgeſtellt worden iſt, ſchließt eine ſolche Annahme ohne wei⸗ 
teres aus. Bedeutungslos erſcheint auch, daß im franz. Text, 
der nur als nicht beglaubigte Überſetzung beigefügt iſt, von 
„Pieces d'or de 20 marcs“ die Rede iſt. Entfällt ſomit die 
Möglichkeit, auf dem vom BG. beſchrittenen Wege an Stelle der 
vereinbarten Zahlung in deutſcher Reichswährung die Verein⸗ 
barung einer wertbeſtändigen Schuld zu ſetzen, ſo bedarf es 
der Prüfung, welche Wirkung dem Verfall jener Währung 
und ihrem Erſatz durch die neue Reichsmarkwährung beizu⸗ 
mefjen iſt. Die Frage iſt, da es ſich um Inhalt der Zahlungs⸗ 
verpflichtung, um das Zahlungsgeſchäft handelt, nach deut⸗ 
ſchem Recht zu beurteilen. Daß ſich ihm die Beteiligten unter⸗ 
werfen wollten, folgt aus der Tatſache, daß die deutſche Wäh⸗ 
rung gewählt worden iſt, und daß Zahlſtellen innerhalb des 
Deutſchen Reichs vorgeſehen ſind. Dabei kommt als Materie 
des deutſchen Rechts zunächſt das deutſche Währungsrechk in 
Betracht. Seinen Wandlungen folgte die Verpflichtung der 
Bekl., die ſich ebenſo wie der Gläubiger durch Vereinbarung 
der Zahlung in Reichsmarkwährung ihm unterworfen hatte. 
Es gilt § 5 Abſ. 3 Ming. v. 30. Aug. 1924, wonach, ſofern 
eine Schuld in Mark bisheriger Währung bezahlt werden 
kann, eine Billion Mark einer Reichsmark gleichgeſetzt werden. 
Auf anderem Gebiete liegt die Frage nach der Aufwertung 
der alten Schuld. Auch für ſie muß die Anwendbarkeit des 
deutſchen Rechts bejaht werden. Sie hat in der Entwertung 
der deutſchen Mark ihre Urſache und gehört zur Frage nach 
dem Inhalt der Schuld. In welcher Höhe eine Aufwertung 
zuzubilligen iſt, kann von hier aus nicht entſchieden werden. 
Eine entſprechende Anwendung der für deutſche Schuld⸗ 
verſchreibungen gleicher Art getroffenen geſetzlichen Regelung 
kann nicht Platz greifen. Es muß vielmehr unter Würdigung 
der geſamten Umſtände gemäß § 242 BGB. geprüft werden, 
inwieweit die Bekl. zur Aufwertung verpflichtet iſt. 


(u. v. 23. Juni 1927; 592/26 IV. — Berlin.) [Ra] 


4. 88 249,326 B G B. Zeitpunkt für die Schadens⸗ 
berechnung bei friſtloſem Übergang von der Er⸗ 
füllungs⸗ zur Schadenserſatzklage; Art der Be⸗ 
rechnung dieſes Schadens; Geldentwertungs- 
ſchaden des Ausländers.) 

Der Kl. verlangt Erſatz ſeiner Auslagen und den ihm 
entgangenen Gewinn. Das iſt nicht zuläſſig. Da er Schadens⸗ 
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erſatz wegen Nichterfüllung auf Grund § 326 BGB. geltend 
macht, muß er gemäß § 249 BGB. ſo geſtellt werden, wie 
wenn die Bekl. den Vertrag erfüllt hätte, nicht aber zugleich 
ſo, als wäre der Vertrag überhaupt nicht abgeſchloſſen wor⸗ 
den (ſogenanntes negatives Vertragsintereſſe). War der Kauf 
wirkſam geſchloſſen, ſo hatte der Kl. den Kaufpreis unter allen 
Umſtänden zu zahlen. Er kann ſomit jetzt, wo er das Er⸗ 
füllungsintereſſe geltend macht, nicht deſſen Rückzahlung oder 
Vergütung derjenigen Aufwendungen verlangen, deren er zur 
Beſchaffung des Kaufpreiſes benötigte. An und für ſich hat 
der Kl. nur den Unterſchied zwiſchen dem Kaufpreiſe und dem 
Verkaufswerte des zu liefernden, aber ihm vorenthaltenen 
Wagens zu fordern. Als Zeitpunkt für die Berechnung dieſes 
Verkaufswerts kommt dabei nach ſeiner Wahl entweder der 
Eintritt des Lieferungsverzuges der Bekl. oder der Tag der 
Erhebung der Schadenserſatzklage in Betracht. Wie der nicht⸗ 
ſäumige Käufer berechtigt iſt, nach ſeiner Wahl entweder den 
Zeitpunkt des Lieferungsverzugs ſeines Verkäufers oder das 
Ende der ihm beſtimmten Nachfriſt der Schadensberechnung 
zugrunde zu legen, ſo muß, wenn der Käufer ohne Be⸗ 
ſtimmung einer Nachfriſt wegen Lieferungsweigerung des Ver⸗ 
käufers von der Erfüllungs⸗ zur Erſatzklage übergeht, an 
Stelle des letzten Tages der Nachfriſt der Tag der Erhebung 
des Erſatzanſpruchs treten. Denn in beiden Fällen iſt mit 
dieſem Tage entſchieden, daß es zu einer Erfüllung des Ver⸗ 
trages nicht mehr kommen wird. Soll dem Kl. noch weiter⸗ 
hin der Schaden erſetzt werden, welchen er infolge der Ent⸗ 
wertung der deutſchen Währung erlitten hat, ſo muß auch die⸗ 
ſer Schaden in anderer Weiſe berechnet werden, als dies von 
ihm bisher verſucht und vom BG. gebilligt worden iſt. Da⸗ 
von, daß die Bekl. den Schadenserſatz in däniſchen Kronen zu 
leiſten hätte, kann keine Rede ſein. Sie iſt Deutſche, wohnt in 
Deutſchland und hat daher in deutſcher Währung zu zahlen, 


Zu 4. Die Entſch. iſt RG. 103, 293 — JW. 1922, 810 zum 
Teile abgedruckt und ſchon alt. Sie iſt aber in einem Punkte für 
die Praxis noch immer von erheblichem Intereſſe. 

Er betrifft den Zeitpunkt für die Berechnung des 
abſtrakten Schadens. 1. Nach der ſtänd. Rſpr. des NG. hat 
der Gläubiger (speziell: Käufer) im Falle des § 326 BGB. die Wahl, 
den Schadenserſatz abſtrakt nach dem Zeitpunkt des Verzugsein⸗ 
tritts oder nach dem Ende der Nachfriſt zu berechnen. Das 
erſtere gilt als das „Nächſtliegende“ (RG. 96, 160 = ZW. 1919, 
717) und iſt durch die allgemeinen Grundſätze ohne weiteres gerecht⸗ 
fertigt; es entſpricht dem, daß im Ausland, z. T. ungenau, auf die 
Lieferzeit, alſo Fälligkeit abgeſtellt wird. Das letztere wird er⸗ 
laubt, weil mit der Nachfriſt der Auſpruch auf die urſprüngliche Lei⸗ 
ſtung erliſcht. Konſequent tritt an die Stelle des Nachfriſtablaufs 
der Moment, wo während des Verzugs die Leiſtung unmöglich wird 
(RG. 91, 102; 96, 160 = FW. 1919, 717). Dagegen iſt die ernſtliche 
und endgültige Erfüllungsweigerung des Schuldners, infolge deren 
der Gläubiger von der Nachfriſt abſehen darf, nicht maßgebend, weil 
der Gläubiger noch Naturaliſierung verlangen darf (RG. 91,31 
JW. 1917, 968; RG. 101). Alſo erſt mit der Umwandlung des An⸗ 
ſpruchs in einen Schadenserſatzanſpruch, entweder durch Nachfriſt⸗ 
ablauf oder durch Unmöglichwerden der Leiſtung, iſt der zweite maß⸗ 
gebliche Zeitpunkt gegeben. 

Dieſes Syſtem pvervollſtändigen anſcheinend Staub⸗Könige, 
§ 374 Anm. 62 a; 63 durch die Schlußfolgerung: es entſcheide der 
Augenblick, wo der Käufer dem Verkäufer die Anzeige zugehen ließ, 
daß er Schadenserſatz wegen Nichterfüllung gewählt habe. Offenbar 
in demſelben Gedanken legt die obige Entſch. den Zeitpunkt zugrunde, 
wo ohne Friſtſetzung der Käufer Klage auf Schadenserſatz erhebt, 
demnach die Klage dem Verkäufer zuſtellen laßt. Denn damit werde 
wiederum der Anſpruch auf Erfüllung abgelöſt. 

Dieſe Ordnung muß natürlich auch gelten, wenn der Käufer 
aus anderen Gründen befugterweiſe die Nachfriſtſetzung unterläßt, 
insbeſ. wegen Hinwegfalls ſeines Intereſſes an der Lieferung. 

2. Das RG. arbeitet hier ausſchließlich mit dem Aufhören des 
urſprünglichen Anſpruchs. Das iſt inſofern einleuchtend, als in die⸗ 
ſem Aufhören der ſpäteſte Zeitpunkt geſehen wird, in welchem der 
Käufer einfach mit dem Marktwert der Ware rechuen darf. Nicht 
ebenſo von ſelbſt verſteht ſich, daß es auf dieſen Zeitpunkt immer 
ankommt. Denn es gibt noch einen anderen Geſichtspunnkt, der dem 
RS. nichts weniger als fremd iſt: daß man nämlich den Gläubiger 
verhindern ſoll, auf Koſten, „auf dem Rücken“, des Schuldners zu 
ſpekulieren. Auf ihm beruht es, daß der abſtrakten Berechnung über⸗ 
haupt nur beſtimmte Zeitpunkte zur Verfügung geſtellt werden. Ihm 
iſt es ſehr gemäß, daß der Ablauf einer Nachfriſt entſcheidet. Denn 
dieſer Augenblick iſt mindeſtens im Grundgedanken des 8 326, wenn 
die geſetzte Stift zugleich angemeſſen iſt, ſicher, und er iſt zudem 
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dies um ſo mehr, als auch der däniſche Käufer den Kaufpreis 
nicht etwa in däniſcher, ſondern in deutſcher Währung zu ent⸗ 
richten hatte. Geht man im übrigen davon aus, daß der Kl. 
den Erlös aus der Verwertung des Wagens ſofort in ſeiner 
däniſchen Heimat in däniſchen Kronen angelegt haben würde, 
ſo ſtellt ſich die Rechnung wie folgt: Dem Kl. iſt zuzuſprechen 
der Verkaufswert des Wagens zur Zeit des Lieferungsverzuges 
oder der Klagerhebung, umgerechnet in däniſche Kronen zum 
Kurſe eines der beiden vom Kl. zu wählenden Stichtage. Von 
dieſem Betrage ſind zu kürzen: einmal die dem Kl. zurück⸗ 
vergütete Anzahlung zum Kurſe des Tages der Rückzahlung 
und die zur Verfügung des Kl. verbliebenen hinterlegten 
6000 % zum Kurſe des Tages, an dem er wegen Erhebung 
des Erſatzanſpruchs in der Lage war, den hinterlegten Betrag 
abzuheben. Den danach verbleibenden Kronenbetrag hat die 
Bekl. in deutſcher Währung, umgerechnet zum Kurſe des Tages 
der wirklichen Zahlung zu entrichten und den ganzen Betrag 
vom Stichtage an unter Berückſichtigung der abzurechnenden 
eträge zu verzinſen. 
(U. v. 16. Dez. 1921; 340/21 II. — Berlin.) 


5. 88 275, 279, 244, 270 BGB. Wenn eine von 
einem Deutſchen verſuchte Zahlung in das dem- 
nächſt feindliche Ausland durch Kriegsausbruch 
verhindert worden iſt, ſo trifft den Deutſchen 
nicht die Geldentwertung.]J f) 

Im Juni 1914 kaufte die Kl. von der Natal Mill and 
Elevator Company in Durban Maisfutter zum Preiſe von 
444. 14.6 -- 420.4. 11 = 864.19.5 K. Die Natal Mill and Ele⸗ 
vator Company übergab der Natalbank in Durban die die 
Ware betreffenden Dokumente, u. a. ein Konnoſſement, zwei 
Rechnungen und zwei über die Rechnungsbeträge von der Ver⸗ 
käuferin ausgeſtellte Tratten. Die Natalbank in Durban über⸗ 
ſandte dieſe Dokumente an die Bekl. mit dem Auftrage, die 


dem Schuldner im vorhinein bekanntgegeben, ſo daß die Folgen 
durch Erfüllung noch abgewendet werden können. Nach dem obigen 
Urteil aber hat es der Gläubiger grundſätzlich in der Hand, durch 
Klage, ſonſt analog durch Wahlerklärung, den Zeitpunkt ſelber und 
rein einſeitig zu beſtimmen. 5 

Dieſes Ergebnis iſt fo wenig befriedigend, daß es praktiſch da⸗ 
bei nicht oft fein Bewenden haben wird. Das NG. wird natürlich 
im Einzelfall eine Verpflichtung des Käufers zu früherem Deckungs⸗ 
kauf i. S. des 8 254 BGB. heranziehen; es wird auch geradezu einen 
Zeitpunkt geſtiegener Preiſe ablehnen, wenn ſeine Benutzung als 
gegen Treu und Glauben verſtoßend betrachtet werden kann (RG. 90, 
424 JW. 1918, 36 u. oft). Eine derartige Ausnahme gegenüber 
einem leidlich feſtſtehenden Zeitpunkte, wie es das Ende der Nach⸗ 
ſriſt iſt, wirkt erträglich; hier muß daraus wohl ein ſtändiges Gegen⸗ 
ſtück zu dem theoretiſch freien Belieben des Gläubigers gebildet wer⸗ 
ben, und dadurch ſteigern ſich die Unzukömmlichkeiten. 

3. Die engliſche Sale of Goods Act 1893, s. 51 (3), erlaubt 
beim Verzuge des Verkäufers marktgängiger Waren dem Käufer, ab⸗ 
ſtrakt zu berechnen: „die Differenz zwiſchen dem Vertragspreis und 
dem Börſen⸗ oder Marktpreiſe in dem Zeitpunkte oder den Zeit⸗ 
punkten, wo ſie hätten geliefert werden ſollen; oder wenn keine Liefer⸗ 
zeit feſtgeſetzt worden iſt, zur Zeit der Erfüllungsverweigerung“. 
Die Judikatur beobachtet dieſe Normen ſtrenge. Die abſtrakte Be⸗ 
rechnung darf keinen früheren Standpunkt zugrunde legen, auch wenn 
der Schuldner ſchon vor der verabredeten Lieferzeit die Erfüllung 
verweigert hat (ſog. antizipierter Vertragsbruch, Melachrino v. Nih⸗ 
Rot, LR. 1920] 1 K B 698 [122, LT. 545]: „weil der Käufer ſonſt 
einen Gewinn aus der Vertragsverletzung hätte“; der Käufer darf 
aber ſofort den Verkäufer an ſeiner Erklärung deutlich feſthalten 
und ſich auf deſſen Gefahr eindecken; etwas anders RG. 52, 152: 
Düringer⸗ Hachenburg 2, 237). Aber auch Keinen ſpäteren. 
Daher wird bei Sulzzeſſivlieferungen die Zeit jeder einzelnen Rate 
beachtet (Benjamin, Sale of Goods, 6. Ed., 1116 ff.; ebenfo 
RG.: JW. 1903, 186 40. 

Auch z. B. die italieniſche Praxis hält ſtrenge daran ſeſt, daß 
der Schadenserſatzanſpruch mit dem Moment der Nichterfüllung ent⸗ 
ſtehe (Cass. 31. Mai 1924 Giur. Ital. 1926, J, 1, 609); der Deckungs⸗ 
Rauf iſt ſogleich danach vorzunehmen, auch nicht durch ein umſtänd⸗ 
liches gerichtliches Verfahren zu verzögern (Cass. 15. Nov. 1923 Giur. 
Ital. 1923, J, 1, 945): weil „man nicht dem Käufer den Weg zu 
möglichen Spekulationen eröffnen und die Wahl des Zeitpunktes in 
ſein Belieben ſtellen“ dürfe. 

Dieſe Geſichtspunkte ſind dem RG. durchaus gewohnt. Es hätte 
wohl genügt, wenn dem Käufer die abitrakte Rechnung wegen Ver⸗ 
zugs geblieben wäre: 1. für den Beginn des Verzugs, 2. am Ende 
der Nachfriſt, die er regelmäßig doch noch ſetzen darf (Stau b⸗ 
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Papiere gegen Zahlung des Kaufpreiſes der Ware an die Kl. 
auszuhändigen und das Geld an die Londoner Niederlaſſung 
der Natalbank zu überweiſen. Die Kl. löſte die Dokumente 
gegen Zahlung von 17860,70 % ein. Die Bekl. rechnete dieſe 
Summe in 420.4.0 ＋ 444. 14.6 K um, zog davon Speſen ab 
und richtete ein v. 1. Aug. 1914 datiertes Schreiben an die 
Natalbank in Durban mit der Mitteilung, daß ſie in der üb⸗ 
lichen Weiſe an die Londoner Niederlaſſung der Natalbank 
863.13. K überwieſen habe. Dieſe Überweiſung iſt nicht voll⸗ 
zogen. Die Bekl. behauptet aber, daß ſie einen auf die ge⸗ 
nannte K⸗Summe lautenden Scheck auf ihre Londoner Filiale 
ausgeſtellt und an die Niederlaſſung der Natalbank in London 
abgeſchickt habe. Dieſe Sendung ſei infolge des Kriegsaus⸗ 
bruches nicht in die Hände der Natalbank in London ge⸗ 
langt, vielmehr i. J. 1919 an die Bekl. zurückgekommen. 
Andererſeits hat die Kl., gleichfalls infolge des Kriegsaus⸗ 
bruches, das von ihr gekaufte Maisfutter nicht erhalten. Die 
Ware iſt nach England gebracht und dort verkauft. Der jo 
erzielte Erlös iſt angeblich an die Natal Mill and Elevator 
Company gelangt, wobei fie 77.4.4 K weniger als den mit 
der Kl. vereinbarten Kaufpreis erhalten hat. Die Kl. be⸗ 
hauptet, die Natalbank habe auf Grund ihres Auftrags⸗ 
verhältniſſes zu der Bekl. gegen dieſe einen Anſpruch auf 
Zahlung des von der Bekl. für die Natalbank eingezogenen 
und nach dem Kurſe des Einziehungstages in engl. Währung 
umgerechneten Betrages. Dieſen Anſpruch habe die Natalbank 
oder ihre Rechtsnachfolgerin, die Nationalbank of South 
Africa, an die Kl. abgetreten. Demgemäß hat die Kl. — 
unter Abſatz der von ihr nachträglich an die Natal Mill and 
Elevator Company bezahlten 77.4.4 4 — von der Bekl. im 
Klagewege die Zahlung von 787.15.1 K nebſt Zinſen verlangt. 
Die Bekl. hat den Klageanſpruch beſtritten und u. a. einge⸗ 
wandt, daß der Gegenwert für die bei ihr ſeitens der Kl. ge⸗ 
machte Einzahlung bei ihrer, der Bekl., Niederlaſſung in Lon⸗ 


Könige a. a. O.), 3. wenn die Erfüllung nach Verzugseintritt ver⸗ 
weigert wird und Nachfriſt nicht geſetzt wird oder werden darf, im 
Zeitpunkt des Zugehens der Weigerung mit einer angemeſſenen kurzen 
. (Noch anders: Tore Almen, Skand. Kaufrecht 1, 
395 ff. 

Jedenfalls wollen dieſe Überlegungen zeigen, daß der vertragstreue 
Teil, der abſtrakt rechnen will, es geraten finden muß, nachdem ſo⸗ 
wohl der Verzug eingetreten als die Erfüllung verweigert iſt, un⸗ 
verzüglich ſeine außergerichtliche Wahlerklärung oder Klage an⸗ 
zubringen. Geh. IR. Prof. Dr. Rabel, Berlin. 


Zu 5. Die Klage ſtützt fi; auf die Abtretung des Anſpruchs 
der Natalbank, alſo auf ein vor Kriegsausbruch zwiſchen dieſer 
Bank und der Bell. begründetes Rechtsverhältnis. Gleichwohl kam 
das Ausgleichsverfahren (Art. 296 PV.) nicht in Betracht, weil der 
Sitz der Natalbank im Gebiet der Südafrikaniſchen Union ift und 
dieſe ſich dem Ausgleichsverfahren nicht angeſchloſſen hat. 

Das RG. hat die Frage nicht erörtert, nach welchem Recht der 
Vertrag der Natalbank und der Bekl. zu beurteilen war. Es ſcheint 
als ſelbſtverſtändlich anzunehmen, daß der Wille der Parteien auf 
die Geltung deutſchen Rechts gerichtet war, wie namentlich die Aus⸗ 
führungen über die Anwendbarkeit 8 244 BGB. ergeben. Würde der 
Sitz der Bekl. oder der Erfüllungsort für ihre Verpflichtungen, die 
Dokumente der Kl. vorzulegen und die Zahlung einzuziehen, als 
Maßſtab genommen, jo wäre ebenfalls deutſches Recht anzuwenden. 
(Siehe RG.: JW. 1927, 977 1 und die Anm. Frankenſteins da⸗ 
zu, ferner Rabel: Ztſchr. für ausländ. und internat. Privatrecht I, 
41.) Indes kann zweifelhaft ſein, ob für die Überweiſung des ein⸗ 
gezogenen Betrags und feiner Umwandlung in L, alſo das Zah⸗ 
lungsgeſchäft, gleichfalls dentſches Recht anwendbar blieb. Nimmt 
man auch hier als Erfüllungsort den Sitz der Bekl. an, fo bleibt das 
deutſche Recht maßgebend trotz § 270 Abſ. 1 BGB. Die Frage, auf 
weſſen Gefahr die überſendung des Schecks ging, iſt unerheblich. 
Denn mit Recht bezeichnet das RG. die Überweiſung des Betrags nach 
London vom Kriegsausbruch an bis zur Wiederanknüpfung der 
Handelsbeziehungen 1919 als objektiv unmöglich. Daher war die 
Bekl. während dieſer Zeit von der Zahlungspflicht befreit. Da ſie 
nach den Feſtſtellungen des Urteils zur ſofortigen Umwandlung des 
eingezogenen Betrags in K nicht verpflichtet war, iſt das Ergebnis 
des Urteils richtig: fie hat denjenigen Betrag in K zu zahlen, der 
nach dem Kursſtand an dem — noch zu ermittelnden — Stichtag 1919 
dem eingenommenen Markbetrag entſpricht. 

Der Veſchlagnahme der Zweigniederlaſſung der Bell. in London 
und der dortigen Vermögenswerte legt das RG. mit Recht keine Be⸗ 
deutung bei. Denn die Bekl. hat das Vermögen ihrer Zweignieder⸗ 
laſſung nicht vermehrt, auch den zugunſten der Natalbank auf die 
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don für die Natalbank in London bereitgeſtanden habe, aber 
mit dem Geſamtvermögen der Londoner Filiale der Bekl. 
durch Beſchlagnahme ſeitens der engl. Behörden verloren⸗ 
gegangen ſei. Die Vorinſtanzen haben verurteilt, das RG. 
hob auf. Das BG. hat feſtgeſtellt, daß die Ware, deren 
Kaufpreis die Bekl. im Auftrage der Natalbank von der Kl. 
einziehen ſollte, infolge des Ausbruches des Weltkrieges nicht 
nach Deutſchland gekommen, ſondern in England als feind⸗ 
liches Eigentum veräußert iſt. Der Erlös, der gegenüber dem 
Fakturenpreis einen Verluſt von 77.4.4 K ergeben hat, foll 
angeblich an die Natal Mill and Elevator Company, welche 
die Ware an die Kl. verkauft hatte, oder an deren Rechts⸗ 
nachfolgerin ausgehändigt ſein. Die Rev. beruft ſich darauf, 
daß in Höhe des an die genannte Verkäuferin oder ihre 
Rechtsnachfolgerin gelangten Betrages dieſe der Kl. gegenüber 
aus dem fraglichen Kaufvertrage befriedigt, und daß damit 
auch der Anſpruch erloſchen ſei, den angeblich die Natalbank 
bzw. die National Bank of South Africa gegen die Bekl. er⸗ 
worben und an die Kl. abgetreten habe. Dieſe Anſicht kann 
nicht gebilligt werden. Wenn und ſoweit die angeführten 
Vorgänge zutreffen ſollten, wird es Sache der Kl. und der 
Natal Mill and Elevator Company oder deren Rechtsnach⸗ 
folgerin ſein, ſich dieſerhalb auseinanderzuſetzen. Dies iſt 
aber für den die Grundlage der Klage bildenden Anſpruch 
der Natal Bank oder der National Bank of South Africa 
gegen die Bekl. ohne Bedeutung. Denn dieſer Anſpruch be⸗ 
ruht auf einem von der Natalbank im eigenen Namen und 
aus eigenem Recht mit der Bekl. eingegangenen Vertrags⸗ 
verhältnis, welches gegenüber den Beziehungen der Kl. zu 
ihrer genannten Verkäuferin einen ſelbſtändigen Rechts⸗ 
charakter hat. Der maßgebliche Anſpruch der Natalbank gegen 
die Bekl. wird hergeleitet aus einem Auftrag, den die Natal⸗ 
bank inhalts ihres Schreibens v. 8. Juli 1914 und der dort 
erwähnten Anlage an die Bekl. erteilt hat. Nach dieſen 
Schriftſtücken im Beihalt der Feſtſtellungen des BG. ſollte 
die Bekl. von der Kl. gewiſſe, in engliſcher Währung auf⸗ 
geführte, Geldbeträge gegen Aushändigung beſtimmter Doku⸗ 
mente einziehen und an die Londoner Niederlaſſung der Natal⸗ 
bank unter Benachrichtigung der Natalbank in Durban über⸗ 
ſenden. Und zwar ſollten die von der Bekl. bei der Kl. in 
Deutſchland eingezogenen Geldbeträge nach London überſandt 
werden „in usual course“, wie dies ausdrücklich in dem er⸗ 
wähnten Schreiben der Natalbank v. 8. Juli 1914 angeführt 
iſt. Zutreffend entnimmt das BG. dieſem Auftrag, daß die 
Natalbank grundſätzlich Zahlung in engliſcher Währung haben 
wollte, aber von vornherein damit rechnete, daß die in Deutſch⸗ 
land anſäſſige Kl. in Reichswährung zahlen werde. Zu einer 
ſolchen Zahlung war die Kl. nach § 244 BGB. berechtigt, da 
nach den Feſtſtellungen des BG. eine Zahlung in ausländi⸗ 
ſcher Währung nicht ausdrücklich ausbedungen war. Demen!- 
ſprechend ging auch der Auftrag der Natkalbank nicht etwa 
dahin, daß die Bekl. unter allen Umſtänden nur Zahlung in 
engliſcher Währung annehmen durfte. Vielmehr genügte es, 
daß die Bekl. gegen Aushändigung der Dokumente Zahlung 
in deutſcher Währung nach dem damals üblichen Kurs erhielt, 
wenn ſie nur die entſprechenden Beträge in engliſcher Wäh⸗ 
rung an die Londoner Filiale der Natalbank überwies. Und 
weiter iſt weder aus den Feſtſtellungen des BG. noch ſonſt 
erſichtlich, daß die Bekl. dieſe Überweiſung grundſätzlich effektiv, 
d. h. in baren engliſchen Zahlungsmitteln, vorzunehmen hatte. 
Sondern es iſt davon auszugehen, daß die überweiſung wie 
die übrige Abwicklung des Auftrags in kaufmänniſch üblicher 


Zweigniederlaſſung gezogenen Scheck 1919 zurückerhalten. Für ihre 
Nechtsbeziehungen zur Natalbank blieb alſo die Beſchlagnahme und 
Liquidation ihrer Zweigniederlaſſung bedeutungslos. 

Die Entſch. iſt wirtſchaftlich wenig befriedigend. Die Natalbank 
war nur Durchgangsſtelle und ſollte für die Natal Mill und Elevator 
Co. das Konnoſſement und die übrigen Dokumente bei der Kl. ein⸗ 
löſen. Sie bediente ſich dazu der Beklagten, die gleichfalls nur Durch⸗ 
gangsſtelle war. Kl. hat tatſachlich bezahlt, die Ware aber infolge 
des Kriegs und der Beſchlagnahme in England nicht erhalten. Wenn 
das Konnoſſement überhaupt das Recht an der Ware zur Zeit der 
Zahlung der Kl. verkörperte, ſo hat es dieſe rechtliche Bedeutung 
ſpäter verloren: als Kl. nach Kriegsende Rechte aus dem Konnoſſe⸗ 
ment hätte erheben können, war die Ware in England veräußert 
und der Erlös an die Verkäuferin gezahlt. Die Dokumente waren 
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Form zu erfolgen hatte. Somit war die Bekl. im Rahmen 
ihres Vertragsverhältniſſes zu der Natalbank keineswegs ver⸗ 
pflichtet, die ordnungsmäßig eingezogenen Markbeträge ſo⸗ 
fort in engliſches Geld einzuwechſeln oder der Natalbank zu 
garantieren, daß ſie gegen die von der Bekl. vorgenommene 
Aushändigung der maßgeblichen Dokumente an die Kl. in 
den Beſitz der angeforderten £-Beträge gelangte. Vielmehr 
konnte die Bekl. ihre Verpflichtung, die von der Kl. erhal⸗ 
tenen Markbeträge in engliſcher Währung an die Londoner 
Niederlaſſung der Natalbank zu überſenden, auf jedem ver⸗ 
kehrsüblichen Wege erfüllen. Danach hat die Bekl. zunächſt 
alles, was im vorliegenden Falle von ihr verlangt werden 
konnte, getan, wenn ſie einen über den maßgeblichen £-Be- 
trag auf ihre Londoner Filiale gezogenen Scheck, für den 
bei dieſer Deckung vorhanden war, an die dortige Nieder- 
laſſung der Natalbank ſandte. Dies hat die Bekl., wie die 
Feſtſtellungen des BG. ergeben, in ſachgemäßer Weiſe unter⸗ 
nommen. Es iſt auch gegen dieſe Überweiſungsart als ſolche 
von keiner Seite etwas eingewendet worden. Wenn dann 
der von der Bekl. abgeſandte Scheck nicht in die Hände der 
Natalbank gelangt, ſondern infolge des Kriegsausbruchs zu⸗ 
nächſt von der engliſchen Regierung beſchlagnahmt und als⸗ 
dann i. J. 1919 an die Bekl. zurückgeſchickt iſt, ſo hat ſie dies 
der Natalbank gegenüber nicht zu vertreten. Mit dem Kriegs⸗ 
ausbruch trat für die Bekl., die bis dahin in ihrem Rechts⸗ 
verhältnis zu der Natalbank alles getan hatte, was ihr 
billigerweiſe zuzumuten war, in bezug auf weitere Erfüllung 
ihrer Umwechſlungs⸗ und Überſendungspflicht eine Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung i. S. von § 275 BGB. ein, die fie nicht 
zu vertreten hat. Es lag auch nicht etwa bloßes ſubjektives 
Unvermögen der Bekl. i. S. von $ 279 BGB. vor, da der 
Kriegsausbruch jede deutſche Bank hinderte, mit einer eng⸗ 
liſchen Bank während der Kriegsdauer in reguläre Verbindung 
zu treten (RGRKomm. Anm. 5 zu § 275 BGB.). Durch die 
Unmöglichkeit der Leiſtung wurde die Bekl. nach 8275 BGB. 
von der Umwechflungs⸗ und Überſendungspflicht ſoweit frei, 
als den deutſchen Banken der reguläre Verkehr mit engliſchen 
Banken verſchloſſen war, d. h. bis zu der Zeit, als die eng⸗ 
liſchen Behörden dieſen Verkehr wieder frei gaben. Die Bekl. 
hat alſo der Natalbank und der Kl. als deren Rechtsnach⸗ 
folgerin nicht dafür einzuſtehen, daß ſie bis zu dem genannten 
Zeitpunkt den von der Kl. in deutſcher Währung empfangenen 
Betrag nicht der Natalbank in engliſche Währung umge⸗ 
rechnet zuwenden konnte. Dieſe Verpflichtung wurde für die 
Bekl. erſt wieder wirkſam, als fie i. J. 1919 den £-Sched mit 
ihrer übrigen engliſchen Poſt aus den erſten Kriegstagen zu⸗ 
rückerhielt und daraus erſah, daß jener Scheck der Natalbank 
nicht zugegangen war. Die Bekl. hätte darauf ſofort nach dem 
damaligen Kurſe den früher von der Kl. erhaltenen Mark⸗ 
betrag in engliſcher Währung an die Natalbank übermitteln 
müſſen. Denn die Behauptung der Bekl., daß ſie die von der 
Kl. erhaltene Markzahlung, umgerechnet in engliſche Wäh⸗ 
rung nach dem Kurſe des Zahlungstages, bei ihrer Londoner 
Filiale für die Natalbank greifbar bereitgeſtellt habe, und daß 
dieſes Geld durch einen von der Bekl. nicht zu vertretenden 
Zufall, nämlich die Beſchlagnahme ihres Londoner Vermögens 
ſeitens der engliſchen Behörden, verloren gegangen ſei, iſt mit 
den Feſtſtellungen des BG. nicht vereinbar. (Wird aus⸗ 
geführt.) Vielmehr ſind die Angaben des BU., daß für die 
Deckung des Schecks geſorgt war, und daß dieſe Deckung bei 
der Londoner Filiale der Bekl. mit ihrem übrigen Vermögen 
beſchlagnahmt ſei, oder daß die Bekl. den auf ihre Londoner 


alſo wertlos geworden. Daher wäre es wirtſchaftlich richtig geweſen, 
die Kl. unmittelbar an die Bekl. zu verweiſen, ſtatt den Umweg über 
die Anſprüche der Natalbank aus deren Vertrag mit der Bekl. zu 
wahlen. Dies war aber auch rechtlich geboten; denn der Vertrag zwi⸗ 
ſchen der Natalbank und der Kl. iſt nach Art. 299 VV. aufgelöft. 
Den Anſpruch auf Zahlung der von der Berl. vereinnahmten Summe 
aber konnte die Natalbank nach Treu und Glauben nicht mehr er⸗ 
heben, weil ſie die Zahlung nicht für ſich, ſondern nur für die Ver⸗ 
Käuferin einziehen durfte, die Verkäuferin aber für ihre Forderung 
durch den Verkauf der Ware befriedigt war, mit Ausnahme des 
Mindererlöſes von rund 77 K. Dieſen aber ſcheint die Kl. ſchon vor 
Klageerhebung gezahlt zu haben, jedenfalls ſcheint die Natalbauk 
daraus Anſprüche gegen die Bekl. nicht mehr erhoben zu haben. 

RA. Dr. Georg Ben hard, Frankfurt a. M. 
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Filiale deponierten £-Betrag infolge der Beſchlagnahme in 
London eingebüßt habe, nur dahin zu verſtehen, daß damals 
eine zur Bezahlung des Schecks ausreichende Summe der Lon⸗ 
doner Filiale der Bekl. zur Verfügung ſtand, ohne daß dieſer⸗ 
halb beſondere Maßnahmen der Bekl. nach der angegebenen 
Richtung hin erfolgt und möglich waren. Alsdann hat aber 
die Beſchlagnahme des Londoner Filialvermögens der Bekl. 
dieſe rechtlich und wirtſchaftlich nicht anders und nicht ſchwerer 
getroffen, als wenn ſie einen Verſuch, die ſtreitige £-Summe 
an die Natalbank in London zu überweiſen, überhaupt nicht 
gemacht hätte. Somit iſt die Bekl. der Natalbank und damit 
der Kl. höchſtens in Höhe des Betrages haftbar geworden, 
den die von der Kl. an die Bell. bezahlte Markſumme in 
engliſcher Währung nach dem Kurſe des Tages ausmacht, an 
dem die Bekl. ihren nach England geſchickten Scheck zurück⸗ 
erhalten hat. Dagegen braucht die Bekl. für die in der 
Zwiſchenzeit bis zu dem genannten Tage erfolgte Entwertung 
der deutſchen Valuta nicht einzuſtehen. Es wird aber unter 
Umſtänden noch zu unterſuchen ſein, wie es ſich mit den 
77.4.4 £ nebſt Zinſen verhält, wegen deren ſich anſcheinend 
die Natalbank bzw. die National Bank of South Africa hin⸗ 
ſichtlich ihres Anſpruchs gegen die Bekl. für befriedigt erklärt 
hat. Denn die Kl. wird dies gegebenenfalls gegen ſich gelten 
laſſen müfſen, ſoweit ſie aus abgetretenen Rechten der ge⸗ 
nannten Banken klagt. Im übrigen fehlt es an jeder näheren 
Feſtſtellung, wann die Bekl. den ſtreitigen Scheck zurück⸗ 
erhalten hat. 


(U. v. 21. Mai 1927; 19/27 I. — Hamburg.) [Ka.] 


6. 88 327, 645, 649, 812 ff. BG B.; VD. v. 29. Okt. 
1923. Nach der Auflöſung von Verträgen, die 
das Reich zur Ausführung von Reparations⸗ 
lieferungen geſchloſſen hat, können Zahlungen 
nur als ungerechtfertigte Bereicherung zurück- 
gefordert werden.] f) 

Der Kl., Reichsfiskus, hat durch das Reichskommiſſariat 
für Reparationslieferungen mit der Bekl. am 25. Juli/ 1. Aug. 
1923 einen Vertrag auf Lieferung von 20000 Garnituren 
Aluminiumkochgeſchirren zum Preis von insgeſamt 39000 GM. 
abgeſchloſſen. Die Zahlung ſollte in Papiermark unter Um⸗ 
rechnung der Goldmark zum Mittelkurſe der Federal⸗Reſerve 
Bank in Neuyork erfolgen. Anbezahlt wurden ſo von dem 
Kl. im Auguſt 1923 in Goldmark umgerechnet insgeſamt 
13 300 GM.; geliefert iſt nichts. Unter Ne e e auf die 
VO. über die Ausſetzung von Zahlungen auf Sachlieferungen 
v. 29. Okt. 1923 — RGBl. II, 406 — wies Kl. mit Schreiben 
v. 14. Nov. 1923 die Bekl. auf das ihm hiernach zuſtehende 
Rücktrittsrecht mit dem Anfügen hin, daß er ſich die Er⸗ 
klärung über die etwaige Aufrechterhaltung des Vertrags 
vorbehalte. Eine ſolche Erklärung iſt nicht erfolgt, der Ver⸗ 
trag daher aufgelöſt. Kl. fordert nunmehr mit der Klage als 
Teilbetrag feiner Anzahlung von der Bekl. 4700 RM nebſt 
14% Zinſen hieraus ſeit 24. Mai 1925 zurück; er ſteht auf 
dem Standpunkt, daß ſich die Rückgewährpflicht der Bekl. nach 
den für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Be⸗ 
ſtimmungen richte. Die Bekl. iſt der Klage entgegengetreten; 
ſie wendet ein, ihre Rückzahlungspflicht bemeſſe ſich lediglich 


Zu 6. A. Für das Reich handelte es ſich in der Zeit der höchſten 
Inflationsnot darum, von feinen Zahlungsverpflichtungen ſoweit nur 
angängig befreit zu werden. Daher entſchloß man ſich zu dem dra⸗ 
koniſchen Mittel, durch einen Akt der Geſetzgebung die laufenden 
Reparationsverträge zu brechen. Nun brauchte das Reich nicht 
mehr zu zahlen. Die bisher geleiſteten Anzahlungen ſogar zurück⸗ 
zufordern, hätte den geſetzlich fanktionierten Vertragsbruch in einer 
Form auf die Spitze getrieben, an die nicht zu denken war. Es 
war einer ſpäteren Zeit vorbehalten, eine derartige Konſequenz zu 
ziehen. Mit Recht iſt dieſer Anſpruch in allen Inſtanzen zurück⸗ 
gewieſen worden. Während die Parteien und die erſte Inſtanz 
ihren Standpunkt aus den Grundſätzen des Vertragsrechts zu be⸗ 
gründen bemüht waren, verneinen KG. und RG. die Anwendbar⸗ 
keit dieſer Vorſchriften für dꝛe aufgeworfene Rechtsfrage, da der 
Rücktritt des Reichs auf einem ſtaatlichen Hoheitsakt beruhte, der 
das Vertragsrecht beſeitigte Zutreffend weiſt das RG. darauf 
hin, die nächſte Folge des Rücktrittsrechts habe darin beſtanden, 
„daß damit der Rechtsgrund für etwa ſchon erfolgte Vertrags⸗ 
leiſtungen nachträglich wegfällt (causa finita)“, alſo eine Rechts⸗ 
lage geſchaffen wurde, wie fie $ 812 Abſ. 1 Satz 2 im Auge hat. 
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nach den Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung; 
eine ſolche ſei bei ihr nicht vorhanden, weil ſie zur Erfüllung 
des Vertrags nunmehr nutzlos gewordene Aufwendungen ge⸗ 
macht habe, welche die Anzahlung ſogar noch überſteigen; 
außerdem ſtünden ihr auch Anſprüche aus $ 645 BOB. zu, 
mit denen ſie gegen die Klagforderung aufrechne. Die Klage iſt 
in allen Inſtanzen abgewieſen. Gegen die Rechtsgültigkeit der 
VO. v. 29. Okt. 1923 — RGBl. II, 406 —, die auf Grund 
des Ermächtigungsgeſ. v. 13. Okt. 1923 — RGBl. I, 943 — 
von der Reichsregierung erlaſſen iſt, beſtehen keine rechtlichen 
Bedenken. Das KG. und das KG. find zwar in der Sache ſelbſt 
zum gleichen Ergebnis gelangt, jedoch mit verſchiedener Be⸗ 
gründung. Das LG. hat die für das vertragsmäßige Rück⸗ 
trittsrecht geltenden Vorſchriften über die Rückgewährpflicht 
im Fall des Rücktritts hierher ohne weiteres für entſprechend 
anwendbar erklärt und demgemäß die Bekl. für verpflichtet 
gehalten, das Empfangene ohne Beſchränkung auf die etwa 
noch vorhandene Bereicherung zurückzugewähren; es hat jedoch 
der Bekl. in entſprechender Anwendung des 8 645 BGB. 
Schadenserſatzanſprüche zugebilligt, durch deren Aufrechnung 
die Klagforderung getilgt ſei. Das BG. hat dagegen die 
Anwendbarkeit ſowohl des $ 645 BGB., wie der Vorſchriften 
über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht verneint. Es vertritt 
den Standpunkt, daß die Bekl. zur Herausgabe des Emp⸗ 
fangenen nur nach den Grundſätzen über ungerechtfertigte 
Bereicherung verpflichtet ſei. Die VO. v. 29. Okt. 1923 ſelbſt 
enthalte, ſo erwägt das Berufungsgericht, darüber nichts, nach 
welchen Grundſätzen ſich die Rückgewährpflicht in Rücktritts⸗ 
fällen richte, und das BGB. beſtimme keineswegs, daß bei 
geſetzlichen Rücktrittsrechten ſchlechthin Inhalt und Umfang 
dieſer Verpflichtung ſich nach 88 346 ff. BOB. bemeſſe, viel⸗ 
mehr ſei dies nur für gewiſſe Fälle vorgeſehen; im Fall des 
8327 Satz 2 BGB. hafte der Rückgewährpflichtige aber nur nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung. Soweit die Normen des vertragsmäßigen Rück⸗ 
trittsrechts für anwendbar erklärt ſeien, handle es ſich um 
Fälle, in denen regelmäßig den Gegner des Rücktrittsberech⸗ 
tigten ein Verſchulden treffe, das erſt das Rücktrittsrecht des 
anderen Teils auslöſe; in dem einzigen Fall eines geſetzlichen 
Rücktrittsrechts, für welchen dies nicht zutreffe — 8 327 Satz 2 
BGB. —, ſei aber der Rückgabeanſpruch auf die Bereicherung 
beſchränkt. Letzteres müſſe auch hier gelten, da der Vertrags⸗ 
gegner des Reichs weder mit einem ſolchen Rücktritt habe 
rechnen können noch ihn veranlaßt habe. Dieſes Ergebnis 
ſtehe auch mit dem Zweck der VS., nämlich der Verhütung 
eines völligen Zuſammenbruchs der Reichsfinanzen nicht im 
Widerfpruch; denn die Reichsfinanzen würden nur durch 
weitere Zahlungspflichten, nicht aber durch ſchon geleiſtete 
Zahlungen belaſtet. Die Rev. rügt Me des materiellen 
Rechts, insbeſ. der 88 346, 812, 818 BGB. und der VO. 
v. 29. Okt. 1923. Sie wendet ein, der Rücktritt ſei im Gegen⸗ 
ſatz zur Kündigung ein Rechtsbehelf, der den Vertrag „ex 
tune“ auflöſe. Die ſich hieraus für die Vertragsteile er⸗ 
gebenden Rechte und Pflichten ſeien grundſätzlich für die 
vertragsmäßigen und geſetzlichen Rücktrittsrechte in 88 346 ff. 
BGB. mit der Maßgabe feſtgelegt, daß dieſe Vorſchriften in 
Ermangelung anderweitiger Beſtinmung Platz griffen. Die 


Andere als Bereicherungsgrundſätze kämen auch im Vertragsrecht 
nur dann vor, wenn der Gegner des Zurücktretenden dieſen Rück⸗ 
tritt zu vertreten, alſo insbes. verſchuldet habe. 

RA. Roderich Stintzing, Berlin. 


B. Mit Recht lehnt das RG. die Anwendung der 88 645, 649 
BGB. ab. Die Ausführungen des Urt. über die rechtliche Natur 
des Vertrags und die Anwendung der Kaufvertragsbeſtimmungen 
bedürfen keiner weiteren Erörterung. Tatſächlich hing die Entſch. von 
der Auslegung der VO. v. 29. Okt. 1923 ab. Dieſe iſt während 
der ſchlimmſten Inflation auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes er⸗ 
gangen und ſtellte einen obrigkeitlichen Eingriff in Vertragsverhältniſſe 
dar. Das Reich hat als Geſetzgeber Vertrags verhältniſſe, die es vorher 
als Träger von Vermögensrechten eingegangen war, einſeitig auf⸗ 
gehoben und alle Anſprüche des privaten Vertragsgegners, im be⸗ 
ſonderen des Lieferungspflichtigen ausgeſchloſſen (8 5). Die VO. be⸗ 
wegt ſich alſo in derſelben Linie wie die Perſ Abb O. in der nicht nur 
für Beamte, ſondern auch für Angeſtellte laufende Vertragsverhältniſſe 
einſeitig aufgehoben und alle Kündigungsfriſten abgekürzt wurden. 
Ein derartiger Eingriff des Reichs als Geſetzgeber in privatrechtliche 
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VO. v. 29. Okt. 1923 habe dem Reich kraft ſtaatlichen Hoheits⸗ 
akts ein Rücktrittsrecht desſelben Inhalts geben wollen und 
gegeben, wie wenn es ihm vertragsmäßig eingeräumt 
geweſen wäre; für eine andere Auslegung biete die VO. keine 
Handhabe. Hätten die Rechtsfolgen insbeſ. hinſichtlich der 
Rückgewährpflicht „abweichend von der geſetzlichen Regel“ be⸗ 
ſtimmt werden ſollen, ſo wären beſondere Vorſchriften hierüber 
getroffen worden. Die VO. ſei ein Glied der damaligen Not⸗ 
maßnahmen zur Ordnung der Reichsfinanzen geweſen, durch 
die einerſeits die Ausgaben denkbar beſchränkt, andererſeits 
alle Möglichkeiten zu Einnahmen bis zum äußerſten aus⸗ 
genützt worden ſeien. Zufolge des Ruhreinbruchs ſeien die 
Reparationsleiſtungen des Reichs größtenteils eingeſtellt wor⸗ 
den, die Lieferungsverträge hätten damit ihren Zweck verloren, 
deshalb ſei den Lieferpflichtigen das mit einem Rücktritt vom 
Vertrag ſeitens des Reichs für fie verbundene Opfer zugemutet 
worden, das nicht durch eine Gegenrechnung mit etwaigen 
Verluſten und Aufwendungen bis zur völligen Bedeutungs⸗ 
loſigkeit abgeſchwächt werden dürfe. In 85 der VO. ſei aus⸗ 
drücklich beſtimmt, daß aus der Zahlungsausſetzung keinerlei 
Anſprüche gegen das Reich entſtünden; eine ähnliche Vorſchrift 
für den Fall des Rücktritts ſei angeſichts der Regelung der 
88 346 ff. BGB. überflüſſig geweſen. In dieſem Sinn fei die 
VO. auch ſofort ohne Ausnahmen durchgeführt worden. Das 
Berufungsgericht verkehre den Zweck der VO. gerade in das 
Gegenteil; das Reich würde hiernach nicht nur den Vorſchuß, 
ſondern auch die Ware verlieren. Der Rev. war der Erfolg 
zu verſagen. Der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag 
iſt auf Lieferung vertretbarer Sachen aus von dem Unter⸗ 
nehmer zu beſchaffenden Stoffen gerichtet. Es handelt ſich 
alſo um einen Werklieferungsvertrag i. S. des 8 651 Abſ. 1 
Satz 1 und 2 BGB. Daß die BD. v. 29. Okt. 1923 aber gleich⸗ 
mäßig für Kauf⸗ und Werklieferungsverträge gilt, kann ſchon 
nach ihrem Wortlaut keinem Zweifel unterliegen. Auf Werk⸗ 
lieferungsverträge über vertretbare Sachen find nach § 651 
Abſ. 1 Satz 2 die Beſtimmungen über den Kauf, alſo nicht die 
Beſtimmungen des Werkvertrags anzuwenden. Der 8 645 
BGB., auf den das LG. feine Entſch. ſtützt, kann ſodann 
weiter auch um deswillen nicht herangezogen werden, weil es 
ſich hier, wie ſchon das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt 
hat, nicht um eine Herſtellungsanweiſung des Beſtellers der 
Ware, ſondern um die Auflöſung des Vertrags überhaupt auf 
Grund des in der VO. feſtgeſetzten Rücktrittsrechts des Kl. 
handelt. Ebenſo hat der 8 649 BGB., auf den ſich die Bekl. 
mitberufen hat, auszuſcheiden. Einmal beſtimmen ſich die 
Rechtsbeziehungen der Parteien an und für ſich rein nach den 
Rechtsſätzen über den Kauf, die eine dem 8 649 BGB. ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift eben nicht enthalten, zum anderen iſt 
das dem Kl. nach der VO. zuſtehende Rücktrittsrecht nach 
Weſen und Wirkung von der Kündigungsbefugnis des 8 649 
Abſ. 1 BGB. völlig verſchieden. Die Erwägungen, auf Grund 
deren das Berufungsgericht eine ungerechtfertigte Bereicherung 
der Bekl. auf Koſten des Kl. verneint, liegen im weſentlichen 
auf tatſächlichem Gebiet; ein Rechtsverſtoß iſt inſoweit nicht 
erſichtlich, der Klaganſpruch aus dieſem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt demnach mit Recht abgewieſen. Die Entſch. hängt des⸗ 
halb in der Tat von der Rechtsfrage ab, ob die Bekl. zur 
Rückerſtattung der empfangenen Anzahlungen nur nach den 
Grundſätzen über ungerechtfertigte Bereicherung oder etwa 
nach den für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden 
Vorſchriften der 88 346 ff. BGB. verpflichtet iſt. Die VO. 
v. 29. Okt. 1923 ordnet für Zahlungsanſprüche gegen das 
Reich aus den in ihr Geltungsbereich fallenden Verträgen 
zunächſt ein Moratorium an und räumt weiterhin dem Reich 
ein Rücktrittsrecht ein. Hinſichtlich der ausgeſetzten 
Zahlungsanſprüche gegen das Reich iſt beſtimmt, daß fie weder 
gerichtlich noch außergerichtlich geltend gemacht werden können 


Verpflichtungen iſt nur aus der Not der damaligen Zeit zu verſtehen 
und nur aus ihr zu entſchuldigen. In normalen Zeiten, ſelbſt unter 
Verhältniſſen, wie fie jetzt nach der Stabiliſierung wiedergekehrt find, 
wäre ein ſolches Vorgehen des Reichs mit Eingriff in beſtehende 
Vertragsverhältniſſe ohne Eutſchädigung ſchlechthin zu verwerfen. 
Der Klageanſpruch mußte ſchon deshalb Bedenken begegnen, 
weil das Reich nur in Papiermark bezahlt hat, die wertloſen Scheine 
aber ſelbſt druckte und durch deren Ausgabe keine nennenswerten 
Nachteile erlitt. Wenn auch die Papiermarlezahlung zum Goldwert 
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(58 5 Abſ. 1), und daß aus der Zahlungsausſetzung ſelbſt 
Anſprüche irgendwelcher Art gegen das Reich nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangen (35 Abſ. 2). Da weiter der Rücktritt des 
Reichs, der als erklärt gilt, wenn nicht dem Lieferungs⸗ 
pflichtigen binnen beſtimmter Friſt das Gegenteil mitgeteilt 
wird, den Vertrag rückwirkend auflöſt, ſind jo die Verpflich⸗ 
tungen des Reichs aus den Reparationslieferungsverträgen, 
ſoweit es nicht die Vertragserfüllung verlangt, reſtlos be⸗ 
ſeitigt. Inſoweit iſt die in der VO. getroffene Regelung 
lückenlos. Dagegen iſt in der VO. darüber nichts geſagt, wie 
es mit den Anſprüchen des Reichs auf Rückgewähr der von 
ihm geleiſteten Anzahlungen im Fall ſolcher Vertragsauflöſung 
ſich verhalten ſoll. Die Rev. vertritt den Standpunkt, daß 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen ſowohl, wie nach dem 
Sinn und dem Zweck der VO. Inhalt und Umfang der 
Rückgewährpflicht ſich nach den für das vertragsmäßige Rück⸗ 
trittsrecht geltenden Beſtimmungen richte. Dem kann nicht 
beigetreten werden. Die §8 346 ff. BGB. haben zunächſt nur 
Geltung für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht. Um ein 
Recht dieſer Art handelt es ſich hier nicht. Das jetzt in Frage 
ſtehende Rücktrittsrecht hat ſeine Rechtsgrundlagen allein in 
der VO. ſelbſt, alſo einem Akt der Geſetzgebung. Eine 
allgemeine Vorſchrift des Inhalts, daß für geſetzliche Rück⸗ 
trittsrechte die Vorſchriften der 88 346 ff. ohne weiteres An⸗ 
wendung finden, beſteht nicht. Aus den hierfür in Betracht 
kommenden Beſtimmungen des BGB. kann ein ſolcher all⸗ 
gemeiner Rechtsgrundſatz ebenfalls nicht abgeleitet werden. 
Die $8 346 ff. BGB. find für entſprechend anwendbar erklärt 
nach 3327 Satz 1 BOB. bei den geſetzlichen Rücktrittsrechten der 
88 325, 326 BGB., ferner nach 8$ 467, 634 BGB. bei den 
rechtsähnlichen Wandelungsrechten des Kauf- und Werk⸗ 
vertrags. Dieſen Fällen iſt gemeinſam, daß der Gegner des 
„Rücktrittsberechtigten“ ſchuldhaft (ſ. b. 58 325, 326 BGB.) 
oder wenigſtens vertragswidrig (ſ. b. 88 467, 634 BGB.) ge⸗ 
handelt hat. Gerade darin iſt aber der geſetzgeberiſche Grund 
dafür zu finden, daß in dieſen Fällen die Rückgewährpflicht 
ſich nach den Beſtimmungen des vertragsmäßigen Rücktritts⸗ 
rechts richten ſoll. Darauf weiſt ſchon die Vorſchrift des 
8 327 Satz 2 BGB. hin, die eben dann, wenn der Rücktritt 
wegen eines Umſtands erfolgt, den der Gegner des Rücktritts⸗ 
berechtigten nicht zu vertreten hat, nur eine Haftung nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung vorſieht. Das gleiche gilt z. B. auch in den 
Fällen des 8 323 BGB. Auch hier haftet derjenige, welcher 
den Anſpruch auf die Gegenleiſtung verliert, hinſichtlich des 
ſchon Empfangenen nur nach Bereicherungsgrundſätzen. Im 
übrigen hat die Ausübung eines Rücktrittsrechts zur nächſten 
Folge die, daß damit der Rechtsgrund für etwa ſchon er⸗ 
folgte Vertragsleiſtungen nachträglich wegfällt (causa finita), 
alſo eine Rechtslage geſchaffen iſt, wie fie eben 8 812 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. im Auge hat. Will man daher je in der Vorſchrift 
des 8327 S. 2 BGB. den Ausfluß eines allgemeinen Rechts⸗ 
gedankens nicht finden, ſo iſt doch die entſprechende An⸗ 
wendung dieſer Vorſchrift in Fällen ähnlicher Art, d. h. dann 
gerechtfertigt, wenn der Rücktritt nicht durch ein Verſchulden 
oder einen von dem Rückgewährpflichtigen ſonſtwie zu ver⸗ 
tretenden Umſtand veranlaßt iſt. Im vorliegenden Falle ſind 
es einzig und allein die Verhältniſſe und Bedürfniſſe des 
Reichs geweſen, die dazu geführt haben, ihm durch ſtaatlichen 
Hoheitsakt ein Rücktrittsrecht zu verleihen. Ein Durchhalten 
der über Reparationsleiſtungen abgeſchloſſenen Verträge war 
bei der damaligen inneren und äußeren Lage völlig zwecklos 
geworden und mußte die Ordnung der Reichsfinanzen, die 
unabweislich und unaufſchieblich war, wenn nicht unmöglich 
machen, ſo doch äußerſt erſchweren. Dieſe völlig veränderte 
Sachlage auf ſeiten des Reichs hat allein zu der VO. vom 
29. Okt. 1923 und im beſonderen zu dem hier dem Reiche 


verrechnet wurde, ſo iſt die Leiſtung des Reichs in Wahrheit doch kein 
Gold, ſondern bleibt aus der Notenpreſſe hervorgegangenes wertloſes 
Papier. Schon aus dieſem Geſichtspunkt war der Anſpruch ſchwerlich 
begründet. Mit Recht hat das RG. ihn lediglich den Vorſchriften der 
ungerechtfertigten Bereicherung unterſtellt. Da hier die Bekl. für die 
Erfüllung des Vertrags Aufwendungen gemacht hatte, die den Wert 
der Anzahlung mindeſtens erreichten, war eine Bereicherung nicht 
vorhanden, und die Klage iſt in allen Inſtauzen mit Recht ab⸗ 
gewieſen worden. RA. Dr. Benkard, Frankfurt a. M. 


al 
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nachträglich eingeräumten geſetzlichen Rücktrittsrecht Anlaß 
gegeben. Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen haftet demnach 
die Bekl., die mit einem ſolchen geſetzgeberiſchen Eingriff beim 
Vertragsſchluß nicht rechnen konnte, nur gemäß den Beſtim⸗ 
mungen über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung. Der Umſtand, daß die VO. eine im Allgemein⸗ 
intereſſe getroffene Notmaßnahme iſt, rechtfertigt für ſich 
allein noch keine andere Beurteilung, zumal nicht außer acht 
bleiben kann, daß es ſich um einen Eingriff in beſtehende 
Vertrags⸗ und Privatrechtsverhältniſſe handelt, der ſich als 
ein Ausnahmegeſetz darſtellt. Soweit durch Geſetze dieſer Art 
Rechte und Behugniffe, die auf der allgemeinen Rechtsordnung 
beruhen, abgeſchnitten oder verkürzt werden ſollen, muß ſich 
dies aus den getroffenen Anordnungen ganz unzweifelhaft er⸗ 
geben; daß eine Haftung des Rückgewährpflichtigen über den 
Umfang der Bereicherung hinaus auf den Wert des Emp⸗ 
fangenen ſchlechthin eine weſentliche Verſchlechterung ſeiner 
Rechtsſtellung bedeuten würde, liegt auf der Hand. Weder der 
Geſamtinhalt der VO. noch ihr Zweck zwingen zu ſolcher 
Auslegung. Mit keinem Wort iſt in derſelben auf die Frage 
der Rückgewähr der geleiſteten Anzahlungen eingegangen. Eine 
Regelung, wie ſie die Rev. vertritt, hätte ſich mit wenigen 
Worten treffen laſſen. Die von Reichsſeite geleiſteten An⸗ 
zahlungen waren ſodann Papiermarkzahlungen, die bis zum 
Erlaß der VO. infolge der damals beſonders raſch fortſchrei⸗ 
tenden Geldentwertung ohnehin in weiteſtem Umfang ent⸗ 
wertet waren. Der Rechtsgedanke der Auf- bzw. Umwertung 
hatte ſich Ende Oktober 1923 noch keineswegs allgemein durch⸗ 
geſetzt und wurde gerade von der Reichsregierung noch lebhaft 
bekämpft. Bei dieſer Sachlage hatten die Rückzahlungs⸗ 
anſprüche für das Reich und die mit der VO. verfolgten 
Zwecke nur verhältnismäßig untergeordnete und nebenſächliche 
Bedeutung, ein Umſtand, der es ohne weiteres auch erklärlich 
macht, weshalb die VO. dieſe Anſprüche mit Stillſchweigen 
übergangen hat, während ſie andererſeits für die unter das 
Moratorium fallenden Anſprüche eine eingehende und ab⸗ 
ſchließende Regelung traf. Erſichtlich war auch für die Ord⸗ 
nung der Reichsfinanzen und die in Ausſicht genommene 
Wiederherſtellung der Währung die Befreiung des Reichs von 
weiteren Zahlungspflichten und damit die möglichſte Herab⸗ 


drückung künftiger Ausgaben von ſehr viel größerer Wichtigkeit. 
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7. 8667 BGB. 1. Die Sicherheitsabtretung 
einer Forderung enthält den Auftrag zur Ein⸗ 
ziehung. Den überſchießenden Betrag hat der 
Gläubiger dem Schuldner zuzuführen. 

2. Den Umfang von Behinderungen durch 
engliſche Kriegsmaßnahmen hat eine deutſche 
Bank mit Londoner Filiale im Prozeß nach⸗ 
zuweiſen. Engliſche Kriegsmaßnahmen gegen 
Banken.] 

Die bekl. Bank hat von der Kl. vor Ausbruch des Krieges 
als Sicherheit für der Kl. zur Verfügung geſtelltes, tägliches 
Geld verſchiedene engliſche Akzepte, darunter ein Akzept von 
Baerſelmann Brothers in London per 24. Aug. 1914 über 
1000˙ und ein anderes Akzept per 5. Aug. 1914 über 
384.7.7 K empfangen. Dieſe beiden Wechſel ſind von der 
Bekl. an ihre Londoner Zweigniederlaſſung überſandt und 
von den Akzeptauten an dieſe mit 990.11 & und 384.7.7 K 
bezahlt worden. Als dieſe Zahlungen bei der Londoner 
Zweigniederlaſſung eingingen, war die Bell. dieſer gegenüber 
im Debet. Dieſe, Zahlungen wurden den Parteien erſt nach 
dem Kriege bekannt. Mit der im Herbſt 1925 erhobenen Klage 
vertritt die Kl. den Standpunkt — der ihr gewährte Kredit 
iſt inzwiſchen abgedeckt worden — daß an Stelle der von ihr 
fiduziariſch übereigneten Wechſel die Bekl. als Sicherheit die 
von den Akzeptanten bezahlten Beträge in Händen habe und 
daher dieſe Sicherheit nach Abdeckung des Kredits an die 
Kl. auszuliefern habe. Sie verlangt — unter Vorbehalt ihrer 
weiteren Forderung — einen Teilbetrag von 100 KL. Das LG. 
hat abgewieſen, das BG. verurteilt, die Rev. iſt zurückgewieſen. 
Das BG. hat ausgeführt, die verkl. Bank habe die ihr vor 
Kriegsausbruch von der Kl. als Sicherheit für tägliches Geld 
übereigneten engliſchen Akzepte zur Einziehung an die Zweig⸗ 
niederlaſſung in London gelangen laſſen, an die bei Verfall 
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der Wechſel, nämlich am 5. und 27. Aug. 1914, von den 
engliſchen Akzeptanten die Wechſelbeträge in Höhe von 990.11 4K 
und 384.7.7 £ voll ausgezahlt worden ſeien. Mit dem Ein⸗ 
gang dieſer Zahlungen ſeien die Wechſelbeträge in das Ver⸗ 
mögen der Bekl. gefloſſen. Als Träger der Rechte und 
Pflichten, die aus dem Betriebe der Londoner Zweignieder⸗ 
laſſung erwachſen ſeien, ſei der Inhaber der Hauptniederlaſſung 
anzuſehen. Mit dem Eingange der Wechſelbeträge habe daher 
die Kl. den Anſpruch auf Zahlung der entſprechenden eng⸗ 
liſchen Pfunde gegen die Bekl. erworben. An Stelle der als 
Sicherheit für das fog. tägliche Geld ausgehändigten engliſchen 
Akzepte habe jetzt das Guthaben der Kl. in Höhe der ein⸗ 
gegangenen Beträge gedient. Nach Tilgung der Markſchuld 
der Kl. habe dieſe daher die Auszahlung der bei der Londoner 
Filiale eingegangenen Pfundbeträge verlangen können. Ein 
Auftrag zur Einziehung dieſer Wechſelbeträge habe nicht vor⸗ 
gelegen. Die Bekl., die die Akzepte als Sicherheit in Händen 
gehabt habe, habe, ohne hierzu beauftragt zu ſein, in Wahr⸗ 
nehmung ihrer Intereſſen und derer ihrer Schuldnerin die 
Wechſelbeträge bei Verfall durch die Londoner Zweignieder⸗ 
laſſung einziehen laſſen. Eine Überführung der Wechſelbeträge 
nach Hamburg und eine Zurverfügungſtellung des Pfand⸗ 
erlöſes dortſelbſt ſei hier, anders als wenn ein Auftrag zur 
Einziehung der Wechſelbeträge gegeben worden wäre, nicht in 
Frage gekommen. Die Angelegenheit habe ihre Erledigung 
mit der Einziehung der Wechſelbeträge in London gefunden. 
Die Bekl. habe nicht mehr Wechſelakzepte, ſondern ein Gut⸗ 
haben in engliſchen Pfunden bei der Londoner Zweignieder⸗ 
laſſung als Sicherheit für das der Kl. gewährte Darlehn in 
Händen gehabt. Es habe daher die Kl. nicht berührt, wenn 
nach Eingang der Zahlungen in London das Vermögen der 
Londoner Zweigniederlaſſung beſchlagnahmt worden ſei. Die 
Rev. rügt, es ſei verkannt, daß bei einer Sicherungs⸗ 
übertragung ein Treueverhältnis vorliege, welches einem 
Auftragsverhältnis gleichkomme und die Anwendung des 
8 667 BGB. rechtfertige. Es ſei daher unrichtig, wenn das 
BG. meine, die Angelegenheit ſei mit der Einziehung der 
Wechſelbeträge in London erledigt geweſen. Eine Überführung 
und Zurverfügungſtellung des Erlöſes ſei ſehr wohl in 
Frage gekommen, entweder nach Abdeckung der Markſchuld, 
wie an anderer Stelle des BU. auch anerkannt werde, oder 
bez. eines etwaigen Überſchuſſes. Es treffe ferner wegen der 
vermögensrechtlichen Identität der Bekl. mit der Zweig⸗ 
niederlaſſung in London nicht zu, daß die Bekl. an Stelle der 
Wechſelakzepte nunmehr ein Guthaben bei der Londoner 
Zweigniederlaſſüng gehabt habe, und daß deshalb der Anſpruch 
der Kl. nicht unmittelbar berührt worden ſei. Der Vertreter 
der Kl. habe ſelbſt vorgetragen, daß bei dem fiduziariſchen 
Verhältnis der Parteien das Geld eigentlich nach wie vor im 
inneren Verhältnis der Parteien der Kl. gehört habe. Die 
Kl. ſei daher durch die Beſchlagnahme in London in ihren 
Rechten unmittelbar berührt worden. An dieſen Darlegungen 
der Rev. iſt ſo viel richtig, daß die Abtretung einer Forderung 
zur Sicherheit, wie das RG. in ſtändiger Rſpr. erkannt hat 
(RG. 59, 190; 76, 3451), 347) einen Auftrag enthält und 
zwiſchen dem Zedenten und dem Zeſſionar ein Treueverhältnis 
begründet, das den letzteren nach Treu und Glauben in Ver⸗ 
bindung mit 88 662 ff. BGB. verpflichtet, neben feinen eige⸗ 
nen Intereſſen, auch diejenigen des Zedenten wahrzunehmen, 
mithin die abgetretene Forderung, zu deren Geltendmachung 
er allein legitimiert iſt, ordnungsmäßig einzuziehen. Geht 
die Vereinbarung dahin, daß der Zeſſionar ſich aus dem 
Erlös der beigetriebenen Forderung befriedigen ſoll, ſo hat er 
das Erlangte, ſoweit es die geſicherte Forderung überſchreitet, 
an den Auftraggeber herauszugeben. Iſt vereinbart, daß der 
Zeſſionar den Erlös als Sicherheit in Händen behalten ſoll, 
ſo hat er nach Abdeckung der geſicherten Schuld das Erlangte 
im ganzen nach Auftragsgrundſätzen zurückzuerſtatten ($ 667 
BGB.) Wie die Kl. in den Vorinſtanzen unwiderſprochen 
vorgetragen hat, ſind von ihr die Wechſel zur Sicherheit für 
tägliches Geld der Bekl. fiduziariſch — alſo mittels Voll⸗ 
indoſſaments — übereignet worden. Die Kl. war daher nach 
Indoſſierung und Übergabe der Wechſel weder tatſächlich noch 
wechtlich imſtande, dieſe Wechſel bei Verfall ſelbſt einzuziehen. 
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Das der Übereignung zugrunde liegende Geſchäft war daher 
den Umſtänden nach nicht denkbar ohne den Auftrag, die Bekl. 
ſolle die Wechſelforderungen bei Verfall in London einziehen 
laſſen und die erlangten Pfundbeträge bis zur Abdeckung des 
der Kl. gewährten Markkredits unter ſich behalten. Da dieſer 
Martkredit abgedeckt worden ift, jo iſt die Bekl. verpflichtet, 
das, was ſie aus der Geſchäftsbeſorgung „erlangt“ hat, der 
Kl. da, wo die Sicherheit in Wechſeln hingegeben war, alſo 
in Hamburg, herauszugeben. Der Standpunkt der Bekl., daß 
ſie nur inſoweit herausgabepflichtig ſein könne, als infolge 
der Einziehung der Wechſel ihrem Vermögen in Hamburg 
effektive Werte zugefloſſen ſeien, iſt unrichtig. Denn die 
Londoner Zweigniederlaſſung war kein ſelbſtändiges Rechts⸗ 
ſubjekt, ſondern nur eine Geſchäftsſtelle der Bank (RG. 96, 
162; 107, 462); 109, 362 3)). Daraus folgt aber — und 
davon geht auch das BG. im Eingang ſeiner Gründe zu⸗ 
treffend aus —, daß — von den Kriegsmaßnahmen der eng⸗ 
liſchen Regierung zunächſt abgeſehen — ſchon durch die Ein⸗ 
löſung der Wechſel durch die Londoner Filiale die Bank ſelbſt 
das Geld erwarb. Einer Gutſchrift in den Büchern der 
Londoner Filiale bedurfte es hierzu nicht, und noch weniger 
war erforderlich, daß eine den eingezogenen Wechſelbeträgen 
entſprechende Summe von London nach Deutſchland über⸗ 
führt wurde. Sind aber die Zahlungen der engliſchen 
Akzeptanten der Kaſſe der Zweigniederlaſſung in London zu⸗ 
gefloſſen und damit in das Vermögen der Bank über⸗ 
gegangen, ſo haftet die Bekl. nach Auftragsgrundſätzen als 
Gattungsſchuldnerin auf Herausgabe einer den Wechſel⸗ 
beträgen entſprechenden Menge von Pfunden. Es kommt 
ſonach entſcheidend darauf an, ob die } weigniederlaſſung in 
London die eingezogenen Wechſelbeträge „erlangt“ hat und 
erſt danach das Vermögen der Zweigniederlaſſung durch die 
engliſchen Kriegsmaßnahmen liquidiert und konfisziert wor⸗ 
den iſt oder ob die Wechſelbeträge, wie die Rev. geltend macht, 
von vornherein überhaupt nicht in das freie Eigentum 
der Londoner Filiale gelangt ſind, weil die Filiale nur be⸗ 
ſchlagnahmte oder — wie die Rev. will — dem Beſchlags⸗ 
recht der engliſchen Regierung unterliegende Werte erworben 
habe. Zu dieſer entſcheidenden Frage hat es die Bekl., die 
nach Auftragsgrundſätzen rechenſch aftspflichtig iſt 
(8 666 BGB.) in den Tatſacheninſtanzen an jeder ſachdien⸗ 
lichen Aufklärung der tatſächlichen Hergänge in London 
fehlen laſſen. Daß die eingezogenen Beträge etwa nicht in 
die Kaſſe der Londoner Zweigniederlaſſung gelangt wären, 
ſondern zur Verfügung der engliſchen Regierung bei der 
Bank von England hätten hinterlegt werden müſſen, iſt nicht 
geltend gemacht worden. Die Behauptung, daß die Londoner 
Zweigniederlaſſung gleich bei Ausbruch des Krieges unter 
Aufſicht geſtellt worden ſei und daß dies die völlige Lahm⸗ 
legung jeder geſchäftlichen Transaktion bedeutet habe, wenn 
die Genehmigung hierzu nicht im Einzelfall von dem Auf⸗ 
ſichtsbeamten der engliſchen Regierung erteilt worden ſei, 
ſchließt weder aus, daß ſolche Transaktionen der Bank für 
Geſchäfte in England tatſächlich genehmigt worden ſind, noch 
daß es der Bank möglich war, ihre Forderungen in England 
und in dem nicht feindlichen Ausland einzutreiben und ihre 
Vorkriegstransaktionen in England ſelbſt abzuwickeln, insbeſ. 
mit ihrem Vermögen die Aktivſalden engliſcher, verbündeter 
und neutraler Gläubiger in England zu begleichen, ihre 
Angeſtellten zu entlohnen und andere Geſchäftsſchulden und 
Unkoſten zu decken. Es iſt daher nicht erſichtlich, inwiefern 
die Wechſelbeträge „von vornherein“, wie die Rev. geltend 
macht, der Verfügung der Londoner Zweigniederlaſſung ent⸗ 
zogen geweſen ſein könnten und daher mitſamt dem ſonſtigen 
Vermögen der Filiale durch deren ſpätere Liquidation der 
engliſchen Regierung verfallen wären. Es widerſpricht dies 
ſogar dem offenkundigen Verlauf, den die Kriegsmaßnahmen 
der engliſchen Regierung gegen das Vermögen deutſcher 
Großbanken in England genommen haben. (Wird ausgeführt.) 
Die Londoner Zweigniederlaſſung der bekl. Bank war daher 
ſeit dem 10. Aug. 1914 nicht mehr in der Lage, es ſei denn 
mit Genehmigung des Schatzamts, neue Bankgeſchäfte ein⸗ 
zugehen, und ſie durfte ſeit dem 5. Aug. 1914 auf Grund der 


amtlichen Bekanntmachung des Schatzamts zur Proklamation 
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betreffend den Handel mit Deutſchland keine Zahlungen mehr 
nach dort leiſten. Gleichwohl ſind die in ihre Kaſſe ge⸗ 
floſſenen Wechſelbeträge von der Bank „erlangt“ worden, da 
ſie Beſtandteil ihres Vermögens geworden ſind, mit dem ſie 
zur Beendigung von Vorkriegsgeſchäften wirtſchaften und das 
ſie zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten an engliſche, ver⸗ 
bündete oder neutrale Gläubiger benutzen konnte und mut⸗ 
maßlich benutzt hat und das ihr auch zur Tilgung ihrer 
eigenen Geſchäftsunkoſten und zur Bezahlung von Ausgaben 
gedient hat, die ihr durch die Abwicklung neuer Bankgeſchäfte, 
ſoweit ſie ihr erlaubt wurden, entſtehen konnten. Daß gleich⸗ 
wohl die der Bank in England auferlegte Beſchränkung in 
der Verwendungsmöglichkeit der ihrem Vermögen zugefloſſe⸗ 
nen Wechſelbeträge die Annahme ausſchließen könnte, daß 
dieſe Gelder in ihr freies Eigentum übergegangen ſeien, iſt 
nicht haltbar. Ein ſchrankenloſes Eigentum gibt es auch nach 
deutſchen Geſetzen nicht. In der mannigfachſten Art und 
Weiſe war und iſt nach deutſchen Geſetzen der Eigentümer 
in der tatſächlichen und rechtlichen Möglichkeit, mit ſeinem 
Eigentum nach Belieben zu ſchalten und zu walten, beſchränkt. 
(Kapitalfluchtgeſ, Deviſenordnung, Zwangswirtſchaft, Eigen⸗ 
tumsbeſchränkungen privatrechtlicher und öffentlich⸗rechtlicher 
Art, Enteignung.) Stellt man ſich vor, daß die Aktiven der 
Londoner Zweigniederlaſſung nur ausgereicht haben würden, 
um die Schulden der Bank an engliſche, neutrale und ver⸗ 
bündete Gläubiger zu decken, ſo würde ſich die Frage gar 
nicht aufwerfen laſſen, ob die Bank mit Rückſicht auf die 
engliſchen Kriegsmaßnahmen die Wechſelbeträge auch wirklich 
erlangt hätte. Es macht indeſſen für die rechtliche Be⸗ 
urteilung keinen Unterſchied, ob nach Deckung der Schulden 
der Bank noch ein Aktivſaldo und in welcher Höhe übrig- 
geblieben iſt. Denn als Teil ihres Geſamtvermögens in 
London ſtanden die eingezogenen Wechſelbeträge der Bank zu 
den ihr in London erlaubten Transaktionen zur Verfügung, 
und durch die Abdeckung ihrer Schulden hat ſie zu ihrem 
Nutzen davon einen Gebrauch gemacht, wie er der vollen 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Machtſtellung des Eigentümers 
entſpricht. Die Bekl. hat daher die in London erlangten 
Pfunde als Gattungsſchuldnerin in gleicher Menge heraus⸗ 
zugeben und die in den ſpäteren Jahren erfolgte Liquidation 
ihres dortigen Vermögens und die Konfiskation des noch 
vorhandenen Aktivſaldos berührte daher die Kl. ſo wenig, als 
wenn die Bekl. ſonſt irgendwie in ihrem Geſchäftskreiſe 
Verluſte erlitten hätte. 
(U. v. 29. März 1927; 374/26 II. — Hamburg.) [Ku.] 


8. § 764 BGB. richtet ſich nur gegen ſolche 
Geſchäfte, die ohne Beziehung zum Güterumſatz 
des Wirtſchaftslebens aus den Schwankungen 
des Marktes Gewinn zu erzielen verſuchen; er 
will nicht wirtſchaftlich berechtigte Geſchäfte 
Hefen 

Laut Schlußnote v. 11. März 1924 verkaufte die H. 
Bank dem ins Handelsregiſter eingetragenen Bekl. 1000 4 
Auszahlung London gegen Franken zum Kurſe 1431% Paris. 
Us. per ultimo Mai. Am 23. April 1924 kaufte der Bekl. 
von der Bank laut Schlußnote vom gleichen Tage 
143 000 Franken, Auszahlung Paris, zum Kurſe von 64½ 
Lond. Us. per ultimo Mai. Der Kl. als Verwalter in dem 
ſpäter über das Vermögen der Bank eröffneten Konkurſe be⸗ 


Zu 8. Die Entſch. darf als ein Fortſchritt in der börſenrecht⸗ 
lichen Judikatur bezeichnet werden. Bekanntlich kommen Geſchäfte, 
welche dem Wortlaut des $ 764 BOB. entſprechen, nicht vor. Vielmehr 
iſt die der älteren reichsgerichtlichen Rſpr. entſtammende Idee des 
im voraus beſtimmten Lieferungstages (Stichtages) völlig verfehlt. 
Darüber beſteht in der Wiſſenſchaft eine Einſtimmigkeit, wie mau 
ſie nicht ſo leicht wieder findet. (Nachweiſungen in meiner Schrift 
„Die Börſengeſchäfte“ S. 93 Anm. 3; auch alle Neueren haben ſich 
derſelben Meinung angeſchloſſen, z. B. Müller⸗Erzbach, Deutſches 
Handelsrecht Bd. S. 562 und v. Gierke, Handelsrecht, 2. Aufl. 
1926 S. 494.) Nur das RG. hatte ſich hartnäckig geſträubt, der 
beſſeren Einſicht Raum zu geben, und noch das Urt. v. 27. Jan. 
1921: Bank Arch. 20, 214 lehnt die Annahme eines Differenz- 
geſchäfts mit der Begründung ab, daß ein „beſtimmter, zur Berech⸗ 
einer vom Zufall unabhängigen Kursdifferenz geeigneter 
Stichtag“ nicht feſtzuſtellen ſei. Jetzt nimmt das NG. bei einer 


56. Jahrg. 1927 Heft 40) 


hauptet, dieſer ſtehe aus dem Geſchäfte eine auch in einem 
zergleich anerkannte Forderung auf 1317,15 K zu. Er hat 
hiervon einen Teilbetrag von 250 K eingeklagt. Der Bekl. 
hat geltend gemacht, es habe ſich um ein Differenzgeſchäft ge⸗ 
gandelt. LG. hat abgewieſen, das BG. hat zugeſprochen, das 
RG. hat aufgehoben und zurückverwieſen. Das BG. hat mit 
der Entſch. des RG. (RG. 112, 8) angenommen, weder 
81 der VO. v. 7. März 1925 über Börſentermingeſchäfte 
im Wechſeln und ausländiſchen Zahlungsmitteln, noch 8 1 VO. 
v. 3. Juli 1923 über Termingeſchäfte uſw. hätten auf ein 
im Frühjahr 1924 abgeſchloſſenes Franken⸗Pfund⸗Geſchäft der 
Parteien Anwendung zu finden. Entſprechend dem in der an⸗ 
geführten Entſch. vertretenen Rechtsſtandpunkt kommt auch 
eine Nichtigkeit des Geſchäfts auf Grund des $2 Val SpVO. 
v. 8. Mai 1923 nicht in Frage. Es handelt ſich allein darum, 
ob das vorliegende zwiſchen börſengeſchäftsfähigen Perſonen 
abgeſchloſſene Börſentermingeſchäft in zum Börfentermin- 
handel nicht zugelaſſenen Werten nach § 764 BGB. nichtig 
iſt. Das BG. hat dies verneint. In ſeinen Darlegungen hat 
es indes für die rechtliche Beurteilung des Geſchäfts maß⸗ 
gebende Umſtände nicht beachtet. Das BG. geht davon aus, 
daß ein Termingeſchäft, welches in ausdrücklicher Abrede die 
in 8 764 BGB. aufgeſtellten Merkmale des Differenz⸗ 
geſchäftes enthalte, in der Börſenübung kaum jemals vor⸗ 
komme, daß dieſe vielmehr dem Verkaufsgeſchäft ein ent⸗ 
ſprechendes Kaufgeſchäft auf denſelben Termin zu einem ge⸗ 
eignet erſcheinenden Zeitpunkt entgegenzuſtellen und aus dem 
ergleich beider Geſchäfte Gewinn und Verluſt zu entnehmen 
pflege. Es wiederholt die im Schrifttum häufig geäußerten 
Zweifel, ob ein derartiges Gebahren den Merkmalen des § 764 
BGB. entſpreche, ohne indes dieſer Stellungnahme eine neue 
Geſichtspunkte bringende Begründung hinzuzufügen. Es be⸗ 
ſteht kein Anlaß, von der ſtändigen Rſpr. (RG. 34, 82; 79, 
2341); JW. 1899, 37329) abzugehen, daß auch bei einem 
entſprechend jener Börſenübung abgewickelten Gefchäft ein 
nicht auf Lieferung, ſondern auf Zahlung des Unterſchiedes 
„S. des 8 764 BGB. gerichteter Abſchluß vorliegen kann. 
Das BG. hat weiter den Standpunkt vertreten, auch wenn 
man ſich auf den Boden der angeführten Rſpr. ſtelle, ergäben 
lich aus dem Vorbringen des Bekl. nicht genügende Anhalts⸗ 
punkte für den Charakter des in Rede ſtehenden Geſchäftes 
als Differenzgefchäftes. Es legt feinen Darlegungen in dieſer 
ichtung zugrunde, dem Bekl. ſei die Börſenübung eines 
Gegengeſchäftes bereits bei Abſchluß des erſten Geſchäftes be⸗ 
annt geweſen. Hierauf fußend nimmt es an, die nach Be⸗ 
hauptung des Bekl. beim Geſchäftsabſchluß gefallenen Auße⸗ 
rungen der Gegenſeite, der Bekl. bekomme am 31. Mai den 
Gewinn heraus, es komme lediglich auf die Differenz an, 
hätten fi nur auf die praktiſch in ſolchen Fällen geübte Ab⸗ 
wickelung des Geſchäftes durch ein Gegengeſchäft bezogen, 
aus ihnen könne aber nicht auf eine Abſicht auch nur eines 
eiles, eine Lieferung ſolle nicht verlangt werden können, ge⸗ 
chloſſen werden. Zur Unterſtützung ſeiner Auffaſſung zieht es 
eran, daß es ſich nur um ein einziges, zu jener Zeit in 
ſeiner Art nicht ungewöhnliches Termingeſchäft gehandelt habe, 
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Üblicherweiſe durch Geſchäft und Gegengeſchäft abgewickelten Spe⸗ 
Kulation an, daß hier ein nicht auf Lieferung, ſondern auf Zah⸗ 
lung des Unterſchiedes i. S. des g 764 gerichteter Abſchluß vorliegen 
zönne. Dieſe Formulierung wird ſo verſtanden werden dürfen, daß es 
hier weniger auf den Wortlaut als auf den Sinn des $ 764 an⸗ 
omme (vgl. Börſengeſchäfte S. 93). Vor allem vermeidet es das 
G., wieder von dem „Stichtag“ zu ſprechen. Weniger glücklich ift 
dle Berufung auf die drei Präjudizien, von denen RG. 74, 234 — 
W. 1910, 933 die Stichtagtheorie, wenn auch in unklarer Weiſe 
verwendet, während die beiden anderen Vorentſcheidungen vor dem 
Ach. liegen und gleichfalls recht angreifbar find. Immerhin darf 
im ganzen wohl eine Annäherung an den Standpunkt der Wiſſen⸗ 
Haft feſtgeſtellt werden. Praktiſch wichtiger find die Ausführungen 
des Urt. zur Frage der börſenmäßigen „Sicherungsgeſchäfte“. Schon 
ſeit längerer Zeit hatten die OLG. gegenüber dieſer Geſchäftsgattung 
Ane günſtige Haltung eingenommen, jo OLG. Düſſeldorf unter dem 
20. Nov. 1911: BankArch. 11, 144, das KG. unter dem 18. April 
1912: Holdheims MSchr. 1913, 2, das Hans. OLG. unter 
dem 20. März 1918: Hanſchz. 1918, 86. Das NG. hat 
zuerſt in RG. 107, 22 = JW. 1923, 1021 die ſogenannten 
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deſſen Riſiko zum Vermögen des in Börſengeſchäften nicht 
unbewanderten Bekl. auch nicht außer Verhältnis geſtanden 
habe. Das BG. hat bei ſeiner Beurteilung der vom Bekl. 
beim Abſchluß des erſten Geſchäftes verfolgten Abſichten aber 
einen maßgeblichen Umſtand gänzlich unberückſichtigt gelaſſen. 
Die Beſtimmung des § 764 BGB. will nicht wirtſchaftlich be⸗ 
rechtigte Geſchäfte treffen, bei denen die Gegendeckung nur 
zum Zwecke einer Sicherung gegen Verluſte aus nicht voraus⸗ 
ſehbaren Schwankungen der Marktlage erfolgt. Sie iſt nur 
gegen ſolche Geſchäfte gerichtet, die ohne Beziehung zum Güter⸗ 
Umſatz des Wirtſchaftslebens und der mit ihm verbundenen 
wirtſchaftlichen Tätigkeit aus den Schwankungen des Marktes 
Gewinn zu erzielen ſuchen. Bei der Beurteilung deſſen, ob es 
ſich um ein ernſtlich gemeintes Lieferungsgeſchäft handelt, 
das aus irgendwelchen Gründen mit einem Gegengeſchäft ver⸗ 
bunden iſt, oder um ein Differenzgeſchäft, iſt daher die Frage, 
ob das Geſchäft zu dem Berufskreiſe des Käufers in Be⸗ 
ziehung ſteht, von weſentlicher Bedeutung. Ergibt ſich aus 
der Sachlage, daß das Geſchäft dieſem Kreiſe fernlag, ſo wird 
darin eine erhebliche Anzeige für die Annahme einer auf ein 
Spiel um die Differenz gerichteten Abſicht erblickt werden 
können. In dieſer Hinſicht fehlt es im BU. an einer aus⸗ 
reichenden Würdigung des Sachverhalts. Der Bekl. iſt Hypo⸗ 
theken⸗ und Aſſekuranzmakler. Es iſt nicht erſichtlich, welches 
Intereſſe er als ſolcher an der Lieferung der gekauften Deviſen 
oder der Verfügung über ſolche gehabt haben ſollte. Es ſind 
auch von der Kl. Behauptungen, die das Gegenteil darzutun 
geeignet wären, nicht aufgeſtellt worden. Die Sachlage ſpricht 
unter dieſen Umftänden dafür, daß der Bekl. lediglich die 
Form des Börſengeſchäftes benutzt hat, um in Ausnutzung 
des von ihm erhofften weiteren Fallens des Frankens den 
Kursunterſchied in dem der äußeren Form nach als Lie⸗ 
ferungstag bezeichneten Zeitpunkt zu gewinnen. Mit ſolcher 
Abſicht ſteht auch eine Abſicht des Bekl., die Pfund⸗Franken⸗ 
Geſchäfte „auch einmal mitzumachen“, von der das BG. auf 
Grund einer perſönlichen Außerung des Bekl. ſpricht, im 
völligem Einklang. Der Bank, der die geſchäftliche Tatigkeit 
des Bekl. bekannt war, konnten ſolche Schlüſſe ebenfalls nicht 
fernliegen. Die vom BG. für ſeine Auffaſſung unterſtützend 
herangezogenen Geſichtspunkte ſind als ſolche nicht von aus⸗ 
ſchlaggebender Bedeutung. Daß der Bekl. mit der Bank be⸗ 
reits Effekten⸗ und — für Kunden — auch Termingeſchäfte 
getätigt hatte, ſpricht nicht entſcheidend gegen ſeine Spiel⸗ 
abſicht im vorliegenden Falle. Das gleiche gilt von den Dar⸗ 
legungen, daß der Bekl. bei dem Geſchäft ein übermäßiges 
Riſiko nicht eingegangen ſei. 


(U. v. 15. Juni 1927; 336/26 J. — Hamburg.) (Ka. ] 
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9. 88 2, 19, 24 H G B.; 8134 BGB. Der Grün⸗ 
dungsvorgang einer Off G. in der Weiſe, daß 
ein Geſellſchafter ein von ihm unter fremder 
Firma geführtes nicht eingetragenes Handels- 
geſchäft erſt eintragen läßt, und daß dann dies 


„Hedge“-Geſchäfte des Baumwollterminhandels gegen den Dife 
ferenzeinwand geſchützt (ähnlich das RWG. in dem Urt. v. 6. April 
1923: JW. 1923, 964). Die Begründung war damals aber noch 
vorſichtig auf die beſondere Geſchäftsform abgeſtellt. Jetzt wird das 
Prinzip der Sicherungsgeſchäfte nicht nur auf das Gebiet des De⸗ 
viſenhandels erſtreckt, der eines ſolchen Schutzes in der Tat bedarf 
(vgl. mein „Geld in Theorie und Praxis des deutſchen und aus⸗ 
ländiſchen Rechtes“ S. 265/66), ſondern der höchſte Gerichtshof 
ſpricht ſich allgemein dahin aus, daß 8 764 nicht etwa wirtſchaftlich 
berechtigte Geſchäfte treffen wolle, bei denen die Gegendeckung nur 
zum Zwecke einer Sicherung gegen Verluſte aus nicht vorausſeh⸗ 
baren Schwankungen der Marktlage erfolge; § 764 ſei nur gegen 
ſolche Geſchäfte gerichtet, die ohne Beziehung zum Güterumſatz des 
Wirtſchaftslebens und der mit ihm verbundenen wirtſchaftlichen 
Tätigkeit aus den Schwankungen des Marktes Gewinne zu erzielen 
ſuchten. Dieſe⸗ umfaſſende und beſtimmte Formulierung iſt beſon⸗ 
ders für den noch ſchwer ringenden börſenmäßigen Warenzeithan⸗ 
del wertvoll. Die tatſächlichen Erwägungen, aus denen das NG. 
im vorliegenden Fall ſeinen Schutz verſagt, ſind m. E. überzeugend 
und bieten jedenfalls der Wirlſchaft keinen Anlaß zur Beunruhigung. 
Prof. Dr. A. Nußbaum, Berlin. 
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Geſchäft von der OffHG. unter der alten Firma 
weitergeführt wird, verſtößt nicht gegen das 
Geſe tz) 
(U. v. 18. März 1927; 414/26 II. — Celle.) [Ku.] 
Abgedr. JW. 1927, 1674. 


*+10. 58 182 A bſ. 2, 190, 246 A bſ. 3 HG B. Dem 
Aufſichtsrat einer Akt G. kann durch Statut die 
alleinige Befugnis zur Beſtellung und Ab⸗ 
berufung des Vorſtandes übertragen werden.] ) 


Die Nebenintervenientin und Revtl. hält die in der 
Gen Verſ. v. 27. Mai 1926 beſchloſſene Abberufung und Neu⸗ 
wahl des Vorſtandes der Bekl. — welcher Beſchluß mit der 
Klage als nichtig angefochten iſt — für gültig, weil das Recht 
zur Abberufung des Vorſtandes nicht dem Aufſichtsrat, ſon⸗ 
dern der Gen Verſ. zuftehe, und weil das im 8 8 des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages dem Aufſichtsrat eingeräumte Recht der Be⸗ 
ſtellung des Vorſtandes nur auf einer Delegation der Rechte 
der GenVerſ. beruhe, bei deren Ausübung ſich der Auſſichts⸗ 
rat nach dem Willen und den Weiſungen der Gen Verſ. zu 
richten habe. Beide Vorinſtanzen haben ſich dieſer Auf⸗ 
faſſung verſagt und aus 8 8 der Satzung abgeleitet, daß das 
Recht zur Beſtellung und Abberufung des Vorſtandes nur von 
dem Aufſichtsrat nach ſeinem Ermeſſen auszuüben ſei, daher 
an feiner Statt oder neben ihm nicht von der Gen Verſ. wahr⸗ 
genommen, ſondern von dieſer nur auf dem Wege einer mit 


Zu 9. Das Schwergewicht der Entſch. ruht auf den beiden Sätzen 
der Begründung: 

a) daß für die Beteiligten kein rechtlich begründeter Zwang be⸗ 
ſtanden habe, ſich von vornherein als OHG. zu organiſieren und 
den ſukzeſſiven Gründungsvorgang zu vermeiden, ſofern keine un⸗ 
lauteren Intereſſen verfolgt wurden; 

b) daß das Intereſſe der Beteiligten an der Erlangung eines im 
Verkehr eingebürgerten Geſchäftsnamens erlaubt und beachtlich war. 

Dem Urt. iſt ſowohl im Ergebnis wie in der Begründung un⸗ 
eingeſchränkt beizupflichten. Es gibt weder einen Rechtsſatz, wonach 
die Errichtung einer Off G. als äußere Form eines gemeinſamen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes in der Art unzuläſſig wäre, daß die in Ausſicht ge⸗ 
nommene Firma, um ſie überhaupt als Firmenbezeichnung führen zu 
können, zunächſt als die Firmenbezeichnung eines Einzelkaufmanns 
im Handelsregiſter eingetragen wird. Man Könnte fich vielleicht vor⸗ 
ſtellen, daß ein ſolcher Umweg gewählt wird, um eine Täuſchung des 
Publikums herbeizuführen. Eine derartige tatſächliche Feſtſtellung 
Könnte die Anwendung des 8 134 BGB. rechtfertigen. Es iſt gleich⸗ 
gültig, ob ein vorgenommenes Rechtsgeſchäft gegen den Wortlaut des 
Geſetzes verſtößt oder ob der als unzuläſſig bezeichnete Erfolg durch 
eine formale Geſetzesumgehung erreicht werden ſoll. Deshalb iſt, wenn 
die Anwendbarkeit des § 134 BGB. in Frage ſteht, der Zweck und 
Inhalt des konkreten Verbotsgeſetzes zu prüfen, und es iſt auf die 
Frage zurückzugehen, was der Geſetzgeber mit ſeinen Beſtimmungen 
erſtrebt hat. Im vorl. Falle liegt deshalb ein ganz beſonders ſchutz⸗ 
würdiges Intereſſe der Beteiligten vor, weil unter der bis dahin nicht 
eingetragenen, nunmehr nachträglich eingetragenen Firma bereits ſeit 
längeren Jahren das Unternehmen betrieben wurde, an welchem beide 
Parteien, bzw. deren Rechtsvorgänger unſtreitig ſtets beteiligt waren. 
Ob die Beteiligung als bürgerlich⸗ rechtliche Geſellſchaft oder ein der 
ſtillen Geſellſchaft nachgebildetes Rechtsverhältnis anzuſehen war, iſt 
gleichgültig, und iſt auch oft in praxi gar nicht mit Sicherheit 
ſeſtzuſtellen. Ein Vorgehen, wie das von den Parteien hier gewählte, 
um ſich den Wert und alle an der Firmenbezeichnung hängenden und 
mit ihr unlösbar verbundenen Vorteile zu wahren, iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden. Selbſt wenn man alſo 8 24 HGB. dahin auslegen will, 
daß ein Handelsgeſchäft nicht nur zu dem Zweck errichtet fein darf, 
um ſeine einzelkaufmänniſche Firma ſpäter für den Geſchäftsbetrieb 
einer OHG. nutzbar zu machen, jo müßte eine derartige Erwägung 
grundſätzlicher Art im vorl. Falle verſagen, weil ia die Eintragung 
der einzelkaufmänniſchen Firma eines ſeit vielen Jahren betriebenen 
Geſchäftes nichts anderes darſtellt, als den Erwerb des vollen Firmen⸗ 
rechts für eine bereits beſtehende Geſchäftsbezeichnung. Es iſt auch 
nicht einzuſehen, warum bei der nicht eingetragenen Firma zuläſſig 
ſein ſollte, was bei der eingetragenen Firma von der Rechtsordnung 
mißbilligt würde. Wenn man den vom RG. gebilligten Umweg zur 
Erhaltung des Wertes einer gut eingeführten Geſchäftsbezeichnung 
nicht zuließe, würde man um eines rein formalen Geſichtspunktes 
willen durch Arbeit geſchaffene Werte und durch redliches Geſchäfts⸗ 
gebaren erworbenes Anſehen vernichten. 

RA. Prof. Dr. Saenger, Frankfurt f. M. 


Zu 10. A. 1. Prozeſſuales: Der Streitfall iſt nicht nur in 
ſach⸗, ſondern auch in verfahrensrechtlicher Beziehung höchſt intereſſant. 
Letztbezüglich hatte die Vorinſtanz (OLG. Hamburg: HanſRg. 1926, 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


/ Majorität beſchloſſenen Satzungsänderung an ſich gezogen 
werden könne. Demgemäß ſind die mit einfacher Majorität 
gefaßten Beſchlüſſe der Gen Verſ., ſoweit fie die Abberufung 
und Neuwahl des Vorſtandes zum Gegenſtand haben, auf die 
Anfechtungsklage des abberufenen Vorſtandes und eines 
Aktionärs für nichtig erklart worden. Die Rev. greift dieſe 
Auslegung des $ 8 der Satzung als rechtsirrig an. Ihr kann 
jedoch nicht beigetreten werden. Das HGB. hat ſich einer Vor⸗ 
ſchrift über die Bildung des Vorſtandes — von ſeiner erſten 
Beſtellung im Gründungsſtadium (8 190 HGB.) abgeſehen — 
enthalten. Es ſchreibt in $ 182 Abſ. 2 Ziff. 4 vor, daß der 
Geſellſchaftsvertrag die Art der Beſtellung und Zuſammen⸗ 
ſetzung des Vorſtandes zu enthalten hat. Die Satzung einer 
AktG. muß daher feſtſtellen, wer den Vorſtand zu beſtellen 
hat, und auf welche Weiſe er zahlenmäßig gebildet werden 
ſoll. Irgendwelche Richtlinien für die Auswahl des Be 
ſtellungsorgans ſind nicht gegeben. Das Geſetz deutet auch 
nicht an, daß dieſe Funktion der Vorſtandsbeſtellung einem 
anderen Organ, als der GenVerſ., nicht zur ausſchließlichen 
Kompetenz übertragen werden könne. Hiernach iſt es geſetzlich 
jedenfalls ohne weiteres zuläſſig, daß durch die Satzung die 
Beſtellung des Vorſtandes dem Aufſichtsrat anvertraut wird, 
deſſen geſetzliche Obliegenheiten nach 8 246 Abf. 3 HGB. durch 
das Statut vermehrt werden dürfen. Von dieſer geſetzlichen 
Ermächtigung hat die Satzung in § 8 Abſ. 1 Gebrauch ge⸗ 
macht, indem ſie beſtimmt, daß der Vorſtand nach Ermeſſen 


861) folgendes ausgeführt: Die Anfechtungsklage aus 8 271 HGB. 
ſei auch dem Alt vorſtand zuſtändig, der ſeine Vorſtandseigenſchaft 
gegen den Abſetzungsbeſchluß der GVerſ. verteidige (RG. 34, 113). Die 
Bekl. werde nach $ 272 HGB. durch Vorſtand und Aufſichtsrat ver⸗ 
treten. Hier ſei der durch die Generalverſammlung beſtellte neue 
Vorſtand S. zuſtändig; in dieſer Beziehung müfje feine Beſtellung ſo 
lange gelten, als nicht der Beſtellungsbeſchluß für nichtig erklärt ſei. 
Dem ſtehe 8 8 Abſ. 2 der Satzungen, wonach die Ernennung von Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern zu notariellem Protokoll erfolgt, nicht entgegen, 
weil gerade die Maßgeblichkeit der Beſtimmungen über Beſtellung und 
Ernennung der Vorſtandsmitglieder durch den Aufſichtsrat die Haupt⸗ 
ſtreitfrage dieſes Prozeſſes bilde. Unerheblich ſei auch, daß die Ande⸗ 
rung des Vorſtandes noch nicht in das Handelsregiſter eingetragen 
iſt, da die Beſchlüſſe der GVerſ. den Kl. von vornherein bes 
kannt geweſen ſeien. Daß endlich der Aufſichtsrat der Auweiſung, 
einen Anſtellungsvertrag mit S. abzuſchließen, bisher nicht nach⸗ 
gekommen ſei, ändere nichts an der Tatſache ſeiner von S. ange⸗ 
nommenen Beſtellung und damit — die Gültigkeit dieſer Beſtellung 
vorausgeſetzt — feiner Befugnis, die Behl. gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich zu vertreten. Kraft dieſer ſeiner Vertretungsbefugnis ſei 
auch die von S. eingelegte Berufung ohne weiteres als Berufung der 
Bekl. zu behandeln. Daß der Aufſichtsrat ſeine eigenen Wege gehe 
und insbeſ. die Berufung nicht fördere, ſondern ihrem Erfolge wider⸗ 
ſtrebe, ſtehe der Berufung des Vorſtands S. nicht entgegen. Bei ſolchem 
Gegenſatz zwiſchen Vorſtand und Aufſichtsrat entſcheide die geſetz⸗ 
liche Vollmacht des Vorſtandes. 

Hierzu ſei bemerkt: daß der Altvorſtand, und zwar im eigenen 
Namen, klagen kann, iſt mit Recht angenommen. Übrigens wäre 
die Klage auch bei Verneinung dieſer Frage durchzedrungen, da ein 
Minderheitsaktionär ſich der Klage angeſchloſſen hat. Die Klage iſt 
zutreffend nicht nur dem Neuvorſtand (RG.: JW. 1896, 664; 
1898, 120), ſondern auch dem Aufſichtsrat zugeſtellt. $ 272 verlangt 
dies, offenbar deswegen, weil er die Stellung des Kl. erſchweren, 
die des Bekl. ſtärken will. Hierbei wird vorausgeſetzt, daß Vorſtand 
und Aufſichtsrat an einem Strange ziehen werden. Trügt jedoch dieſe 
Erwartung, m. a. W. ſteht der Aufſichtsrat ſachlich auf ſeiten des Kl., 
jo wird er auch auf Beklagtenfeite dem Kl. in die Hand arbeiten. 
Allerdings kann der Aufſichtsrat für ſich allein ein wirkſames An⸗ 
erkenntnis nicht erklären, weil er nicht Alleinvertreter der Geſ. 
vielmehr nur mit dem Vorſtande zuſammen prozeßvertretungsberechtigt 
iſt. Geſtändniſſe des Aufſichtsrates bleiben formal unſchädlich, ſo⸗ 
lange der Vorſtand beſtreitet. Auch Säumniſſe des Aufſichtsrates 
dürften unſchädlich ſein; es dürfte daher genügen, daß im Prozeſſe 
ein lediglich vom Vorſtand beſtellter Prozeßbevollmächtigter auftritt 
und verhandelt. Aber der Aufſichtsrat iſt immerhin in der Lage, 
durch eine von der des Vorſtandes abweichende Sachdarſtellung und 
Rechtsausführung die Poſition der Bekl. zu ſchwächen. Mit dieſer 
muß er gehört werden, da er ſonſt im Prozeſſe nur Strohpuppe un 
nicht vertretendes Geſellſchaftsorgan wäre. Ja, es fragt ſich, ob man 
nicht noch weiter gehen und dem Auffichtsrat die Fähigkeit zu⸗ 
ſprechen muß, durch ſein Veto das prozeſſuale Handeln des Vor⸗ 
ſtandes geradezu lahmzulegen. Sieht man nämlich Vorſtand und Auf⸗ 
ſichtsrat als Kollektivverkreter der Geſellſchaft au, ſo ſetzt auch ein 
Klagabweifungsantrag, alſo ein ſtreitiges Verhandeln das Zuſammen⸗ 
wirken beider voraus. Dieſe Auffaſſung dürfte indes der Zweck⸗ 


56. Jahrg. 1927 Heft 40) 


des Aufſichtsrats aus einem oder mehreren von dem Auf 
ſichtsrat anzuſtellenden Mitgliedern beſteht, die deutſche 
Reichsangehörige ſein und ihren ſtändigen Wohnſitz innerhalb 
des Deutſchen Reiches haben müſſen. Ob bei dem Schweigen 
des Geſetzes darüber, von wem der nach 8 231 Abſ. 3 HGB. 
jederzeit zuläſſige Widerruf der Vorſtandsbeſtellung auszu⸗ 
gehen hat, anzunehmen iſt, daß dem Beſtellungsorgan aus⸗ 
nahmslos auch der Widerruf der Beſtellung zuſteht, braucht 
nicht unterſucht zu werden, denn es handelt ſich hier nur um 
den Aufſichtsrat als Beſtellungsorgan und das BG. hat den 
8 der Satzung rechtsirrtumsfrei dahin ausgelegt, daß das 
dem Aufſichtsrat eingeräumte Ermeſſen über den Beſtand des 
Vorſtandes zu entſcheiden habe und daher auch das Recht zu 
einer Abberufung einſchließe. Daß aber auch die Abberufung 
des Vorſtandes eine Obliegenheit iſt, die nach § 246 Abſ. 3 
GB. dem Aufſichtsrat übertragen werden kann, iſt nicht zu 
bezweifeln, iſt auch in der Rſpr. des erk. Sen. (RG. 82, 
347 1)) anerkannt. Es iſt daher nur die Frage, ob nach aktien⸗ 
rechtlichen Grundſätzen die Generalverſammlung neben dem 
Aufſichtsrat oder an ſeiner Statt den Vorſtand abberufen und 
neuwählen bzw. den Aufſichtsrat entſprechend anweiſen konnte 
oder ob ſie darin durch die Satzung zugunſten des Aufſichts⸗ 
rats beſchränkt worden iſt und beſchränkt werden durfte. So⸗ 
weit die Zuſtändigkeit der drei Organe der Akt. — Vor⸗ 
ſtand, Aufſichtsrat und Gen Verſ. — geſetzlich geregelt iſt, 
ſtehen ſie gleichberechtigt nebeneinander, und die GenVerſ. 
iſt, obwohl ſie den Geſamtwillen der Aktionäre verkörpert, 
nicht befugt, die Funktionen der anderen Organe wahrzu⸗ 
nehmen oder an ſich zu ziehen, die dieſen zu eigener Zu⸗ 
händigkeit ausschließlich überlaſſen worden ſind (NG. 43, 
886). Das wird auch von der Rev. nicht in Zweifel gezogen. 
Ihre Schranke findet aber die Betätigung der GenVerſ. nicht 
nur da, wo die Autonomie der Körperſchaft ſich nicht mehr 
betätigen kann oder wo das Geſetz ſie hindert, ſondern auch 
da, wo ſie ſich nach der Satzung nicht betätigen darf, ohne in 
en dort einem anderen Organe ausſchließlich überlaſſenen 
Wirkungskreis einzugreifen. Denn autonom für den Kreis 
ihrer Angelegenheiten iſt die Geſellſchaft, nicht die GenVerſ. 
als körperſchaftliches Organ. Durch welche Organe ſich die 
autonome Regelung der Geſellſchaftsangelegenheiten vollzieht, 
beſtimmen Geſetz und Satzung, an die alle Organe gebunden 
ind. Und wenn im Schrifttum und in der Rſpr. vielfach die 
Wendung gebraucht worden iſt, die GenVerſ. ſei das oberſte 

illensorgan der Aktch., jo iſt dies nur in dem Sinne richtig, 
daß ihrer Beſchlußfaſſung die für das Beſtehen und Gedeihen 
der Geſellſchaft wichtigſten Maßnahmen vorbehalten ſind, 
und daß ſie überall da zu entſcheiden berufen iſt, wo es ſich 
nicht um Angelegenheiten der Geſellſchaft handelt, die nach 
Geſetz und Satzung von anderen Organen in eigener Zy⸗ 
ſtändigkeit zu beſorgen find (vgl. $ 32 BGB.). Sie kann ſich 
daher nicht da betätigen, wo ſie ſich durch die Satzung der 
Geſellſchaft ſelbſt beſchränkt hat, es ſei denn, daß ſie durch 
Anderung der Satzung auf dem dafür geſetzlich oder ſatzungs⸗ 


abſicht des Geſetzes zuwiderlaufen. Es möchten daher die Grund⸗ 
lätze der notwendigen Streitgenoſſenſchaft (8 62 ZPO.) hier in freier 
nalogie anzuwenden ſein, wonach ein Abweiſungsantrag des nur 
vom Vorſtand beſtellten Prozeßvertreters genügen muß. Dem ſei, wie 
ihm ſei: vorliegend hat jedenfalls die Prozeßbeteiligung des Auf⸗ 
ſichtsrats tatſächlich dazu geführt, daß die Bekl. vor dem LG. über⸗ 
haupt keinen Sachantrag geſtellt hat. Ein Anerkenntnis nämlich er⸗ 
ien offenbar untunlich, weil der Vorſtand, ein Abweiſungsantrag 
aber, weil der Aufſichtsrat widerſtrebte. (Ob Aufſichtsrat und Vorſtand 
gemeinſam anerkennen können, iſt übrigens ſtreitig: verneinend Ham⸗ 
burg: ORG. 2, 227; Staub 18 und Makower VII zu $272 
B.; bejahend Fürſt: LZ. 1912, 516; Horrwitz, GVerſ. 1913, 
105.) Die Entſch. des LG. Hätte alſo durch Verſäumnisurteil (8 333 
PS.) erfolgen müſſen, wenn nicht der Mehrheitsaktionär und 
ebenintervenient F.⸗als rettender Engel den Abweiſungsantrag ge⸗ 
ſtellt hätte! Was zuläſſig war: der behl. AktG. kann jeder Mehrheits⸗ 
aktionär als Nebenintervenient beitreten (vgl. OLG. Karlruhe: OLG. 
11, 33; Horrwitz 106). Er iſt diesfalls ſtreitgenöſſiſcher Neben⸗ 
intervenient i. S. 8 69 3PO., und zwar notwendiger Streit⸗ 
genoſſe i. S. 862 3PO., da die Streitentſcheidung inter omnes 
eine einheitliche iſt (vgl. RG. 108, 133). 
Die Berufung der Bekl. iſt nur vom Vorſtande eingelegt. Dies 
mußte genügen. Ebenſo genügt hätte es aber auch, wenn nur der 
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gemäß vorgeſchriebenen Wege ihre Kompetenz erweitert hat. 
Einen Anhalt dafür, daß das Geſetz es nicht ausſchließt, die 
Gen Verſ. ſtatutariſch als Beſtellungsorgan des Vorſtandes 
auszuſchalten, findet das BG. mit Recht in der Beſtimmung 
des 8 190 HGB., wonach im Gründungsſtadium das an und 
für ſich den Gründern — die alle Aktien übernommen haben 
— eingeräumte Recht zur Beſtellung des erſten Vorſtandes 
dem Statut zu weichen hat, ſofern nach ihm die Beſtellung des 
Vorſtandes in anderer Weiſe als durch die Wahl der GenVerſ. 
zu geſchehen hat. Nur dann alſo, wenn nach der Satzung die 
Beſtellung des Vorſtandes eine Obliegenheit der Gen Verſ. ift, 
ſoll im Gründungsſtadium die Beſtellung des erſten Vor⸗ 
ſtandes den Gründern zufallen. Daraus jvigt jedenfalls ſo⸗ 
viel, daß auch nach Errichtung der Geſellſchaft der im Statut 
ausgeſprochene Wille der Gründer die die Organe der Ge⸗ 
ſellſchaft bindende Norm iſt, nach der die Frage zu beantworten 
iſt, ob die Beſtellung und Abberufung des Vorſtandes die 
Obliegenheit des Aufſichtsrats oder allein oder daneben auch 
die Aufgabe der Generalverſammlung iſt. Denn wenn das 
Geſetz darauf verzichtet hat, die Beſtellung und Abberufung 
des Vorſtandes der ausſchließlichen Kompetenz der GenVerſ. 
vorzubehalten, und wenn es andererſeits in § 246 Abſ. 3 
HGB. die Erweiterung der geſetzlichen Obliegenheiten des Auf⸗ 
ſichtsrats geſtattet, ſo iſt kein aus der aktienrechtlichen Orga⸗ 
niſation zu entnehmender Grund erſichtlich, der es verbieten 
könnte, daß dieſe Rechte durch die Satzung dem Aufſichtsrat 
zu eigener, und zwar ausſchließlicher Zuſtändigkeit über⸗ 
tragen werden. Nun iſt die Rev. der Meinung, daß der eigent⸗ 
liche Träger dieſer Rechte die GenVerſ. ſei, und daß daher ihre 
Übertragung an andere Organe zur ausſchließlichen Zuſtändig⸗ 
keit gar nicht erfolgen könne und mithin immer nur als eine 
Bevollmächtigung durch die GenVerſ. aufgefaßt werden dürfe, 
derart, daß es ihr als der Machtgeberin jederzeit freiſtehen 
müſſe, die Ausübung dieſer Rechte an Stelle des Bevoll⸗ 
mächtigten ſelbſt in die Hand zu nehmen. Dieſe Auffaſſung 
iſt irrig. Der Aufſichtsrat handelt als Beſtellungsorgan nicht 
kraft einer Vollmacht der GenVerſ., ſondern leitet ſeine Be⸗ 
fugnis und ſeine Obliegenheit aus dem autonomen Grund» 
geſetz der Geſellſchaft her, an das ſich die Gründer gebunden 
haben, und an das auch die GenVerſ. gebunden iſt. Er iſt 
daher für den Akt der Beſtellung nicht Bevollmächtigter der 
GenVerſ., ſondern geſetzlicher Vertreter der Geſellſchaft kraft 
eines ihm übertragenen Amts. Es entſcheiden daher über ſein 
Recht der Beſtellung und Abberufung des Vorſtandes nicht 
Vollmachtsgrundſätze, ſondern die ſtatutariſchen Beſtimmungen, 
aus denen er ſein Recht zur Vertretung der Geſellſchaft her⸗ 
leitet. Soweit daher das Statut die Befugniſſe der Organe 
derart abgegrenzt hat, daß die Beſtellung und der Widerruf 
des Vorſtandes dem Aufſichtsrat in eigener Kompetenz zu⸗ 
ſtehen ſollen, handelt es ſich nicht um eine Bevollmächtigung, 
ſondern um eine Verteilung und Regelung der Zuſtändigkeit 
der Organe. Dem ſteht auch nicht, wie die Rev. meint, ent⸗ 
gegen, daß der Aufſichtsrat durch die Gen Verſ. gewählt wird. 


Aufſichtsrat das Rechtsmittel namens der Behl. ergriffen hätte. Denn 
was 862 ZPO. über zwei Parteien jagt, dürfte entſprechend auch 
in unſerem Falle gelten, wo es ſich um zwei ſozuſagen koordinierte 
Vertreter einer und derſelben Partei handelt. Die Regelſätze der 
Kollektivvertretung, nach denen das abgeſonderte Handeln eines Mit⸗ 
vertreters unwirkſam iſt, dürften auf unſeren Fall nicht anwendbar 
ſein. Aber auch eine Präponderanz des Vorſtandes (ſo OLG.) läßt 
ſich nicht rechtfertigen. Es wäre nicht einzuſehen, warum der Auf⸗ 
ſichtsrat mit verklagt werden muß, wenn er nicht auch mit foll 
prozeſſieren können. Eine bloße paſſive Statiſtenrolle kann das Geſetz 
ihm nicht zugedacht haben. Wir müſſen alſo annehmen, daß Vorſtand 
und Aufſichtsrat in bezug auf die Ergreifung von Rechtsmitteln 
u. dgl. nicht als Kollektiv⸗, ſondern als Solidarvertreter der Gef. 
figurieren. 

2. Zur Sache ſelbſt iſt den Ausführungen des RG. (und 
des OLG. Hamburg a. a. O. S. 862 ff.) durchweg beizutreten. Der 
Verein, auch der Akktienverein, iſt nach dem Vorbild der unmittelbaren 
Demokratie geſtaltet (vgl. m. Wiener Vortrag: Der Verein als Re⸗ 
publik, OG. 1927, 84; DI. 1927, 367). Träger der Vereins⸗ 
ſouveränität iſt die Mitgliederverſammlung, die mit Mehrheit be⸗ 
schließt. Daher Möglichkeit einer Vergewaltigung der Minderheit, 
ſowie ſchlechthinnige Abhängigkeit des Vorſtandes vom Vertrauen der 
Mehrheit (HGB. 231, vgl. RV. 54). Gegen erſtere ſchützt einiger⸗ 
maßen das Geſetz (8 271 HGB.); gegen letztere kann nur bie 
Saßung (= Vereinsverfaſſung) Vorkehr treffen. So vorliegend. Kraft 
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Denn die Form feiner Berufung iſt für feine Kompetenz nicht 
von Bedeutung, und er wird dadurch nicht ein Organ der 
Gen Verſ. Ebenſo wie das Geſetz dieſem von der Gen Verſ. ge⸗ 
wählten Organ der Geſellſchaft eine ausſchließliche Zuſtändig⸗ 
keit beigelegt hat, kann dieſe Zuſtändigkeit auch durch das 
Statut erweitert werden, ſoweit damit nicht in Befugniſſe ein⸗ 
gegriffen wird, die geſetzlich ausſchließlich der Gen Verſ. vor⸗ 
behalten worden ſind. Es würde einem geordneten Verbands⸗ 
leben zuwider fein, wenn es der Gen Verſ. unbenommen wäre, 
die Zuſtändigkeit anderer Organe zu mißachten und nach Be⸗ 
lieben an ihrer Statt tätig zu werden. Ihr bleibt das Recht 
vorbehalten, ſich im Aufſichtsrat und mittels Satzungs⸗ 
änderung auch im Vorſtand gefügige Organe zu ſchaffen. So⸗ 
lange aber der von ihr gewählte Aufſichtsrat im Amt iſt, 
kann ſie, mag ſie dies im Intereſſe der Geſellſchaft auch für 
erforderlich halten, in die geſetzlichen und ſatzungsmäßigen 
Rechte des Aufſichtsrats nicht eingreifen (vgl. Fiſcher: ZU. 
1926, 6144; Ring: BankArch. 1924, 324; Goldſchmid, 
Die AktG. 1927 § 231 A. 27; auch Ritter, HGB. 8 231 
A. 6; Marcus bei Holdheim 21, 123; Lehman⸗Ring, 
HGB. 8 231 A. 13; Brand, HGB. 8 231 A. 5b; Paſſow, 
Die AktG. 1922, 373; Goldmann, HGB. 8 231 A. 27; 
Staub 13. Aufl. zu 8 250 Anm. 7 a. E. im Gegenſatz zu 
$ 231 A. 16). Daß dies hier geſchehen iſt, und daß die Be⸗ 
ſchlüſſe der Gen Verſ. den 8 8 Abſ. 1 der Satzung verletzen, 
hat das BG. mit Recht feſtgeſtellt. Daß der § 8 Abſ. 1 der 
Satzung dem Aufſichtsrat die alleinige Befugnis zur Be⸗ 
ſtellung und Abberufung des Vorſtandes hat einräumen wol⸗ 
len und eingeräumt hat, ergibt ſich, wenn nicht daraus, daß 
$ 8 über etwaige gleiche Rechte, die er daneben der Gen Verf. 
hätte zuſprechen können, ſchweigt oder daß Satzungsänderungen 
allgemein einer / ⸗Majorität bedürfen, jo doch jedenfalls dar⸗ 
aus, daß eine Abänderung dieſer Satzungsbeſtimmung aus⸗ 
drücklich in 8 29 Abſ. 3 unter erſchwerende Bedingungen ge⸗ 
ſtellt iſt. Nach dieſer Beſtimmung entſcheiden über die Ab⸗ 
änderung des § 8 Abſ. 1 nicht einmal die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über Satzungsänderungen. Es kann vielmehr über 
Anträge auf Abänderung des § 8 Abſ. 1 nur abgeſtimmt wer⸗ 
den, wenn die Hälfte des Aktienkapitals in der GenVerſ. ver⸗ 
treten iſt, und der Beſchluß iſt nur gültig, wenn eine Mehr⸗ 
heit von 3/, ſich dem Abänderungsantrage zuſtimmig erklärt. 
Iſt die Hälfte des Aktienkapitals nicht erreicht, ſo kann erſt 
eine zweite Gen Verſ. mit einer Mehrheit von ½ der bei der 


Vereinsverfaſſung iſt der Generalverſammlung die Kompetenz zur 
Vorſtandsbeſtellung entzogen und dieſe vielmehr dem Aufſichtsrate 
ausſchließlich zugeſchieden. Gegen die Zuläſſigkeit und Rechts⸗ 
beſtändigkeit ſolcher Verfaſſungsbeſtimmung beſteht kein Bedenken 
(Staub⸗ Pinner, HGB. 16 zu 231, 7 zu 250 u. Angef.); eine 
anſtößige „Entrechtung der GVerſ.“ (jo Molitor, Beſtellung 
zum Vorſtandsmitglied, 1927, 19) iſt darin nicht zu erblicken. Zu⸗ 
zugeben iſt, daß damit eine Abweichung vom Prinzip der unmitkel⸗ 
baren Demokratie geſchaffen wird; allein dieſes Prinzip iſt unver⸗ 
brüchlich ſo wenig im Vereins⸗ und ſpeziell Aktienrecht als im 
Staatsrecht. Iſt es doch ſogar möglich und zuläſſig, daß die 
Satzung ſelbſt unmittelbar den Vorſtaud beſtellt und die Erneuerung 
desſelben durch Kooptation oder Deſignation ſtattfinden läßt — ein 
Fall, den Kohler (Bürg. Recht 8161) zutreffend mit der mon⸗ 
archiſchen Staatsverfaſſung in Parallele ſetzt. Demjenigen Organ 
nun aber, dem die Beſtellung zuſteht, kommt normalerweiſe auch die 
Abberufung zu (OLG. Hamburg 2, 462; Komm. 3. HGB. 231). Sit 
alſo der Aufſichtsrat zur Beſtellung ausſchließlich kompetent, ſo 
kommt mangels ausdrücklicher Satzungsvorſchrift ein Abberufungs⸗ 
recht der Generalverſammlung auch als konkurxierendes nicht in Frage 
(anders im Staatsrecht: RV. 53, 54). Vergebens pocht man dem⸗ 
gegenüber auf die „Souveränität“ der Generalverſammlung; denn auch 
fie ſteht unter der Satzung, ganz ebenſo wie der „ſouveräne“ Geſetz⸗ 
geber unter der Staatsverfaſſung ſteht. 

3. Der wirtſchaftliche Hintergrund des Falles erhellt aus 
folgenden Tatſachen. Der ſachliche Intereſſent war die Firma F., 
welche ſoeben die knappe Aktienmehrheit in ihren Beſitz gebracht 
hatte. Die beſchließende Mehrheit hieß alſo F. Hauptteilhaber der F. 
aber war der neugewählte Vorſtand S. Sapienti sat. Wer gewiſſe 
Schattenſeiten des unbeſchränkten Parlamentarismus ſtudieren will, 
der ſtudiere ſie am heutigen Aktienweſen. 

Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 


B. Der Entſch. ſtehen folgende Bedenken entgegen: 
1. Das NG. erklärt, die drei Organe der AktG. — Vorſtand, 
Aufſichtsrat und Generalverſammlung — ſtünden „gleichberech⸗ 
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Beſchlußfaſſung vertretenen Aktien entſcheidend beſchließen. 
Dieſe Erſchwerung zeigt mit aller Deutlichkeit, daß nach dem 
Willen des Grundgeſetzes, eine Entziehung oder Schmälerung 
der im 8 8 Abſ. 1 dem Aufſichtsrat eingeräumten Rechte nicht 
daneben durch mit einfacher Majorität gefaßte Beſchlüſſe der 
GenVerſ. erfolgen kann. Denn dann hätte es dieſer Er⸗ 
ſchwerung, die dadurch bis zur völligen Bedeutungsloſigkeit 
herabgedrückt würde, nicht erſt bedurft. Es braucht daher hier 
nicht Stellung genommen werden zu der Frage, ob die Gen⸗ 
Verf. neben dem Aufſichtsrat zur Beſtellung des Vorſtandes 
zuſtändig wäre, wenn das Statut dieſes Recht zwar dem 
Aufſichtsrat übertragen, aber nicht zu erkennen gegeben hätte, 
daß darin eine Übertragung zu ausſchließlicher Zuſtändigkeit 
des Aufſichtsrats liegen ſolle. Daß mit dieſer Auffaſſung eine 
Selbſtentrechtung der GenVerſ. ſtatuiert würde, oder daß 
durch die Verſchiebung der Kompetenzen, die durch das Statut 
auch in anderer Beziehung zugunſten des Aufſichtsrats er⸗ 
weitert worden ſind, weſentliche Grundſätze der aktienrechtlichen 
Organiſation verletzt würden, ſo daß die ſtatutariſche Be⸗ 
ſchränkung der GenVerſ. als nichtig angeſehen werden könnte, 
iſt nicht anzuerkennen. Die Revͤl. überſieht, daß nicht nur 
der geſetzliche Wirkungskreis der GenVerſ., alſo die ihr aus⸗ 
ſchließlich eingeräumten Rechte, gewahrt ſind, ſondern daß ihr 
auch durch § 28 des Statuts wichtige Gegenſtände zur Ber 
ſchlußfaſſung vorbehalten ſind, daß ſie den Aufſichtsrat zu 
wählen hat und mittels Satzungsänderung auch die Vor⸗ 
ſtandswahl an ſich ziehen kann, und daß ſchließlich auch in der 
Verantwortlichkeit des Aufſichtsrats und in ſeiner Pflicht, da, 
wo es das Intereſſe der Geſellſchaft erfordert, eine GenVerſ. 
einzuberufen, die Garantien liegen, deren die Geſellſchaft nach 
Geſetz und Statut zu ihrer gedeihlichen Entwicklung bedarf. 
Die hier vertretene Auffaſſung ſetzt ſich auch nicht in Wider⸗ 
ſpruch mit den von der Rev. angezogenen Entſch. des RG. 
Sie alle betreffen andere oder anders gelagerte Fälle. Es 
iſt hier weder ein Organ der AktG. zur völligen Bedeutungs⸗ 
loſigkeit herabgedrückt (Holdheim, Zeitſchrift VII, 86) noch 
handelt es ſich darum, daß es der AktG. an der zu ihrer 
Weſenheit erforderlichen Organiſation fehlt (RG. 3, 123), noch 
um einen Fall, in dem dem Aufſichtsrat die Einberufung der 
GenVerſ. obgelegen hätte (RG. 35, 85). Die Entſch. des erk. 
Sen. v. 3. Nov. 1914, II 325/14 (Holdheim, Zeitſchr. XXIV, 
80) iſt hier überhaupt nicht anwendbar, weil nach dem 
dort vorliegenden Sachverhalt, der GenVerſ. neben dem 


tigt nebeneinander“. Dies iſt mit der organiſchen Struktur 
der AktG. nach deutſchem Aktienrecht nicht in Einklang zu bringen. 
Grundſätzlich gilt vielmehe, daß der Vorſtand in der Regel Geſchäfts⸗ 
führungs⸗ und Vertretungsorgan, der Aufſichtsrat im weſentlichen 
Kontrollorgan, die Generalverſammlung das oberſte Willensorgan 
der Geſellſchaft it (Staub⸗ Pinner, Anm. 7 zu 8 250 S. 325; 
Silbernagel, Die Gründung der Altiengeſellſchaft, 1907, S. 242 f.; 
Friedländer, Konzernrecht, 1927, S. 273 u. 278; Lehmann⸗ 
Ring, Anm. 1 zu 8250 S. 140; K. Lehmann, Lehrb., 
1912, S. 419). 

Dieſe Teilung der Gewalten iſt in der Natur des ganzen Ge 
bildes begründet und führt zurück auf den Entſtehungsakt desſelben: 
Die Funktionen aller drei Organe find nur abzuleiten aus dem Macht⸗ 
bereich der Gründungsverſammlung. Dieſe ſetzt die Satzung feſt 
und verteilt hierbei — ſoweit geſetzlich zuläſſig — die Kompetenzen 
an die Organe der Geſellſchaft. Dieſe übt allein das Recht der 
Autonomie aus, ſoweit der Geſetzgeber der Geſellſchaft ein ſolches 
Recht überläßt. Ihr folgt die Generalverſammlung nach: Alle 
Funktionen, die die Gründerverſammlung beſaß, gehen auf die 
Generalverſammlung über. 

Wenn die Gründerverſammlung das Recht beſaß, den erſten Vor⸗ 
ſtand zu beſtellen, wenn ſie weiter das Recht hatte, in der von ihr 
zu ſetzenden Satzung der Generalverſammlung das Recht zur weiteren 
Vorſtandsbeſtellung vorzubehalten, dann muß der letzteren das Recht 
zur Vorſtandsbeſetzung geblieben ſein, auch wenn die Gründerverſamm⸗ 
lung in der Satzung dieſes Recht dem Aufſichtsrat übertrug. Denn 
dieſes Recht des Aufſichtsrats beruht allein auf einer Er mäch⸗ 
tigung der Gründerverſammlung, die lediglich in den Satzungen 
ihren Niederſchlag findet; eine Ermächtigung aber muß jederzeit von 
dem, der ſie erteilte, wieder zurückgenommen werden können. 

2. Das RG. verſagt der Generalverſammlung eine Betätigung 
nicht nur dort, wo das Geſetz ſie hindert, ſondern auch da, wo na 
der Satzung einem anderen Organ eine ausſchließliche Be⸗ 
tätigung zugewieſen ſei. N 

Es findet ſich in der Entſch. des RG. keine Begründung dafür, 
warum das Recht auf die Vorſtandsbeſetzung ein dem Aufſichtsrat 
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Aufſichtsrat durch das Statut das Recht der Vorſtands⸗ 
eſtellung eingeräumt war und daher dort mit Recht an⸗ 
genommen worden iſt, daß nach dem regelmäßigen Ver⸗ 
hältnis beider Organe zueinander die Beſtimmung der Gen⸗ 
Verſ. vorzugehen habe. Wenn ſchließlich die Rev. darzulegen 
ſucht, daß der Sinn des § 246 Abſ. 2 HGB. „der Auſſichts⸗ 
rat hat eine GenVerſ. zu berufen, wenn dies im Intereſſe der 
Geſellſchaft erforderlich iſt“, der ſei, daß der GenVerſ., die das 
Hermögen der Geſellſchaft repräſentiere, in allen wichtigen 
Angelegenheiten die letzte Entſch. zuſtehe, ſo iſt dies in dieſer 
5 lIgemeinheit unzutreffend. Uurichtig iſt ſchon, daß die Gen⸗ 
Verſ. das Vermögen der Geſellſchaft repräſentiere, denn weil 
ie weder die AktG., noch ein permanentes Organ iſt, iſt ſie 
auch nicht Träger der Rechte und Verbindlichkeiten des Vereins⸗ 
vermögens. Daß ihr auch nicht in allen wichtigen Angelegen⸗ 
heiten die letzte Entſch. zuſteht, beweiſt ſchon die Beſtimmung 
des 8 247 Abſ. 2 HGB., wonach der Aufſichtsrat, ſoweit es 
ſich um ſeine Verantwortlichkeit handelt, ohne und ſelbſt 
gegen den Beſchluß der GenVerſ. — und zwar namens der 
Geſellſchaft — gegen die Mitglieder des Vorſtandes klagen 
kann. Der § 246 Abſ. 2 HGB., deſſen grundſätzliche Bedeu— 
tung ſtreitig iſt, und der hier nicht näher erörtert zu werden 
braucht, beſagt jedenfalls über die Grenzen der Befugniſſe 
der GenVerſ. überhaupt nichts. Er ftatuiert nur eine Ver⸗ 
pflichtung des Aufſichtsrats, die von Rechts wegen inſoweit 
nicht beſtehen kann, als die Gen Vers. nach Geſetz oder Statut 
zu einer Entſch., zu der ſie zu berufen wäre, gar nicht zur 
ſtändig ift. 

(U. v. 3. Juni 1927; 466/26 II. — Hamburg.) (Ku .] 


11. 88 30 Abf. 4, 28 Abſ. 4 II. Durchf VO. zur 
Gold Bil Vdo.; 8 1 Abſ. 1 Ziff. 3 IV. Durch VO. Für 
die Fragen der Zuläſſigkeit der Einziehung von 
Aktien auf Grund der II. Durchf. iſt nicht die 
Spruchſtelle, ſondern das ordentliche Gericht 
zuſtändig. ] f) 

Nach 8 30 Abf. 1 der zweiten VO. zur Durchf. der VO. 
über Goldbilanzen v. 28. März 1924 (II. Durchf VO.) kann die 
Geſellſchaft andere als die in den 8s 28, 29 bezeichneten 


ausſchließlich zugewieſenes fein ſoll. Auf das Moment der Aus⸗ 
ſchließlichkeit gründet aber das NG. feine ganze Entſch. 
Urs ſcheint es richtiger, die Aus ſſchließlichkeit der Be 
tätigung eines einzelnen Organs bei der AktG. nur dort anzunehmen, 
wo die Satzung dies ausdrücklich erwähnt oder wo es ſich um Auf⸗ 
gaben handelt, die mit dem Weſen eines anderen Organs unlöslich 
verknüpft ſind (vgl. Staub⸗Pinner a. a. O.; ebenſo Fried- 
länder a. a. O.). 

Hiervon kann für die Befugnis zur Beſtellung des Vorſtands 
nicht die Rede ſein. Es muß demnach bei dem Ergebnis verbleiben, 
as wir oben unter Ziff. 1 aus allgemeinen Erwägungen ableiteten. 

3. Wir halten auch die folgende Begründung von Staub (vgl. 
Staub⸗Pinner, Anm. 16 zu 8 231 S. 224) für die richtigere: 
Iſt die Generalverſammlung befugt, den Aufſichtsrat abzuſetzen, Yo 
muß folgerichtig aus ihrer Begriffsbeſtimmung als oberſtem Organ 
auch die Befugnis abgeleitet werden, die Obliegenheiten des Aufſichts⸗ 
rats (Vorſtandsbeſtellung) wahrzunehmen, ſoweit es ſich nicht um ge» 
ſetzliche Befugniſſe dieſes Organs handelt. 

4. Das RG. ſchneidet der Generalverſammlung das Recht, in 
den Wirkungskreis des Aufſichtsrats einzugreifen, nicht völlig 
ab, verlangt aber für ſolchen Fall zunachſt eine Satzungsände⸗ 
rung. Wäre dann nicht vom RG. zu prüfen geweſen, ob grund⸗ 
ſatzlich ein Beſchluß der Generalverſammlung, mit welchem in die 
ſatzungsgemäßen Befugniſſe des Aufſichtsrats (Vorſtandsbeſtellung) 
eingegriffen würde, nicht doch inſoweit zuzulaſſen ſei, als er den be⸗ 
ſonderen Erforderniſſen für ſatzungsändernde Beſchlüſſe 
entſpräche? 2 

5. Auch für die wirtſchaftliche Betrachtung will uns die 
Entſch. des RG. bedenklich erſcheinen: Hat nun einmal eine Macht- 
verſchiebung bei einer AktG. ftartgefunden, ſoll ſich dieſe dann in 
nugloſen und langwierigen inneren Kämpfen aufreiben? Oder iſt es 
da nicht beſſer, den neugeſtalteten Machtverhältniſſen dadurch Rech⸗ 
nung zu tragen, daß man der Generalverſammlung das Rechl läßt, 
das geſchäftsführende Organ fo zu beſetzen, wie es ihrem Wunſche ent⸗ 
ſpricht? Denn die neue Mehrheit ift doch ſchließlich die, deren Kapital 
nunmehr in dem Unternehmen als inveſtiert zu gelten hat. 

RA. Dr. Alex. Lifſchütz, Bremen. 


Zu 11. 1. Die Gültigkeit der 2 DurchfVo iſt bereits vom 
N 113, 6 ff. ausführlich begrunder worden. Man wird dieſe Sireit⸗ 
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Aktien, deren Inhaber durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Vereinbarung mit der Geſellſchaft zu ihren Gunſten in der 
Ausübung der Aktienrechte oder in der Veräußerung oder 
ſonſtigen Verfügung über die Aktien gebunden ſind oder ge⸗ 
bunden waren, durch den Vorſtand mit Zuſtimmung des Auf⸗ 
ſichtsrats einziehen. Dieſes Recht beſteht nach Abſ. 3 nicht, 
wenn auf die Aktien Einlagen entſprechend dem Kurs oder 
Wert der nach den allgemeinen Beſtimmungen umzuſtellen⸗ 
den Aktien geleiſtet worden ſind. Auf Grund dieſer Vorſchrift 
hat der Vorſtand der Bekl. mit Zuſtimmung des Aufſichts⸗ 
rats beſchloſſen, 4 Millionen Stammaktien einzuziehen, die die 
Kl. bei einer Kapitalserhöhung der Bekl. im April/Mai 1923 
gezeichnet und die ſie unter Einzahlung von 25% und des 
Agios mit der Bindung erworben hat, ſie im Intereſſe der 
Geſellſchaft nach den Weiſungen des Vorſtandes zu verwerten. 
Mit ihrer negativen Feſtſtellungsklage macht die Kl. geltend, 
daß dieſe Einziehung ungeſetzlich ſei, weil ihr durch einen ſpä⸗ 
teren Vertrag v. 10. Sept. 1923 dieſe Aktien zur freien Ver⸗ 
fügung überlaſſen worden ſeien, und weil ſie ſie auf Grund 
dieſes Vertrages zum vereinbarten Kurſe von 2,5 Millionen 
Prozent wertgleich einbezahlt habe, ſo daß nicht nur die an⸗ 
fängliche Bindung der Aktien aufgehoben worden ſei, ſon⸗ 
dern auch ihre ordnungsmäßige Verwertung ſtattgefunden 
habe, wodurch die Anwendbarkeit des § 30 Abſ. 1 II. Durchf⸗ 
BD. ausgeſchloſſen werde. Das LG. und mit ihm das BG. 
hat die Einziehung für unzuläſſig erachtet, das letztere aus 
dem doppelten Grunde, daß die Aktien durch den Vertrag vom 
10. Sept. 1923 zugunſten der Geſellſchaft verwertet, und daß 
ſie zudem zum Kurſe von 2,5 Millionen Prozent wertgleich 
eingezahlt worden ſeien. Voran ſteht jedoch die Frage, ob die 
ordentlichen Gerichte zur Entſcheidung dieſes Rechtsſtreits be⸗ 
rufen find, oder ob der ordentliche Rechtsweg durch die 88 30 
Abſ. 4, 28 Abſ. 4 II. DurchfVO. und 81 Abf. 1 Ziff. 3 
IV. DurchfVoO. zugunſten einer ausſchließlich zuſtändigen 
Spruchſtelle ausgeſchloſſen worden iſt, eine Frage, die, auch in 
der Reviſionsinſtanz, obwohl ſie beide Parteivertreter aus⸗ 
drücklich verneint wiſſen wollen, von Amts wegen zu prüfen 
iſt. Ob hiernach der ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt, 
hängt von der Vorfrage ab, ob die II. und die IV. DurchfVO. 


ſrage, die in der Literatur einen ſehr breiten Raum eingenommen 
hat, nunmehr als praktiſch bedeutungslos anſehen und als ſtändige 
Rſpr. des RG. die Gültigkeit der 2. DurchfVoO. feſtſtellen können. 
Auf den gleichen Standpunkt hat ſich das KG. in ſeinem Gutachten 
v. 1. Mai 1924, 1 Gen. 1/24, abgedr. in IM Bl. 1924, 220 und 
JW. 1924, 1175, geſtellt, ebenjo im Beſchl. v. 17. Juli 1924, abgedr. 
bei Michaelis⸗Schachian, S. 134 ff. 

2. Den Ausführungen des RG. über die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges hinſichtlich der hier in Betracht kommenden Fragen iſt un⸗ 
bedenklich beizutreten (vgl. auch By k, 2. Aufl Anm. 11 zu 8 28 
2. DurchfVO.). Der 8 28 Abſ. 4 2. DurchfVO., der im § 30 Abſ. 4 
2. DurchfVO. für entſprechend anwendbar erklärt iſt, beſtimmt, daß 
der Teil des Grundkapitals, der unter Anwendung der vorangegange⸗ 
nen Vorſchriften auf die fragliche Aktiengattung entfällt, im Streit⸗ 
fall oder auf Antrag der Geſellſchaft von der Spruchſtelle feſtgeſetzt 
werde. Dieſe Faſſung ergibt ganz klar, daß die Entſch. der Spruch⸗ 
ſtelle auf die Feſtſtellung des in Frage kommenden Teiles des Grund⸗ 
kapitales beſchränkt iſt, daß aber die Frage, ob unter 8 28 bzw. 
8 30 2. DurchfVO. fallende Aktien vorliegen, der Zuſtändigkeit ber 
Spruchſtelle nicht unterſtellt ift, ebenſowenig übrigens auch die Feſt⸗ 
ſetzung der Stückelung der einzelnen Aktien. In dem ſpeziellen vom 
RG. erörterten Falle wird man alſo mit ihm zu jagen haben, daß 
ein Streit darüber, ob Aktien Vorzugsaktien oder Verwertungsaktien 
t. S. § 30 Abſ. 1 find und ob die Vorausetzungen der Bindung oder 
früheren Bindung vorliegen oder ob die Aktien wertgleich ein⸗ 
bezahlt worden ſind, von den ordentl. Gerichten und nicht von der 
Spruchſtelle zu entſcheiden iſt. In der Tat haben die Gegner dieſer 
Auffaſſung, die in der obigen Entſch zitiert werden, ju riſtiſche 
Gründe gegen ſie auch gar nicht vorgebracht, ſondern lediglich den 
praktiſchen Grund, daß es unzweckmäßig ſei, Die Entih. der 
Spruchſtelle hinter einen Prozeß dreier Inſtanzen zu ſchieben und ſie 
dadurch auf unabſehbare Zeit zu verzögern. Es iſt dies der Wider⸗ 
ſtreit zwiſchen Beſchleunigung und Genauigkeit der Rſpr., der jo 
häufig in der praktifchen Jurisprudenz in die Erſcheinung tritt. Aber 
man wird in der Tat, da das Vertrauen zum ordentl. Rechtswege 
nun einmal im Wirtſchaftsleben ſtärker iſt als zu Sondergerichten, 
mit dem RG. eine ausdehnende Interpretation im Intereſſe der Be⸗ 
ſchleunigung nicht zulaſſen dürfen. Der klare Wortlaut der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen in der 2. DurchfVO. aber ergibt die Rich⸗ 
tigkeit des vom RG. vertretenen Standpunktes. 

Ebenſowenig beſtehen irgendwelche Bedenken gegen die Aus⸗ 
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überhaupt gültig find, was jedenfalls nicht von der Spruch⸗ 
ſtelle, ſondern von den ordentlichen Gerichten nachzuprüfen iſt. 
Sind dieſe VO. ungültig, ſo ſteht der Kl. für ihre negative 
Feſtſtellungsklage der Rechtsweg ohne weiteres offen. Die 
Gültigkeit der 88 26—33 II. DurchfVoO. hat aber der erk. 
Sen. (RG. 113, 6, 11) anerkannt. An dieſer Auffaſſung iſt 
feſtzuhalten. Nach § 28 II. DurchfVO., der die Umſtellung 
der ſog. ſchuldverſchreibungsähnlichen Aktien regelt, und der 
in ſeinem Abſ. 4 — Zuſtändigkeit der Spruchſtelle — auch auf 
die in $ 30 geregelte Umſtellung der ſog. Schutz⸗, Vorrats⸗ 
und Verwertungsaktien entſprechend anwendbar iſt (8 30 
Abſ. 4), darf der auf dieſe Gattung von Aktien entfallende 
Teil des auf Goldmark umgeſtellten Grundkapitals den in 
Goldmark umgerechneten Wert der auf ſie geleiſteten Einlagen 
nicht überſteigen (Abſ. 1). Für die Berechnung des Goldmark⸗ 
wertes der Einlagen iſt der Fälligkeitstag maßgebend. 
(Abſ. 2). Dieſe Vorſchriften gelten nicht für ſolche Aktien, auf 
die Einlagen entſprechend dem Kurs oder Wert der nach den 
allgemeinen Beſtimmungen umzuſtellenden Aktien geleiſtet 
worden ſind (Abſ. 3). Der Teil des Grundkapitals, der unter 
Anwendung dieſer Vorſchriften auf dieſe Aktiengattung ent- 
fällt, wird im Streitfall oder auf Antrag der Geſellſchaft von 
der durch die Reichsregierung beſtimmken Stelle feſtgeſetzt. 
Dieſe Stelle kann, wenn die Anwendung der Vorſchriften zu 
einer offenbar unbilligen Härte für die Geſellſchaft oder die 
Aktionäre führen würde, eine anderweitige Feſtſetzung bei 
billiger Berücksichtigung der Intereſſen der Beteiligten treffen. 
„Die Entſcheidung der Stelle iſt endgültig“ (Abſ. 4). Die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des Abſ. 4 auf die Vorrats⸗, Schutz⸗ 
und Verwertungsaktien des $ 30 — um ſolche handelt es ſich 
hier — würde bedeuten, daß der Teil des Grundkapitals der 
unter Anwendung der in den Abſ. 1—3 gegebenen Ein⸗ 
ziehungsvorſchriften auf dieſe Aktiengattung entfällt, von der 
gleichen Stelle endgültig feſtgeſtellt wird. Angeſichts dieſer 
Faſſung der 88 28, 30 Abſ. 4 iſt im Schrifttum ſtreitig ge⸗ 
worden, ob die Zuſtändigkeit der von der Reichsregierung ein⸗ 
geſetzten Stelle ſich nicht darin erſchöpfe, daß ſie nur die Höhe 
des auf dieſe Aktiengattungen entfallenden Teils des Grund⸗ 
kapitals feſtzuſetzen habe, daß aber die Frage, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen der §8 28, 30 Abſ. 1 und 3, alſo insbeſ. die der 
Einziehung vorlägen, und ob nicht der Ausnahmefall der wert⸗ 
gleichen Einzahlung der Aktien — der die Einziehung aus⸗ 
ſchließt — gegeben ſei, zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Ge⸗ 
richte gehöre. Während einerſeits die Meinung vertreten 
worden iſt, daß unmöglich hier zwei Verfahren in gleicher 
Sache nebeneinander herlaufen könnten, und daß der Geſetzes⸗ 
zweck dazu zwinge, daß auch die Vorfragen des Abſ. 1 (Ein⸗ 
ziehung) und des Abſ. 3 (wertgleiche Einzahlung) durch die 
Spruchſtelle entſchieden würden, weil es ſonſt jeder Aktionär 
in der Hand habe, durch die Behauptung kurs⸗ oder wert⸗ 
gleicher Einzahlung die Entſcheidung der Spruchſtelle hinter 
einen Prozeß von drei Inſtanzen zu ſchieben (Rheinſtrom, 
Goldmarkbilanzen S. 32; Fürnrohr 2. Aufl. S. 60: Roth, 
Neue Steuerrundſchau 1924 S. 108; Rambke⸗Keichel 
8.8 Anm. 17ff.; Abraham, Der Übergang zur Goldmark⸗ 
bilanz 1924 S. 134 ff.; Quaſſowski⸗Suſat 1. Aufl. 
S. 244, 245) iſt von anderer Seite, insbeſ. von Flecht⸗ 
heim: Bankarchiv 1924, 199, 200 mit Recht das Bedenken 
in den Vordergrund geſtellt worden, daß die in der Satzung 
nicht vorgeſehene Einziehung von Aktien der ſchärfſte Ein⸗ 
griff in das Mitgliedſchaftsrecht ſei und daher unmöglich mit 
einem geringeren Rechtsſchutz verſehen fein könne, als die 
bloße Verletzung einzelner, aus der Mitgliedſchaft fließender 
Rechte. Die Frage, ob die Vorausſetzungen der 88 28 Abſ. 1 
und 3, 30 Abſ. 1 und 3 vorlägen, unterliege daher der Be⸗ 
urteilung durch die ordentlichen Gerichte. (So auch Roſen⸗ 
dorff S. 230; Byk § 28 Anm. 8; Friedländer, Gold- 
markumſtellung und Konzernfragen S. 30; Friedmann: 
JW. 1924, 1085.) Dieſer letzteren Auffaſſung iſt beizutreten. 
Der 8 28 Abſ. 4 der II. DurchfVO. ſtellt keineswegs klar, 


führungen des RG. hinſichtlich der 4. DurchfVO. Ein Blick auf ſie 
lehrt, daß ſie ſich in der Tat nur mit dem Verfahren vor der Spruch⸗ 
ſtelle beſchäftigt. Sie iſt gewiſſermaßen die Gerichtsverf.⸗ und Ziv⸗ 
ProzNovelle zur 2. DurchfsO. Auch ihr 81 erfordert keineswegs 
zwingend, wie dies Quaſſowski⸗Suſat, 2. Aufl. S. 303, 335, 
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daß die Zuſtändigkeit der Spruchſtelle ſich auf weiteres er⸗ 
ſtrecken ſolle, als auf die Feſtſetzung der Höhe des Grund⸗ 
kapitals und auf die Beſeitigung der offenbar unbilligen 
Härten, die ſich aus einer Anwendung der Vorſchriften des 
Abſ. 1—3 des $ 28 für die Geſellſchaft oder die Aktionäre bei 
billiger Berückſichtigung der Intereſſen der Beteiligten er⸗ 
geben können. Das ſchließt aber nicht aus, daß, wenn über 
die Anwendbarkeit der Vorſchriften des Abſ. 1 und 3, hier 
alſo über die Berechtigung zur Einziehung oder über die kurs⸗ 
oder wertgleiche Einzahlung der Aktien Streit entſteht, dieſer 
zunächſt im ordentlichen Rechtswege auszutragen iſt. Hätte 
auch inſoweit der Rechtsweg ausgeſchloſſen werden ſollen, ſo 
hätte es einer klaren, unzweideutigen Sprache des Geſetz⸗ 
gebers bedurft. Dieſe Teilung der Zuſtändigkeit iſt, wenn ſie 
auch der Vereinfachung und Beſchleunigung nicht dienlich iſt, 
nichts Ungewöhnliches, wie ſie denn auch auf dem Gebiet der 
Aufwertungsgeſetzgebung in gleicher Weiſe zutage tritt. Dort 
iſt aber (88 69— 71 Aufiw®.) in klarer und unzweideutiger 
Sprache die Frage geregelt, inwieweit die Aufmerhingsitelle 
gegenüber den ordentlichen Gerichten zuſtändig iſt, und daß 
ſie inſoweit „ausſchließlich“ entſcheidet. An dieſer genauen 
Abgrenzung der Zuſtändigkeiten fehlt es in der II. Durchf Vd. 
Die Zuſtändigkeit der Spruchſtelle wird im Gegenſatz zu 8 69 
AufwG. im § 28 Abſ. 4 II. DurchfVO. weder ausdrücklich als 
eine ausſchließliche bezeichnet, noch wird das Gebiet der aus⸗ 
ſchließlichen Zuſtändigkeit irgendwie ſicher abgegrenzt. Es wird 
nur ausgeſprochen, daß ſie endgültig entſcheide, womit nur 
klargeſtellt iſt, daß Rechtsmittel gegen ihre Entſcheidung nicht 
gegeben ſind. Auch daß die Spruchſtelle die Höhe des Grund⸗ 
kapitals „unter Anwendung des Abſ. 1—3“ feftzufegen 
hat, zeigt nicht auf, wer einen „Streit“ der Parteien inſoweit 
zu entſcheiden hätte. Beſteht ein ſolcher Streit nicht, dann 
ſetzt allerdings die Spruchſtelle die Höhe des Grundkapitals 
ſo feſt, wie es bei der gegebenen, unſtreitigen Sachlage der 
Abſ. 1—3 den 88 28, 30 entſpricht. Für den ordentlichen 
Rechtsweg iſt daher inſoweit kein Raum. Beſteht indeſſen 
Streit, ob Aktien Vorzugsaktien oder Verwertungsaktien i. S. 
des 8 30 Abſ. 1 find und ob die Vorausſetzungen der Bindung 
oder früherer Bindung vorliegen, oder ob die Aktien wert— 
gleich einbezahlt worden ſind, ſo iſt der Zweifel, daß der Ge⸗ 
ſetzgeber dieſe Streitigkeiten einer Spruchſtelle, die im Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſcheidet, habe über⸗ 
tragen wollen, um ſo berechtigter, als inſoweit keineswegs, 
wie bei der Feſtſetzung der Höhe des Grundkapitals im weſent⸗ 
lichen nur aktienrechtliche Fragen in Betracht kommen, ſondern 
in gleicher Weiſe Fragen des bürgerlichen Rechts, die unter 
Umſtänden überwiegen und den Ausgang des Streits ent⸗ 
ſcheidend beeinfluſſen können. Daß aber Fragen, wie die der 
obligatoriſchen oder dinglichen Bindung des Inhabers der 
Aktien oder die hier im Wege der Einrede geltend gemachte 
Anfechtung des Verwertungsvertrags wegen argliſtiger Täu⸗ 
ſchung, für die doch wohl auch der heutige Geſetzgeber die 
ordentlichen Gerichte als die geeignete Inſtanz betrachtet, die⸗ 
ſen Gerichten hätten entzogen und nicht nur einer zur Ent⸗ 
ſcheidung aktienrechtlicher Fragen gebildeten Spruchſtelle 
hätten überantwortet, ſondern auch dem Verfahren der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit unterworfen werden ſollen, das für 
die Entſcheidung ſolcher Fragen überhaupt nicht paßt, iſt nicht 
anzunehmen, wenn es dafür an einer zwingenden Sprache des 
Geſetzes fehlt. Nun hat es rein äußerlich den Anſchein, als ob 
die IV. DurchfVO. in ihrem 81 auch die Entſcheidung über die 
Anwendung des 8 30 Abſ. 1—3 II. DurchfVO. der Spruch⸗ 
ſtelle habe übertragen und damit auch inſoweit die Zu⸗ 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte habe ausſchließen wollen. 
Es heißt dort: „Die Spruchſtellen zum Zwecke der Ent⸗ 
ſcheidung ... im Falle des § 30 II. DurchfVO. über die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des § 30 Abſ. 1—4 und des 8 28 
Abſ. 2, 4... werden bei den OLG. gebildet.“ Aus dem 
Zweck dieſes Paragraphen ergibt ſich jedoch, daß damit die Art 
der Bildung der Spruchſtellen geregelt werden ſollte. Daß 


anzunehmen ſcheinen, die Einführung einer Zuftändigkeit abweichend 
von den Vorſchriften der 2. DurchfVo. Iſt dies aber nicht der Fall, 
jo muß es, trotz des vielleicht etwas unklaren Wortlautes des 8 1, 
bei der Regelung der 2. DurchfVO. fein Bewenden haben. 

RA. Dr. Rudolf Byk, Berlin. 
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durch die Hinzufügung der Worte „zum Zwecke der Entſchei⸗ 
ung über .. eine über die 8828 Abſ. 4, 30 Abſ. 4 
II. DurchfVoO. hinausgehende Zuſtändigkeit der Spruchſtellen 
beftimmt oder eine authentiſche Auslegung jener die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Spruchſtellen regelnden Geſetzesbeſtimmungen 
habe gegeben werden ſollen, iſt nicht erſichtlich gemacht wor⸗ 
den. Dem Geſetzgeber war aber, wie ohne weiteres zu unter⸗ 
ſtellen ift, die Streitfrage bekannt, die im Schrifttum unaus⸗ 
geſetzt Gegenſtand der Erörterung war und die von gewich⸗ 
tigen Stimmen dahin gelöſt wurde, daß den ordentlichen Ge⸗ 
richten die Zuſtändigkeit zur Entfeheidung über die Voraus⸗ 
ſetzungen der Abf. 1 und 3 des § 30 II. DurchfVO. durch 
deſſen Abſ. 4 nicht genommen worden ſei. Hätte der Geſetz⸗ 
geber ſich auf einen gegenteiligen Standpunkt ſtellen wollen, 
lo hätte er gewiß nicht verabſäumt, in der IV. DurchfVO. aus⸗ 
zuſprechen, daß auch inſoweit die Zuſtändigkeit der Spruch⸗ 
ſtelle „eine ausſchließliche und endgültige“ ſei. Das iſt nicht 
geſchehen. In einem Paragraphen, der ſich damit befaßt, die 
rt der Bildung der Spruchſtellen zu regeln, deren Zu⸗ 
ſtändigkeit anderwärts bereits geregelt iſt oder vom Geſetz⸗ 
geber als geregelt betrachtet wird, kann niemand eine — wört⸗ 
lich nicht als ſolche gekennzeichnete — Ausdehnung dieſer Zu⸗ 
tändigkeit oder eine authentiſche Auslegung früherer Vor⸗ 
ſchriften ſuchen wollen. Der Wortlaut des 8 1 IV. DurchfVoO., 
„zum Zwecke der Entſcheidung über die Anwendung des 8 30 
Abſ. 1—4“ unterſcheidet ſich auch kaum von der Faſſung des 
Abſ. 4 des 8 30 II. DurchfVO., wo es heißt, die Spruch⸗ 
ſtelle habe die Höhe des Grundkapitals „unter Anwendung 
dieſer Vorſchriften“, d. h. des Abſ. 1—3, feſtzuſetzen. Es iſt 
aber bereits darauf hingewieſen worden, daß, wenn kein 
Streit über dieſe Anwendung beſteht, die Spruchſtellen aller⸗ 
dings ihre Feſtſetzung nach Maßgabe des Abſ. 1—3 8 30 
II. Durchf VO. zu treffen haben. Wer aber im Streitfalle dar⸗ 
über zu befinden hat, wird auch durch § 1 IV. Durchf VO. 
nicht in unzweideutiger Weiſe geklärt. Da ſonach nicht zu er⸗ 
erkennen iſt, daß dieſer 8 1 etwas von der früheren Regelung 
Abweichendes beſtimmen wollte, oder daß die 88 28, 30 Abſ. 4 
I. DurchfVO. in ihrem — etwa nach Meinung des Geſetz⸗ 
gebers von vornherein beabſichtigten — Inhalt klargeſtellt 
werden ſollten, ſo iſt die Meinung berechtigt, daß die 
IV. DurchfVoO. in 8 1 nur die frühere Regelung der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Spruchteile in ſich aufgenommen hat, und es 
iſt daher maßgebend die Auslegung, die auf Grund der 88 28 
und 30 II. DurchfVoO. nach deren Inhalt als dem Willen des 
Geſetzgebers entſprechend zu gewinnen iſt. Die entgegen⸗ 
ſtehende Meinung von Quaſſowski⸗Suſat 2. Aufl. 
S. 303, 335 macht zwar geltend, die Faſſung des § 1 
IV. DurchfVoO. habe denjenigen Schriftſtellern nicht recht ge⸗ 
geben, die ſich für die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
zur Entſcheidung über die Anwendbarkeit des Abſ. 1—3 des 
8.30 II. Durchf VO. ausgeſprochen hätten, ein Anhaltspunkt 
für dieſe Meinung auf Grund der Entſtehungsgeſchichte dieſer 
IV. Durchf Vo. wird indeſſen von ihnen nicht gegeben, und mit 
der Faſſung des SL dieſer DurchfVO. allein iſt dieſe Mei⸗ 
nung rechtlich einwandfrei nicht zu begründen. Der ordent⸗ 
liche Rechtsweg war daher durch Zwiſchenurteil für zuläſſig 
zu erklären. 


(u. v. 5. Juli 1927; 3/27 II. — Berlin.) LKu.] 
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* 12. Art. 18, 25, 27, 29 SeeſtrO. Verhältnis der 
Verpflichtung, die Steuerbordſeite des Fahr⸗ 
waſſers einzuhalten, zu der allgemeinen Ver⸗ 
pflichtung zur Einhaltung der durch die ſee⸗ 
männiſche übung gebotenen Vorſicht.] 

Der Dampfer „Derfflinger“ fuhr, als er ſich in der 
Höhe des Gaskanals befand, etwas öſtlich der Strommitte 
ſtromabwärts. Als er der „Annica“ anſichtig wurde, betrug 
der Abſtand von dieſer ungefähr 400 Meter. Der „Derf⸗ 
flinger“ hat darauf das Signal für StBRuder gegeben und 
ausgeführt. Dies hat er noch zweimal, in ungefähr 200 und 
100 Meter Entfernung von dem Gegendampfer wiederholt. 
Die „Annica“ fuhr mit dem Kahn Breslau 2932 im Anhang, 
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nachdem ſie, aus der Parnitz kommend, die Oder gewonnen 
hatte, auf der öſtlichen Stromhälfte ungefähr auf Gegen⸗ 
kurs zum „Derfflinger“. Sie hat die St BRuderſignale und 
-mandber des „Derfflinger“ mit BBRuderſignalen und enk⸗ 
ſprechenden Manövern beantwortet. Unmittelbar vor dem 
Zuſammenſtoß bewegte ſich der geſchleppte Kahn in einem 
Winkel von etwa 20 Grad zum Oſtufer. Der Kurs des 
„Derfflinger“ führte in dieſem Zeitpunkt quer zum Fahr⸗ 
waſſer zum Oſtufer. Das BG. hat ein für den Zuſammen⸗ 
ſtoß urſächliches Verſchulden der „Annica“ darin erblickt, daß 
fie entgegen der Vorſchrift des Art. 25 SeeſtrO. in der als 
enges Fahrwaſſer anzuſprechenden Fahrwaſſerrinne der Oder 
nicht die an StBSeite gelegene Fahrwaſſerſeite gehalten hat. 
Ein weiteres Verſchulden der „Annica“ ſieht es darin, daß 
ſie unter Verletzung des Art. 18 SeeſtrO. dem auf Gegenkurs 
befindlichen Dampfer „Derfflinger“ nach BB. auszuweichen 
verſucht hat. Daß nach den Umſtänden des Falles eine Be⸗ 
folgung des Art. 25 SeeſtrO. mit Gefahr verbunden geweſen 
ſei, hat das BG. verneint. Es ſtellt tatſächlich feſt, es ſei 
trotz der Verengung des Fahrwaſſers durch am Weſtufer lie⸗ 
gende Kähne und den an der Weſtſeite des Stromes zu Berg 
fahrenden Schleppzug des Dampfers „Theodor“ für die 
„Annica“ Platz genug vorhanden geweſen, ſich an der für ſie 
rechten (weſtlichen) Fahrwaſſerſeite zu halten. Daß die 
„Annica“, wie es unterſtellt, damit gerechnet habe, zur Ab⸗ 
gabe des geſchleppten Kahnes 4—500 Meter oberhalb der 
Parnitzmündung das Oſtufer aufſuchen zu müſſen, hält es 
nicht für ausreichend, um die Abweichung von der Vorſchrift 
des Art. 25 SeeſtrO. zu rechtfertigen, da nach Sachlage mit 
der Anſteuerung dieſer Stelle unter Einhaltung der ver⸗ 
letzten Vorſchrift Gefahr nicht verbunden geweſen ſei. Die 
Rev. bekämpft dieſe Auffaſſung. Sie hat ausgeführt, bei 
der vom BG. angenommenen Sachlage ſei der von der 
„Annica“ gewählte Kurs einem zweimaligen Kreuzen des 
Fahrwaſſers, wie es der vom BG. für richtig gehaltene Kurs 
nolwendig gemacht hätte, vorzuziehen geweſen. Die Dar⸗ 
legungen des angefochtenen Urteils laſſen indeſſen einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. Die Vorſchrift des Art. 25 Geeftrd. 
iſt für die Schiffahrt in engen Gewäſſern die Hauptregel, die 
geſchaffen iſt, um bei der in ſolchen ohnehin erſchwerten 
Schiffsführung gefahrbringende Kurſe begegnender Fahrzeuge 
nach Möglichkeit von vornherein auszuſchließen (OSeeA. 17, 
221; Urt. des RG. v. 21. April 1909, 1 268,08: Hanſa 1909, 
644; Urt. des RG. v. 10. Mai 1911, 113/10: Hanſa 1911, 
568). Sie findet allerdings ihre Begrenzung in den Regeln 
vorſichtiger Schiffsführung. Eine Befolgung der Vorſchrift 
erſcheint mit der Anwendung der durch die ſeemänniſche Übung 
gebotenen Vorſicht, wie ſie als allgemeines Erfordernis in 
Art. 27 und 29 SeeſtrO. zum Ausdruck gelangt iſt, nicht ver⸗ 
einbar, wenn dadurch die Gefahr eines Unfalles nicht, dem 
Zweck der Vorſchrift entſprechend, gemindert, ſondern ge⸗ 
ſteigert wird. Dies kann der Fall ſein, wenn Ausgangspunkt 
und Ziel der Fahrt des Schiffes auf dem BBUfer liegen und 
die dazwiſchen befindliche Strecke im Verhältnis zur Breite 
des Fahrwaſſers ſo kurz iſt, daß die durch das wiederholte 
Kreuzen des Fahrwaſſers geſchaffene Gefahrenquelle den durch 
die Vorſchrift erſtrebten Vorteil, frei voneinander laufende 
Kurſe begegnender Fahrzeuge zu ſchaffen, an Bedeutung über⸗ 
wiegt. Dieſe Grenze für die Anwendung der Vorſchrift iſt 
vom BG. auch nicht verkannt worden. Es hat vielmehr aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt, daß eine Gefahr mit der Befolgung der 
Vorſchrift nicht verbunden geweſen ſei. Bei ſeinen Er⸗ 
wägungen in dieſer Hinſicht hat es erſichtlich gegen allgemeine 
Erfahrungsſätze nicht verſtoßen. Seine Darlegungen ſtehen 
auch nicht in Widerſpruch zu den in RG. v. 10. Febr. 1900 
(J 432/99: Hanſa 1900, 171) entwickelten Grundſätzen. Mit 
dem dort behandelten Fall hat allerdings der vorliegende die 
äußerliche Übereinſtimmung, daß die Entfernung vom Ein⸗ 
tritt des Fahrzeuges in das Fahrwaſſer bis zum nächſten 
Fahrtziel ungefähr die gleiche iſt. Die Vorausſetzungen der 
Entſch. ſtimmen aber inſofern nicht überein, als in dem dort 
behandelten Falle, abweichend von dem vorliegenden, das⸗Ver⸗ 
hältnis der Breite des Fahrwaſſers zu der Fahrtſtrecke in 
gerader Linie derart war, daß eine Befolgung der Vorſchrift 
im weſentlichen auf ein doppeltes Kreuzen des Fahrwaſſers 
beſchränkt geblieben wäre. Bei dieſer Verſchiedenheit der tat⸗ 
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ſächlichen Verhältniſſe kann eine Übertragung der in jenem 
Urteil gefundenen, ein Abweichen von Art. 25 SeeſtrO. für 
zuläſſig erklärenden Entſch. auf den vorliegenden Fall nicht 
Platz greifen. Die Folge der Benutzung der öſtlichen Fahr⸗ 
waſſerſeite durch die „Annica“ war, daß die beiden Fahrzeuge 
ſich auf Gegenkurſen befanden, die nicht unzweifelhaft frei 
voneinander liefen. Das BG. hat die mit dem urſprüng⸗ 
lichen Kurſe der Fahrzeuge verbundene Gefahr des Zu⸗ 
ſammenſtoßes zwar nicht ausdrücklich feſtgeſtellt. Aus ſeiner 
Erwähnung deſſen, daß Zweifel an dem Freikommen beider 
Fahrzeuge beſtanden hätten, kann aber ohne weiteres ent⸗ 
nommen werden, daß es von ſolcher tatſächlichen Lage aus⸗ 
gegangen iſt. Es hat es daher auch für jedes der beiden 
Fahrzeuge für geboten erklärt, in Befolgung der Vorſchrift 
des Art. 18 SeeſtrO. nach StB. auszuweichen. Demgemäß 
ſieht es ein weiteres Verſchulden der „Annica“ darin, daß ſie 
trotz der Signale und Manöver des „Derfflinger“, welche 
dieſer Vorſchrift entſprachen, auf einem Ausweichen nach BB. 
beſtanden habe. Auch dieſe Darlegungen des BU. ſind nicht 
zu beanſtanden (RG. 44, 42). Auf Grund der vorſtehend ge⸗ 
würdigten Verſtöße der „Annica“ gegen die Geeftrd. hat das 
angefochtene Urteil ihrer Führung die überwiegende Schuld 
an dem ſtattgehabten Zuſammenſtoß zuerkannt. Es hat indes 
ein Mitverſchulden des „Derfflinger“ angenommen und dieſes 
darin geſehen, daß er, nachdem die „Annica“ auf fein St B⸗ 
Ruderſignal auf ungefähr 100 Meter Entfernung wiederum 
mit BBRuderſignal und entſprechendem Manöver geantwortet 
habe, ſein StB Manöver weiter durchgeführt habe. Es nimmt 
an, dieſes Verhalten der „Annica“ habe es dem Führer des 
„Derfflinger“ geboten erſcheinen laſſen müſſen, von der Aus⸗ 
weichbewegung nach StB. abzugehen und mit voller Kraft 
und BBRuder rückwärts zu gehen. Den Erfolg eines ſolchen 
Manövers hält es für gegeben. Die Rev. vertritt die Auf⸗ 
faſſung, auf Grund der Feſtſtellung, daß der Zuſammenſtoß 
durch das bezeichnete Manöver hätte vermieden werden kön⸗ 
nen, ſei die Annahme eines urſächlichen Verſchuldens der 
„Annica“ an dem Zuſammenſtoß ausgeſchloſſen. Sie meint 
ferner, ein vom BU. nicht berückſichtigtes Verſchulden des 
„Derfflinger“ liege darin, daß dieſer nicht bereits früher, nach⸗ 
dem er die Abſicht der „Annica“ habe erkennen müſſen, ihren 
BBKurs beizubehalten, fein Vorhaben, BB. an BB. an ihr 
vorbeizugehen, aufgegeben habe. Die Darlegungen des BG. 
laſſen jedoch eine Verkennung von Rechts⸗ oder Erfahrungs⸗ 
ſätzen nicht erſehen. Das BU. geht von der Annahme aus, 
der Führer des „Derfflinger“ habe bei ſeinem zweiten, in un⸗ 
gefähr 200 Meter Entfernung von dem Gegendampfer ge⸗ 
gebenen St BRuderſignal noch damit rechnen können, dieſer 
werde ſich der Vorſchrift des Art. 18 SeeſtrO. entſprechend 
verhalten, und ſei ſolange zur Beibehaltung ſeines vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Ausweichmanövers berechtigt geweſen. Dieſe 
Auffaſſung iſt frei von Rechtsirrtum. Das Fahrzeug, welches 
den Vorſchriften der SeeſtrO. entſprechend handelt, darf zwar 
keineswegs hierauf pochend und ſeinerſeits alle Rückſicht auf 
den Gegenſegler außer Augen ſetzend, dieſen einfach über⸗ 
rennen (OSeeA. 18, 320; Rh. v. 7. März 1923, J 802/22). 
Es darf aber zunächſt von der Erwartung ausgehen, daß auch 
der Gegner die Vorſchriften der SeeſtrO. beachten werde. 
Handelt dieſer anders, ſo ergibt ſich damit nicht ohne weiteres 
für ihn die Verpflichtung, ſich dem fehlerhaften Manöver an⸗ 
zupaſſen. Ein ſolches Verhalten würde für den nicht aus⸗ 
zuſchließenden Fall, daß auch der Gegenſegler, die Lage er⸗ 
kennend, ſich zu einem anderen Manöver entſchließt, nur Ver⸗ 
wirrung bringen und zur Erhöhung der Gefahr beitragen. 
Eine entſprechende Anwendung der Vorſchrift des Art. 21 
SeeſtrO. iſt daher auch im Falle einer gegenſeitigen Aus⸗ 
weichbewegung nach Art. 18 SeeſtrO. geboten. Erſt wenn der 
vorſchriftsmäßig Handelnde erkennt, daß das Verhalten des 
Gegners zu einer Kolliſion führen muß, tritt für ihn die 
Entbindung von der Vorſchrift des Art. 18 SeeſtrO. und die 
Notwendigkeit zu einem Handeln gemäß Art. 27 und 29 
SeeſtrO. ein. Die Beurteilung des Zeitpunktes, in welchem 
die Lage ſich entſprechend geſtaltet hat, iſt im weſentlichen 
Gegenſtand tatſächlichen Ermeſſens. Eine Verkennung von 
Rechtsregeln läßt ſich bei ſeiner Beurteilung durch das BG. 
jedenfalls nicht feſtſtellen. 


(u. v. 28. Mai 1927; 44/27 I. — Stettin.) [Ru.] 
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13. 5740 HG B. Seenot liegt ſchon dann vor, 
wenn der Kapitän bei ſorgfältiger Prüfung aller 
Verhältniſſe annehmen kann, das Schiff werde 
ohne fremde Hilfe vorausſichtlich beſchädigt wer- 
den oder verloren gehen.) 

Der der Bekl. gehörige Fiſchdampfer „Blücher“ bekam 
im Weißen Meer bei Kap Kanin während des Fiſchens plötz⸗ 
lich einen Stoß und die Maſchine blieb ſtehen. Später gelang 
es, die Maſchine wieder in Gang zu bringen. Aber ſie ar⸗ 
beitete ſchwer und lief nicht mit der normalen Umdrehungs⸗ 
zahl. Der erſte Maſchiniſt meldete dies dem Kapitän mit dem 
Bemerken, er denke mit langſamer Fahrt die Maſchine ge⸗ 
brauchen zu können, er könne aber für die Maſchine nicht 
garantieren. Der Kapitän rief hierauf dem in der Nähe fiſchen⸗ 
den Dampfer „Bremerhaven“ durch Morſeſpruch zu: „Ich 
brauche Hilfe, bleiben Sie bei mir.“ Die Kapitäne der 
beiden Schiffe verabredeten, daß „Bremerhaven“ ſchleppbereit 
„Blücher“ bis zur Küſte begleiten ſolle, um dieſen, falls er 
nicht mehr dampfen könne, zu ſchleppen. Dieſe Begleitung 
wurde auch ausgeführt. Als Land in Sicht kam, meldete der 
erſte Maſchiniſt des Dampfers „Blücher“ ſeinem Kapitän, 
er glaube, das Schiff könne jetzt aus eigener Kraft den näch⸗ 
ſten Hafen erreichen. Hierauf erklärte der Kapitän des Damp⸗ 
fers „Blücher“ dem Kapitän des Dampfers „Bremerhaven“, 
er könne jetzt wohl allein fahren, und entließ das Begleit⸗ 
ſchiff. Die Begleitfahrt hatte 44 Stunden gedauert. Die Kl. 
fordert für die Inanſpruchnahme ihres Dampfers ſeitens des 
Dampfers „Blücher“ eine Entſchädigung. Sie verlangt Er⸗ 
ſatz für den durch den frühzeitigen Abbruch der Fangreiſe 
entſtandenen Fangausfall und einen beſonderen Hilfslohn, da 
der Dampfer „Blücher“ ſich in Seenot befunden habe. Die 
Bekl. hat den Klaganſpruch nach Grund und Betrag beftritten. 
Das LG. hat die Bekl. zur Zahlung von 14000 M verurteilt, 
den weitergehenden Klaganſpruch aber abgewieſen. Dieſe 
Entſch. hat das OLG. dahin abgeändert, daß die Bekl. 
welche das landgerichtl. Urt. in Höhe von 4000 6 nicht an⸗ 
gefochten hatte, zur Zahlung weiterer 6000 46 verurteilt, im 
übrigen aber die Klage abgewieſen. Die Bekl. beantragt: Das 
DU. inſoweit aufzuheben, als es die Bekl. zur Zahlung eines 
4000 % überſteigenden Betrages verurteilt, und inſoweit die 
Klage abzuweiſen. Das BG. hat auf Grund der Gutachten 
des Sachverſtändigen feſtgeſtellt, daß ein erheblicher Maſchinen⸗ 
ſchaden des Fiſchdampfers vorgelegen habe, der ſich zu un⸗ 
günſtiger Jahreszeit, nämlich im Januar, im Weißen Meer 
etwa 30 Seemeilen NNW von Kap Kanin befunden habe. 
Unter dieſen Umſtänden habe nach dem Verhalten der Schiffs⸗ 
maſchine während der kritiſchen Zeit ein verſtändiger Ma⸗ 
ſchiniſt und mit ihm der Kapitän des Dampfers „Blücher“ 
bei ſorgfältiger Prüfung, ſoweit ſie unterwegs möglich ge⸗ 
weſen ſei, zu der Auffaſſung gelangen dürfen, daß auf die 
Maſchine kein Verlaß ſei. Der Kapitän des Dampfers 
„Blücher“ habe es bei Antritt der Rückreiſe nicht darauf an⸗ 
kommen laſſen dürfen, ob er in dem ſtets drohenden Augen⸗ 
blick des Verſagens der Maſchine ſich in der Nähe eines hilfs⸗ 
bereiten Schiffes befinden werde. Er habe während der Fahrt 
bis in die Nähe der Küſte auf eine Schlepperhilfe nicht rech⸗ 
nen können. Es ſei daher zur Abwendung der dem Schiffe 
drohenden ſchweren Gefahr eine vernünftige Maßnahme des 
Kapitäns geweſen, daß er den in der Nähe befindlichen Fiſch⸗ 
dampfer „Bremerhaven“ bat, ſein Schiff auf der Heimreiſe 
bis in die Nähe der Küſte zu geleiten. Dieſe Erwägungen des 
BG. beſagen, daß bei vernünftiger Beurteilung aller ge⸗ 


Zu 13. Die Entſch. liegt durchaus in der Richtung der bis⸗ 
herigen Rſpr. (vgl. meine Ausf. bei Schaps, 2. Aufl. 8740 
Aum. 9). Der Begriff der Seenot umſchließt das Erfordernis 
einer Gefahr. Nun iſt aber eine Gefahr niemals eine Tatſache, ſon⸗ 
dern ſtets ein Urteil über den mehr oder weniger wahrſcheinlichen 
Eintritt gewiſſer Konſequenzen aus einer beſtehenden Situation. 
Auf dieſe Art dringt das ſubjektive Element in den Begriff der 
Seenot ein, und es wäre daher unlogiſch, wollte man dieſem Um⸗ 
ſtande bei der Auslegung des § 740 HGB. keine Rechnung tra⸗ 
gen. Im übrigen iſt es aber auch aus wirtſchaftlichen Erwägungen 
von größter Vedenküng, daß dieſes ſubjektive Element immer wie⸗ 
der betont wird. Denn es iſt eine bekannte Erfahrungsſache, daß 
die Schiffe einer Nation, deren Hilfeleiſtungsrecht für den Retter 
ungünſtig iſt oder in ungünſtigem Sinne ausgelegt wird, einer ganz 
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gebenen Verhältniſſe, wie ſie ſich in der maßgeblichen Zeit 
darſtellten, ein verſtändiger Schiffsführer mit Grund eine 
Entwicklung der Sachlage annehmen durfte und mit ihr 
rechnen mußte, die von der Schiffsbeſatzung allein nicht über⸗ 
wunden werden konnte und ohne alsbaldige Hilfe von dritter 
Seite die Beſchädigung oder den Untergang des Schiffes her⸗ 
beiführen würde. Sie enthalten ferner die Feſtſtellung, daß 
zur Abwendung der danach für die Sicherheit des Schiffes 
beſtehenden Gefahr die Begleitung des Dampfers „Blücher“ 
urch „Bremerhaven“ bis in die Nähe der Küſte eine zweck⸗ 
mäßige Maßnahme war, die unter den obwaltenden Umſtänden 
von einem verſtändigen Schiffsführer bei Anwendung der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt nicht unterlaſſen werden durfte. Wenn 
danach das BG. das Vorliegen einer Hilfsleiſtung in Seenot 
nach § 740 HGB. angenommen hat, ſo iſt darin ein hier be⸗ 
achtlicher Rechtsirrtum nicht zu erblicken. Der von der Rev. 
vertretene Standpunkt, daß der Begriff der Seenot einen Zu⸗ 
ſtand erfordere, der mangels Abwendung von dritter Seite die 
Notwendigkeit des nachteiligen Ereigniſſes bedinge, oder 
doch erfordere, daß bei verſtändiger Beurteilung der Sach⸗ 
lage zur kritiſchen Zeit der Untergang des Schiffes als not⸗ 
wendig angejehen werden mußte, ſteht mit der herrſchenden 
Rſpr. in Widerſpruch. Denn danach liegt eine Seenot i. S. 
von § 740 HGB. auch dann vor, wenn das Schiff durch der 
Seeſchiffahrt eigentümliche Umſtände derart gefährdet iſt oder 
einem verſtändigen Schiffsführer bei ſorgfältiger Prüfung 
aller einſchlägigen Verhältniſſe als derart gefährdet erſcheinen 
konnte, daß das Schiff, falls es auf eigene Kraft und Hilfs⸗ 
mittel angewieſen bleiben ſollte, vorausſichtlich beſchädigt 
werden oder verlorengehen würde (RG. 47, 195; 59, 312). 
Im übrigen bedarf es keiner weiteren Darlegung, daß der An⸗ 
nahme einer Rettung aus Seenot nicht der Umſtand entgegen⸗ 
gehalten werden kann, daß die Reiſe des Dampfers „Blücher“ 
bis in die Nähe der Küſte tatſächlich gelang, ohne daß eigent⸗ 
liche Schleppdienſte des helfenden Schiffes erforderlich wurden 
(RG. v. 24. Okt. 1914; 1166/14, in Hanſc Z. 1915 Hauptbl. 
S. 35 Nr. 17; RG. 85, 369 Nr. 82). Das BG. hat bei Be⸗ 
meſſung der Entſchädigung auf 10000 % den durch die Hilfs⸗ 
leiſtung dem Fiſchdampfer „Bremerhaven“ entſtandenen Fang⸗ 
ausfall mit 6000 46 und den eigentlichen Hilfslohn mit 


4000 % eingeſetzt. Dabei hat das BG. ausgeführt, die Hilfs⸗ 


leiſtung ſei für „Bremerhaven“ ein gefahrloſes Unternehmen 
geweſen, das weder die Bereithaltung von Apparaten noch be⸗ 
ſondere Anſtrengungen erfordert hätte und lediglich in einer 
Schleppbereitſchaft des helfenden Schiffes während 44 Stun⸗ 
den beſtanden habe. Wenn die Rev. meint, daß angeſichts 
dieſer Feſtſtellungen die Rechtfertigung der Höhe des zuge» 
ſprochenen Hilfslohnes nicht erſichtlich ſei, ſo betrifft dies das 
175 Nachprüfung in der RevInſt. entzogene tatſächliche Ge⸗ 
iet. 


(U. v. 15. Juni 1927; 388/26 I. — Hamburg.) [Ka.] 


beſonderen Gefahr ausgeſetzt ſind. Sie müſſen nämlich gewärtigen, 
im Falle der Seenot keinen Retter zu finden. Die Auffaſſung vieler 
Kapitäne über die moraliſche Verpflichtung zur Hilfeleiſtung wird 
häufig durch die Überlegung des tatſächlich vorhandenen großen 
Riſikos an Zeit und Material zurückgedrängt, und ſo iſt es letzten 
Endes die materielle Vergütung, welche die beſte Gewähr dafür 
bietet, daß Hilfeleiſtung in Seenot überhaupt vorgenommen wird. 
Würde man ſich nun auf den Standpunkt ſtellen, daß eine objek⸗ 
live Feſtſtellung vorhandener Seenot allein den Hilfslohnanſpruch 
begründet, ſo würde dies alsbald dazu führen, daß bei Zweifel⸗ 
haftigkeit des Vorliegens der Seenot kein Schiff als Retter auf⸗ 
treten würde. 

Auffallend erſcheint, daß das BG. zwiſchen dem Fangausfall 
und dem eigentlichen Hilfslohn unterſchieden hat. Rein tatſächlich 
tt dieſe Unterſcheidung haltbar, jedoch ergibt $ 745 durch feine 
Faſſung, daß es nur einen einheitlichen Hilfslohnbetrag gibt, bei 
welchem die entſtandenen Schäden lediglich als ein interner Faktor 
auftreten, und zwar nicht i. S. eines Rechnungsfalktors, welcher ſich 
rein ziffermäßig ausdrückt, ſondern i. S. einer Berückſichtigung, 
die nicht an die Höhe des feligefteliten Schadens gebunden ift. Die 
Unterſcheidung zwiſchen Hilfslohn i. S. des 8745 und einem 
„eigentlichen Hilfslohn“ kann irreführend wirken und wird daher 
zweckmäßig zu vermeiden ſein. 


RA. Dr. Sebba, Königsberg. 


** 14. Nach 858 der Allgemeinen Deutſchen Ser 
verſicherungsbedingungen von 1919 haftet der 
Verſicherer nicht, wenn das Schiff nicht ſee⸗ 
tüchtig in See geſandt iſt. Das bedeutet objek⸗ 
tive Haftungsbeſchränkung; es kommt weder 
darauf an, ob der Verſicherte die Seeuntüdtig- 
keit kannte, noch ob ſie von der Beſatzung ver⸗ 
ſchuldet wurde.] 

Der verſicherte Motorſchlopper hat auf der Verſicherungs⸗ 
reiſe Unfall erlitten. Für die Schäden haben Kl. die Bekl. 
in Anſpruch genomnten. Der Streit dreht ſich um den Unfall 
des Schleppers, der dadurch verurſacht iſt, daß nach der Ab⸗ 
fahrt des Schiffes bei Arcona der Motor verſagte und das 
Schiff nach Saßnitz geſchleppt werden mußte. Die Bekl. be⸗ 
haupten, daß dieſer Unfall darauf zurückzuführen ſei, daß der 
Motorſchlepper nicht ſeetüchtig oder doch nicht in dem nach 
der Police erforderten reiſetüchtigen Zuſtande in See geſandt 
ſei. Das BG. iſt dieſer Auffaſſung beigetreten. Die Rev. iſt 
unbegründet. Der Motorſchlepper iſt in der Verſicherungs⸗ 
police bezeichnet als ein „Flußfahrzeug“. Die Verſicherung 
iſt genommen für die Reiſe von Hamburg unter eigener Kraft 
durch den Elbe⸗Trave⸗Kanal über Travemünde nach Königs⸗ 
berg i. Pr. und weiter per Bahn nach Lötzen im durchſtehen⸗ 
den, ununterbrochenen Riſiko. In der Verſicherungspolice iſt 
ferner angeführt: Das Fahrzeug ſolle Verwendung finden auf 
den Maſuriſchen Seen, und die Verſicherung umfaſſe das ge⸗ 
ſamte Riſiko von Hamburg nach Lötzen, ausſchließlich des 
Riſikos des Auf und Abnehmens bis zu dem Augenblick, in 
welchem das Fahrzeug am Beſtimmungsort wieder zu Waſſer 
gebracht iſt. Die Überführung des Fahrzeuges erfolge durch 
einen Kapitän für kleine Fahrt. Für den Transport von 
Königsberg nach Lötzen gelte die Verſicherung zu den all⸗ 
gemein üblichen Landtransport⸗Verſicherungsbedingungen. Im 
übrigen ſollten die Allgemeinen Deutſchen Seeverſicherungs⸗ 
bedingungen (ADS.) von 1919 Anwendung finden. Das BG. 
hat ausgeführt: Nach $ 58 ADS. haftet der Verſicherer nicht 
für einen Schaden, der dadurch verurſacht wird, daß das ver⸗ 
ſicherte Schiff nicht ſeetüchtig in See geſandt wird. Der Motor⸗ 
ſchlepper ſei dadurch in Seenot geraten, daß infolge von Ver⸗ 
ſchmutzung des Brennſtofftanks die Zuleitungen zum Motor 
bei bewegter See ſich verſtopft hätten und ſo der Lauf des 
Motors geſtört worden ſei. Die Verſchmutzung des Brenn⸗ 
ſtofftanks hätte ohne unverhältnismäßige Aufwendungen vor 
der Abfahrt des Schiffes beſeitigt werden können. Daß der 
am Boden des Tanks ſich ſammelnde Schmutz eine Fahrt in 
Binnengewäſſern nicht beeinträchtigt hätte, weil bei der dor⸗ 
tigen geringen Bewegung des Schiffes der Schmutz am Boden 
liegen geblieben wäre, ſei hier ohne Bedeutung. Dieſe Aus⸗ 
führungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Die Vor⸗ 
ſchrift in 8 58 ADS. bedeutet eine objektive Beſchränkung 
der Haftung des Verſicherers. Es kommt alſo auf Wiſſen und 
Willen des Verſicherten in bezug auf die fehlerhafte Be⸗ 
ſchaffenheit des Schiffes nicht an (RG. 115, 671); Ritter, 
See Verſ. 8 58 A. 23). Ebenſo iſt es unerheblich, ob die 
Schiffsbeſatzung eine Schuld an der Seeuntüchtigkeit des 
Schiffes trifft (Ritter a. a. O. § 58 A. 19 bb). Dieſer 
Grundſatz der objektiven Haftungsbeſchränkung des Ver⸗ 
ſicherers muß auch dann gelten, wenn die Verſicherungsreiſe 
ganz oder — wie hier — teilweiſe aus einer Seereiſe beſteht 
und die Verſicherer bei Abſchluß des Verſicherungsvertrages 
wußten, daß das Schiff ein Flußſchiff iſt, das eine Seetüchtig⸗ 
keit im eigentlichen Sinne nicht beſitzt. Zutreffend hat das 
BG. ausgeführt, daß alsdann nach Treu und Glauben, auf 
welche in 8 13 ADS. beſonders eindringlich Bezug genommen 
iſt, das Flußſchiff für die verſicherte Seereiſe ſoweit in ver⸗ 
kehrsüblicher Weiſe ſeetüchtig zu machen iſt, wie dies ohne un⸗ 
verhältnismäßige Aufwendungen gegenüber der Binnenfahr⸗ 
tüchtigkeit geſchehen kann (Ritter a. a. O. § 58 A. 22 a. E.). 
Dabei wird in entſprechender Anwendung der für 858 ADE. 
geltenden Grundſatze die Haftpflicht des Verſicherers durch die 
bloße Tatſache ausgeſchaltet, daß das Schiff bei Beginn der 
Seereiſe ſich nicht in dem nach obigem erforderlichen Zuſtande 
befindet. Zu Unrecht wendet die Rev. ein, daß damit ein dem 
Transportverſicherungsrecht fremder Begriff der relativen 
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oder der beſchränkten Seetüchtigkeit eingeführt werde. Denn 
gerade dieſe Begriffe, wonach das Schiff nur für die beſon⸗ 
deren Umſtände der beabſichtigten Transportunternehmung 
tüchtig ſein muß — relative Seetüchtigkeit — oder nur für 
gewiſſe Fahrten (z. B. an der Küſte entlang) oder für Fahr⸗ 
ten beſtimmter Art und unter beſtimmten Umſtänden (z. B. 
bei gutem Wetter, ſiehe auch das Überführungsatteſt der See⸗ 
berufsgenoſſenſchaft v. 6. Febr. 1925) — beſchränkte See⸗ 
tüchtigkeit — geeignet iſt, ſind im Seeverſicherungsrecht all⸗ 
gemein anerkannt und gebräuchlich (Ritter a. a. O. § 58 
A. 6, 7; Schaps, Seerecht § 13 A. 52). Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. erforderte die hier maßgebliche Beſchaffen⸗ 
heit des Schiffes bei Beginn der Seereiſe eine vorherige Be⸗ 
ſeitigung der Verſchmutzung der Brennſtofftanks. Die Tanks 
enthielten Schmutz. Das war ſchon für die Binnenſchiff⸗ 
fahrtsreiſe nicht ordnungsmäßig, wenngleich hier bei ruhiger 
Fahrt die Fremdkörper auf dem Tankboden liegen blieben. 
Bei bewegter See vermengten fie ſich mit dem Ol derartig, 
daß ſie durch die Filter nicht zurückgehalten wurden und in 
die Zuleitungen zum Motor gelangten. Das Schiff war alſo 
bei Beginn der Seereiſe ſowie bei der Abfahrt in einem ſol⸗ 
chen Zuſtande, daß es nicht geeignet war, die gewöhnlichen Ge⸗ 
fahren der Seeſchiffahrt, und zwar auch der hier in Frage 
kommenden Seefahrt längs der Oſtſeeküſte, zu überſtehen. Das 
Schiff konnte aber ohne beſonderen Aufwand von Zeit, Mühe 
und Koſten durch Reinigung der Tanks in einen gehörigen 
Zuſtand verſetzt werden. Dies mußte und konnte ſpaleſtens 
vor Beginn der Seefahrt oder auch noch vor der Ausreiſe von 
Warnemünde geſchehen und gehörte — wie das BG. feſt⸗ 
geſtellt hat — zu den Obliegenheiten des Maſchiniſten oder 
des Führers des Schiffes. Daraus folgt aber nicht ohne wei⸗ 
teres, daß die Kl. mit Erfolg geltend machen können, daß es 
ſich hier um ein für den Unfall urſächliches Verſchulden der 
Schiffsbeſatzung handele, das gemäß 8 33 Nr. 3 ADS. nicht 
der Verſicherungsnehmer, ſondern der Verſicherer zu vertreten 
habe. Denn die Vorſchrift in 8 33 Nr. 3 ADS. bezieht ſich 
nicht auf ein ſolches Verhalten der Schiffsbeſatzung, deſſen 
Folge die unzulängliche Beſchaffenheit des Schiffes bei Be⸗ 
ginn der Seereiſe in dem oben erörterten Sinne iſt, welche Be⸗ 
ſchaffenheit die Haftpflicht des Verſicherers objektiv, alſo 
ohne Rückſicht auf ein Verſchulden des Verſicherten oder der 
„Schiffsbeſatzung, ausſchaltet (Ritter a. a. O. § 33 A. 36, 37, 
38, 39; 8 58 A. 19—30; Sieveking, Seeverſicherungsrecht 
§ 821 A. 4; Voigt, Seeverſicherungsrecht S. 445 ff.; All⸗ 
gemeine Seeverſicherungsbedingungen von 1867 8 70 Nr. 1). 
Im vorliegenden Falle handelte es ſich bei der Reinigung der 
Brennſtofftanks um die gehörige und verkehrsübliche Inſtand⸗ 
ſetzung einer unmittelbar dem Schiffsbetrieb dienenden Ein⸗ 
richtung. Dieſe Reinigung war erforderlich, um das Schiff 
für einen Teil der Verſicherungsreiſe tauglich zu machen. Sie 
mußte vor Beginn dieſes Abſchnittes der Verſicherungsreiſe 
erfolgen, da ſie nicht oder doch nicht in ſachgemäßer Weiſe auf 
See, etwa ſobald infolge Wellenganges eine ſtärkere Be⸗ 
wegung des Schiffes eintrat, vorgenommen werden konnte. 
Danach find ohne Rückſicht darauf, ob ein ſchuldhaftes Ver⸗ 
halten der Schiffsbeſatzung vorliegt oder nicht (§ 33 Abſ. 3 
A DS.), die Verſicherer gemäß § 58 ADS. von der Haftung 
für den Unfall befreit. 

(U. v. 9. Juli 1927; 46/27 I. — Hamburg.) [Ka.] 


15. Seeverſicherung; Auslegung der Klauſel 
„Verſicherung gegen Roſtgefahr“ 7) 
(U. v. 26. Febr. 1927; 334/26 I. — Hamburg.) 
Abgedr. IW. 1927, 1359. 


Zu 15. Im Mittelpunkte der Entſch. ſteht die Frage, ob der 
den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildende Roſtſchaden durch den 
Eintritt einer Gefahr, d. h. eines zum mindeſten nicht ſicher be⸗ 
vorſtehenden, ſchadendrohenden Ereigniſſes, herbeigeführt worden 
iſt. Denn gleich jeder Schadensverſicherung hat auch die Seever⸗ 
ſicherung von Gütern eine Ungewißheit hinſichtlich des durch ſie 
zu deckenden Schadensereigniſſes zur Vorausſetzung. Daher iſt die 
Reſtklauſel im vorliegenden Falle trotz ihrer allgemeinen Faſſung 
(„against rust... however caused“) nicht dahin zu verſtehen, daß 
auch eine automatiſch eintretende, unvermeidliche Roſtbildung von 
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Verſailler Vertrag. Londoner Schluß protokoll. 


* 16. Der VV. iſt innerdeutſches Recht, ſoweit 
die einzelne Vorſchrift nach Inhalt, Zweck und 
Faſſung ohne weiteres privatrechtliche Wirkun⸗ 
gen auszulöſen geeignet iſt; ſo insbeſ. Art. 365. — 
Um Durchfuhrgut handelt es ſich nur, wenn die 
Durchfuhrabſicht des Abſenders deutlich in Er⸗ 
ſcheinung getreten iſt, bevor ſie aus der tatſäch⸗ 
lich erfolgten Durchfuhr endgültig zu entneh⸗ 
men war.] 


Für Viehtransporte, die von Dänemark durch Deutſch⸗ 


land in die Tſchechoſlowakei gingen, hat Bekl. die Fracht 


nach dem gewöhnlichen Tarif berechnet und bezahlt erhalten. 
Kl., der ſich die Rechte der Abſender hat abtreten laſſen, ver⸗ 
langt Frachterſtattung, indem er geltend macht, die Fracht 
müſſe nach einem für die Zeit v. 15. Febr. bis zum 31. Mai 
1924 gültigen Ausnahmetarif berechnet werden. Dieſer be⸗ 
zog ſich auf Vieh, das im Deutſchen Reich verwendet wurde. 
Kl. meint ihn in Anſpruch nehmen zu können, weil ge⸗ 
mäß Art. 365 VV. Durchfuhrgüter nach der Tſchechoſlowakei 
eine gleich günſtige Behandlung genießen müßten. Bekl. wen⸗ 
det ein, die Anwendung des Art. 365 müſſe an der Tatſache 
ſcheitern, daß das Vieh von Flensburg⸗Weiche ab auf neue 
Frachtbriefe befördert worden ſei und im Deutſchen Reich 
keine Verwendung gefunden hätte. Die Vorinſtanzen haben 
die Klage abgewieſen. Das BG. geht ſtillſchweigend davon 
aus, daß der einzelne einen unmittelbaren Anſpruch auf Ge⸗ 
währung der aus Art. 365 Abſ. I VV. ſich ergebenden Meiſt⸗ 
begünſtigung, die ſich auch in der Anwendung eines Tarifs 
auswirken kann, hat. Das trifft zu und kann durch den Hin⸗ 
weis auf andere Artikel des Vertrages nicht entkräftet wer⸗ 
den. Der VV. iſt innerdeutſches Recht geworden, auf das ſich 
jeder berufen kann, wenn die einzelne Vorſchrift nach Inhalt, 
Zweck und Fuſſung, ohne daß es noch völker⸗ oder ſtaats⸗ 
rechtlicher Akte bedarf, privatrechtliche Wirkungen auszulöſen 
geeignet iſt. Das iſt bei einer Vorſchrift, die u. a. — worauf 
es hier ankommt — die Behandlung der auf der deutſchen 
Reichsbahn beförderten Frachtgüter betrifft, der Fall und wird 
durch die Worte „von Rechts wegen“ im Art. 365 außer 
Zweifel geſtellt. Aus der wirtſchaftspolitiſchen Natur der Be⸗ 
ſtimmung, die nicht dem einzelnen Angehörigen der Feindes⸗ 
ſtaaten, ſondern deren geſamtem Wirtſchaftsgebiet durch mög⸗ 
lichſt günſtige Behandlung auf den deutſchen Bahnen Vorteile 
verſchaffen ſoll, folgert Jellinek mit Recht in ſeinem Gut⸗ 
achten, daß ſich auf fie nicht nur der Angehörige der bevor⸗ 
rechtigten ausländiſchen Staaten, ſondern auch der Deutſche 
berufen kann. Die von anderen Artikeln des VV. han⸗ 
delnde Entſch. RG. 102, 363 fteht dem nicht entgegen. Kl. 
beanſprucht nun Frachterſtattung auf Grund der Anwendung 
eines zur Zeit der Güterbeförderung geltenden beſonders bil⸗ 
ligen Tarifs, der maßgebend ſein müſſe, weil es ſich um 
Güter gehandelt habe, die durch Deutſchland nach der Tſchecho— 
ſlowakei durchgeführt ſeien und als ſolche nach 8 365 Abf. I 
Satz 1 die günſtigſte Behandlung zu erfahren hätten, wie ſie 
Gütern gleicher Art auf irgendeiner deutſchen Strecke im 
Binnenverkehr unter ähnlichen Beförderungsverhältniſſen zu⸗ 
teil werde. Das BG. erachtet nicht für dargetan, daß es ſich 
um Durchfuhrgut gehandelt habe, weil das Vieh aus Däne⸗ 
mark zunächſt nur bis Flensburg⸗Weiche befördert worden ſei, 
dort alſo zur Verfügung des Abſenders geſtanden habe, der 
folglich in der Lage geweſen ſei, dort, auch anders als durch 
Weiterbeförderung auf neuen Frachtbrief nach der Tſchecho⸗ 
ſlowakei, darüber zu verfügen. Zu Unrecht meint die Rev., 
daß damit der Begriff des Durchfuhrgutes verkannt worden 
ſei und daß als allein entſcheidend die tatſächliche Durch⸗ 


ihr getroffen werden ſollte. Die Entſch. tut nur des Guten zuviel, 
wenn jie hier „weder eine Transportgefahr, noch ein verſicherbares 
Jutereſſe“ gegeben ſein läßt. Denn an dem verſicherbaren Inter⸗ 
eſſe würde es eben nur deshalb fehlen, weil eine Gefahr nicht vor⸗ 
handen wäre, an deren Beſtehen durch die Güter die Kl. ein ver⸗ 
ſicherbares Intereſſe haben könnte. Das NG. hat es deshalb auch 
mit Recht nicht für nötig gehalten, nach der Feſtſtellung, daß eine 
Gefahr allerdings gegeben war, noch weiter das Vorliegen auch 
eines verſicherbaren Intereſſes beſonders zu konſtatieren. 
Geh. IR. Prof. Dr. Max Pappenheim, Kiel. 
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führung durch Deutſchland angeſehen werden müſſe. Im 
Gegenſatz dazu geht Art. des Internat. Übereink. über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr davon aus, daß Durchfuhrgut auf 
durchgehenden Frachtbrief befördert wird. Entſcheidendes Ge⸗ 
wicht kann allerdings hierauf ebenſowenig gelegt werden wie 
umgekehrt darauf, daß gelegentlich in internationalen Ver⸗ 
trägen ein Durchgangsverkehr auch trotz Umladung anerkannt 
zu werden ſcheint. Eine Regelung iſt in der einen wie in der 
anderen Weiſe denkbar und kann auch in verſchiedenen völker⸗ 
rechtlichen Verträgen abweichend voneinander getroffen ſein. 
Die richtige Auslegung kann daher nur aus dem Art. 365 
ſelbſt entnommen werden. Der bereits hervorgehobene Zweck 
dieſer Beſtimmung, der Wirtſchaft der Feindesſtaaten zu 
dienen, erforderte nun die von vornherein beſtehende Ge⸗ 
währ, daß die Durchfuhr auch wirklich erfolgen werde. Dabei 
konnte es nicht auf den inneren Willen des Abſenders an⸗ 
kommen. Erforderlich war vielmehr, daß die Durchfuhr⸗ 
abſicht auch deutlich in Erſcheinung tritt, noch ehe ſie aus der 
tatſächlich erfolgten Durchfuhr mit Sicherheit zu entnehmen 
war. Ob das auch noch auf andere Art möglich war als da⸗ 
durch, daß die Beförderung auf durchgehenden Frachtbrief ge- 
ſchah, mag dahingeſtellt bleiben. Im vorliegenden Fall hätte 
jedenfalls der Abſender nach der Ankunft des Viehs in Flens⸗ 
burg⸗Weiche vor Ausſtellung der neuen Frachtbriefe beliebig 
darüber auch innerhalb Deutſchlands verfügen können, und 
er hatte die gegenteilige Abſicht noch nicht mit einer Gewähr 
gebenden Klarheit zum Ausdruck gebracht. Fehlte hiernach 
dem Vieh die Eigenſchaft des Durchfuhrgutes, ſo mußte ſchon 
aus dieſem Grunde der Art. 365 außer Anwendung bleiben. 
Die Kl. iſt alſo mit Recht abgewieſen worden. 
(U. v. 18. Juni 1927; 372/26 J. — Kiel.) [Ka.] 


17. Art. 296 VV. Durch die Unterlaſſung der 
rechtzeitigen Klagerhebung vor dem ausſchließ⸗ 
lich zuſtändigen Gemiſchten Schiedsgerichtshof, 
kann die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
nicht begründet werden.] f) 

Sind die beteiligten Ausgleichsämter darüber einig ge⸗ 
worden, daß eine zum Ausgleichsverfahren angemeldete For⸗ 
derung nicht unter die in Art. 296 Nr. 1—4 vorgeſehenen 
Fälle fällt, und iſt ihre gemeinſame Entf. auch nicht nach 
§ 20 der Anlage zu Art. 296 durch einen Spruch des 
GemSchG. aufgehoben worden, fo kann der Gläubiger nach 
§ 23 der Anlage feine Forderung vor den ordentlichen 
Gerichten geltend machen. Dieſe ſind an die gemeinſame 
Entſch. der Ämter gebunden. Ihre ſachliche Zuſtändigkeit 
ſteht damit feſt. Haben dagegen die beteiligten Ausgleichs⸗ 
ämter ſich über die Ausgleichspflichtigkeit der Forderung nicht 
geeinigt, dann iſt nach 8 16 der Anlage der GemSchchH. 
zuſtändig, ſofern nicht die Parteien ſich einem von ihnen 
beſtellten Schiedsgericht unterworfen haben oder das Gläu⸗ 
bigeramt das ordentliche Gericht am Wohnſitze des Schuld⸗ 
ners, um die Entſcheidung erſucht. Der Gläubiger iſt hierzu 
nicht berufen. Für ſeine Klgae iſt ohne das Eingreifen 
des Gläubigeramts das ordentliche Gericht nicht zu⸗ 


Zu 17. Der Standpunkt des RG. entſpricht durchaus dem Sinn 
und dem Zweck der Ausgleichsbeſtimmungen des VV. Die Zuſtändig⸗ 
keit der GenSh&H. iſt eine ausſchließliche, und zwar nicht nur 
dann, wenn die in Art. 296 VV. aufgeſtellten Tatbeſtände offen⸗ 
ſichtlich materiell vorliegen, ſondern auch dann, wenn die Zuſtändig⸗ 
15 durch den Mechanismus des Ausgleichsverfahrens formell ge⸗ 
geben iſt. 

Jeder bei den Ausgleichsämtern angemeldete Fall kann, gleich⸗ 
viel, ob er tatjächlich zur Zuſtändigkeit der Amter gehört oder 
nicht, nur von den Amtern ſelbſt erledigt oder weitergegeben werden. 
Weigert ſich ein Gläubigeramt, den Fall dem Gegneramt mitzuteilen 
oder den Fall weiterzubehandeln, weil es entweder von vornherein 
oder infolge der Einwendungen der Gegenſeite keinen Ausgleichs⸗ 
fall als gegeben anſieht, fo hat es dem anmeldenden Gläubiger die 
bekannte Beſcheinigung des 8 25 des Anhangs zu Art. 296 aus⸗ 
zustellen, die ihn in den Stand ſetzt, ſeinen Anſpruch vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten oder auf jedem anderen Wege Rechtens geltend zu 
machen. Gibt es aber den Anſpruch an das Gegenamt weiter und 
können ſich die zwei Amter über das tatſächliche Beſtehen einer 
Schuld nicht einigen (wie das beim Beſtreiten des Schuldners regel⸗ 
mäßig der Fall iſt) oder kommt es zwiſchen den Parteien oder den 
mtern zum Streit, ſo iſt der Fall, ſofern er nicht etwa einem 
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ſtändig. Die entſcheidende Frage iſt daher hier die, ob das 
italieniſche Gläubigeramt und das deutſche Schuldneramt zu 
einer Einigung darüber gelangt find, daß die Forderung der 
Kl. nicht ausgleichspflichtig iſt. Trifft dies zu, iſt das ordent⸗ 
liche Gericht zuſtändig. Im anderen Falle der Dtſchtal.⸗ 
GemSchcH., da die Parteien eine Vereinbarung über ein 
Schiedsgericht nicht getroffen haben und ein Erſuchen des 
Gläubigeramts nicht erfolgt iſt. In beiden Fällen iſt für das 
ordentliche Gericht kein Raum, über die Ausgleichspflichtigkeit 
zu entſcheiden. Das ital. Ausgleichsamt hat die bei ihm von 
der Kl. angemeldete Forderung dem deutſchen Reichsausgleichs⸗ 
amt mitgeteilt. Dieſes hat ihre Ausgleichspflichtigkeit aus 
demſelben Grunde beſtritten, aus dem das BG. ſie verneint 
hat. Das italieniſche Ausgleichsamt hat daraufhin die Kl. 
unter Bekanntgabe der Auffaſſung des Reichsausgleichsamts 
zur Außerung aufgefordert. Als ſolche nicht erfolgte, hat das 
ital. Ausgleichsamt am 19. Dez. 1923 an die Kl. ein Schreiben 
gerichtet, das zunächſt jene Vorgänge zuſammenſtellt und dann 
fortfährt: „Aus Auskünften, die von der Gemeindebehörde in 
P. eingezogen worden ſind, ergibt ſich, daß der Gläubiger tat⸗ 
ſächlich am 10. Jan. 1920 feine Wohnung in Düſſeldorf gehabt 
hat. Art. 296 VV. betrifft nur die Forderungen und Schulden 
zwiſchen italieniſchen Staatsangehörigen, die in Italien woh⸗ 
nen, und deutſchen Staatsangehörigen, die in Deutſchland 
wohnen. Daher wird das Amt den Schriftwechſel zwiſchen 
den Amtern als geſchloſſen anſehen und läßt es dem Gläubiger 
offen, ſich binnen 4 Monaten vom Datum der Zuſtellung 
dieſes Beſcheides an den Gläubiger, an den Dtſch.⸗Ital. 
GemSchcHH., zu wenden (Art. 21 b der Prozeßordnung des 
Dtſch.⸗Ital. GemSh&g.) Wenn innerhalb dieſer Zeit das 
gerichtliche Verfahren bei dem SchH. nicht eingeleitet wird, 
wird die Forderung als zurückgenommen behandelt werden.“ 
Der in dieſem Beſcheide von dem italieniſchen Ausgleichs⸗ 
amt gegenüber der Auffaſſung des Reichsausgleichsamts ein⸗ 
genommene Standpunkt iſt nicht mit der wünſchenswerten 
Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht worden. Unzweifelhaft 
aber iſt das Ergebnis, zu dem das italieniſche Ausgleichsamt 
gelangt iſt. Dieſes war die Verweiſung der Kl. auf die Klag⸗ 
erhebung vor dem GemSchGGH. Zu dieſem Ergebnis konnte 
das italieniſche Ausgleichsamt nur kommen, wenn es ſich die 
Auffaſſung des Reichsausgleichsamts nicht zu eigen machte. 
Dementſprechend wird in dem Beſcheide nicht auf Art. 214 
der Prozeßordnung, der die Anfechtung einer gemeinſamen 
Entſch. der Ausgleichsämter regelt, ſondern auf Art. 21 b 
Bezug genommen, der für den Fall der Meinungsverſchieden⸗ 
heit der Amter die Klagerhebung innerhalb einer Friſt von 
4 Monaten von der Mitteilung der Meinungsverſchieden⸗ 
heit an vorſchreibt. Das italieniſche Ausgleichsamt wollte 
über die Ausgleichspflichtigkeit der Forderung nicht ſelbſt 
entſcheiden, ſondern die Entſch. nach Art. 2 Satz 2 der Prozeß⸗ 
ordnung dem Gem SchH. überlaſſen. Es hat aber für an⸗ 
gebracht gehalten, die Kl. auf die Bedenken hinzuweiſen, die 
gegen die Ausgleichspflichtigkeit ihrer Forderung beſtehen. 
Dieſem Zweck dienen die vorhergehenden Ausführungen des 
Beſcheides. Die Kl., die bisher nichts getan hatte, um ihren 


Schiedsgericht zu unterbreiten tft, vor den GemSchc H. zu bringen. 
Nur auf Erſuchen des Gläubigeramts könnte der Fall ſofort der 
Rechtſprechung der ordentlichen Gerichte am Wohnort des Schuldners 
unterbreitet werden. Sonſt hat der Gläubiger, bei Vermeidung der 
Behandlung ſeiner Forderung als zurückgenommen, rechtzeitig den 
GemSchchH. anzugehen, ſelbſt wenn das Amt die Zuſtändigkeit des 
GemSch ch. materiell zu Unrecht oder nur möglicherweiſe als ge⸗ 
geben, oder den Fall als weiterer Aufklärung durch den GemSchchg. 
bedürftig angeſehen hat. Erſt wenn der GemSchchH. entſcheidet, daß 
der Anſpruch nicht unter die im Art. 296 vorgeſehenen Fälle ge⸗ 
höre, kann der Gläubiger vor die ordentlichen Gerichte gehen. 

Die deutſchen Gerichte haben alſo, wenn ihnen ein Fall nicht 
mit einer ablehnenden Entſch. der Amter nach 823 oder einer Beſch. 
nach §8 25 des Anh. zu Art. 296 vorgelegt wird, zuerſt zu prüfen, 
ob der Fall nicht bereits nach dem Mechanismus des Ausgleichsver⸗ 
fahrens als erledigt anzusehen iſt; ſie dürfen nicht entgegen dem VV., 
der deutſches Reichsgeſetz iſt, alsbald in eine materielle Prüfung 
eintreten. Sie muſſen ſich damit abfinden, daß der VV. ihnen die 
Prüfung der Vorkriegsgeldverbindlichkeiten primär entzogen hat. 
Dies ſollte ihnen durch die Erwägung erleichtert werden, daß ſich 
die Beſtimmungen des VV. in ſolchen Fällen auch zugunſten der 
deutſchen Partei auswirken. RA. Dr. Karl Weidlich, Stuttgart. 
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Wohnſitz in Italien in dem maßgebenden Zeitpunkt nach⸗ 
zuweiſen, ſollte darauf aufmerkſam gemacht werden, daß ſie 
dieſen Nachweis bei der Klagerhebung nach Art. 19 Nr. 3 der 
Prozeßordnung beizubringen habe. Die Kl. hat die Klage vor 
dem GemSh&H. nicht erhoben. Die hierfür angeordnete Klage⸗ 
friſt iſt längſt verſtrichen. Dadurch iſt aber die Zuſtändigkeit 
des GemSchcôH. nicht beſeitigt worden. Durch die Unterlaſſung 
der rechtzeitigen Klagerhebung vor dem ausſchließlich zuſtän⸗ 
digen SchH. kann die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
nicht begründet werden. Überdies kann der GemSchGhH. nach 
Art. 2 der Prozeßordnung auch nach Friſtablauf eingereichte 
Klagen noch zulaſſen, ſofern er die Verſpätung durch höhere 
Gewalt oder ſchwerwiegende beſondere Umſtände für entſchuldigt 
hält. Schließlich kann noch die Frage aufgeworfen werden, ob 
nicht die Regelung der Zuſtändigkeit im Ausgleichs verfahren 
nur zugunſten der ausländiſchen Gläubiger erfolgt iſt, und 
dieſen deswegen auch die Befugnis verblieben iſt, ihre An⸗ 
ſprüche vor den deutſchen Gerichten zu verfolgen. Dies hat 
RG. 108, 50 ff.) für den Fall des Art. 304 b Abſ. 2 VV. 
angenommen. Dort handelt es ſich aber nicht um eine aus⸗ 
ſchließliche Zuſtändigkeit des Gem SchH. Für den aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger iſt die Zuſtändigkeit ſeiner LG. aufrecht⸗ 
erhalten worden. Das Ausgleichsverfahren iſt dagegen für 
alle Gläubiger gleichmäßig geregelt. Ihre Anſprüche werden 
dem Ausgleichsverfahren ohne Rückſicht darauf unterworfen, 
welchem Staate der einzelne Gläubiger angehört. 
(U. v. 18. Okt. 1926; 648/25 IV. — Duͤſſeldorf.) [ Ka.] 


18. Art. 306 VV. Für Auſprüche gegen das 
Deutſche Reich für Lizenzbeträge, die England 
unter Berufung auf Art. 306 VV. gegenüber 
Deutſchen einbehält, iſt der Rechtsweg un⸗ 
zuläſſig ) 

Die Kl. iſt Inhaberin engliſcher Salvarſanpatente; dieſe 
ſind, nachdem ſie während des Krieges von engliſchen Kriegs⸗ 
maßnahmen betroffen worden waren, nach Friedensſchluß der 
Kl. zurückgegeben worden auf Grund der VO. des englifchen 
Board of Trade v. 19. Juli 1920 unter den darin in Nr. 8a 
bezeichneten Beſchränkungen. Im März 1923 hat die Kl. mit 
einer Reihe von engliſchen Firmen Lizenzverträge über die 
Patente abgeſchloſſen, wonach die Lizenzuehmer jeweils 5 bis 
10% ihrer Einnahmen als Lizenzgebühren an die Kl. zu 
zahlen haben. Von den hierfür geſchuldeten Beträgen zahlen 
ſie entſprechend der Anordnung der engliſchen Regierung nur 
25% an die Kl., während ſie die übrigen 75% an den Con- 
troller of the Clearing Office for Enemy Debts abführen. 
Die Kl. bezeichnet dieſes Vorgehen der engliſchen Regierung 
als mit dem VV. und den ſpäteren Verträgen in Widerſpruch 
ſtehend und trägt vor, auf dieſe Weiſe ſei ihr in der Zeit 
v. 25. März 1923 bis 25. März 1925 ein Betrag von über 
5000 engliſchen Pfund rechtswidrig entzogen worden und 
dieſer Betrag ſei dem Deutſchen Reich in der Weiſe zugute 
gekommen, daß er ihm auf Liquidations⸗, Ausgleichs⸗ oder 
Reparationskonto gutgeſchrieben worden ſei. Das Reich biete 
der Kl. Erſatz dafür nur nach den Sätzen des Liquidations⸗ 
ſchädengeſetzes an, alſo in Höhe von 2 Tauſendſteln, des er⸗ 
littenen Schadens; die Kl. habe aber das Recht Auf volle 


) JW 1924. 1371 


Zu 18. Dem Urt. kommt über den Einzelfall hinausgehende 
Bedeutung zu. Zum erſten Male wird hier vom RG. der bereits 
bei Gewaltſchäden anerkannte Grundſatz (vgl. RG. v. 29. Mai 
1923: JW. 1926, 285) ausgeſprochen, daß auch bei Liquidations⸗ 
ſchäden für die Geltendmachung von Entſchädigungs⸗ und fonftigen 
Anſprüchen der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt. Damit iſt über zahl⸗ 
reiche Klagen von Liquidationsgeſchädigten, die geſtützt auf Art. 297 
B. Entſchädigungsanſprüche außerhalb des LigSchch. gegen das 
Reich geltend gemacht haben, endgültig das Urt. geſprochen. Dieſes 
Ergebnis iſt zu begrüßen; denn es würde ein Zuſtand unerträg⸗ 
licher Rechtsunſicherheit und eine nicht abzuſehende finanzielle Be⸗ 
laſtung des Reichs eingetreten ſein, wenn den Liquidationsgeſchä⸗ 
digten außerhalb des LigSchcd. und der dieſe Geſetze ergänzenden 
VO. der Rechtsweg eröffnet worden wäre. 

Auch inſoweit ift dem Urt. durchaus beizutreten, als es die 
Entſchädigungsanſprüche des deutſchen Inhabers engliſcher Patente, 
dem auf Grund der VO. des Board of Trade v. 19. Juli 1920 
Lizenzgebühren einbehalten worden find, auf das LigSchch. verweiſt. 


Schadloshaltung durch das Reich, dem die ihr entzogenen 
Vermögenswerte zugute gekommen ſeien. Sie hat Klage er⸗ 
hoben, mit der fie Zahlung von vorläufig 10000 % als 
Teilbetrag verlangt. Der Bekl. hat den Anſpruch beſtritten, 
in erſter Reihe aber die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs erhoben, weil für den Erſatzanſpruch der Kl. nur das 
LiquidationsſchädenG. in Betracht kommen könne, das den 
Rechtsweg ausſchließe. Die Unterſcheidung, die das BG. für 
die Zeit bis zum 31. Aug. 1924 und die darauffolgende Zeit 
macht, beruht auf der Annahme, daß in den Befugniſſen der 
engliſchen Regierung gegenüber den deutſchen Patentinhabern 
eine Anderung durch das Londoner Abkommen über den 
Dawesplan eingetreten ſei, indem dadurch für die Zukunft 
die einſchlägigen Verhältniſſe ſo geſtaltet worden ſeien, daß 
nunmehr die Empfangnahme der fraglichen Gutſchriften durch 
das Reich einen bürgerlich-rechtlichen, im ordentlichen Rechts⸗ 
weg verfolgbaren Anſpruch der Kl. gegen das Reich erzeuge, 
während vor dem Londoner Abkommen ein ſolcher Anſpruch 
nicht beſtanden habe. Zunächſt iſt die Frage zu prüfen, ob 
— wie die Rev. der Kl. behauptet — ein im Rechtsweg ver⸗ 
folgbarer Anſpruch ſchon vor dem Londoner Abkommen be⸗ 
ſtanden hat. Die VO. des Board of Trade, durch die der 
Kl. die Lizenzgebühren für ihre Patente zum größten Teil 
entzogen werden, beſtimmt hierüber in Nr. 8a: „im Falle 
freiwilliger Verfügungen ſind 75% ſolcher Gebühren oder an⸗ 
derer Geldbeträge an den Kontroller des Ausgleichsamts für 
die Zwecke dieſes Amtes abzuführen und 25% an die be⸗ 
teiligte andere Partei oder Parteien.“ Die bezeichnete Behörde 
fügt ſich wegen ihres Rechts zur Erlaſſung der Vorſchrift 
unter anderem auf den VV.; ſie fagt, fie treffe ihre An⸗ 
ordnungen: „in exercise of the powers conferred upon 
them by section V of the Trading with the Enemy Amend- 
ment Act, 1914, and of the Treaty of Peace (with Ger- 
many) Order, 1919, and of all other powers“ uſw. Das 
BGG. verneint für die Zeit bis zum 31. Aug. 1924 die Zu⸗ 
laſſigkeit des Rechtswegs deshalb, weil die der Kl. durch die 
VO. des Board of Trade zugefügte Benachteiligung unter 
das LiquidationsſchädenGG. falle, welches nach feinem 8 39 
Anwendung finde auf die Entſchädigung für die Entziehung 
oder die Beeinträchtigung von gewerblichen, literariſchen oder 
künſtleriſchen Eigentumsrechten. Es ſei zwar der Kl. zuzu⸗ 
geben, daß Lizenzgebühren nicht unmittelbare Erträgniſſe des 
gewerblichen Eigentums an einem Patent darſtellen, ſondern 
erſt auf Grund eines beſonderen Rechtsverhältniſſes entſtün⸗ 
den. Aber es bilde doch eine „Beeinträchtigung“ des ge⸗ 
werblichen Eigentums, wenn dem Eigentümer die Möglich» 
keit genommen werde, dieſes Eigentum durch Abſchluß von 
Vertragen in dem Maß auszunützen, wie er es möchte und 
ohne die beeinträchtigende Beſtimmung auch könnte. Dazu 
komme noch, daß in § 1 Liquidationsfchäden®. der Art. 
306 VV. ausdrücklich genannt, damit alſo gejagt ſei, daß die 
im letzteren vorgeſehenen Tatbeſtände auch unter das Li⸗ 
quidationsſchädenG. fallen ſollten. Nach Art. 306 Abſ. 5 ſei 
aber die Beſchränkung des gewerblichen Eigentums in der Art 
vorgeſehen, daß ſich die alltierten Mächte nach Belieben an 
die Subſtanz oder auch an die Erträgniſſe der Patente, z. B. 
durch Erteilung von Zwangslizenzen, halten könnten. Dar 


Die Begründung, mit der dies geſchieht, erſcheint allerdings nicht 
ganz bedenkenfrei. 

Das RG. unterſcheidet wie das KG. zwei Zeiträume, nämlich 
die Zeit bis zum Inkrafttreten des Sachverſtändigenplans, d h. 
bis zum 31. Aug. 1924, und die Zeit nach dem Inkrafttreten des 
Sachverſtandigenplans. Für den erſteren Zeitraum ſtellt das Urt. 
feſt, daß die genannte VO. des Board of Trade die durch Art. 306 
VV. gezogenen Grenzen nicht überſchreite. Dieſer Feſtſtellung be 
durfte es nicht: Denn für die Anwendbarkeit des Lig Sch. kommt 
es nicht darauf an, ob ſich die von der ehemals feindlichen Re⸗ 
gierung getroffenen Liquidationsmaßnahmen, im vorliegenden Falle 
alſo die Einbehaltung von 75% der Lizenzgebühren, im Rahmen 
des VV. halten oder nach deutſcher Auffaſſung unrechtmäßig ſind. 
Für die Anwendbarkeit des LiaSchG. genügt es vielmehr, wenn 
die Liquidationsmaßnahmen unter Berufung auf den WV. erfolgt 
ſind, was hier zweifellos der Fall iſt. Dieſen Gedanken hat das 
RWG. in ſtändiger Praxis vertreten (vgl. ſtatt aller RWG. v. 
27. Juni 1922 in „Der Friedensvertrag“ 1922, 407), und das 
RO. jelbit ſcheint dieſer Auffaſſung zuzuneigen. Denn es ſtellt bei 
der Betrachtung des zweiten Zeitraums ausdrücklich feſt, daß die 
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her könne man auch den 8 39 des Liquidationsſchäden GG. nicht 
auf Subſtanzentziehungen beſchränken, ſondern müſſe ihn auch 
auf Beeinträchtigungen der Ertragsmöglichkeit beziehen. Es 
wird mit Iſah (Die Lage der deutſchen Patente in den 
früher feindlichen Staaten S. 23/24) anzunehmen fein, daß 
die engl. Regierung den Art. 306 VV. mit ſeiner oben 
beſprochenen weitgehenden Auslegung an Stelle von Einfuhr⸗ 
verboten und Schutzzöllen als Mittel benutzen will, um der 
deutſchen Induſtrie das Wiederauftreten auf dem engl. Markt 
möglichſt zu erſchweren; dabei ſpielt wohl auch die in Eng⸗ 
land geläufige Anſchauung (Iſay, Die privaten Rechte im 
VV. S. 101 unten) mit, daß die Konfiszterung von Privat⸗ 
eigentum eine ſtatthafte Kriegsmaßnahme ſei. Das ſind alles 
Dinge, die ſich mit dem Begriff eines Friedensvertrags ſchwer 
vereinbaren laſſen (vgl. auch Oſterrieth, Gewerblicher 
Rechtsſchutz im Friedensvertrag von Verſailles S. 17/18). 
Aber die deutſchen Staatsangehörigen, ſowie die deutſchen 
Behörden und Gerichte werden ſich damit abfinden müſſen, 
daß England den Wortlaut des Vertrags in der Weiſe, wie 
geſchehen, ausnützt, namentlich, da in Abſ. 6 des Art. 306 
für die Beeinträchtigung der zukünftigen Rechte zwar an⸗ 
ſcheinend eine engere Grenze gezogen werden ſollte, aber 
dann doch die Rückſicht auf „das öffentliche Intereſſe“ als 
ausreichend erklärt wird. Unter dieſen Wortlaut läßt ſich 
ſchließlich auch die Ausſchließung ausländiſcher Konkurrenz 
bringen. Fallen aber die von der engl. Regierung getroffenen 
Maßnahmen unter Art. 306 VV., dann fallen fie auch unter 
das Liquidationsſchäden G., welches den Rechtsweg ausſchließt. 
Übrigens würde auch dann, wenn man mit der Kl. annehmen 
wollte, daß das Liquidationsſchäden. auf ihren Anſpruch 
nicht anwendbar ſei, daraus keineswegs ohne weiteres folgen, 
daß der Kl. ein vom LiquidationsſchädenG. unabhängiger An⸗ 
ſpruch zuſtehe, und daß für dieſen Anſpruch der Rechtsweg 
gegeben ſei (vgl. das Urt. des Sen. v. 12. April 1926 IV 
588/25: JW. 1926, 2083). Es braucht aber dieſer Frage nicht 
weiter nachgegangen zu werden, weil, wie ausgeführt, der 
Rechtsweg hier durch das Liquidationsſchäden G. ausgeſchloſſen 
iſt. Auch die Bezugnahme der Rev. auf § 75 der Einl. zum 
PrAllgL R. iſt nicht geeignet, eine genügende Grundlage für 
einen bürgerlich-rechtlichen Anſpruch der Kl. gegen das Reich 
zu bieten. Es iſt nicht angängig, den dort ausgeſprochenen 
Rechtsgedanken in der Weiſe zu verallgemeinern, daß er auf 
Verhältniſſe angewendet würde, die weſentlich anders liegen. 
Letzteres iſt hier inſofern der Fall, als die Schädigung der 
Kl. nicht durch eine Maßnahme der deutſchen Regierung, ſon⸗ 
dern durch die einer fremden Regierung herbeigeführt worden 
iſt. Daß dieſe Maßnahme zugleich einen gewiſſen vermögens⸗ 
rechtlichen Vorteil für Deutſchland mit ſich bringt, genügt nicht 
zur Begründung des von der Kl. erhobenen bürgerlicherecht- 
lichen Anſpruchs, und dazu reicht auch nicht die — unten 
noch zu erörternde — Behauptung der Kl. aus, daß die Reichs⸗ 
regierung durch Unterlaſſung geeigneter Gegenmaßnahmen die 
Anordnung der engl. Regierung gutgeheißen habe. Nach alle⸗ 
dem ift dem BG. darin beizupflichten, daß für die auf die 
Zeit bis zum 31. Aug. 1924 treffenden Lizenzgebühren ein 


von der engliſchen Regierung nach dem Inkrafttreten des Dawes⸗ 
plans gegen die deutſche Patentinhaberin getroffenen Maßnahmen 
zwar mit dem Wortlaut und dem Sinne des Dawesplans im Wi⸗ 
derſpruch ſtänden, aber von der engliſchen Regierung ausdrücklich 
auf den VV. geſtützt würden, woraus ſich die Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs und die Anwendbarkeit des Lig Schch. ergibt. Es wäre 
wünſchenswert geweſen, wenn das RG. ausdrücklich, insbeſ. auch 
bei der Betrachtung des erſten Zeitraums, die Auffaſſung des RWG. 
geteilt hätte. 

Ohne weiteres beizutreten iſt dagegen den Ausführungen des 
NG., daß aus der Nichtanwendbarkeit des Lig Sch h. noch nicht ein 
von dem LigSchcG. unabhängiger, im ordentlichen Verfahren zu 
verfolgender Anſpruch herzuleiten ſei. Das RG. brauchte ſich, nach⸗ 
dem es die Anwendbarkeit des LigSchch. bereits bejaht hatte, mit 
dieſer Frage nicht mehr zu beſchäftigen; es unterliegt jedoch nach 
den Ausführungen des NÖ. keinem Zweifel, daß es das Beſtehen 
eines ſolchen Anſpruchs verneint hätte. 

Was den Zeitraum nach dem Inkrafttreten des Sachverſtän⸗ 
digenplans betrifft, ſo ſteht die Frage, ob die engliſche Regierung 
noch nach dieſem Zeitpunkt zur Einbehaltung von Lizenzgebühren 
berechtigt geweſen ift, im Zuſammenhang mit der weitergehenden. 
Frage, ob die ehemals feindlichen Regierungen noch nach dem In⸗ 
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vor den Gerichten verfolgbarer Erſtattungsanſpruch gegen den 
Bekl. nicht beſteht. Es fragt ſich dann, ob dem BG. auch 
darin beigepflichtet werden kann, daß eine Anderung in der 
bezeichneten Richtung durch das Londoner Abkommen von 
1924 über den Dawesplan herbeigeführt worden iſt. Das iſt 
zu verneinen. Das BG. weiſt darauf hin, daß im Dawes⸗ 
plan Teil I Abſchn. XI geſagt und näher ausgeführt wird, die 
darin angegebenen Summen ſollten Deutſchlands geſamte 
Verpflichtung gegenüber den alliierten und aſſoziierten Mäch⸗ 
ten umfaſſen; es ſagt, daraus ergebe ſich mit aller Deutlich⸗ 
keit, daß außer der im Plan feſtgeſetzten Annuität keiner⸗ 
lei Zahlung von Deutſchland verlangt werden könne, daß ſo⸗ 
mit auch die Einbehaltung der Lizenzgebühren mit dem Plan 
im Widerſpruch ſtehe; die einſchlägigen Beſtimmungen in 
Art. 306 VV. ſeien durch die Generalklauſel des Sachver- 
ſtändigenplanes außer Kraft geſetzt worden. Trotzdem habe 
die deutſche Regierung aus irgendwelchen hier nicht nachzu⸗ 
prüfenden Gründen dieſem rechtswidrigen engl. Vorgehen nicht 
widerſprochen, ſondern die Gutſchriften ſtillſchweigend als 
rechtmäßig anerkannt. Der Bekl. habe alſo etwas zu ſeinem 
Vermögen gezogen, was der Kl. durch eine fremde Macht 
abgenommen worden ſei. Damit ſeien die im Liquidations⸗ 
ſchädench. vorgeſehenen Tatbeſtände weſentlich überſchritten. 
Die Klage ſtütze ſich alſo inſoweit nicht nur auf Liquidations⸗ 
maßnahmen einer fremden Regierung, ſondern vor allem auch 
auf das Verhalten der deutſchen Regierung, nämlich auf die 
ſtillſchweigende Anerkennung der Gutſchriften. Wenn die Kl. 
hieraus Vergütungsanſprüche, insbeſondere aus dem Geſichts⸗ 
punkt der ungerechtfertigten Bereicherung herleite, ſo handle 
es ſich um einen bürgerlich⸗ rechtlichen Anſpruch, der vor die 
ordentlichen Gerichte gehöre. Ob der Anſpruch ſachlich be⸗ 
gründet ſei, ob insbeſondere eine unmittelbare Vermögens⸗ 
verſchiebung zwiſchen den Parteien vorliege, ſei bei der jetzigen 
Lage des Verfahrens nicht zu unterſuchen. Zuzugeben iſt, 
daß das Verfahren der engl. Regierung mit dem Wortlaut 
und dem Sinn des Dawesplans im Widerſpruch ſteht. Dort 
wird nicht nur verlangt, daß weitere Zahlungen, als darin be= 
zeichnet, nicht aus Deutſchland herausgeholt werden, ſondern 
namentlich auch, daß alles, was Deutſchland zahlt, durch die 
Hand des ſog. Transferkomitees gehen ſoll. Damit ſteht das 
Verhalten der engl. Regierung in Widerſpruch, auch wenn 
man berückſichtigt, daß England die hier in Rede ſtehenden 
Zahlungen nicht unmittelbar vom Deutſchen Reich, ſondern 
von deſſen Angehörigen einzieht. Denn in Art. 297 i VV. iſt 
Deutſchland die Verpflichtung zur Schadloshaltung ſeiner in 
dieſer Weiſe geſchädigten Angehörigen auferlegt worden. Aber 
das ändert nichts an der Tatſache, daß die engl. Regierung 
die Einbehaltung der Lizenzgebühren nach wie vor auf den 
VV. ſtützt. Es iſt aber weiter auch nicht angängig — wie 
das BG. will — aus der Art und Weiſe, wie ſich die 
deutſche Regierung gegenüber dieſem engl. Vorgehen ver- 
hält, Erſatzanſprüche der Geſchädigten herzuleiten, die vor 
den Gerichten verfolgt werden könnten. Was in dieſer Hin⸗ 
ſicht die Regierung tut oder nicht tut, liegt auf dem Gebiet 
der Ausübung von Hoheitsrechten und kann von den Ge⸗ 


krafttreten des Sachverſtändigenplaus zu einer Einbehaltung oder 
Liquidation deutſchen Vermögens auf Grund des WV. berechtigt 
find. Dieſe Frage braucht jedoch für die Beurteilung der Entſchä⸗ 
digungsanſprüche der Liquidationsgeſchädigten nicht entſchieden zu 
werden, da alle dieſe Anſprüche, mag die Liquidation berechtigt 
fein oder die Grenzen des VV. überſchreiten, nach dem LigSchch. 
zu behandeln ſind und daher nicht vor den ordentlichen Gerichten 
geltend gemacht werden können. 

Folgerichtig vermeidet das NG. ein Eingehen auf die Frage, 
wie ſich die deutſche Regierung gegenüber dem engliſchen Vorgehen 
verhalten hat, und lehnt die an den Maßnahmen der deutſchen Re⸗ 
gierung geübte Kritik des KG. mit dem Hinweis ab, es ſei nicht 
erſichtlich, worauf ſich die Anſchauung des KG. gründe. In dieſem 
Zuſammenhang erwähnt das RG. die Entſch. des Auslegungsſchieds⸗ 
gerichts v. 29. Jan. 1927 zum Beweiſe dafür, daß es nicht von 
dem Verhalten der deutſchen Regierung abhänge, das Verhalten 
engliſcher Behörden zu beeinfluſſen. Die vom RG. erwähnte, vom 
Schiedsgericht offengelaſſene Frage, ob die nach dem 1. Sept. 1924 
Deutſchland gutgeſchriebenen Liquidationserlöſe deutſchen Vermö⸗ 
gens von den Jahresleiſtungen abgezogen werden können, wird 
demnächſt zur Entſch. gebracht werden. 

MinRat. Dr. Schalfejew, Berlin. 
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richten weder auf ſeine Rechtmäßigkeit noch auf ſeine Zweck⸗ 
mäßigkeit nachgeprüft werden. Es iſt aber gar nicht erſicht⸗ 
lich, auf was ſich die Anſchauung des KG. gründet, daß 
durch irgendwelche Maßnahmen der deutſchen Regierung die 
Lage der Kl. hinſichtlich ihrer Patente verbeſſert werden 
könnte. Wie bei Fuchs, die Beſchlagnahme, Liquidation und 
Freigabe deutſchen Vermögens im Auslande, S. 283 ff. aus- 
geführt, hat die deutſche Regierung ſchon im Oktober 1924 
unter Berufung auf die oben erwähnten Beſtimmungen des 
Dawesplans verſucht zu erreichen, daß die von ihr nach 
Art. 2971 VV. an Reichsangehörige zu zahlenden Entſchädi⸗ 
gungen für beſchlagnahmtes Eigentum an den int Datves- 
plan feſtgeſetzten Summen in Abzug zu bringen ſeien, und hat, 
als die Gegenſeite ſich ablehnend verhielt, das für die Ent⸗ 
ſcheidung von Streitfragen aus dem Dawesplan eingeſetzte 
Schiedsgericht angerufen. Dieſes Schiedsgericht hat durch 
feine am 29. Jan. 1927 erlaſſene, im Reichsanzeiger Nr. 32 
abgedruckte Entſcheidung den deutſchen Standpunkt abgelehnt. 
Es wird zwar dort (unter Nr. 2 a. E.) hervorgehoben, es 
erfolge keine Entſcheidung über die jetzt dem Schiedsgericht 
nicht unterbreitete Frage, ob Gutſchriften, die an Deutſchland 
nach dem 1. Sept. 1924 für den Wert einbehaltener Güter 
oder Rechte deutſcher Staatsangehöriger gegeben würden, von 
den Jahreszahlungen abzuziehen ſeien, und es iſt alſo dort 
keine den Streitfall unmittelbar berührende Entſcheidung ge⸗ 
troffen worden. Immerhin läßt jene Entſcheidung erkennen, 
daß das Schiedsgericht von der Tragweite der fraglichen Be⸗ 
ſtimmungen des Dawesplans eine andere Auffaſſung hat, als 
ſie von der Kl. — und auch von der deutſchen Regierung — 
vertreten wird, und daß die Meinung der Kl. und des BG. 
nicht zutrifft, es hänge nur vom Verhalten der deutſchen Re⸗ 
gierung ab, daß die Beeinträchtigung der Rechte der Kl. 
durch die engl. Behörden unterbleibe. Der Bekl. hat in dieſer 
Inſtanz noch Angaben über verſchiedene von der deutſchen 
Regierung unternommene Schritte wegen Freigabe beſchlag⸗ 
nahmten Eigentums gemacht, die zum Teil von Erfolg, zu 
einem andern Teil — namentlich England gegenüber — ohlle 
Erfolg geweſen ſeien (vgl. hierzu auch die am 14. Mai 1927 
von Außen Min. Dr. Streſemann gegebene Antwort auf eine 
Anfrage des Reichstagsabg. Lejeune-Jung, woraus das Be⸗ 
harren Englands auf den von ihm aus dem VV. her⸗ 
geleiteten Rechten dieſer Art hervorgeht). Es kommt aber 
nach dem oben Ausgeführten für die Entſcheidung nicht 
weiter auf dieſes Verhalten der deutſchen Regierung an. 
Ebenſo bedarf es keines Eingehens auf die in dieſer Inſtanz 
gemachten Ausführungen des Bekl., worin er ſich gegen die 
Bemerkung im BU. verwahrt, daß er etwas zu ſeinem Ver⸗ 
mögen gezogen habe, was der Kl. durch eine fremde Macht 
abgenommen worden ſei, und unter Hervorhebung des Unter⸗ 
ſchieds von Gutſchriften auf Ausgleichskonto, auf Liquidations⸗ 
und auf Reparatiouskonto und unter Hinweis auf die ein⸗ 
ſchlägigen Ausführungen bei Fuchs a. a. O. S. 144 ff., 
260 ff., 274 ff. beſtreitet, daß für abſehbare Zeit dem Bekl. 
aus den vom Board of Trade vorgenommenen Gutſchriften 
etwas zugute kommen werde. Denn die Frage, ob eine Be⸗ 
reicherung des Bekl. vorliegt, iſt in dieſer Lage des Rechts⸗ 
ſtreits nicht zu prüfen. 
(U. v. 2. Juni 1927; 600/26 IV. — Berlin.) [Ka.] 


19. Londoner Schlußprotokoll v. 16. Aug. 
1924. Sanktionierung unrechtmäßiger von den 
Beſatzungsbehörden vorgenommener Befhlag- 
nahmen durch das Londoner Schlußprotokoll. 
Verluſt deutſchen Privateigentums auch gegen- 
über Deutſchen.] 

Am 29. Nov. 1923, nach Aufgabe des paſſiven Wider⸗ 
ſtandes gegen die Beſetzung des Rhein⸗Ruhrgebietes, übergab 
die Kl. der Bekl. vier Kiſten Raſiermeſſer zur Beförderung 
an die Firma A. L. in G. Die Kiſten wurden am 8. Dez. 
1923 nach Köln geſandt, von dort mit dem holländiſchen 
Rheindampfer W. 1 weiterbefördert, aber in Emmerich von 
der belg. Zollbehörde beſchlagnahmt, weil ſie ohne Ausfuhr⸗ 
bewilligung reiſten. Die Bekl. hat demnächſt die beſchlag⸗ 
nahmte Ware von der belg. Zollbehörde gekauft und ſie auf 
ihr Lager nach O. zurückbefördert, wo ſie ſich noch befindet. 
Die Kl. hat in erſter Inſtanz behauptet, die Bekl. habe ihr 


ausdrücklich zugeſichert, daß die Sendung unter ordnungs⸗ 
mäßiger Ausfuhrbewilligung befördert werde und hatte dem⸗ 
gemäß Schadenserſatz gefordert. Nachdem ſie von dem Rück⸗ 
erwerbe der Kiſten durch die Bekl. Kenntnis erlangt hatte, 
ſtellte ſie den Hilfsantrag, die Bekl. zur Herausgabe der Kiſten 
an ſie zu verurteilen, weil ſie wegen Rechtswidrigkeit der 
Zollbeſchlagnahme deren Eigentümerin geblieben ſei. Die 
Bekl. beantragte Klageabweiſung, hilfsweiſe zum Heraus⸗ 
gabeanſpruch der Kl., die Bekl. zur Herausgabe nur Zug um 
Zug gegen Zahlung von 7940 % nebſt Zinſen zu verurteilen. 
Die Kl. iſt in den Vorinſtanzen abgewieſen, ihre Rev. iſt 
zurückgewieſen. Soweit die Rev. auf den Transportvertrag 
geſtützt wird mit der Begründung, daß auch abgeſehen von 
einer beſonderen Zuſage die Bekl. kraft Geſetzes als ſorg⸗ 
fältige Spediteurin auf eine Ausfuhrbewilligung und auf eine 
Beſeitigung aller dem Transport entgegenſtehenden Hinder⸗ 
niſſe hätte achten müſſen, iſt darauf hinzuweiſen, daß die Kl. 
in der Berufungsinſtanz ihren auf den Transportvertrag ge⸗ 
ſtützten Hauptantrag fallen gelaſſen und nur den auf ihr nicht 
untergegangenes Eigentum an der Ware geſtützten Eigen⸗ 
tumsanſpruch (8 985 BGB.) noch aufrechterhalten hat. Die 
Rev. it aber auch unbegründet, ſoweit fie die Rechtsauf⸗ 
faſſung des BG. bekämpft, daß durch das Londoner Schluß⸗ 
protokoll v. 16. Aug. 1924 Anl. III Art. 181, Art. 4a Abſ. 2, 
Art. 4b, Art. 6 Abſ. 1 (RG Bl. II, 329 ff.) i. Verb. m. dem 
am 10. Febr. 1925 bekannt gemachten Koblenzer Abkommen 
v. 20.28. Okt. 1924 (RG Bl. II, 54) und dem Ref. vom 
30. Aug. 1924 (RG Bl. II, 289) das Eigentum der Kl. an 
der beſchlagnahmten Ware als erloſchen anzuſehen iſt. Den 
Ausführungen des BG. iſt überall beizutreten. Richtig iſt, 
was das BG. auch nicht verkannt hat, daß die Beſchlagnahme 
der Ware durch die belg. Zollbehörde urſprünglich eine wider⸗ 
rechtliche war und daher das Eigentumsrecht der Kl. an der 
Ware nicht zum Untergang bringen und auf die Zollbehörde 
übertragen konnte. Aber durch das Londoner Schlußprotokoll 
und das Koblenzer Abkommen iſt der Rechtsbruch nachträg⸗ 
lich völkerrechtlich ſanktioniert worden. Welchen Beweggründen 
dieſe Sanktionierung auf ſeiten des Deutſchen Reiches ent⸗ 
ſprang, iſt ohne Bedeutung. Es mußte, um dem völkerrechts⸗ 
widrigen Machtzuſtand, der mit der Beſetzung des Rhein- und 
Ruhrgebiets verbunden war, ein Ende zu machen, ein modus 
vivendi gefunden werden, und dazu diente das Londoner 
Schlußprotokoll und das Koblenzer Abkommen. In dieſen 
Staatsverträgen hat das Deutſche Reich wohl oder übel ſich 
mit dem bisherigen Machtzuſtand abfinden und ihn ſo gelten 
laſſen müſſen, als ob er berechtigt geweſen wäre, um ſeine 
Beſeitigung für die Zukunft zu erzielen. In Verfolg dieſes 
Zieles iſt in dem Koblenzer Abkommen unter IVa vereinbart 
worden, daß die Waren, deren Einziehung ordnungsmäßig 
durch förmlichen oder ſchriftlichen Verwaltungsakt vor dem 
31. Aug. 1924 0 Uhr ausgeſprochen worden iſt, ſowie die vor 
dem 21. Okt. 1924 bezahlten Beträge aus Zollvergleichen über 
ſolche Waren den interalliierten Dienſtſtellen verfallen. Dem 
BG. muß darin beigetreten werden, daß dieſe Vereinbarung 
ſich auf alle Warenbeſchlagnahmen bezieht, die ſeit der Be⸗ 
ſetzung bis zum 31. Aug. 1924 erfolgt ſind, alſo auch auf die 
hier in Rede ſtehende Beſchlagnahme. Dieſe Vereinbarung 
hat durch das Geſ. v. 30. Aug. 1924 innerſtaatliche Wirkung 
erlangt; denn indem es dem Londoner Schlußprotokoll in 
§ 1 ſeine Zuſtimmung erteilte, bezog ſich dieſe Zuſtimmung 
auch auf deſſen Art. 6, wonach die Einzelmaßnahmen und die 
techniſche Durchführung der Art. 1, 2, 3 und 4a in tech⸗ 
niſchen Konferenzen zwiſchen den Vertretern der betreffenden 
alliierten Behörden und den beteiligten deutſchen Verwal⸗ 
tungen beraten werden ſollten, die in Koblenz und Düſſeldorf 
ſtattzufinden hätten. Die genannte Vereinbarung hat dadurch 
auch geſetzliche Wirkung für die deutſchen Staatsbürger er⸗ 
langt, d. h. auch ihnen gegenüber gelten die beſchlagnahmten 
Waren als den interalliierten Dienſtſtellen verfallen, das 
Privateigentum an den Waren gilt als mit dem Zeitpunkt 
der Einziehung als untergegangen. Daraus folgt, daß die 
Kl. ihr Eigentum an den vier Kiſten verloren hat und die 
Bekl. deren rechtmäßige Eigentümerin geworden iſt. Dazu 
war es nicht nötig, dem am 1. Sept. 1924 in Kraft ge⸗ 
tretenen Geſ. v. 30. Aug. 1924 noch beſonders rückwirkende 
Kraft beizulegen; die Rückwirkung ergibt ſich aus der Ver⸗ 


56. Jahrg. 1927 Heft 40] 


einbarung in dem Koblenzer Abkommen, welche die in der 
Vergangenheit liegenden Verhältniſſe regelt. Die Anſicht der 
Rev., die Aufhebung des Privateigentums hätte nur durch 


ein verfaſſungänderndes Geſetz erfolgen können, iſt abwegig. 


Art. 153 Verf., auf den die Rev. ſich beruft, läßt es zu, 
daß durch einfaches Reichsgeſetz eine Enteignung auch ohne 
Entſchädigung zum Wohle der Allgemeinheit, wie hier, ver⸗ 
fügt wird. 

(U. v. 17. Mai 1927; 134/27 VI. — Düſſeldorf.) (Ku. 


20. Art. 7, 8 BD. der Interall. Rheinland⸗ 
kommiſſion. 85 Kleingarten⸗ und Kleinpacht⸗ 
land VO. v. 31. Juli 1919 iſt auch im beſetzten 
Rheinland gültig, da kein Einſpruch der Rhein⸗ 
landkommiſſion erhoben iſt. Der Rechtsweg 
gegen Zwangspachtverträge auf Grund dieſer 
Verordnung iſt unzuläſſig.] 7) 

(U. v. 22. Okt. 1926; 438/25 III. — Düſſeldorf.) [Sch.] 


II. Verfahren. 

21. 88 39, 274 Abſ. 3 Z PO. Die Zuſtändigkeit 
der ordentlichen Gerichte beſteht neben der der 
internationalen Schiedsgerichte, wenn ſie von 
den Parteien vereinbart wird. Dies kann durch 
Fortſetzung eines ſchon vorher ſchwebenden Pro- 
zeſſes geſchehen. ]) 

Das BG. hat die Zuſtändigkeit der ordentlichen deutſchen 
Gerichte für die Anſprüche der rumäniſchen Kl. bejaht, weil 
dieſe, nachdem die Einſetzung des Deutſch⸗Rumäniſchen Schieds⸗ 
gerichtshofes ordnungsmäßig am 1. Mai 1922 bekanntgemacht 
worden ſei (RG Bl. 1922, II, 87), das Verfahren vor dem LG. 
fortgeſetzt und wiederholt zur Sache verhandelt habe, ohne die 
Unzuſtändigkeit der deutſchen Gerichte zu rügen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung wird von der Rev. vergeblich bekämpft. Wie RG. 
108, 50, 52, 531) ausgeſprochen hat, iſt die Zuſtändigkeit der 
Gemiſchten Schtedsgerichtshöfe nach Art. 304 b Abſ. 2 WV. 
keine ausſchließliche in dem Sinne, daß dem fremden Vertrags⸗ 
gegner verwehrt wäre, ſeine Rechte gegen einen Deutſchen, 
wenn ihm dies förderlich erſcheint, anſtatt vor dem Ge⸗ 


Zu 20. Der Entſch. iſt beizutreten. 

1. Der Standpunkt der Kl., die Kleingarten⸗ und Kleinpacht⸗ 
landO. v. 31. Juli 1919 ſei in den beſetzten rheiniſchen Gebieten 
mangels Genehmigung durch die Irko nicht in kraft getreten, iſt 
aus einem zwiefachen Grunde verfehlt: die Irko hat, wie ſich aus 
dem Amtsblatt des deutſchen Reichskommiſſars für die beſetzten 
rheiniſchen Gebiete Jahrgang 1920 S. 28 ergibt, gegen das Inkraft⸗ 
treten der ihr deutſcherſeits zur Regiſtrierung vorgelegten Klein⸗ 
garten⸗ und Kleinpachtland O. bis zum Ablauf der Einſpruchsfriſt am 
15. April 1920 keinen Einſpruch erhoben. Die Kleingarten⸗ und 
Kleinpachtland O. iſt ſomit — zunächſt vom Boden der im April 1920 
in Kraft geweſenen Art. 7 und 8 der VO. 1 der Irko aus be⸗ 
trachtet — für die deutſchen Behörden und die deutſchen Staats⸗ 
bürger in den beſetzten Rheinlanden verbindlich geworden. Die 
Kleingarten⸗ und KleinpachtlandO. würde davon abgeſehen für die 
deutſchen Behörden und die deutſchen Staatsbürger in den beſetzten 
Rheinlanden aber auch dann Verbindlichkeit erlangt haben, wenn 
der deutſche Reichskommiſſar die Vorlage dieſes Geſetzes an die 
Irko zum Zwecke der „Regiſtrierung“ unterlaſſen, oder wenn die 
Irko gegen das ihr vorgelegte Geſetz Einſpruch erhoben haben ſollte. 
Denn einmal find die Art. 7 und 8 der VO. 1 mit ihrem 
Regiſtrierungszwang, wie kürzlich auch der RF. (vgl. RES. 36/26) 
eingehend dargelegt hat, nicht durch die Beſtimmungen des Rh A. 
gedeckt und daher rechtsungültig. Sodann iſt aber die zur Begrün⸗ 
dung eines Einſpruchsrechtes der Irko gegen bereits in den beſetzten 
Rheinlanden in Kraft getretene deutſche Gef. und VO. erforderliche 
Vorausſetzung, daß das betr. Gef. oder die betr. VD. geeignet iſt, 
„dem Unterhalt der Beſatzungstruppen, ihrer Sicherheit oder ihren 
Bedürfniſſen abträglich zu ſein“, hinſichtlich der Kleingarten⸗ und 
KleinpachtlandO. keinesfalls gegeben. 

2. Unzutreffend iſt auch der Standpunkt der Kl., daß im vor⸗ 
liegenden Falle der Rechtsweg zuläſſig ſei. In dem Abſchluß des 
Zwangspachtvertrages liegt, wie das RG. mit Recht hervorhebt, eine 
Amtshandlung der unteren Verwaltungsbehörde, die ſich im Rahmen 
der ihr geſetzlich zugewieſenen Befugniſſe hält. Es handelt ſich m. a. W. 
um die Vornahme eines Verwaltungsaktes ſeitens der dazu geſetzlich 
zuſtändigen Behörde. Die Beſeitigung dieſes Verwaltungsaktes iſt 
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miſchten Schiedsgerichtshof vor deutſchen Gerichten zu ver⸗ 
folgen. Art. 304 b Abſ. 2 VV. bezweckt eine Begünſtigung 
des fremden Vertragsgegners nur inſofern, als er nicht ge⸗ 
zwungen werden kann, gegen ſeinen Willen Recht bei einem 
deutſchen Gericht zu nehmen. Das deutſche Gericht iſt alſo 
trotz der konkurrierenden Zuſtändigkeit des Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshofes nicht unzuſtändig und kann ſeine Zuſtändigkeit 
nicht etwa von Amts wegen verneinen, wenn es von dem 
fremden Vertragsgegner ſelbſt angerufen wird, der ſich durch 
Erhebung der Klage der Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte 
unterwirft. Nun iſt die vorliegende Klage zu einer Zeit an⸗ 
geſtrengt worden, zu der der Deutſch⸗Rumäniſche Schieds⸗ 
gerichtshof noch nicht in Wirkſamkeit getreten war. Durch die 
Erhebung der Klage hat ſich alſo die Kl. der deutſchen Ge⸗ 
richtsbarkeit nicht unterworfen, da ſie eine andere Wahl da⸗ 
mals nicht hatte. Das Recht, die Unzuſtändigkeit der deut⸗ 
ſchen Gerichte geltend zu machen, erwuchs ihr aber, als die 
Einſetzung des Deutſch-Rumäniſchen Schiedsgerichtshofes be⸗ 
kanntgemacht worden war. Seit dieſer Bekanntmachung hat 
ſie mehrfach, zuletzt am 18. Juni 1923, zur Sache ſtreitig 
verhandelt, ohne die Unzuſtändigkeit zu rügen. Damit hat 
fie ſich der Zuständigkeit der deutſchen Gerichte unterworfen, 
indem ſie zu deren Gunſten ihr Wahlrecht ausgeübt hat. Der 
Rechtsgedanke der 88 39, 274 Abſ. 3 ZPO., der an ſich nur 
für prozeßhindernde Einreden des Bekl. gilt, iſt ſinngemäß 
auch anwendbar, wenn es ſich um die Rüge der Unzuſtändig⸗ 
keit des Gerichts durch den Kl. handelt. Die Behauptung, Kl. 
habe von der Einſetzung des Deutſch-Rumäniſchen Schieds⸗ 
gerichtshofes erſt durch einen Hinweis des Gerichts am 9. Okt. 
1923 etwas erfahren, iſt belanglos. Sie iſt ordnungsmäßig 
im RGBl. bekanntgemacht worden, und dieſe Bekanntmachung 
ſteht der nachträglichen Rüge der Kl. entgegen. Die vorbehalb⸗ 
loſe Einlaſſung der beiden Parteien auf die Hauptſache wirkt 
zuſtändigkeitsbegründend und enthält die unwiderlegliche Ver⸗ 
mutung einer ſtillſchweigenden Vereinbarung der Zuſtändig⸗ 
keit der deutſchen Gerichte. Dadurch wird die Prüfung aus⸗ 
geſchloſſen, ob der Wille zur Vereinbarung wirklich vorhanden 
war oder wegen Irrtums über die Zuſtändigkeit gefehlt hat 
(RG. 86, 2312); 108, 54 5)). 

(U. v. 31. Mai 1927; 472/26 II. — Berlin.) [Ku.] 


nicht im ordentlichen Rechtsweg, ſondern gemäß 8 5 Abſ. 4 der 
Kleingarten⸗ und KleinpachtlandO. nur im Wege der Beſchwerde an 
die höhere Verwaltungsbehörde möglich. Der an ſich verſchloſſene 
Rechtsweg kann dabei von der Kl. auch nicht durch den Hinweis er⸗ 
öffnet werden, daß die von ihr erhobenen Anſprüche privatrechtliche 
ſeien. Die Klage, mit deren Hilfe tatſächlich die Beſeitigung des 
Zwangspachtvertrages bezweckt wird, hat die Regelung eines offent⸗ 
lich⸗rechtlichen, nicht eines privatrechtlichen Rechtsverhältniſſes zum 
Gegenſtand. 

NA. u. Priv Doz. Dr. Carl Heyland, Frankfurt a. M.⸗Gießen 


Zu 21. Die Entſch. entſpricht der jetzt ſtänd. Rſpr. des RG. 
Hat RG. 106, 56 — FW. 1924, 702 die Zuſtändigkeit der deutſchen 
Gerichte für die Klage eines Deutſchen gegen einen all. und all. 
Staatsangehörigen noch für unzuläſſig erklärt, jo hat das NG. für 
den umgekehrten Fall, die Anrufung eines deutſchen Gerichts durch 
einen all. und aſſ. Staatsangehörigen als Kl., die Zuftändigkeit der 
deutſchen Gerichte nie bezweifelt. Zunächſt wurde feſtgelegt, daß es 
ſich dabei nicht um die Frage der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs han⸗ 
delte, ſondern um die ſachliche Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts im 
Verhältnis zum GemSchch g. (RG. 107, 77). Sodann hat des RG. 
grundlegend den Art. 304 Abſ. 2 VV. dahin ausgelegt, daß der 
all. und aſſ. Staatsangehörige gegen feinen Willen nicht vor das 
deutſche Gericht gezwungen werden kann, die deutſche Gerichtsbarkeit 
dagegen Recht ſprechen darf, wenn die ausländiſche Partei ſelbſt das 
deutſche Gericht anruft (RG. 108, 50 ff. JW. 1924, 1371). Daß 
die Zuſtimmung des ausländiſchen Kl. nicht nur in der Erhebung einer 
Klage nach Errichtung des GemSchch H. beſtehen kann, ſondern auch in 
der Fortſetzung eines ſchon früher begonnenen Prozeſſes, wurde 
ſchon damals mit Recht betont (a. a. O. 53). Die gleichen Geundſätze be⸗ 
ſtätigt Rc. 114, 422 und Warn. 1927, Nr. 127. Sie ſind richtig und 
ſtimmen überein mit der grundſätzlichen Stellung der GemSch c. 
Diefe leiten ihre Befugnis zur Enkſch. aus den Friedensverträgen, alfo 
völkerrechtl. Abmachungen her, die durch Geſetze der vertragſchließenden 
Staaten nationales Recht geworden find. Alſo ſtehen die GemSchchg. 
auf gleicher Linie mit den nationalen Staatsgerichten und ſind nur 
da ausſchließlich zuſtändig, wo dies im Friedensvertrag ausdrücklich 


e) JW. 1915, 406. ) JW. 1924, 1871. 
\ 
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** 22. 8 328 3 PO. Die Wirkſamkeit eines aus- 
ländiſchen Schiedsverfahrens und Schieds⸗ 
ſpruchs iſt nach ausländiſchem Recht zu be⸗ 
e len), 

Eine Klage auf Erfüllung des Schiedsſpruchs, die 
eine der actio judicati entſprechende Klage auf die nach dem 
Schiedsſpruch geſchuldete Leiſtung iſt, erſcheint an ſich 
ſtatthaft (RG. 30, 369; JW. 1901, 424; Warn. 1912 
Nr. 139; 1915 Nr. 68). Rechtsirrig aber iſt es, wenn das 
BG. dieſer Erfüllungsklage deshalb den Erfolg verſagt 
hat, weil dem Urteil des Handelsgerichts in Antwerpen 
v. 17. Juli 1922 nach § 328 der deutſchen ZPO. die An⸗ 
erkennung zu verſagen ſei. Denn einmal hat es ſchon Be⸗ 
denken, den § 328 a. a. O. überhaupt auf ausländiſche Urteile 
anzuwenden, die vorbereitend nur ausländiſche Verfahrens⸗ 
fragen betreffen. Dann aber kommt es für die Klage auf Er⸗ 
füllung eines ausländiſchen Schiedsſpruchs auch nur darauf 
an, ob nach ausländiſchem Recht ein wirkſamer Schieds⸗ 
ſpruch vorliegt und ob, ſoweit dies von der Zuläſſigkeit des 
Schiedsverfahrens abhängt, das Verfahren nach auslän⸗ 
diſchem Recht zuläſſig und wirkſam war. Deshalb iſt ledig⸗ 
lich nach dieſem zu beurteilen, ob das Urteil eine ordnungs⸗ 
mäßige Grundlage des Schiedsverfahrens und damit auch 
des Schiedsſpruchs geweſen iſt, nicht aber zu prüfen, ob dem 
Urteil nach deutſchem Recht die Anerkennung zu gewähren 
oder zu verſagen iſt. Auch nebenher kommt letztere Frage 
nicht in Betracht, weil, wenn nur zu entſcheiden iſt, ob nach 
dem maßgebenden ausländiſchen Recht ein wirkſames Schieds⸗ 
verfahren und ein wirkſamer Schiedsſpruch vorliegt, es keine 
Rolle ſpielt, wie ſich das deutſche Recht zu der Auerkennung 
der Grundlagen dieſes Schiedsverfahrens und Schiedsſpruchs 
ſtellt. Das Gegenteil würde mit den Grundſätzen des inter⸗ 
nationalen Privatrechts nicht vereinbar ſein, weil die Wirk⸗ 
ſamkeit eines ausländiſchen Schiedsſpruchs als ausländiſcher 
Rechtstitel nicht davon abhängig ſein kann, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen der deutſchen ZPO. für feine Anerkennung vorhanden 
find (NOHG. 10, 397; 17, 427; RE. 30, 368; JW. 1901, 
424; vgl. Prot. v. 24. Sept. 1923 [RG Bl. 1925, II, 47). 

(U. v. 28. Jan. 1927; 468/26 VI. — München.) [Ku.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


23. [1. 8 157 Nr. 1 StGB. findet auch Anwen⸗ 
dung, wenn die Angabe der Wahrheit gegen den 
Schwörenden eine Verfolgung durch die Be- 
ſatzungsbehörden wegen eines Vergehens gegen 
eine Verordnung der JRK. nach ſich ziehen kann. 


vorgeſchrieben iſt. Hier darf im übrigen verwieſen werden auf Rabel, 
Rechtsvergleichung und internat. Rſpr., in Ztſchr. für ausländ. und 
internat. Privatrecht I, 5ff., beſonders S. 19 Anm. 2, S. 28, 35, 
36, 38. Dem Urt. des RG. iſt in allen Teilen beizupflichten. 

RA. Dr. Georg Benkard, Frankfurt a. M. 


Zu 22. Die Entſch. iſt von großer praktiſcher Trag⸗ 
weite. Mit gewichtigen Gründen wird behauptet, ausländiſchen 
Schiedsſprüchen ſei der Weg zur Vollſtreckbarkeitserklärung gem. 
§ 1042 BRD. verſchloſſen. Trifft das zu (vgl. Jonas: JW. 1927, 
1299 f.; Kiſch, daſ. S. 1375 f.), fo wird der obſiegende Teil regel⸗ 
mäßig auf die Erfüllungsklage angewieſen ſein (vgl. Nuß⸗ 
baum, Intern. Jahrb. f. Schiedsgerichtsweſen I, 1926, S. 28 ff.). Die 
Erfüllungsklage aber iſt als Rechtsbehelf nicht zu unterſchätzen. Man 
mag ſie, wie das RG., als eine Art actio judicati oder aber als 
Anſpruch aus dem urſprünglichen Rechtsverhältniſſe mit dem durch 
das Schiedsgericht beſtimmten Leiſtungsinhalt verſtehen (vgl. Stein⸗ 
Jonas, 81042 Note 26), immer kann der Bekl. feine Leiſtungs⸗ 
pflicht nur mit Einwänden aus folden Tatbeſtanden bekämpfen, die 
ihn nach 8 1041 zur Klage auf Aufhebung des Schiedsſpruchs be⸗ 
rechtigen würden. Im vorl. Falle handelt es ſich um den Einwand 
der Unzuläſſigkeit des Verfahrens ($ 1041 Ziff. 1 ZPO.). Mit Recht 
vertritt hier das RG. den Standpunkt, daß dieſe Frage unter Aus⸗ 
ſchaltung einer Prüfungspflicht gem. $ 328 ZPO. lediglich nach dem 
für das Verfahren maßgebenden ausländiſchen Rechte zu beurteilen 
ſei. Der Standpunkt des RG. wird auch von Jonas (a. a. O.) 
und Nußbaum (a. a. O. S. 22ff.) gebilligt. 

Sen Präs. i. R. Prof. Dr. Wieruszowski, Köln. 
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2. Vor ausſetzung der Anwendung des § 157 Nr. 1 
StGB. iſt nicht eine „Gefahr“ i. S. einer nahe» 
liegenden Möglichkeit einer Verfolgung; es ge⸗ 
nügt äuch die entfernte Möglichkeit einer Ver⸗ 
folgung.]f) 

Das angefochtene Urteil muß wegen Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften des 8 157 Nr. 1 StGB. im Strafausſpruch 
aufgehoben werden. 1. Das BG. hat allerdings ausreichend 
dargetan, daß eine Verfolgung der Angekl. wegen Teilnahme 
an der Kuppelei nicht in Betracht kam und die Möglichkeit 
einer Verfolgung aus § 161 Nr. 6 StGB. die Anwendbar⸗ 
keit des $ 157 Nr. 1 StGB. nicht begründen würde. Dagegen 
beſtehen Bedenken gegen die Annahme des BG., daß eine 
etwa in Betracht kommende Verfolgung durch die 
engliſchen Beſatzungsbehörden wegen eines 
Vergehens gegen eine VO. der INK. durch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 157 Nr. 1 StGB. nicht betroffen würde, daß 
ferner die Gefahr einer Verfolgung wegen eines ſolchen Ver⸗ 
gehens nicht beſtanden habe, weil ſich die engliſchen Be⸗ 
ſatzungsbehörden um einen ſo weit zurückliegenden Fall nicht 
mehr gekümmert haben würden und auch keine Gefahr vor⸗ 
handen geweſen wäre, daß die Beſatzungsbehörden von der 
vor einem deutſchen Gericht unter Ausſchluß der Offentlich⸗ 
keit abgegebenen Zeugenausſage Mitteilung erhalten würden. 
Wortlaut des § 157 Nr. 1 StGB. ſteht einer Anwendung 
dieſer Vorſchrift auf einen Fall der eben erwähnten Art nicht 
entgegen. Der innere Grund der in dieſer Vorſchrift vor⸗ 
geſehenen Strafmilderung aber liegt in der Berückſichtigung 
des Notſtandes, in der ſich der Schwörende befindet, wenn 
die Angabe der Wahrheit gegen ihn ſelbſt eine Verfolgung 
wegen einer nicht lediglich als Übertretung zu beurteilenden 
Straftat nach ſich ziehen kann. Dieſer Grund trifft auch dann 
zu, wenn der Zeuge mit einer Strafverfolgung durch die Be⸗ 
ſatzungsbehörden wegen eines Vergehens gegen eine VO. der 
IR. rechnen muß. Die im Rahmen des Rheinlandabkom⸗ 
mens ſich abwickelnde geſetzgebende und richterliche Tätigkeit 
der Beſatzungsbehörden beruht ferner auf deutſchem Reichs⸗ 
geſetz. Die weitergehende Frage, ob 8 157 Nr. 1 StGB. auch 
anwendbar iſt, wenn eine Strafverfolgung durch ausländiſche 
Behörden auf Grund ausländiſcher Geſetze droht, braucht 
hiernach nicht geprüft zu werden. Die weiteren Ausführungen 
laſſen erkennen, daß das BG. eine zur Zeit der Eidesleiſtung 
beſtehende „Gefahr“ i. S. einer naheliegenden Mög- 
lichkeit der Verfolgung als Vorausſetzung der Strafmilde⸗ 
rung betrachtet. Dies iſt rechtsirrig. Für die Anwendbarkeit 
des $ 157 Nr. 1 Stöß B. genügt auch eine entfernte Mög⸗ 
lichkeit der Verfolgung. Eine ſolche wird aber nicht aus⸗ 
geſchloſſen durch die geringe Wahrſcheinlichkeit, daß ſich die 
Behörden um eine vom Schwörenden begangene Straftat 
kümmern oder hiervon Mitteilung erhalten werden. Ob ein 


Zu 23. 1. Das Urteil erörtert zunächſt die intereſſante Frage, 
ob die Strafmilderungsvorſchrift des § 157 Ziff. 1 StB. auch dann 
Anwendung zu finden hat, wenn die Angabe der Wahrheit eine 
Verfolgung des Schwörenden durch die Beſatzungsbehörden wegen 
eines Vergehens gegen eine Verordnung der Interalliierten Rhein⸗ 
landkommiſſion nach ſich ziehen konnte. Die Frage wird vom NG. 
mit Recht bejaht. Die Anwendbarkeit des § 157 Ziff. 1 StGB. 
iſt unter allen Umſtänden in denjenigen Fällen gegeben, in welchen 
der Schwörende bei Angabe der Wahrheit nach Maßgabe der deut⸗ 
ſchen Reichs⸗ oder Landesgeſetzgebung mit der Verfolgung wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens rechnen mußte. Das trifft im 
vorliegenden Falle zu. Die im Rahmen des Rheinlandabkommens 
ſich abwickelnde geſetzgebende und richterliche Tätigkeit der Be⸗ 
ſatzungsbehorden und die dementſprechend zuläſſige Verfolgung 
deutſcher Staatsbürger ſeitens der Beſatzungsbehörden wegen Ver⸗ 
gehens gegen die Verordnungen der Interalliierten Rheinlandkom⸗ 
miſſion (vgl. Art. 3e Rh.) gründet ſich auf deutſches 
Reichs geſetz, nämlich das von Völkerrecht in deutſches Reichs⸗ 
recht umgegoſſene Rheinlandabkommen (vgl. hierzu meine Rechts⸗ 
ſtellung der beſetzten Rheinlande Seite 119 ff., ſowie meinen 
Aufſah „Zur Frage der Rechtsgültigkeit von Vorbehalten bei der 
Annahme von Separatiſten⸗Notgeld“ in JW. 25, 41). 

2. Das Rc. beſchäftigt ſich des weiteren mit der Frage, ob 
die Anwendung des § 157 Ziff. 1 StGB. eine „Gefahr“ i. S. einer 
naheliegenden Möglichkeit einer Verfolgung des Schwörenden vor⸗ 
ausſetzt. Das wird m. E. mit Recht verneint. Für die Ans 
wendbarkeit des 8157 Ziff. 1 StGB. genügt vielmehr auch eine 
entfernte Möglichkeit der Verfolgung. Eine ſolche wird 
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Vergehen gegen eine VO. der IRK. in Betracht kommt, kann 
auf Grund der bisherigen Feſtſtellungen nicht beurteilt wer⸗ 
den. 2. Nach den Feſtſtellungen iſt die Angekl. in dem Straf⸗ 
verfahren gegen die Eheleute E. wegen Kuppelei vor ihrer 
eidlichen Vernehmung durch einen Polizeibeamten vernommen 
worden und hat bereits hierbei wahrheitswidrig bekundet, daß 
Nie in der Gaſtwirtſchaft der Eheleute E. nie mit Männern 
geſchlechtlich verkehrt habe. Da das Schwurgericht bei der Be⸗ 
gründung der Strafzumeſſung zum Ausdruck gebracht hat, daß 
die Angekl. durch ihre unwahren eidlichen Angaben die damals 
angeklagten Eheleute E. vor der Beſtrafung wegen Kuppelei 
retten wollte, ſo liegt die Annahme nahe, daß ſie auch ſchon 
ei ihrer Vernehmung vor der Polizei durch die erwähnte 
unwahre Angabe den Eheleuten E. nach Begehung der 
Kuppelei wiſſentlich Beiſtand leiſten wollte, um ſie der Be⸗ 
ſtrafung zu entziehen. Trifft dies zu, dann konnte die Angabe 
Der Wahrheit gegen ſie ſelbſt eine Verfolgung wegen 
eines Vergehens der Begünftigung gemäß $ 257 
SGB, nach ſich ziehen. Das Zuſammentreffen 
mehrerer geſetzlicher Strafmilderungsgründe 
. S. des 8 157 Nr. 1 StGB. würde zwar nur zu einer 
einmaligen Strafermäßigung führen. Es kann aber für die 
Strafzumeſſung innerhalb des Strafrahmens von Bedeutung 
ſein. Das Gericht muß daher den Fall nach der Gefamtheit 
aller Umſtände würdigen, und das Urteil muß erkennbar 
machen, daß dies geſchehen tft (RGGSt. 59, 229). 
(1. Sen. v. 7. Dez. 1926; 1 D 783/26.) 


* 24. [88 Nr. 2 RepSchG.; 8 185 StG B. „Be⸗ 
ſchimpfung“ erfordert nicht eine formale Be— 
eidigung.] 

Die StR. iſt aus hier nicht nachzuprüfenden tatſächlichen 
Erwägungen zu der Annahme gelangt, daß der Beſchwerde⸗ 
führer ſich in dem feiner Verurteilung zugrunde liegenden 
Zeitungsartikel nicht auf die bloße Wiedergabe von Auße⸗ 
rungen Gs beſchränkt, ſondern dieſe „wohlberechnet als 
kroniſchen Seitenhieb“ benützt, mithin ſich zu eigen gemacht 
gabe. Hieraus leitet fie die perſönliche Verantwortlichkeit des 
Angekl. für jene Außerungen her (vgl. RGSt. 59, 181), 
keineswegs aber, wie die Rev. meint, deren beſchimpfenden 
Charakter i. S. des 8 8 Nr. 2 NepSh®. Dieſen hat fie in 
em Ausdruck „Überläuferfarben, mit denen die Front ge⸗ 
meuchelt wurde“, gefunden. Nach ihrer, das Rev. bindenden, 
Auslegung des Zeitungsartikels werden darin mit jenem Aus⸗ 
bruck die Reichsfarben „bezeichnet und gekennzeichnet“. Daß 
mit dieſer Feſtſtellung das Weſen der „Beſchimpfung“ ver⸗ 
kannt werde, kann nicht zugegeben werden. Dieſe erfordert 
nicht, wie die Rev. behauptet, eine „Formalbeleidigung“, 
vielmehr genügt für fie jede durch ihre Form oder durch 
ihren Inhalt beſonders verletzende, rohe Außerung der Miß⸗ 
achtung (RGSt. 57, 209 [211). Daß die StR. eine ſolche in 
jenem Ausdruck gefunden hat, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, 
insbeſ. iſt nicht verſtändlich, wie bezüglich ſeiner die ver⸗ 
letzende Form vermißt werden könnte. Die Abſicht des An⸗ 
geklagten zur Beſchimpfung der Reichsfarben ſtellt das LG. 
ausdrücklich feſt; es würde jedoch ſchon das Bewußtſein des 
äters genügt haben. 

(3. Sen. v. 30. Mai 1927; 3D 302/27.) A.] 


25. [Die in 8 211 StPO. gekennzeichnete 
Rechtswirkung kommt den dort bezeichneten Be⸗ 
ſchlüſſen nur unter der Vorausſetzung zu, daß 
ſie den tatſächlichen Anklagegegenſtand nach 
allen Seiten erſchöpfend gewürdigt haben.] f) 
. Der Angekl., ein in Deutſchland wohnhafter polniſcher 
Eiſenbahnbeamter, hat den polniſchen Fahnenflüchtigen Z., 
welcher bereits die deutſche Grenze überſchritten hatte, durch 
— 
aber nicht ausgeſchloſſen durch die geringe Wahrſcheinlichkeit, daß 
ſich die Behörden um eine vom Schwörenden begangene Straftat 
kümmern oder hiervon Mitteilung erhalten werden. 

RA. u. Priv Doz. Dr. Carl Heyland, Frankfurt a. M.⸗Gießen. 


: Zu 25. Die Staatsanwaltſchaft und die Beſchlußkammer haben 
in dem Tatbeſtand der Klage reale Konkurrenz gefunden: eines 
Deliltts in Tateinheit mit einem anderen und eines weiteren 
Delikts. In erſterer Hinſicht wurde die Eröffnung des Hauptver⸗ 
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Vorſpiegelungen auf den Bahnhof H. gelockt, um ihn den dort 
ſtationierten polniſchen Polizeibeamten behufs Rückverbrin⸗ 
gung nach Polen auszuliefern. Er hat ihn unter Umgehung 
der deutſchen Paßkontrolle in den Aufenthaltsraum der pol⸗ 
niſchen Eiſenbahnbeamren geführt und hier von den durch 
ihn herbeigeholten polniſchen Polizeibeamten feſtnehmen laſſen, 
die ihn ohne Wiſſen der deutſchen Behörden wieder nach 
Polen abſchieben wollten, hieran jedoch durch deutſche Be⸗ 
amte verhindert wurden. Die Staatsanwaltſchaft hat darauf⸗ 
hin nach geführter Vorunterſuchung beim Landgericht G. eine 
Schwurgerichtsanklage mit der Anſchuldigung erhoben, daß der 
Angekl. durch zwei ſelbſtändige Handlungen: 1. a) ſich eines 
Menſchen durch Liſt bemächtigt habe, um ihn in auswärtigen 
Kriegsdienſt zu bringen (8 234 StGB.), und b) in Tateinheit 
damit unbefugt eine Handlung vorgenommen habe, welche 
nur kraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen werden 
darf (§ 132 daſ.), 2. die Reichsgrenze an anderen Stellen als 
den von den zuſtändigen Behörden beſtimmten Grenzüber⸗ 
gangsſtellen überſchritten habe ($ 1 Abſ. 2 d. VO. v. 6. April 
1923). Die StR. hat indes wegen der Anſchuldigungen zu 
1a und b aus Rechtsgründen die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens rechtskräftig abgelehnt und dieſes nur wegen der 
Anſchuldigung zu 2, und zwar vor dem Schöffengericht, er⸗ 
öffnet. Letzteres erblickt in dem Vorgehen des Angekl. kein 
eigenes Paßvergehen i. S. des 8 1 Abſ. 2 zit. und auch keine 
Beihilfe zu einem Grenzübertritt des Z. ($ 11 d. VO .), ver⸗ 
urteilt ihn dagegen wegen Beihilfe zu einem Vergehen gegen 
8132 StGB., nämlich zu einer Amtsanmaßung der pol⸗ 
niſchen Polizeibeamten, die unbefugt den Genannten auf deut⸗ 
ſchem Boden feſtgenommen hätten, nicht um ihn pflichtgemäß 
den deutſchen Behörden zu übergeben, ſondern um ihn ohne 
deren Wiſſen nach Polen abzuſchieben; hierbei habe ihnen der 
Angekl., indem er ihnen zu dieſem Zwecke den Z. zuführte, 
durch die Tat wiſſentlich Hilfe geleiſtet. — Demgegenüber rügt 
nun die Rev. in erſter Linie Verletzung des § 211 SPD. 
Ihrer Anſicht nach ſteht die rechtskräftige Ablehnung des 
Hauptverfahrens wegen der Anſchuldigung zu 1b der An⸗ 
klageſchrift der Verurteilung wegen Beihilfe zu der an⸗ 
geblichen Amtsanmaßung ebenſo entgegen, wie jedem Zurück⸗ 
greifen auf die Amtsanmaßung ſelber; denn es handle ſich 
hier nur um eine andere rechtliche Beurteilung desſelben 
tatſächlichen Vorgangs, der den Gegenſtand des Vorverfahrens 
und der Anklage gebildet habe, und es ſei weder eine neue 
Anklage erhoben worden, noch hätten auch nur die geſetzlichen 
Vorausſetzungen zur Erhebung einer ſolchen, nämlich neue 
Tatſachen oder Beweismittel, vorgelegen; insbeſ. ſei das 
Herbeiholen der polniſchen Polizeibeamten zur Feſtnahme des 
Flüchtlings, in welchem das Schöffengericht die Beihilfe des 
Angekl. zu deren Amtsanmaßung finde, ſchon in der Schwur⸗ 
gerichtsanklage erwähnt, alſo von dem Ablehnungsbeſchluſſe 
mitumfaßt. — Verletzungen des 8 211 StPO. können auch 
noch in der RevInſt. gerügt werden; der erkennende Richter 
iſt, ſo gut wie der eröffnende, an die Innehaltung der Vor⸗ 
ſchrift gebunden (RGSt. 46, 67 [71]; vgl. auch 56, 91 und 
60, 99). Im vorliegenden Falle kann nun freilich von einer 
„Wiederaufnahme der Klage“, wie fie $ 211 im Auge hat, im 
eigentlichen Sinne nicht die Rede ſein, es iſt ja lediglich das 
eröffnete und niemals eingeſtellte Hauptverfahren wegen des 
Anklagepunktes zu 2 (Umgehung der Paßkontrolle), der eine 
ſelbſtändige Handlung gegenüber der Anſchuldigung zu 1a, b 
(der abgelehnten) betraf, zu Ende geführt worden — aller⸗ 
dings unter einer abweichenden rechtlichen Würdigung der 
zur Aburteilung übrig gebliebenen Tat. Eine Nichtbeachtung 
des Einſtellungsbeſchluſſes i. S. des $ 211 liegt hierin an 
ſich natürlich noch nicht; immerhin iſt ſie anzunehmen, wenn 
auf dieſem Wege einer abweichenden Würdigung an Stelle 
der unerlaubten Grenzüberſchreitung eben derjenige Tatbeſtand 


fahrens rechtskräftig abgelehnt, wegen des (vermeintlich) real 
konkurrierenden anderen Delikts das Hauptverfahren vor dem 
Schöffengericht eröffnet. Nur inſofern lag alſo für das Schöffen⸗ 
gericht Urteilsauftrag vor. Zur Mitaburteilung der weiteren Klag⸗ 
delikte war es mangels bezüglichen Eröffnungsbeſchluſſes außer⸗ 
ſtande. An dieſer Rechtslage ändert ſich dadurch nichts, daß reale 
Konkurrenz zu Unrecht angenommen worden war. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft hätte den Beſchluß der Strafkammer anfechten ſollen. 
Dann würde das Beſchwerdegericht die unrichtige materielle Auf⸗ 
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abgeurteilt worden iſt, wegen deſſen der Angekl. vom LG. 
außer Verfolgung geſetzt war, nämlich derjenige der Amts⸗ 
anmaßung (zu 1b der Anklage), obwohl neue Tatſachen oder 
Beweismittel nicht vorlagen. Denn eine andere Auffaſſung 
wäre mit dem Geiſt und Zweck des § 211, der eine Neu⸗ 
aburteilung des außer Verfolgung Geſetzten auf derſelben tat⸗ 
ſächlichen Unterlage nur als eine Art von „Wiederaufnahme“, 
unter ganz beſonderen Vorausſetzungen, zulaſſen will, durch⸗ 
aus unverträglich, und zwar trotz des veränderten rechtlichen 
Geſichtspunktes der Verurteilung (vgl. RGSt. 46, 67 zit. (beſ. 
S. 69) und RG. v. 10. Jan. 1923 in GA. 40, 440; auch 
NEE. 48, 89 [91]). Die „Tat“ ſchlechthin wird von der 
Einſtellung betroffen, nicht nur ihre Verfolgung aus gewiſſen 
Geſichtspunkten. — Tatſächlich liegt nun im gegenwärtigen 
Falle ein ſolcher Widerſpruch zwiſchen Verurteilung und Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluß vor, weil beide dieſelbe einheitliche Handlung 
zum Gegenſtand haben. Das von der Anklage angenommene 
Paßvergehen bildete lediglich einen Teil der Geſamthandlung, 
durch welche der Angekl. ſich mittels Täuſchung des Fahnen⸗ 
flüchtigen bemächtigte, um ihn den polniſchen Polizeibeamten 
in K. auszuliefern, nämlich ſeiner Verſchleppung auf den dor⸗ 
tigen Bahnhof, ſeiner Herumführung um die preuß. Paß⸗ 
kontrollſtelle in den Aufenthaltsraum der polniſchen Eiſen⸗ 
bahnbeamten und der Veranlaſſung ſeiner daſelbſt bewirkten 
Feſtnahme durch die polniſchen Polizeibeamten. Daß die An⸗ 
klage, die ja eine eigene Feſtnahme des Flüchtlings durch den 
Angekl. annahm, dieſes vermeintliche Vergehen gegen § 132 


faſſung korrigiert und zutreffenden Eröffnungsbeſchluß erlaſſen 
haben. Das Schöfſengericht konnte dieſe Berichtigung nicht ſeiner⸗ 
ſeits vornehmen, indem es den Tatbeſtand über die Grenzen des 
erteilten Auftrags hinaus aburteilte. 

Wohl ſtand dem Schöffengericht in der Hauptverhandlung die 
Befugnis der Klagbeſſerung gegenüber dem Eröffnungsbeſchluß zu. 
Davon hat es Gebrauch gemacht. In der Handlung, die im Er⸗ 
öffnungsbeſchluß als unerlaubte Grenzüberſchreitung charakteri⸗ 
ſiert war, Verſchleppung des 3. auf den Bahnhof in K., Herum⸗ 
führung desſelben um die preußiſche Paßkontrolle in den Aufent⸗ 
haltsraum der polniſchen Eiſenbahnbeamten uſw., wurde vom 
Schöffengericht Beihilfe zu einem Vergehen des 8132 StGB. 
— in Geſtalt einer Amtsanmaßung durch die polniſchen Eiſenbahn⸗ 
beamten — gefunden. Dabei mußten freilich Tatſachen mit heran⸗ 
gezogen werden, die von der Anklage in ihrer abgelehnten Rich⸗ 
tung — Amtsanmaßung ſeitens des Angeklagten — als belaſtend 
angeführt waren, aber ihrer Verwertung ſtand ein rechtliches 
Hindernis nicht entgegen. 

Da ſich das Schöffengericht im Bereiche zuläſſiger Klag⸗ 
beſſerung gehalten hat, ſo war die Reviſion zu verwerfen. 

Auch das RG. hat der Reviſion den Erfolg verſagt, doch mit 
ganz anderer Begründung. Das Schöffengericht ſei durch Ver⸗ 
urteilung des Augekl. wegen Beihilfe zur Amtsanmaßung ſeitens 
der polnischen Eiſenbahnbeamten allerdings in Widerſpruch ge- 
treten zu dem Beſchluſſe des LG., der den Anklagepunkt 1 — 
Amtsanmaßung begangen vom Angekl. uſw. — abgelehnt habe. 
Allein dieſes Zuwiderhandeln gegen den Beſchluß fer zuläſſig ge⸗ 
weſen, da dieſer in ſeinem die Eröffnung des Hauptverfahrens ver⸗ 
fagenden Teile der Verbindungskraft entbehrt habe. Denn die be⸗ 
ſchränkte Rechtskraftswirkung des ablehnenden Beſchluſſes gem. 
9 211 SPD. ſetze voraus, daß in ihm der tatſächliche Anklage⸗ 
gegenſtand nach allen Seiten erſchöpfend gewürdigt worden ſei. 
Nicht reale Konkurrenz, ſondern ein einheitlicher Geſamtvorgang 
habe in Frage geſtanden, und in ſolchem Falle verbiete ſich eine teil- 
weiſe Einſtellung. Die von der Strafkammer beſchloſſene Ein⸗ 
ſtellung habe — ob bewußt oder unbewußt — die Entziehung des 
Flüchtigen von der Paßkontrolle und die Veranlaſſung feiner Feſt⸗ 
nahme mitumfaßt wegen der Untrennbarkeit dieſer Vorgänge von 
dem übrigen Teile der Geſamtanſchuldigung. Bezüglich dieſer Be⸗ 
laſtungsmomente ſei aber der Beſchluß, der nur mit Grenzüber⸗ 


ſchreitung und Amtsanmaßung ſeitens des Augekl. gerechnet habe, 


lückenhaft. Folglich ſei das Schöffengericht inſoweit an den Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluß nicht gebunden geweſen. 

Das NG. deutet alſo den teilweiſen Einſtellungsbeſchluß in 
einen totalen um und erklärt ihn zugleich für unverbindlich, weil 
er den tatſächlichen Anklagegegenſtand nicht erſchöpft habe. Darin 
liegt ein Widerſpruch. Denn bei Annahme eines totalen Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes würde es ja an einem Eröffnungsbeſchluß über⸗ 
haupt fehlen und damit an einem Urteilsauftrag für das Schöffen⸗ 
gericht. Die vom NG. behauptete Unverbindlichkeit des Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes ergibt nicht ein Surrogat mangelnden Eröff⸗ 
nungsbeſchluſſes. 

Das LG. hat teilweiſe eingeſtellt, teilweiſe eröffnet. Wird 
reale Konkurrenz verneint, ſo iſt in Folge unrichtiger materiell⸗ 
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StG B. i. Verb. mit einem Verbrechen gegen § 234 daſ. einer⸗ 
ſeits und die unerlaubte Grenzüberſchreitung (8 1 Abſ. 2 der 
VO. v. 6. April 1923) andererſeits in zwei ſelbſtändige Hand⸗ 
lungen zerlegt hatte, und daß die StR. ihr hierin folgte, kann 
angeſichts des wirklichen Sachverhalts an der ſtrafrecht⸗ 
lichen Einheitlichkeit des Geſamtvorganges nichts ändern. Die 
von der StK. beſchloſſene Einſtellung umfaßte alſo — ob be⸗ 
wußt oder unbewußt — der Sache nach die Entziehung des 
Flüchtigen von der Paßkontrolle und die Veranlaſſung ſeiner 
Feſtnahme durch die polniſchen Beamten (als die Vollendung 
der Geſamttat des Angekl.) mit, da alle dieſe Vorgänge die 
tatſächliche Unterlage der Anklage bildeten. Ihre Ausſchlie⸗ 
ßung von der Einſtellung war eine rechtliche Unmöglichkeit, 
ſie waren von dem übrigen Teile der Geſamtanſchuldigung 
— dem ſog. Menſchenraub ($ 234) und der eigenen Amts⸗ 
anmaßung des Angekl. — nicht zu trennen. — Allein eben 
deshalb war der demnächſt erkennende Richter inſoweit an den 
Einſtellungsbeſchluß nicht gebunden. Vorausſetzung der oben 
gekennzeichneten Rechtswirkung derartiger Beſchlüſſe iſt, daß 
ſie den tatſächlichen Anklagegegenſtand nach allen in Betracht 
kommenden Seiten hin gewürdigt und erſchöpft haben (RG⸗ 
Rſpr. 4, 325 und 6, 740; RGSt. 48, 89). Ihre Tragweite 
iſt nicht die des rechtskräftigen Urteils, das den abgeurteilten 
Tatſachenſtoff — auch bei unvollſtändiger oder rechtlich ſchie⸗ 
fer Würdigung — endgültig erledigt (RGSt. 25, 27). Sie 
dürfen daher, um ihrem Zwecke gerecht zu werden, nichts un⸗ 
beachtet laſſen, was die Anklage als belaſtend anführt. Das 


rechtlicher Beurteilung dem Schöffengericht ein beſchränkter Urteils- 
auftrag erteilt worden, aber er iſt ihm erteilt worden, und zwar 
bindend erteilt worden, da die teilweiſe Einſtellung unangefochten 
eblieben, alſo rechtskräftig geworden iſt. Einer Entſcheidung 
fehlt nicht deshalb die prozeſſuale Verbindungskraft, weil ihr ein 
materieller Rechtsirrtum zugrunde liegt. Sind über die zwei Akte 
eines fortgeſetzten Delikt3 zwei Urteile je in Annahme ſelb⸗ 
ſtändigen Delikts ergangen und beide rechtskräftig geworden, ſo 
iſt reale Konkurrenz zu Unrecht, aber bindend feſtgeſtellt worden. 
Vgl. Oetker, Rechtsgang Bd. 1 S. 35 ff. Wie nicht die teilweiſe 
Einſtellung, ſo kann auch nicht die teilweiſe Eröffnung auf den 
ganzen Anklagegegenſtand bezogen werden, vielmehr ſtehen Ein⸗ 
ſtellung und Eröffnung gleichwirkſam nebeneinander. Der gleiche 
Fehler, in den das RG. hier verfallen iſt, ſteckt auch in dem Urteile 
NOS. 48, 89 ff. 

Wird mit dem RG. ein Einſtellungsbeſchluß für unverbindlich 
erklärt, weil von der Anklage angeführte Tatſachen nicht ge⸗ 
würdigt worden ſeien, fo kommt die vom Geſetz beſtimmte Klag⸗ 
rechtsbeſchränkung nicht zu ihrem Rechte. Gewiß iſt es die Pflicht 
des Beſchlußgerichts, alle erheblichen Klagtatſachen zu beachten, 
aber die Folge eines Überſehens in dieſer Richtung iſt nicht die 
Unverbindlichkeit des Einſtellungsbeſchluſſes, vielmehr liegt die Ab⸗ 
hilfe in ſeiner Anfechtbarkeit mit ſofortiger Beſchwerde. Eine Tat⸗ 
ſache iſt nicht deshalb eine „neue“, § 211 StpO., weil das Beſchluß⸗ 
gericht ſie nicht beachtet oder für unerheblich gehalten hatte. Das 
Gericht, das nach vorgängigem Einſtellungsbeſchtuß mit neuer Klage 
befaßt wird, ſoll nach $211 prüfen, ob ihr neue Tatſachen zu 
grunde liegen, aber nicht, ob das einſtellende Gericht die ihm vor⸗ 
gelegten Tatſachen allſeitig gewürdigt hat. 

Während jo das NG. die Klagrechtsbeſchränkung des § 211 
an eine dem Geſetz fremde Vorausſetzung knüpft, gibt es ihr 
zugleich in anderer Hinſicht eine zu weite Ausdehnung, indem es 
bei neu erhobener Klage die Prüfung, ob nova i. S. des 8211 
beigebracht worden ſind, nicht nur dem Beſchlußgericht zuweiſt, 
ſondern auch das Gericht des Hauptverfahrens und das Rechts⸗ 
mittelgericht zur Nachprüfung beruft. Der 4. StS. hatte (RGSt. 22, 
187) zutreffend dieſe weitere Prüfungsbefugnis verneint. Anders 
ſpätere Urteile, RccSt. 46, 67: 58, 91 uſw., und ihnen hat 
ſich der erkennende Senat angeſchloſſen. Die Einhaltung der Klag⸗ 
rechtsbeſchränkung wird ſo zu einer Prozeßvorausſetzung gemacht, 
während fie nur eine Vorausſetzung des Eröffnungsbeſchluſſes iſt, 
deren Mangel durch die Rechtskraft des Beſchluſſes geheilt wird. 
In der Hauptverhandlung darf, ſchon im Intereſſe der materiellen 
Wahrheit, lediglich entſcheiden, ob der Schuldbeweis erbracht wird, 
nicht ob die neue Klage auf neue Tatſachen, Beweismittel geſtützt 
war. Vgl. Oetker bei Goltd. 66, 473. Soll wirklich aus dieſem 
Grunde das Verfahren wegen fehlender Prozeßvorausſetzung ein⸗ 
geſtellt werden, obwohl der Angekl. durch die Beweiserhebung vo 
überführt worden it? Haben ſich die neuen Tatſachen, Beweis⸗ 
mittel in der Hauptverhandlung als unkräftig erwieſen, während 
das weitere Beweismaterial die Schuld ergab, ſo müßte ja doch 
verurteilt werden. Die Nichtanführung folcher Tatſachen in der 
Klage aber würde nach Anſicht des NG. den überführten Angell. 
der Strafe entziehen. Das RG. nimmt übrigens ſelbſt an, daß die 
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1 hier aber geſchehen, ſoweit Mitwirkung des Augekl. bei der 
Grenzüberſchreitung des Fahnenflüchtigen (nicht eigene 
Überſchreitung) und bei deſſen Feſtnahme durch die pol- 
nuſchen Bemten (nicht eigene Feſtnahme) nach der Sach⸗ 
darſtellung der Anklage in Frage kommen konnte. Das 

chöffengericht durfte daher über dieſe Punkte ohne Verletzung 
des 9 211 StPO. felbfländig entſcheiden und, während es die 
unerlaubte Grenzüberſchreitung nebſt der Beihilfe dazu ver⸗ 
neinte, wegen der Beihilfe zu der Amtsanmaßung der Polen 
verurteilen. — 

(2. Sen. v. 1. Juli 1926; 2 D 481/26.) D.] 


26. [86 Aus lVertr. zwiſchen Deutſchem Reich 
und Spanien. Die Geſetzmäßigkeit der Ausliefe⸗ 
rung und des Auslieferungs verfahrens unter- 
ſtehen nicht der gerichtlichen Prüfung. Über die 
derfahrensrechklich en Vorausſetzungen. der 
Strafverfolgung auf Grund der erfolgten Aus— 
lieferung hat ſich das Urteil nur auszuſprechen, 
wenn Einwendungen erhoben find.]f) 

Mit der Behandlung einer Verletzung des § 6 des Aus⸗ 
lieferungsvertrags zwiſchen dem Deutſchen Reich und Spa⸗ 
nen v. 2. Mai 1878 (RGBl. 213 ff.) will der Verteidiger er⸗ 
ichtlich rügen, daß ſich die von der ſpaniſchen Regierung be⸗ 
willigte Auslieferung des Angekl. nicht auf die von dem 
Schwurgericht feſtgeſtellten Taten erſtrecke. Die Rüge iſt zwar 
zuläſſig, aber nicht begründet. Nach dem Inhalte der bei den 
Akten befindlichen Mitteilung des bayr. Staatsminiſteriums 
der Juſtiz an den Unterſuchungsrichter bei dem LG. in 
Frankenthal v. 16. Nov. 1925 muß angenommen werden, daß 
die ſpaniſche Regierung den Angekl. bedingungslos und ohne 
jedweden Vorbehalt ausgeliefert hat. Dies iſt erſichtlich auf 
Grund des Art. 1 Nr. 1 des erwähnten Vertrags geſchehen, 
nach dem diejenigen Perſonen auszuliefern ſind, die unter 
anderem wegen Mordes in Anklagezuſtand verſetzt oder zur 
gerichtlichen Unterſuchung gezogen worden ſind und ſich im 
Gebiete des anderen Teiles aufhalten. Da hiernach die Aus⸗ 
lieferung des Angetl. wegen dreier Verbrechen nach § 211 
SGB, erfolgt iſt, konnte er auch wegen dieſer Straftaten von 


Nichtanführung neuer Tatſachen in der Klage gegenſtandslos werde, 

enn ſolche in der Hauptverhandlung vorgebracht worden ſind, 

DR. das bei Löwe⸗Roſenberg 8211 Bem. 6 angeführte Urteil: 

folglich iſt die Anführung in der Klage nicht Prozeßvorausſetzung. 
Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 26. I. 1. Die Entſch. geht von dem auch ſonſt vom RG. 
vertretenen Standpunkt aus, daß, da die Auslieferungsverträge 
nicht das Verhältnis des Ausgelieferten zu den beiden in Frage 
kommenden Staaten, ſondern das Verhältnis beider Staaten in 
ezug auf Auslieferungspflicht und Strafverfolgungsrecht unter⸗ 
einander regeln, die ſachliche Rechtmäßigkeit der Auslieferung und 
de Geſetzmäßigkeit des Auslieferungsverfahrens nicht der Nach— 
prüfung durch die Gerichte unterliegt. So richtig dies nun auch 
lein mag, fo iſt andererſeits nicht zu leugnen, daß bei den Ausliefe⸗ 
rungstatbeſtänden eine Beſchränkung der inländiſchen Strafver⸗ 
olgungsmöglichkeiten gegeben ſein kann, die das mit der Sache be⸗ 
übte Gericht ſelbſtverſtändlich von Amts wegen zu prüfen hat. 
So jagt auch RSSt. 42, 311 mit Recht: „Die Gerichtsbarkeit des 
erſuchenden Staates tritt an deſſen“ (d. h. des erſuchten Staates) 
„Stelle und iſt, ſoweit ſich ihre Ausübung in den Gren⸗ 
zen dieſer Bewilligung hält, an ſich unbeſchränkt.“ Es 
iſt alſo die Auslieferungsbewilligung, die den Rahmen der julän⸗ 
Suchen Strafverfolgungsmöglichkeit bildet, in dem ſich letztere frei 
ewegen kann, an den ſie aber auch gebunden iſt. Iſt mithin auch 
bie Geſetzmäßigkeit der Auslieferungsbewilligung nicht nachzuprüfen, 
und zwar auch dann nicht, wenn die Bewilligung über den Ausliefe⸗ 
küngsvertrag ausdrücklich hinausgeht oder das Auslieferungsver⸗ 
fahren, wie es die Verträge vorſehen, nicht eingehalten iſt, ſo muß 
doch ſtets von Amts wegen geprüft und feſtgeſtellt werden, daß der 
Rahmen der Bewilligung nicht überſchritten wird. Und da es ein 
allgemeines und auch ſelbſtverſtändliches Reflexrecht des Angehl. iſt, 
auf die Innehaltung der dem Gericht obliegenden Prüfungspflich⸗ 
ten, ſoweit dies zu ſeinen Gunſten angängig iſt, hinzuweiſen, um 
re Innehaltung zu erreichen, fo kann zweifellos der Angekl. gel⸗ 
end machen, ob und wie weit die, wenn ich ſo ſagen darf, Rah⸗ 
menpflicht des Gerichtes maßgebend, unüberſchreitbar oder bereits 
Uderſchritten iſt. Dabei mag auf den ebenfalls ſelbſtverſtändlichen, 
wenn auch nicht unwichtigen Satz hingewieſen werden, daß von 
einer Auslieferungsbewilligung, wenn es ſich um ihre Auslegung 


dem Schwurgerichte verurteilt werden. Denn der Tatbeſtand 
des 8 211 a. a. O. unterſcheidet nicht, ob die Tat im einzelnen 
Falle aus politiſchen Beweggründen hervorgegangen iſt oder 
politiſchen Zwecken dienen ſollte oder nicht. Allerdings ent⸗ 
hält der 8 6 Abſ. 1 Satz 1 des angezogenen Auslieferungs⸗ 
vertrags die weitere Vereinbarung, daß die Beſtimmungen des 
Vertrags auf ſolche Perſonen keine Anwendung finden, die 
ſich irgendeines politiſchen Verbrechens oder Vergehens ſchul⸗ 
dig gemacht haben. Es iſt indes Sache des um die Ausliefe⸗ 
rung erſuchten Staates, ſich vor ſeiner Entſchließung über die 
politiſche oder unpolitiſche Natur der Straftat zu entſcheiden. 
Stellt ſich nach der Auslieferung heraus, daß er die politiſche 
Natur der Straftat verkannt hat, daß er alſo durch eine irr⸗ 
tümliche Beurteilung des von ihm geprüften Sachverhaltes 
zur Erteilung der Auslieferungsbewilligung beſtimmt worden 
iſt, ſo ſteht dies der Fortſetzung des Strafverfahrens dann 
nicht entgegen, wenn die Auslieferung vorbehaltlos erfolgt 
und an keine Bedingung geknüpft worden iſt. Denn eine all⸗ 
gemein anerkannte völkerrechtliche Regel des Inhaltes, daß 
eine jede Auslieferung unter der ſtillſchweigenden Voraus⸗ 
ſetzung der unpolitiſchen Natur der Straftat erfolge, hinſicht⸗ 
lich deren die Auslieferung bewilligt wird, beſteht nicht (vgl. 
RSt. 60, 202, 205). Die fachliche Rechtmäßigkeit der Aus⸗ 
lieferung auf Grund des hierüber abgeſchloſſeuen Staats⸗ 
vertrags unterſteht ebenſowenig wie die Geſetzmäßigkeit des 
Auslieferungsverfahrens der gerichtlichen Prüfung. Denn 
der Auslieferungsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und 
Spanien enthält keine Vorſchriften, die geeignet und beſtimmt 
wären, dem Ausgelieferten ſelbſt Rechte gegenüber 
den vertragſchließenden Staaten einzuräumen; er regelt ledig⸗ 
lich die Auslieferungs pflicht der beiden Staaten in ihrem 
Verhältnis zueinander. Dies wird nicht dadurch in 
Frage geſtellt, daß nach der Beſtimmung des Art. 6 Abſ. 1 
Satz 2 des Vertrags die Perſon, welche wegen eines der in 
Art. 1 und 2 angeführten gemeinen Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen ausgeliefert worden iſt, in demjenigen Staate, an den 
die Auslieferung erfolgt iſt, in keinem Falle wegen eines von 
ihr vor der Auslieferung verübten politiſchen Verbrechens oder 
Vergehens noch wegen einer Handlung zur Unterſuchung ges 


handelt, in dubio ſtets angenommen werden muß, daß ſie ſich in den 
Grenzen der Auslieferungsverträge halten will und auch hält. Soll 
mithin von einer Auslieferungsbewilligung angenommen werden, daß 
fie über den Vertrag hinausgehe, jo muß ſich das expressis verbis 
aus ihr ergeben. Man denke an den Fall, daß die Bewilligung ſich 
auf einen Tatbeſtand bezieht, der im Auslieferungsvertrag nicht ges 
meint iſt. 

2. a) Aus dem Ausgeführten ergeben ſich Schwierigkeiten, 
wenn das erkennende Gericht zu einer anderen Qualifikation kommt 
als der ausliefernde Staat. Denn man überſehe nicht: Die Aus⸗ 
lieferung erfolgt nicht wegen eines hiſtoriſchen Tatbeſtandes, ſon⸗ 
dern wegen eines in beſtimmter Richtung qualifizierten Tatbeſtan⸗ 
des. Und dieſe Qualifikation beſtimmt ebenſo die Grenzen der 
Strafverfolgungsmöglichkeit im Inland wie der hiſtoriſche Tat⸗ 
beſtand als ſolcher. 

Hier iſt nun ein Doppeltes möglich: Das erkennende Gericht 
kann zu einer anderen rechtlichen Qualifikation kommen als der 
Auslieferungsſtaat und es kann dann, wenn eine Erweiterung der 
Auslieferungsmöglichbeit nicht zu erreichen iſt, nicht geſtraft werden, 
da das eine Delikt nach Auffaſſung des erkennenden Gerichtes nicht 
vorliegt, bezüglich des anderen Deliktes aber eine Strafverfolgungs⸗ 
möglichkeit nicht beſteht. Es kann aber ferner das erkennende 
Gericht auch zu einer anderen tatſächlichen Qualifikation kom⸗ 
men. Es gibt nämlich Tatbeſtände, bei denen nicht nur die kriminelle 
Qualifikation für das Auslieferungsrecht von Bedeutung iſt, ſon⸗ 
dern auch ihre tatſächliche. Dies ſind die politiſchen Verbrechen, 
bei denen der kriminelle Tatbeſtand derſelbe beim gemeinen wie 
beim politiſchen Verbrechen ſein kann, bei denen mithin die Entſchei⸗ 
dung, daß ein politiſches Verbrechen vorliegt, eine über die Krimi» 
nelle Qualifikation hinausgehende, tatſächliche Qualifikation iſt. 
Allein auch ſie begrenzt die Strafverfolgungsmöglichkeit des Abur⸗ 
teilungsſtaates, ſo daß, wenn wegen eines nichtpolitiſchen Ver⸗ 
brechens ausgeliefert iſt, das erkennende Gericht, an dieſe Qualifika⸗ 
tion gebunden, nicht wegen eines politiſchen Verbrechens verurteilen 
kann. Und es kann mithin der Angekl., da es ſich um die Grenzen 
der Strafverfolgungsmöglichkeit, mithin um die Vorausſetzungen 
der Sachentſcheidungs möglichkeit handelt, ſehr wohl geltend machen, 
daß ein politiſches Delikt vorliegt, mithin eine Sachentſcheidung 
ausgeſchloſſen iſt. Dabei muß, im Einklang mit dem unter 11 
Ausgeführten davon ausgegangen werden, daß eine Asslieferungs⸗ 
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zogen und beſtraft werden kann, die mit einem ſolchen poli⸗ 
tiſchen Verbrechen oder Vergehen im Zuſammenhang ſteht. 
Denn inſoweit handelt es ſich lediglich um eine Aufzählung 
der Fälle, in denen die Verfolgung des Ausgelieferten wegen 
einer vor der Auslieferung begangenen anderen Straftat 
als der, wegen deren die Auslieferung erfolgt iſt, unzuläſſig 
fein ſoll (vgl. das Reichsgerichtserkenntnis in RGSt. 31, 
234, 236, das ſich auf den dem Art. 6 des deutſch⸗ſpaniſchen 
Auslieferungsvertrags entſprechenden Art. 6 des deutſch⸗bel⸗ 
giſchen Auslieferungsvertrags v. 24. Dez. 1874 — RGBl. 
1875, 73 — bezieht). Ausgeliefert worden iſt aber der An⸗ 
geklagte wegen der drei gemeinen Verbrechen des Mordes. 
Der Umſtand, daß nach Art. 6 Abſ. 1 Satz 1 des dtſch.⸗ſpan. 
Auslieferungsvertrags eine Auslieferungs pflicht wegen poli⸗ 
tiſcher Straftaten nicht beſteht, begründet nicht eine nach innen 
wirkende Beſchränkung des Auslieferungsrechtes der ver⸗ 
tragſchließenden Staaten. Deshalb können ſelbſt außervertrag⸗ 
liche Auslieferungen von dem Ausgelieferten nicht beanſtandet 
werden (vgl. RGSSt. 42, 309, 311/12; 59, 313/14). Rechts⸗ 
irrig iſt hiernach die Ausführung der Rev., „der maßgebende 
Auslieferungsvertrag wolle nicht nur die Auslieferung, ſon⸗ 
dern auch die Verurteilung bei politiſchen Delikten oder bei 
mit ſolchen im Zuſammenhang ſtehenden Delikten verhindern.“ 
Die Vorſchriften des Auslieferungsvertrags und die Frage der 
Erfüllung der von dem ausliefernden Staate etwa geſtellten 
Bedingungen haben nur Bedeutung für eine verfahrensrecht⸗ 
liche Vorausſetzung der Verfolgung des Täters. Für den 
Rechtsbeſtand des angefochtenen Urteils kann daher nicht ge⸗ 
fordert werden, daß es in der bezeichneten Richtung eine Feſt⸗ 
ſtellung enthalte, wie ſie der § 267 Abſ. 1 Satz 1 StPO. für 
die geſetzlichen Merkmale der ſtrafbaren Tat vorſchreibt, 
wegen deren der Angekl. verurteilt wird (vgl. RGSt. 32, 
122, 125). Vielmehr hat ſich der Tatrichter, wenn er auch 
die verfahrensrechtlichen Vorausſetzungen der Strafverfolgung 
von Amts wegen zu prüfen hat, über deren Vorhandenſein 
im Urteil nur dann auszuſprechen, wenn Einwendungen in 
dieſer Richtung erhoben worden ſind. Im gegebenen Falle 
geht weder aus der Sitzungsniederſchrift, noch aus dem Ur⸗ 
teilsinhalt hervor, daß in der Hauptverhandlung die Zu⸗ 
läſſigkeit der Strafverfolgung im Hinblick auf den Ausliefe⸗ 
rungsvertrag von einem der Beteiligten, insbeſ. von dem 
Angekl. oder ſeinem Verteidiger, in Frage geſtellt worden iſt. 
Das Schwurgericht war daher nicht genötigt, im Urteil den 
„politiſchen Charakter“ der dem Angekl. zur Laſt gelegten 
ſtrafbaren Handlungen zu erörtern. Demzufolge iſt auch die 
Rüge einer Verletzung des § 267 Abſ. 1 Satz 1 und des § 338 
Nr. 7 StPO. unbegründet. 


(1. Sen. v. 25. Juni 1926; 1D 360/26.) A.] 


bewilligung ſich nur auf ein gemeines Verbrechen bezieht, wenn in 
dem in Betracht kommenden Vertrag die Auslieferung wegen po⸗ 
litiſcher Verbrechen ausg; hloſſen iſt. Denn daß der Ausliefe⸗ 
rungsſtaat auch nur ferne Indifferenz hinſichtlich der Frage, ob 
polikiſches ob gemeines Verbrechen vorliegt, habe in der Ausliefe⸗ 
rungsbewilligung zum Ausdruck kommen wollen, kann niemals ohne 
weiteres angenommen werden. 

b) Die Entſcheidung des RG. ſteht auf anderem Standpunkt 
und läßt Verurteilung wegen politiſchen Verbrechens zu, wenn 
wegen gemeinen Verbrechens ausgeliefert iſt. Ich halte dieſe Ent⸗ 
ſcheidung für unzutreffend. (So auch Delius, Auslieferungs⸗ 
recht 67: „Selbſtverſtändlich iſt die Beſtrafung ausgeſchloſſen, wenn 
die Tat ſich ſpäter als politiſches Delikt herausſtellt“.) Ich kann 
die vom RG. in dieſer und anderen Entſcheidungen vorgebrachten 
Gründe nicht für durchſchlagend erachten. Wenn zunächſt geſagt 
wird, daß ein allgemein anerkannter völkerrechtlicher Satz des In⸗ 
haltes nicht beſtehe, wonach eine jede Auslieferung unter der ſtill⸗ 
ſchweigenden Vorausſetzung der unpolitiſchen Natur der Straftat 
erfolge, ſo iſt das ja ganz richtig, da wir bekanntlich Auslieferungs⸗ 
verträge haben, die kein Aſylrecht kennen. Hier aber handelt es 
ſich darum, daß der in Betracht kommende Vertrag (dieſes Ver⸗ 
tragsrecht, nicht das Völkerrecht ſteht in Frage) die Auslieferung 
wegen politiſcher Verbrechen nicht kennt, ja, ſie direkt verbietet. Es 
iſt doch etwas gewagt, dann anzunehmen, daß die Auslieferung 
nicht unter der maßgebenden ſtillſchweigenden Vorausſetzung, die 
ſich ohne weiteres aus dem Vertrag ergibt, ergangen zu ſein 
brauche. Wenn ferner das RG. entſcheidendes Gewicht darauf 
legt, daß der Vertrag dieſen Fall nicht beſonders erwähnt und 
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Beſchwerdeentſcheidungen 
gegen Eutſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates 


I. 88 4, 9, 15ff., 86, 87 AufwG.; Art. 118 Durchf. 
Die Vorſchriften des deuſchen AufwG. über die rückwir⸗ 
kende Aufwertung finden auchgegen Ausländer Anwendung 


Für die Gläubiger war eine Vorkriegsdarlehnshypothek auf dem 
inländiſchen Grundſtücke eingetragen, das der Antragsgegner am 
30. März 1921 kaufte. Er übernahm im Kaufvertrage die Hypothek 
der Gläubiger als eigene Schuld und wurde am 7. Mai 1921 als 
Eigentümer des Grundſtücks im Grundbuche eingetragen. Am 1. Juli 
1922 zahlte er die Hypothek an die Glaubiger aus, worauf die Poſt 
am 13. Juli 1922 im Grundbuche gelöſcht wurde. 

Die Vorentſch. hat die Aufw. verſagt, weil der Antragsgegner 
Ausländer ſei und feinen Wohnſitz zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des AufwG. im Auslande gehabt habe und dort noch 
jetzt wohne. 

Das KG. wertet dagegen auf. Da eine Abrede nach 8 71 Aufm®. 
vorliegt, braucht nicht geprüft zu werden, ob der Streit der Par“ 
teien über das anzuwendende AufwRecht an ſich vor das ProzGker⸗ 
gehören würde. Die Vertragſchließenden, welche i. J. 1900 die Dar⸗ 
lehnsforderung mit einem inländiſchen Erfüllungsort begründet und 
durch eine Hypothek an einem inländischen Grundſtück geſichert 
haben, waren Deutſche. Sie haben ſowohl die Forderung als die 
Hypothek dem deutſchen Geſetze unterworfen. Ihr Wille ging 
ferner dahin, daß ſich das geſamte (dingliche und perſönliche) Rechts⸗ 
verhältnis auch in Zukunft nach deutſchem Geſetze regeln ſolle 
(ſ. RG. 107, 123 1); KG. Aw 92/27; AufoRipr. 1927, 500). Diele 
Willenseinigung des erſten Gläubigers und des erſten Schuldners 
(Eigentümers) wirkte als „Vertragsinhalt“ (ſ. RGB.: JW. 1927, 
1843 21) für und gegen alle ſpäteren Rechtsnachfolger. Jeder neue 
Gläubiger und Schuldner (Eigentümer) trat in die von feinem Bor“ 
gänger geſchaffenen Rechtsbeziehungen ein und unterwarf ſich damit 
ſowohl in Anſehung der Forderung als wegen der Hypothek dem 
deutſchen Rechte. Daß der Antragsgegner Ausländer war und im 
Auslande wohnte, als er das Grundſtück kaufte, kann hieran nichts 
ändern. Er hat das Eigentum an einem inländiſchen Grund 
ſtück erlangt und im Inlande eine Schuld übernommen, die fi 
nach deukſchem Rechte regelte. Hierdurch hat er ſich ſowohl 
wegen der auf dem Grundſtück laſtenden Hypothek als wegen 
ſeiner Haftung als perſönlicher Schuldner dem deutſchen Rechte 
und allen ſeinen ſpäteren Anderungen und Fortbildungen 
unterworfen. Danach haben auch die Beſtimmungen des deut⸗ 
ſchen AufwG. über die Aufwertung kraft Rückwirkung gegen ihn 
Anwendung zu finden (im Ergebnis übereinſtimmend ObGGH. Wien: 
JW. 1927, 1899; ſ. auch OLG. Dresden: AufwRſpr. 1927, 345). Ob 
der deutſche Geſetzgeber das (gänzlich erloſchene) Rechtsverhältnis 
neu geſchaffen hat — wie die Vorentſch. annimmt — oder ob das 
Recht trotz ſeiner Auszahlung in Papiermark (teilweiſe) fortbeſtanden 
hat, kann dahingeſtellt bleiben. Der Antragsgegner muß die rüch⸗ 
wirkende Aufwertung des 8 15 Aufm®. jedenfalls infolge feiner 
Unterwerfung unter das deutſche Recht hinnehmen. 

(KG., 8. Fer ZS., Beſchl. v. 4. Aug. 1927, Aw 433/27.) 
[KG R. Dr. Pakuſcher, Berlin.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 8 2369 BGB.; Art. 25 EGG BGB.; Art. 13, 15, 17 
deutſch-ruſſiſches Nachlaßabkommen. 1. Die Erbfolge nach 
einem im Auslande verſtorbenen Sowjetruſſen in An“ 
ſehung eines in Deutſchland belegenen Grundſtücks richtet 


namentlich ausdrücklich die Beſtrafung wegen anderer, mithin ſelb⸗ 
ſtändiger politiſcher Verbrechen vorſieht, jo überſieht das RG., daß 
ſich die Beſchränkung der Strafverfolgungsmöglichkeit ohne weiteres 
aus der Bewilligung ſelbſt ergibt und daher einer beſonderen Er 
wähnung im Vertrag gar nicht bedurfte. Falſch iſt aber der Aus“ 
gangspunkt des RG., den es mit den Worten ausſpricht: „Ausge“ 
liefert worden iſt aber der Angekl. wegen der drei gemeinen Ver; 
brechen des Mordes“. Ausgeliefert iſt er vielmehr wegen dieſer als 
unpolitiſch qualifizierten Verbrechen. Ob der Auslieferungsvertrag 
dabei nur die Auslieferung oder auch die Verurteilung politiſcher 
Verbrechen verhindern wollte, iſt irrelevant. Entſcheidend iſt, daß 
er, indem er die Auslieferung derartiger Verbrecher unterſagte, 
die Strafverfolgungsmöglichkeit im Inland beſchränkte und damit 
Rechtsſätze aufſtellte, an die die Gerichte unbedingt gebunden find 
und die nachzuprüfen ſie ebenfalls unbedingt verpflichtet ſind. 

II. Die Ausführungen der Entſcheidung bezüglich 8 267 Abſ. u 
Satz 1 ERD. find zutreffend. Ein Weiteres hierzu iſt nicht zu 
bemerken. 

Prof. Dr. Gerland, Jena. 
1) JW. 1924, 1357. 
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lch, abweichend von Art. 25 EG BGB., nach deutſchem 
Bocht. 2. Das deutſche Recht iſt auch für die formellen 
Horausſetzungen der Erteilung eines gegenſtändlich be- 
ſchränkten Erbſcheins maßgebend. f) 

Bei einer ausſchließlichen Anwendung der Vorſchriften des 
BOB. und des EGBGB. wäre die erſtere Frage dahin zu beant⸗ 
worten, daß fi) nach dem in den Art. 24, 25 BGB. im allgemeinen 
zur Geltung gebrachten Staatsangehörigkeitsgrundſatze die Beerbung 
nach ruſſiſchem Rechte richtet, ſofern nicht das ruſſiſche Recht auf das 
bdeutſche Recht zurückverweiſt (Art. 27 C BGB.); eine Ausnahnie 
zätte nur dann zu gelten, wenn die Anwendung dieſes ruſſiſchen 
Rechtes dem Sinn und Geiſte unſerer Rechtsordnung widerſtreben 
würde (Art. 30 EG.). — Hinſichtlich der formellen Vorausſetzungen 
für die Erteilung eines ſolchen gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins 
iſt dagegen, wie in der Rechtslehre und Rechtſprechung anerkannt iſt, 
das deutſche Recht maßgebend (Ach . 21, A 5; 27, A 250; 36, A 109; 
bon Staudinger, BGB.? 8, Anm. 1 zu § 2369, Anm. III A zu 
Art. 30 EG.; RERKomm 82369 Anm. 1; Leonhard, Erbrecht? 
32369 Anm. 16; Kretzſchmar, Erbrecht 8 66 II 2. u. 3, Drewes 
i. d. Dot. 1923, 50 ff.; 1926, 450 ff.) — 

Dieſe Grundſätze gelten indes nur inſoweit, als nicht im Einzel⸗ 
falle durch Staatsverträge etwas anderes vereinbart iſt. In dieſer 
Linſicht kommt vorliegend der Vertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und der Union der ſozialiſtiſchen Sowjetrepubliken v. 12. Okt. 1925 
im Betracht, der als deutſches Reichsgeſ. v. 6. Jan. 1926. verkündet 
iſt (RG Bl. 1926 II, I ff.). Er enthält als Anl. z. Art. 22 ein zwiſchen 
den beiden Staaten getroffenes Nachlaßabkommen (RG Bl. 1926 I, 
42 ff.), das nach Art. 3 d. Geſ. v. 6. Jan. 1926 auf alle nach dem 
2. Mai 1922 eingetretenen Erbſalle Anwendung findet. 

8 13 dieſer Anlage enthält folgende Vorſchrift: 

Abſ. 1: Die erbrechtlichen Verhältniſſe beſtimmen ſich in An⸗ 
ſehung des beweglichen Nachlaſſes nach den Geſetzen des Staates, 
dem der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes angehörte. 

„ Abſ. 2: In Anſehung des unbeweglichen Nachlaſſes beſtimmen 
ich die erbrechtlichen Verhältniſſe nach den Geſetzen des Staates, 
in deſſen Gebiet dieſer Nachlaß liegt. 

Durch dieſe Vorſchriften iſt zweifelsfrei klargeſtellt, daß in An⸗ 
ſehung des in Deutſchland befindlichen un beweglichen Nachlaſſes eines 
zowjetruſſen für deſſen Beerbung, abweichend von Art. 25 EBG B,, 
die deutſchen Geſetze maßgebend find (vgl. Art. 27 EG.). Verfehlt 
iſt die Meinung der Beſchwerdeführerin, daß durch § 13 Abſ. 2 des 
Nachlaßabkommens nur mit Rückſicht darauf, daß dem ſowjetruſſi⸗ 
ſchen Rechte ein Erbrecht in Anſehung des unbeweglichen Nachlaſſes 
unbekannt ſei, die Frage habe entſchieden werden ſollen, was zum 
unbeweglichen Nachlaß eines Sowjetruſſen innerhalb Deutſchlands 
gehöre. Der Begriff des „erbrechtlichen Verhältniſſes“ iſt klar und 
eindeutig. Er umfaßt nicht nur den Begriff des Nachlaſſes, ſondern 
en betrifft auch, und zwar in erſter Linie die Erbfolge, d. h. die 
Frage, wem die Erbſchaft angefallen, wer Erbe geworden iſt. Für 
die Annahme, daß nach § 13 Abſ. 2 dieſer auch in Abſ.1 d. 8 13 
enthaltene Begriff eine beſchränktere Bedeutung haben ſollte, fehlt es 
an jedem Anhalt. In § 15 d. Nachlaßabkommens wird im Gegenteil 
er Begriff des erbrechtlichen Verhältniſſes dahin klargeſtellt, daß 
arunter insbeſondere das durch einen Erbſchein bezeugte 

echt des Erben falle. Zu Unrecht beruft ſich auch die Be⸗ 
chwerdeführerin für ihre abweichende Meinung auf die Erläute⸗ 
rungen zu dem Nachlaßabkommen v. Mersmann⸗Soeſt und 
Wohl (Deutſchruſſiſche Verträge v. 12. Okt. 1925). Dieſe Erläute⸗ 
rungen enthalten inſoweit (S. 229 zu IL a) lediglich den Satz, „Was 
zum unbeweglichen Nachlaß eines Sowjetruſſen gehört, regelt ſich 
nunmehr nach deutſchem Recht“. Mit keinem Worte wird aber auch 
nur angedeutet, daß ſich die Bedeutung des § 13 Abſ. 2 in dieſer 
Regelung erſchöpfe; im Gegenteil ſtellen die genannten Schrift⸗ 
ſteller an die Spitze ihrer diesbezüglichen Ausführungen (S. 229) den 


Zu 1. Der Entſch. kann im Ergebnis nur beigetreten werden. 

Über die Frage der Geltung des deutſchen EGBGB. neben den 
Vorſchriften des deutſch⸗ruſſiſchen Nachlaßabkommens habe ich mich 
des näheren im Oſtrecht 1926, 960/61 ausgelaſſen. Zur Vermeidung 
von Wiederholungen muß ich darauf verweiſen. 
4 Der Begriff „erbrechtliches Verhältnis“ iſt ſtets gleichbleibend 
air Abkommen gebraucht, wie die Entſch. zutreffend hervorhebt. Sein 
Inhalt wird richtig angegeben. Zur Erläuterung hätte man auch 
noch den Inhalt von 8 16 Abſ. 1 heranziehen können (vgl. die Be⸗ 
merkungen unter Ziff. 12 a. a. O. S. 962). Das Weſen des 8 15 des 
sk. verkennt die Entſch. Mit den formellen Vorausſetzungen für 
de Erteilung eines Erbſcheins hat er nichts zu tun. Er behandelt 
ie gegenſeitige Anerkennung erbrechtlicher Zeugniſſe. Er hat auch 
“eine Lücke bez. des unbeweglichen Nachlaſſes. Denn für dieſen Nach⸗ 
laßteil kommt nach der ganzen Konftruktion des Abkommens eine 
gegenſeitige Anerkennung nicht in Frage (vgl. S. 962/63 a. a. O.). 
die vom KGG. vermißte formelle Beſtimmung findet ſich in 8 4 Abſ. 1 
für den beweglichen, und in 8 11 für den unbeweglichen Nachlaß (ngl. 
S. 948 u. 954 a. a. O.). Für den unbeweglichen Nachlaß it dort 
ausdrücklich die Anwendung der Landesgeſetze vorgeſchrieben. Der 
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Satz, daß der § 13 die Anwendung deutſchen Erbrechts auf den in 
Deutſchland liegenden unbeweglichen Nachlaß von Sowjetruſſen aus⸗ 
drücklich feſtgelegt habe. 

Hinſichtlich der formellen Vorausſetzungen für die Er⸗ 
teilung des Erbſcheins enthält der 8 15 d. Nachlaßabkommens ledig⸗ 
lich folgende Beſtimmung: 

„Ein Zeugnis über ein erbrechtliches Verhältnis, insbeſ. über 
das Recht des Erben oder eines Teſtamentsvollſtreckers (Erbſchein, 
Teſtamentsvollſtreckerzeugnis), das von der zuſtändigen Behörde des 
Staates, dem der Erblaſſer angehörte, nach deſſen Geſetzen ausgeſtellt 
iſt, genügt, ſoweit es ſich um beweglichen Nachlaß handelt, zum 
Nachweiſe dieſes Verhältniſſes auch für das Gebiet des anderen Ver⸗ 
tragsſtaates.“ 

Dieſe Beſtimmung beſchränkt ſich hiernach auf beweglichen Nach⸗ 
laß. Fur unbeweglichen Nachlaß fehlt es an einer entſprechenden Vor⸗ 
ſchrift. Hier bleibt es alſo bei dem Rechtsgrundſatz, daß für die Er⸗ 
teilung eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins nach 8 2369 
BGB. in formeller Hinſicht die 88 2353 ff BGB. maßgebend find. 

Die Vorſchrift d. § 17 d. Nachlaßabkommens führt zu keinem 
gegenteiligen Ergebnis. Sie kann zutreffend nur im Zuſammenhang 
mit den vorhergehenden Beſtimmungen des Nachlaßabkommens be⸗ 
urteilt werden. Die Vorſchriften der 88 1—16 enthalten, wie $ 1 zwei⸗ 
felsfrei ergibt, eine Regelung hinſichtlich des beweglichen und unbe⸗ 
weglichen Nachlaſſes ausſchließlich für den Fall, daß ein Angehöriger 
des einen vertragſchließenden Teils im Gebiet des anderen Teils 
geſtorben iſt. In 8 17 iſt nun eine entſprechende Anwendung der 
vorhergehenden Vorſchriften, d. h. alſo der 88 1—16 bez. des be⸗ 
weglichen und unbeweglichen Vermögens angeordnet worden, das ſich 
im Gebiet des einen vertragſchließenden Teils befindet und zu dem 


Nachlaß eines außerhalb dieſes Gebietes geſtorbenen Angehörigen 


des anderen Teils gehört. Dieſe entſprechende Anwendung ergibt, daß 
die unter den Vorausſetzungen des in § 1 in den 88 1—16 in An⸗ 
ſehung des beweglichen und unbeweglichen Nachlaſſes gegebenen Vor⸗ 
ſchriften auch unter den Vorausſetzungen des 817 zu gelten haben, 
d. h. alſo: was unter der Vorausſetzung des § 1 für beweg⸗ 
liches Vermögen beſtimmt iſt, gilt für bewegliches Vermögen auch 
unter der Vorausſetzung des 8 17, und die unter der Vor⸗ 
ausſetzung des 8 1 in den 88 1—16 für unbeweglichen Nachlaß 
gegebenen Vorſchriften finden auf den unbeweglichen Nachlaß auch 
unter den Vorausſetzungen des 8 17 Anwendung. Davon, daß die in 
den 88 1—16 für beweglichen Nachlaß aufgeſtellten Vorſchriften auch 
für unbeweglichen Nachlaß unter den Vorausſetzungen des 8 17 zu 
gelten haben, kann keine Rede ſein. 
Für die Erteilung des Erbſcheins in formeller Hinſicht iſt alſo 
deutſches Recht (8 2353 BGB.) maßgebend. 
(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 30. Sept. 1926, 1 X 579/26.) 


+ 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 

1. 813 GVG. Die Art. 74 u. 2971 VV. gewähren den 
geſchädigten Reichsangehörigen keinen im ordentlichen 
Rechtsweg verfolgbaren Anſpruch auf Entſchädigung. f) 

Der Schaden, den der Rechtsvorgänger des Kl. erlitten hat, 
und deſſen Erſatz mit der vorliegenden Klage verlangt wird, be» 
ruht auf Art. 74 VV., wonach die franzdfiiche Regierung ſich vor⸗ 
behalten hat, alle Güter, Rechte und Intereſſen deutſcher Reichs⸗ 
angehöriger in Elſaß⸗Lothringen einzubehalten und zu liquidieren. 
Art. 74 Abſ. 2 beſtimmt ſodann, daß Deutſchland ſeine durch dieſe 
Liquidationen enteigneten Angehörigen „unmittelbar zu entſchädi⸗ 
gen hat“. Ferner heißt es in Art. 2971 VV.: „Deutſchland verpflich⸗ 


Umweg über § 2369 BGB., deſſen Inhalt das Abkommen als Grund⸗ 
lage feſtgelegt hat, ſcheint mir nicht nötig. 

Richtig find die Erörterungen über den Inhalt des 8 17. Durch 
ihn ſoll lediglich beſtimmt werden, daß die Vorſchriften des Abkom⸗ 
mens auch dann anzuwenden ſind, wenn der Erblaſſer Angehöriger 
der Vertragsſtaaten und (entgegen dem Ausgangspunkt des Abkom⸗ 
mens in $1) außerhalb der Vertragsſtaaten verſtorben iſt, und zwar 
für die Nachlaßteile, die ſich im Gebiet des Vertragsſtaats befinden, 
der nicht fein Heimatſtaat iſt (vgl. S. 949 a. a. O.). 


Min. Lutterloh, Berlin. 


Zu 1. In dem Urt. wird ausgeſprochen, daß die Art. 74 u. 
2971 VV. den geſchadigten Reichsangehörigen einen unmittelbaren 
Anſpruch auf Entſchädigung nicht geben. Das Kc. ſtellt ſich damit 
wie das RG. in einer früheren Entſch. auf den Boden der auch in 
der Literatur herrſchenden Meinung (vgl. Dr. Richard Fuchs, 
Die Grundſätze des Verſailler Vertrags über die Liquidation und 
Beſchlagnahme deutſchen Privatvermögens im Auslande, Carl Hey⸗ 
manns Verlag, S. 284). Es vertritt darüber hinaus die Theſe, daß 
auch bei abweichender Anſicht ein im ordentlichen Rechtsweg ver⸗ 
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tet ſich, feine Angehörigen wegen der Liquidation oder Einbehal⸗ 
tung ihrer Güter, Rechte und Intereſſen in den alliierten oder 
aſſoziierten Ländern zu entſchädigen.“ Die Eingriffe, welche auf 
Grund des Art. 74 BB, die franzöſiſche Regierung in das in 
Elſaß⸗Lothringen befindliche Vermögen deutſcher Reichsangehöriger 
unternommen hat, ſtellen ſich als hoheitsrechtliche Akte Frank- 
reichs, das mit dem VV. die Souveränität über Elſaß⸗Lothringen 
erlangt hat, dar. Und auch die vom Deutſchen Reich dem frauz. 
Staat erteilte Ermächtigung zu ſolchen Eingriffen, durch welche die 
Intereſſen Reichsangehöriger unmittelbar betroffen wurden, iſt eine 
Handlung, die ausſchließlich in Ausübung der deutſchen Staats⸗ 
hoheit vorgenommen worden iſt. Demzufolge können auch 
das Rechtsverhältnis, das dadurch zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und den von den Eingriffen be⸗ 
troffenen Reichsangehörigen begründet wird, 
und der Entſchädigungsanſpruch, der hieraus 
hergeleitet wird, nicht bürgerlich⸗rechtlicher Na⸗ 
tur ſein. Selbſt wenn alſo durch die angeführten Beſtimmungen 
des VV. die Reichsangehörigen einen unmittelbaren Anſpruch hätten 
erlangen follen, fo könnten fie ihn doch im ordeut« 
lichen Rechtswege nur verfolgen, wenn auch dies 
als gewollt anzunehmen wäre, da der Anſpruch 
ſeiner Natur nach ein öffentlich- rechtlicher iſt. 
Für eine derartige Annahme ſind aber nicht die geringſten An⸗ 
haltspunkte . Überhaupt begründen die Art. 74 
Abſ. 2, 2971 VV. nur eine Vertragspflicht gegen- 
über den am Vertrage beteiligten Staaten; der 
einzelne etwa geſchädigte Deutſche kann ſich auf 
ſie ſolange nicht berufen, als nicht das zur Durch⸗ 
führung jener Beſtimmungen erforderliche Reichs⸗ 
geſetz ergangen iſt (RG. 105, 261 = JW. 1923, 301) 
Dieſe AusfBeft. find auch tatſächlich alsbald erlaſſen worden. 
Zunächſt erging das Gef. über Enteignungen und n 
aus Anlaß des VV. v. 31. Aug. 1919 (RG Bl. 1527), in deſſen 
8 8 die Entſchädigung für die hier in Betracht kommenden Ein⸗ 
griffe geregelt wurde. Hier war zunächſt noch eine „angemeſſene 
Entſchädigung“ ohne jede Einſchränkung vorgeſehen (88 i. Verb. 
m. $ 6). Die Entſch. über die Entſchädigung wurde von vornherein 
dem ordentl. Rechtswege entzogen (§ 8 i. Verb. m. $ 7). Die Grund⸗ 
ſätze für die Bemeſſung der Entſchädigung wurden demnächſt in 
den fog. Liquidationsrichtlinien v. 26. Mai 1920 (RGBl. 1101) 
feſtgelegt; auch hier ging man noch davon aus, volle Entſchädigung 
zu gewähren. Durch die Entſchäd O. v. 30. Juli 1921 (RGBl. 1046) 
wurde dann das Entſchädigungsverfahren für alle auf dem Kriege 
beruhenden hoheitsrechtlichen Eingriffe neu geregelt; die Entſch. 
hierüber ſollte nunmehr im erſten Rechtszuge durch die Spruch⸗ 
kammern des REntſchäd . für Kriegsſchäden, im zweiten Rechts⸗ 
zuge durch das RWG. erfolgen. Die Beſtimmungen über die Höhe 
der Entſchädigung blieben zunächſt noch unberührt. Erſt durch das 
REntlG. v. 4. Juni 1923 (NOV. I, 305) wurden „im Hinblick auf 
die dem Reiche durch den VV. auferlegten Laſten und die dadurch 
hervorgerufenen Unmöglichkeiten, die bisherige Geſetzgebung über 
die Entſchädigung ... aufrecht zu erhalten, die fi) aus dieſer Ge⸗ 
ſetzgebung ergebenden Anſprüche, vorbehaltlich anderweitiger Re⸗ 


gelung nach Wiederherſtellung der Leiſtungsfähigkeit des Reichs , 


herabgeſetzt“ (§ 1 a. a. O.). Dieſer Herabsetzung wurde in der auf 
Grund des ErmächtigungsG. v. 13. Okt. 1923 (RGBl. I, 943) er⸗ 
laſſenen Kriegsſchäden VO. v. 28. Okt. 1923 (RGBl. I, 1015) 
in wertbeſtändige Form gebracht; auf ihr beruhen die für die Ent⸗ 
ſchädigung des Rechtsvorgängers des Kl. in Betracht kommenden 
Geſetzesbeſtimmungen, nämlich die Gewaltſchäden VO. i. d. Faſſ. 
v. 28. Okt. 1923 (RGBl. I, 1018) und das Liquid SchädG. i. 
d. Faſſ. v. 20. Nov. 1923 (RG Bl. J, 1148). Für beide Arten 
von Entſchädigungsanſprüchen iſt der ordentliche 


folgbarer Anſpruch nicht gegeben wäre. Selbſt wenn den geſchädig⸗ 
ten Reichsangehörigen in den Beſt. d. VV. ein unmittelbarer An⸗ 
ſpruch auf Eutſchädigung eingeräumt fein ſollte, ſo wäre dieſer An⸗ 
ſpruch doch öffentlich⸗rechtlicher Natur und deshalb nur dann im 
ordentlichen Rechtsweg verfolgbar, wenn auch das als gewollt an⸗ 
zuſehen wäre. Ein dahingehender Wille der Vertragsparteien wird 
mit Recht verneint. 

Da den Geſchädigten durch den VV. ein im ordentlichen 
Rechtsweg klagbarer Anſpruch nicht gegeben iſt, unterſucht das Urt. 
weiter, ob ein ſolcher Anſpruch aus den Entſchädigungsbeſtimmungen 
ſelbſt oder aus allgemeinen priwatrechtlichen Beſtimmungen her⸗ 
geleitet werden kann. Bezüglich der Entſchädigungsgeſetzgebung 
ſtellt es ausdrücklich feſt, daß der Rechtsweg ſowohl für die An⸗ 
ſprüche auf Entſchädigung der Gewaltſchäden wie der Liquidatious⸗ 
ſchäden durch die in der KSV. vereinigten GSB. und LSG. aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Auf die vom Kl. erhobenen verfaſſungsmäßigen Be⸗ 
denken gegen die Gültigkeit der KSV. wird nicht eingegangen, 
da ſelbſt bei Ungültigkeit dieſer VO. die früheren Geſetze in Kraft 
geblieben wären, die ebenfalls den Rechtsweg ausſchließen. 

Mit zutreffender Begründung werden die Verſuche des Kl. 
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Rechtsweg ausdrücklich ausgeſchloſſen und die Jeſt⸗ 
ſetzung der Entſchädigungen nach der Entſchäd VO. 
v. 30. Juli 1921 vorgeſehen (vgl. 831 Gewaltſchäden⸗ 
VO. und 8 46 Liquid Schädcz). Aus dieſer Entwicklung der 
Geſetzgebung, deren Rechtsgültigkeit keinen Bedenken unterliegt 
(vgl. RG. 107, 315 u. 370 JW. 1924, 458), ergibt ſich, daß 
neben dieſen Entſchädigungsbeſtimmungen für 
einen unmittelbar auf den Verſailler Friedens⸗ 
vertrag geſtützten und im ordentlichen Rechts- 
weg verfolgbaren Entſchädigungsanſpruch über⸗ 
haupt kein Raum ſein kann. Selbſt wenn die KSHBD. 
v. 28. Olet. 1923 ungültig wäre, würde noch immer die frühere 
Entſchädigungsgeſetzgebung, deren Rechtsgültigkeit überhaupt nicht 
ernſtlich in Frage geſtellt werden kann, und durch welche ebenfalls 
ſchon der ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen worden iſt, in Gel⸗ 
tung geblieben ſein. Es erübrigt ſich daher, die Gründe, welche 
der Kl. gegen die Verfaſſungsmäßigkeit der i. J. 1923 angeordne⸗ 
A Herabſetzung der Entſchädigung anführt, im einzelnen zu wider⸗ 
egen. 

Hiernach ſtellt ſich der Eingriff in die Rechte der durch die 
fraglichen Maßnahmen Geſchädigten ſowie die hieran anknüpfende 
Entſchädigungsgeſetzgebung als Ausfluß des ſtaatlichen Hoheitswil⸗ 
lens dar, jo daß bürgerlich⸗rechtliche Anſprüche daraus nicht her⸗ 
geleitet werden können. Demzufolge iſt der Rechtsweg mit der 
Folge ausgeſchloſſen, daß ein Erſtattungsanſpruch auch nicht im 
Gewand einer Klage, die unter Zugrundelegung des öffentlich- recht⸗ 
lichen, dem Rechtsweg entzogenen Tatbeſtandes auf eine vertrag⸗ 
liche oder vertragsähnliche Verpflichtung des Reiches oder auf Ger 
ſchäftsführung ohne Auftrag oder auf ungerechtfertigte Bereicherung 
oder auf unerlaubte Handlung geſtützt iſt, vor die ordentlichen Ge⸗ 
richte gebracht werden kann. Um derartige gekünſtelte Verſuche, 
den offentlich⸗rechtlichen, dem ordentlichen Gericht entzogenen An⸗ 
ſpruch, ohne daß ein entſprechender, in das Privatrecht einzuglie⸗ 
dernder Sachverhalt behauptet wird, den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts unterzuordnen, und dadurch dem ordentl. Gericht zu⸗ 
gänglich zu machen, handelt es ſich aber bei den ſämtlichen ſon⸗ 
ſtigen Klagegründen. Solche Verſuche ſind in der Rechtſprechung 
von jeher zurückgewieſen worden (vgl. NG. 70, 398 — IW. 1909, 
252; RG. 103, 134; JW. 1926, 20831 und die dort angef. Entſch.). 
Soll der Rechtsweg zuläſſig ſein, ſo müſſen beſtimmte greifbare 
Tatſachen vorgetragen werden, die den bürgerlich⸗rechtlichen Tate 
beſtand erfüllen; es darf nicht lediglich die öffentlich-rechtliche Hand⸗ 
lung der Behörde ſein, aus der der Anſpruch hergeleitet wird. 
Dieſen Anforderungen genügt aber die Klage bei keiner ihrer ver⸗ 
ſchiedenartigen Begründungen. Die unerlaubte Handlung wird le 
diglich in der Entſchädigungsgeſetzgebung geſehen, durch welche die 
Rechte der Geſchädigten beeinträchtigt werden. Die ungerechtfertigte 
Bereicherung wird in den Vorteilen erblickt, welche die Reichs⸗ 
regierung angeblich durch dieſe Entſchädigungsgeſetzgebung und 
durch die ſonſtigen hoheitsrechtlichen Maßnahmen erlangt hat. Die 
gleichen hoheitsrechtlichen Maßnahmen werden ferner als Ger 
ſchäftsbeſorgung und dadurch als Geſchäftsführung ohne Auftrag 
oder als Grundlage eines vertragsähnlichen Rechtsverhältniſſes auf⸗ 
gefaßt. Es trifft insbeſ. auch nicht zu, daß die Ausgleichsämter nur 
im privaten Intereſſe des Reiches und ſeiner Angehörigen tätig 
werden; auch ſie üben nur ein ſtaatliches Hoheitsrecht aus, ſo daß 
auch ein Rechtsverhältnis, das aus dieſer Tätigkeit hergeleitet wird, 
nur ein öffentlich⸗rechtliches fein kann (vgl. RG. 107, 403 JW. 
1926, 20831). Deshalb kann die Klage auch nicht als auf eine 
Amtspflichtverlegung von Beamten des Reiches in Ausübung der 
ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt (8 1 RBeamtHaftG. v. 
22. Mai 1910 und Art. 131 NVerf.) geſtützt angeſehen werden, 
zumal der Kl. ſelbſt zugibt, daß die Ausgleichsämter anweiſungs⸗ 
gemäß und nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften gehandelt 


abgewehrt, die Entſchädigungsgeſetzgebung ſelbſt und die übrigen 
zur Ausführung der einſchlägigen Beſtimmungen des VV. vom 
Reich als Träger der Hoheitsgewalt getroffenen Maßnahmen, durch 
die eine Herabſetzung der Entſchädigung erfolgt iſt, als ſittenwidrig 
hinzuſtellen, um ſo Anſprüche aus dem Geſichtspunkt der unerlaub⸗ 
ten Handlung zu konſtruieren. Der Geſetzgeber hat nur eine inner⸗ 
ſtaatliche rechtliche Schranke, die der Verfaſſung. Der Akt der Ger 
ſetzgebung kann verfaſſungswidrig fein, nie aber unerlaubte Hand⸗ 
lung. Der dem einzelnen durch einen verfaſſungsmäßigen Akt der 
Geſetzgebung zugefügte Schaden kann nie rechtswidrig ſein, denn 
er wird zugefügt in Gemäßheit des Rechts, mag dieſes inhaltlich 
auch mangelhaft ſein. Auch den Ausführungen des Urt., ſoweit ſie 
die Anſprüche zurückweiſen, die aus dem Geſichtspunkt der um“ 
gerechtfertigten Bereicherung, der Geſchäftsführung ohne Auftrag, 
oder der Amtspflichtverletzung geltend gemacht wurden, wird reſt⸗ 
los beizutreten ſein. Es handelt ſich um öffentlich⸗rechtliche Tat⸗ 
beſtände, die nicht unter privatrechtliche Normen gezwungen werden 
können (vgl. auch Beſchl. des 11. 35. des KG. v. 5. Febr. 1926, 
11 W 763/26). 
Min R. Schalfeje w, Berlin. 
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haben. Bei keinem der verſchiedenen Klagegründe iſt alſo ein tat⸗ 
fachlicher Sachverhalt angegeben, der eine privatrechtliche Grund⸗ 
19 5 zu rechtfertigen beſtimmt und geeignet wäre. Verfehlt iſt 
Ar der Hinweis des Kl. darauf, daß die durch die Entſchä⸗ 
digungsgeſetzgebung eingeſetzten Spruchbehör⸗ 
den über die auf die privatrechtlichen Normen ge⸗ 
ſtützten Anſprüche nicht zu entſcheiden hätten; 
denn er iſt dadurch nicht beſchwert, daß zur Entſch. über derartige 
nur künſtlich aufgebaute in Wahrheit gar nicht beſtehende An⸗ 
prüche überhaupt keine Behörde zu entſcheiden befugt iſt; die 
1 er ſagung des Rechtsweges fällt in dieſen Fal⸗ 
en mit der Verneinung des Beſtehens des Au⸗ 
pruches tatſächlich zuſammen, fo daß für eine zur 
F berufene andere Behörde überhaupt kein Raum 
1 15 
(KG., 5. 3S., Urt. v. 7. Mai 1927, 5 U 2571/27, 11.) 


* 


2. 88 29, 30 Binnen Schiff G. Zur Auslegung eines 
Vermerkes in dem vom Schiffer unterzeichneten Schluß⸗ 
ſchein: „Ladezeit geſetzlich. .. Die Beladung erfolgt nach der 
Reihenfolge der Meldung. Die Ladezeit beginnt erſt, fo- 
bald ich an der Reihe bin, unter Aufhebung der geſetz— 
lichen Beſtimmungen “. ) 

Durch Aufnahme des erwähnten Vermerkes wollte die Behl. 
berhindern, daß die Schiffer fie wegen der über die geſetzl. Lade⸗ 
zeiten hinaus dauernden Verzögerungen der Beladung, die auf zu⸗ 
fälligen, an und für ſich ihr nach 8 29, III Satz 1 BSchG. zur Laſt 
allenden Umſtänden beruhten (3. B. Betriebsſtörungen, Eisgefahr 
usw.) — alſo nicht ſchon nach 8 29, III Sat 2 BSH. die Lade⸗ 
zeiten hemmen würden — und mit denen bei der ſpäteren Jahreszeit 
ſtets gerechnet werden mußte, auf Zahlung von Liegegeld belangen 
Könnten. 

Deshalb wurde in den Schlußſcheinen ausdrücklich vereinbart, 
daß die einzelnen Ladezeiten „unter Aufhebung“ der dispoſitiven 
Vorſchrift des 8 29, 1 BSchch. nicht ſchon mit dem auf die An⸗ 
zeige der Ladebereitſchaft folgenden Tage beginnen ſollten, ſondern 
erſt, nachdem in der Reihenfolge der Meldungen die Kähne der Vor⸗ 
männer der betreffenden Schiffer fertig beladen worden wären. 

Die Dauer der einzelnen Ladezeiten dagegen ſollte ebenfalls 
kraft ausdrücklicher Beſtimmung in den Schlußſcheinen jeweilig die 
geſetzliche, d. h. die gemäß § 29, 1 BSchch. nach der Ladungsfähig⸗ 
keit der einzelnen Schiffe zu berechnende fein. Für die Annahme einer 
log. Geſamtladezeit bietet die Sachlage, insbeſ., weil mit jevent 
Schiffer ein beſonderer Vertrag abgeſchloſſen iſt und jedes Schiff 
einen anderen Raumtonneninhalt hatte, keinerlei Anhalt. 

Wenn auch die Vormänner des Kl., wie dieſer, ſich am 3. Dez. 
1925 ladebereit gemeldet haben, ſo findet doch die Schlußfolgerung 
des Kl., auch für dieſe Vormänner ſei gleichzeitig die La⸗ 
ungszeit mit dem 10. Dez. 1925 abgelaufen, ſo daß die Ladungs⸗ 
zeit des Kl. habe beginnen können, in dem geſchloſſenen Ver⸗ 
trag keine Stütze. Vielmehr mußte jeder der ſich Meldenden die Be⸗ 
ladung feiner Vormänner abwarten, zumal der Tonneninhalt jedes 
Schiffes ein anderer war. Erſt dann konnte für ihn die Ladezeit be⸗ 
Annen. Die Bekl. war daher befugt, die ihr von dem einzelnen 

chiffer zu gewährende Ladezeit dieſem gegenüber voll aus⸗ 
zunutzen, d. h. fo wie ſie es für gut befand, fie brauchte die Schiffe 
nicht gleichzeitig zu beladen. Die Bekl. war ferner auch dem Kl. 
gegenüber berechtigt, die Ladezeiten ſeiner Vormänner voll 
auszunutzen, weil ihr ſolche zur Verfügung ſtanden, und der Kl. nicht 
mehr Rechte für ſich in Anſpruch nehmen kann, als ſeine Vormäuner 


Zu 2. Der Entſch. liegt freilich ein in tatſächlicher Beziehung 
beſonders gelagerter Fall zugrunde; ſie berührt aber die allgemeinen 
Rechtsſätze des Frachtrechts auf Binnengewäſſern, und inſofern ſind 
ie Gründe von allgemeinerem Jutereſſe. — Allerdings ſind die Be⸗ 
ſtimmungen des BSchiffcß. über Beginn und Dauer der Ladezeit ſowie 
über das Liegegeld nachgiebigen Rechts, es will indeſſen fraglich er⸗ 
ſcheinen, ob hier das Gericht annehmen durfte, daß der in der 
angezogenen Klauſel des Schlußſcheines zum Ausdruck gelangte Partei⸗ 

ille auf eine ſo weitgehende Anderung der geſetzlichen Vorſchriften 
gerichtet war. Wenn es auch Klar iſt, daß die Bekl. den Begänn 

1 Ladezeit nicht von der — ſonſt von ihrem Willen unabhängigen — 

nzeige der Ladebereitſchaft hat abhängig machen wollen, ſondern 
daß ſie bei den mehreren Schiffern die Reihenfolge der Meldung 
entſcheiden laſſen wollte, jo daß fie die Beladung der Kähne nur 
ieſer Reihenfolge nach vorzunehmen habe, jo lag doch Rein erficht- 
icher Grund vor, auch für die Beladung jedes einzelnen Kahnes die 
volle Ladezeit derart zuzugeſtehen, daß ſich auch jeder nachfolgende 
Schiffer die Anrechnung der bei den Vormännern nicht ausgenutzten 

age der Ladezeit gefallen laſſen mußte. Sinngemäßer und den 
Anschauungen der Praxis ſowie den in Betracht kommenden wirt⸗ 
chaftlichen Verhältniſſen entſprechender wäre es geweſen, wenn die 
Klauſel Auslegung dahin gefunden hätte, daß der tatſächliche Beginn 
der Beladung jedes einzelnen Fahrzeuges für Beginn und Ablauf 


hatten. Zu Unrecht beruft er ſich auf Mittelſtein, Schiffahrts⸗ 
recht in Ehrenbergs Handb. des geſ. Handelsr. VII, 1918, S. 228; 
denn dort wird ausdrücklich zugelaſſen, daß im Frachtvertrag über 
den Beginn der Ladezeit etwas anderes beſtimmt werden kann. 

Daraus, daß der Kl. durch die Schreiben v. 11. u. 17. Dez. 
1925 die Ladezeit kündigte und erklärte, daß er die Bell. für 
allein ihm entſtehenden Schaden bei nicht rechtzeitiger Beladung vor 
Aufgang der Schiffahrt verantwortlich machen werde, kann er keine 
Rechte, insbe), keinen Anſpruch auf Schadenserſatz herleiten, weil in 
der ſpäter erfolgten Annahme des Frachtguts ein Widerruf der Kün⸗ 
digung zu finden iſt, d. h. es ſo anzuſehen iſt, als ob niemals eine 
Kündigung erfolgt wäre (vgl. Makower⸗Loewe, 1923, 8 34 
Aum. 2). 

8 0 entfällt der auf 8 30 Satz 1 BSchch. ſich ſtützende An⸗ 
ſpruch des Kl. auf Liegegeld wegen Überfchreitung ſeiner Ladezeit. 

Auch aus dem Geſichtspunkt des Schadenserſatzes kann der 
Kl. nichts beanſpruchen, da die Beladung der Kühne feiner Vormänner 
von der Behl. nicht ſchuldhaft verzögert worden iſt. 

Auf 8 826 BGB. kann der Kl. feinen Anſpruch nicht ſtützen, 
da die Handlungsweiſe der Bekl., weil fie nicht ſchikanös war, auch 
nicht unſittlich ſein konnte. 

(KG., Urt. v. 16. März 1927, 12 U 9357/26.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Kämmerer, Berlin. 


3. 88 70, 60, 57 EVO. Anſprüche der Eiſenbahn bei 
„unrichtiger“ und bei „ungenauer“ Frachtberechnung. 
$ 70 EBD. findet keine Anwendung, wenn der Tarif richtig 
angewendet und danach die Fr icht berechnet iſt, wenn 
aber die vom Abſender gegebenen Unterlagen falſch ſind. 
Das gleiche gilt, wenn die Bezeichnung des Frachtgutes im 
Frachtbriefe ungenau iſt, wenn die Angaben aber immer⸗ 
hin die Möglichkeit zulaſſen, daß der vom Abſender zu⸗ 
grundegelegte Tarifſatz zur Anwendung kommt. In dieſen 
Fällen ſtehen der Eiſenbahn die Anſprüche nur aus 88 57, 60 
EVO. insbeſondere auf Zahlung von Frachtzuſchlägen zu. f) 

Die Kl. (Reichsbahn) hat verſchiedene Waggons mit Ballen der 
Bekl. nach Lodz zur Beförderung übergeben erhalten. Die Frachtbriefe 
enthalten unter der Nubrik „Inhalt“ zum Teil die Bezeichnung 
„Woll⸗ und Baumwollabfälle der Klaſſe E (Lumpen)“, zum Teil 
den Vermerk „Woll⸗ und Baumwollabfälle der Klaſſe E“. Die Fracht 
iſt unſtreitig nach der Tarifſtelle E berechnet und auch bezahlt worden. 
Die Kl. ſteht auf dem Standpunkt, daß die Tarifſtelle C zur Ans 
wendung hätte gebracht werden ſollen, da die Wollabfälle nicht zu 
dem in der Tarifſtelle E beſonders hervorgehobenen Zweche, insbeſ. 
zur Papierherſtellung, hätte verwendet werden ſollen. 

Die Kl. verlangt jetzt die Frachtdifferenz zwiſchen der Tarif⸗ 
klaſſe E und C. 

Die Kl. ſtützt ihren Klaganſpruch in erſter Linie auf 8 70 EVO. 
in Verb. mit Art. 12 Intll. Dieſer Anſpruch iſt ein reiner Vertrags⸗ 
und kein Kondiktionsanſpruch. 

Der 8 70 a. a. O. findet aber auf eine vorſätzlich oder fahrläſſig 
falſche Deklaration des Frachtgutes keine Anwendung (fo RG. 64, 284 
in bezug auf den älteren, aber inhaltlich übereinſtimmenden 8 61 Abſ. 5 
EBO.; Staub zu 8 570 56 B.; Ec. 23, 132, 296; Roſen⸗ 
thal, Intu S. 109; Senkpiehl, Eiſenbahntransportgeſchäft 
S. 267 und jetzt Jurgt. 1926, 619 ff.). Im vorl. Falle ſteht die Kl. 
auf dem Standpunkte, daß der Tarif E zugrunde gelegt worden ſei, 
während in Wirklichkeit dieſer mit Rückſicht auf die ſeine Unterlagen 
bildenden Beförderungsangaben nicht paſſe, es hatte vielmehr die 
Tarifſtelle O zur Anwendung gelangen müfjen. 


ſeiner Ladezeit als maßgebend betrachtet worden wäre. Der 
Wortlaut der Klauſel ließ dieſe Auslegung durchaus zu, ja, er 
ſpricht ſogar durch die an die Spitze geſtellten Worte „Ladezeit 
geſetzlich“ weit mehr für dieſe Auffaſſung, und es lag doch ſicherlich 
Veranlaſſung vor, in der dem Schiffer nachteilig wirkenden Aus⸗ 
legung ohne zwingenden Grund nicht zu weit zu gehen, zumal durch 
eine ſolche Auslegung für die andere Seite auch der Willkür die 
Türe geöffnet wird. 
RA. Lindeck, Mannheim. 


Zu 3. Es handelt ſich um einen Transport von Berlin nach 
Lodz, alſo um einen internationalen Transport (Polen gehört zu 
den Staaten, die dem Il. beigetreten find), auf den das Ill., nicht 
die EVO. Anwendung findet. Dies mußte auch daraus hervorgehen, 
daß der Transport auf Grund eines internationalen Frachtbriefes 
aufgegeben iſt. Direkte (durchgehende) Tarife gibt es zwiſchen den 
deutſchen und den polniſchen Bahnen nicht. Die Berechnung der 
Fracht erfolgt auf der deutſchen Bahnſtrecke nach dem deutſchen Tarif 
(Teil 1 Abt. B), auf der polniſchen Strecke nach den für den Binnen⸗ 
verkehr Polens geltenden Tarifen. 

Es muß auffallen, daß das KG. die Entſch. auf Grund der 
EVO. getroffen hat, während das Ill. maßgebend iſt, das nur in 
Abſ. 3 des vorl. Erk. (8 70 EVO. = Art. 12 Ill.) beiläufig erwähnt 
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Die Angaben im Frachtbrief bilden die Grundlage für die 
Anwendung des Tarifes und für die Berechnung der Fracht. Nach 8 56 
EBD. ift die Sendung nach ihrem Inhalt zu bezeichnen. Nach Ziff. IV 
der AusfBeſt. müffen für die in Teil I Abt. B aufgeführten Güter die 
dort gebrauchten Benennungen angewendet werden. Grundſätzlich 
iſt davon auszugehen, daß die von dem Abſender dem Gute bei- 
gegebene Bezeichnung für die Frachtberechnung maßgebend iſt, auch wenn 
das Gut unter anderer Bezeichnung einen billigeren Frachtſatz genöſſe 
(ſo Blume⸗Weirauch S. 227 zu 856 Anm. 1). Es iſt nicht der 
wirkliche Inhalt des Gutes maßgebend, ſondern die Angaben im 
Frachtbrief. Wenn der Abſender es unterläßt, die richtige Bezeich⸗ 
nung auf den Frachtbrief zu ſetzen, fo haftet er nach § 57 a. a. O. 
gleichwohl der Bahn gegenüber und muß alle Folgen tragen. Er kann 
3. B., wenn er Wollabfälle deklariert, nicht hinterher, nachdem das 
Frachtgut nach Tarifſtelle C berechnet iſt, ſagen, er habe die Abfälle 
zur Papierfabrikation weggeſandt, es käme aus dieſem Grunde der 
Tarifſatz E zur Anwendung. Die Angaben im Frachtbrief brauchen 
natürlich nicht wörtlich mit den Tarifbeſtimmungen übereinzuſtim⸗ 
men. Sie müſſen aber ſo genau ſein, daß ſie dem Beamten bei ſorg⸗ 
fältiger und pflichtmäßiger Prüfung eine genügende Unterlage für die 
Anwendung der entſprechenden Tarifſtelle bieten und bei vernünftiger 
Auslegung Zweifel über die anzuwendende Tarifſtelle ausſchließen 
(RG. 107, 27). 

Wenn der Abſender einwendet, ein Angeſtellter habe irrtümlich 
ſich bei Ausſtellung des Frachtbriefes nicht richtig ausgedrückt, ſo 
geht dies zu Laſten des Abſenders. 

Im vorl. Falle dreht ſich der Streit der Parteien in erſter Linie 
darum, ob die Bezeichnung: „Woll⸗ und Baumwollabfälle der 
Klaſſe E“, und „Woll⸗ und Baumwollabfälle der Klaſſe E (Lumpen)“ 
ohne weiteres auf die Tarifklaſſe E weiſt. Die erſtere Frage wird vom 
Sen. verneint, die letztere dagegen bejaht. 

In dem Tarif heißt es bei Klaſſe C: „Wollabfälle, Halbwoll⸗ 
abfälle, Kunſtwollabfälle (auch Abfälle der Be⸗ und Verarbeitung, 
ſoweit ſie nicht in Klaſſe E genannt ſind)“, und unter Klaſſe E: 
„Lumpen und Lumpenabfälle uſw.“ 

Hieraus geht hervor, daß Wollabfälle und Lumpen in dem Tarif 
ſcharf getrennt ſind. 

Wenn es heißt: „Woll⸗ und Baumwollabfälle“, fo deutet dies 
ohne weiteres auf Tarifſtelle O, da die Verwendungsart nicht ange⸗ 
geben iſt. Der Umſtaud, daß hinzugefügt iſt: „nach Klaſſe E“ iſt 
gleichgültig. Es hätte die beſondere Verwendungsart angegeben wer⸗ 
den müſſen, damit eine Nachprüfungsmöglichkeit beſtand. 

Soweit die Frachtbriefe in Frage kommen mit dem Inhalt: 
„Woll⸗ und Baumwollabfälle der Klaſſe E“, fo halt der Sen. den 
Beweis ſeitens der Eiſenbahn für erbracht, daß hier der Tarif un⸗ 
richtig angewendet iſt. Ein Gegenbeweis gegen den Frachtbrief iſt 
dahin zuläſſig, daß der Frachtbrief entgegen dem geſchloſſenen Ver⸗ 
trag und der bei dem Abſchluß zum Ausdruck gekommenen Willens⸗ 
übereinſtimmung anders abgefaßt iſt. Keineswegs kann aber der Ab⸗ 
ſender Gegenbeweis führen, er habe nicht Woll- und Baumwollabfälle 


wird. Tatſächlich iſt dieſes unerheblich, da nicht nur der 8 70 EVO. 
im Art. 12 Ill., ſondern auch die 88 56 ff. EVO. mit den Art. 6 u. 7 
Su. faſt wörtlich übereinſtimmen. 

In der Sache handelt es ſich um einen Transport, deſſen In⸗ 
halt auf dem Frachtbrief unrichtig angegeben war. Die Inhaltsangabe 
lautete auf einen Teil der aufgegebenen Stücke „Woll⸗ und Baum⸗ 
wollabfälle der Klaſſe E“, auf den übrigen: „Woll⸗ und Baumwoll⸗ 
abfälle der Klaſſe E (Lumpen)“. Es iſt aber nach der Begründung 
des Erk. — klar kommt es nicht zum Ausdruck — anzunehmen, daß 
es ſich durchweg um Wollabfälle handelt, die nach der Klaſſe C tari⸗ 
ſiert ſind, alſo eine höhere Fracht als die Klaſſe E zu zahlen haben. 
Der Wortlaut der beiden Tarifſtellen lautet für Klaſſe C: „Woll⸗ 
abfälle, Halbwollabfälle, Kunſtwollabfälle (auch Abfälle der Be⸗ und 
Verarbeitung), ſoweit ſie nicht in Klaſſe E genannt ſind“, und in 
Klaſſe E: „Wollabfälle, Halbwollabfälle, Kunſtwollabfälle (auch Ab⸗ 
fälle der Be⸗ und Verarbeitung), zum Düngen, zur Herſtellung von 
Düngemitteln, Papier, Pappe oder Wärmeſchutzweſten beſtimmt“. In 
den amtlichen Erläuterungen des Tarifs werden die Gründe an⸗ 
gegeben, aus denen die letzteren Abfälle (Klaſſe E) erheblich niedrigere 
Fracht zu zahlen haben, als die erſteren (Klaſſe C). Ihr Wert iſt 
eben ein bedeutend geringerer. Wenn nun auch die Ausführungen des 
Erk. zutreffen, daß es bei der Inhaltsangabe im Frachtbrief nicht un⸗ 
bedingt nötig iſt, den Wortlaut der für die Frachtberechnung maß⸗ 
gebenden Tarifſtellen anzugeben, wenn es genügt, daß die Abferti⸗ 
gungsbeamten klar erkennen müſſen, um welche Güter es ſich handelt, 
ſo liegt doch hier der Fall ganz anders: Der Abſender mußte 
wiſſen, daß es ſich um Wollabfälle der Klaſſe C handelte. Augen⸗ 
ſcheinlich hat er ſeiner Bezeichnung die Worte „Klaſſe E“ beigefügt, 
um eine geringere Fracht zu erzielen. Er hat wohl angenommen, daß 
ſeine Güter von der Eiſenbahn nicht unterſucht werden würden. Es 
handelt ſich nicht um irrtümlich vorgenommene, ſondern um bewußt 
unrichtige Angaben auf dem Frachtbrief. Bei den Angaben auf einem 
Teil des Frachtbrießs nimmt dies das KG. auch an. Den Aus⸗ 
führungen, daß es bei den anderen Stücken anders ſei und daß bei 


Rechtſprechung 
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verſandt, ſondern Lumpen. Die Sicherheit im Eiſenbahnverkehr er⸗ 
heiſcht eine klare deutliche Ausdrucksweiſe; denn wenn man dieſen 
Gegenbeweis zulaſſen würde, müßte die Eiſenbahn jedesmal das 
übergebene Frachtgut dahin genau prüfen, ob die Angaben im Frachte 
brief ſtimmen. Sie müßte ſich alſo den Inhalt der Ballen zeigen 
laſſen, um ſicher zu ſein, damit nicht ſpäter die Behauptung auf⸗ 
geſtellt werden könne, es ſei eine andere Ware verſandt, als die im 
Frachtbrief angegebene, es komme daher ein anderer Frachtſatz zur 
Anwendung. 

Anders iſt die Rechts⸗ und Sachlage bezüglich der anderen 
Frachtbriefe. Hier heißt es: „Woll⸗ und Baumwollabfälle der Klaſſe E 
(Lumpen)“. Die Angabe im Frachtbrief ſoll eine genügende Unter⸗ 
lage für die richtige Berechnung bilden, und für den Beamten bei 
vernünftiger Auslegung Zweifel über die anzuwendende Tarifſtelle 
ausſchließen. Wollabfälle deuten darauf hin, daß ſie von der Be⸗ 
arbeitung der Wolle in der Spinnerei, Weberei uſw. herrühren, 
während Lumpen Abfälle von den an ſich fertigen Waren ſind. Das 
Weſentliche iſt, daß nicht bei der Bearbeitung der Rohſtoffe die Ab⸗ 
fälle entſtehen, wie es bei Wollabfällen der Fall iſt, ſondern bei der 
Jertigſtellung von Erzeugniſſen aus dem Rohmaterial. Die Angabe: 
„Woll⸗ und Baumwollabfälle der Klaſſe E (Lumpen)“ enthält ſomit 
einen Widerſpruch. Sache der Abſenderin iſt es aber, die Angaben 
im Frachtbrief ſo klar zu ſtellen, daß die richtige Tarifſtelle zur An⸗ 
wendung gebracht werden kann. Es liegt aber nach Anſicht des Sen. 
bei dieſen Frachtſendungen lediglich eine ungenaue Bezeichnung 
vor, und keine unrichtige. Die Angaben im Frachtbrief laſſen immer⸗ 
hin die Möglichkeit zu, daß der Tarifſatz E in Frage kommt. Der 
§ 70 a. a. O. ſcheidet daher aus, denn bei unrichtigen Angaben ſteht 
nach 8 60 a. a. O. der Eiſenbahn das Recht zu, Frachtzuſchläge zu 
erheben. 

(KG., Urt. v. 23. März 1927, 12 U 8643/26.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Kämmerer, Berlin. 
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4. 5 242 BGB. Aufwertung von Gefälligkeitsdar⸗ 
lehen, die deutſchen Kriegsgefangenen in Rußland gewährt 
wurden. f) 

A 


1. Der Begriff der Vermögenslage iſt durch RG. v. 26. Jan. 
1925 (Warngiſpr. 1925, 145 Nr. 114; JW. 1925, 936) feſtgelegt: 
„Unter Vermögensanlage iſt jede auf eine gewiſſe 
Dauer berechnete Verwendung von Vermögensſtücken zu ver⸗ 
ſtehen, die zu Zwecken der Erhaltung und Nutzung des 
Kapitals erfolgt.“ 

Darlehen, die aus Gefälligkeit gegeben werden, ſcheiden demnach 
aus (KG. = JW. 1926, 1896 und Hanſd sc. - IRdſch. 1925 Nr. 
1798). Das hier ſtreitige Darlehn iſt aber aus Gefälligkeit, richtiger 
Menſchenfreundlichkeit und Hilfsbereitſchaft gegeben worden. 

Durch die vom Kl. überreichten Beſcheinigungen iſt zunächſt dar⸗ 
getan, daß der Kl. auch ſonſt in ungewöhnlich hohem Maße deutſche 


ihrer Bezeichnung ein entſchuldbarer Irrtum vorliege, kann ich nicht 
folgen. Der Beiſatz „Klaſſe E“ auch bei dieſen war beſtimntt, die 
Eiſenbahnbedienſteten irrezuführen und inſofern durchaus nicht gleich⸗ 
gültig. Der Einwand des Abſenders, ſein Angeſtellter habe ſich bei 
Ausſtellung der Frachtbriefe nicht richtig ausgedrückt, wird mit Recht 
zurückgewieſen. Nach § 60 Abſ. 1 EVO. find Frachtzuſchläge für un⸗ 
richtige Angaben ohne Rückſicht darauf zu zahlen, ob ein Verſchulden 
des Abſenders vorliegt. Dieſer Satz befindet ſich nicht im Ill., nach 
allgemeiner Anſchauung wird aber hiernach auch im Jü. verfahren. 

Die Ausführungen des KG., daß auf den vorl. Fall der 8 70 
4 12 Ju. keine Anwendung findet, find durchweg zu 
treffend. 

M. E. würde alſo nach Art. 6 u. 7 Ju. der Bekl. verpflichtet 
ſein, das Doppelte der hinterzogenen Fracht als Frachtzuſchlag zu 
zahlen. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin. 


Zu 4. Die beiden, von verſchiedenen Senaten des KG. erlaſſe⸗ 
nen Entſch. behandeln die Gewährung von Darlehen an deutſche 
Kriegsgefangene in Rußland (Sibirien) durch einen dort anſüſſig 
geweſenen deutſchen Kaufmann, und zwar unter typiſierten Be 
dingungen (je 1000 Kerenſkirubel Darlehen rückzahlbar in Form von 
1250 % an eine Berliner Bank vier Wochen ab Rückkehr nach 
Deutſchland, ſechs Monate unverzinslich, hernach zu 6% verzinslich, 
geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Darlehensnehmer). Die Sen. 
kommen in der entſcheidenden Frage, ob die Darlehen als Vermögens⸗ 
anlagen i. S. des § 63 Abſ. 1 Aufw®. anzuſehen ſind, zu entgegen? 
geſetzten Ergebniſſen. Der 14. 3 S. verneint, der 16. bejaht die Frage. 
Der Grund dafür liegt einmal in einer verſchiedenen Beurteilung 
der tatſächlichen Verhältniſſe. Der 14. Senat ſieht die Hilfsbereitſchaft, 
alſo ein altruiſtiſches Gefälligkeitsmotiv, als den durchaus überwiegen⸗ 
den Beweggrund des Darlehensgebers an, der 16. Senat dagegen mißt 
daneben dem eigenen Intereſſe des Darlehensgebers an der Erhaltung 
ſeines Vermögens und der Sicherung gegen bolſchewiſtiſchen Zugriff, 
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Difiziere und Soldaten in der Zeit ihrer Gefangenſchaft in Ruß⸗ 
— (Sibirien) unterſtützt hat. Die allgemeine Vermutung ſprach 
10 an ſich ſchon gegen das Vorhandenſein eines gewinnfüchtigen 
Al auf ſeiten des Kl. Nun iſt hier außerdem noch vereinbart, 
5 das Darlehn, das ſpäteſtens vier Wochen nach der Rückkehr 
er Bekl. nach Deutſchland zurückzuzahlen war, während der 
en, ſechs Monate nach ſeiner Hingabe unverzins⸗ 
lich ſein ſollte. Es wurde dabei mit dem normalen Falle gerechnet, 
daß die Rückkehr der Bekl. innerhalb dieſer ſechs Monate erfolgen 
würde. Eine gewinnbringende Anlegung des Darlehns war alſo 
überhaupt nicht beabſichtigt. Der Umſtand, daß der Kl. durch die 
Hingabe des Darlehns gleichzeitig eine Überführung eines Teils 
eines Vermögens nach Deutſchland erreichte und dieſen Teil da⸗ 
durch vor dem Zugriff der Bolſchewiſten rettete, ſchließt die Annahme 
eines Gefälligkeitsdarlehns nicht aus. Das HanſOLG. hat in ſei⸗ 
nem Urt. v. 30. Sept. 1925 (IRdſch. 1925 Nr. 1798), deſſen Aus⸗ 
führungen ſich der Senat anſchließt, ausgeführt: 

„Gefälligkeit als einziges Motiv zu fordern, würde 
lebensfremd ſein, denn abgeſehen von der Schwierigkeit, 
irgendeine Handlung überhaupt eindeutig zu motivieren, 
werden — wenigſtens im geſchäftlichen Leben — regelmäßig 
beide Motivgruppen miteinander verbunden, ja häufig koordi⸗ 
niert ſein. 

Als maßgebend muß daher das Stärkeverhältnis der 
verſchiedenen miteinander verknüpften Motive betrachtet wer⸗ 
den . . . Liegt die Sachlage jo, daß die Gefalligkeit das 
durchaus überwiegende Motiv iſt, hinter dem das auch bei 
Gefälligkeiten ſelbſtverſtändliche Beſtreben, auch die eigenen 
Intereſſen nach Möglichkeit zu wahren, zurücktritt, fo find 
Bedenken nicht begründet. Dann handelt es ſich nach der 
Lebensauffaſſung trotzdem um eine „reine“ Gefälligkeit.“ 


Außerdem darf hiernach darauf hingewieſen werden, daß die 
Bekl. — bei Zugrundelegung der normalen Rückkehrszeit — lediglich 
Vermittler der Überführung des Geldes nach Deutſchland geweſen 
ſind. Die Anlage erfolgte erſt bei dem Bankhaus D., L. & Co. 
in Berlin, bei dem das Konto des Kl. geführt wurde und bei dem 
das Geld einzuzahlen war. § 631 Aufwch. findet hier deshalb keine 
Anwendung, vielmehr hat die Aufwertung nach allgemeinen Grund⸗ 
ätzen zu erfolgen. 

2. Für die Höhe der Aufwertung iſt der Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſtehung der Forderung maßgebend (NG. — IRdſch. 1925 Nr. 1101), 
alſo der 11. Febr. 1918. 

Hingegeben ſind 2000 Kerenſkirubel, die nach dem Schuld⸗ 
ſchein v. 11. Febr. 1918 in 2500 % umgerechnet wurden. Ob dabei 
an Friedensmark gedacht worden iſt, und deshalb der damals be⸗ 
reits eingetretenen Entwertung der Mark (1 GM. — 1,25 PM.) 
nicht Rechnung getragen worden iſt, iſt nicht erſichtlich. Damals 
war das Umrechnungsverhältnis des Rubels zur Mark 1: 1,4 (vgl. 
Auskunft der Deutſchen Bank im Urt. d. OLG. Stuttgart v. 
24. März 1925 U 7/1925), fo daß die 2000 Rubel tatſächlich 2800 
PM. geweſen wären. Geht man aber davon aus, daß nicht Friedens⸗ 
mark gemeint waren, jo wären die 2500 % am 11. Febr. 1918 = 
2000 GM. geweſen. 

Hierauf find am 19. Dez. 1919 625 PM. — 62,50 GM. gezaylt 
worden; die am 10. Mai 1925 erfolgte Zahlung von 1000 PM. 


alſo dem egoiſtiſchen Motiv, eine gleichgeordnete Rolle zu. Mit dieſer 
verſchiedenen Tatſachenwürdigung geht aber eine verſchiedene Rechts⸗ 
auffaſſung Hand in Hand. Der 14. Senat nimmt ein den Begriff der 
ermögensanlage ausſchließendes „reines Gefälligkeitsdarlehen“ ſchon 
ann an, wenn die Gefälligkeit gegenüber der Wahrung der eige⸗ 
nen Intereſſen des Darlehensgebers das durchaus überwiegende 
Rotiv iſt. Der 16. Senat ſieht dagegen eine Vermögensanlage auch 
ann ſchon als gegeben an, wenn neben dem Gefälligkeitsmotiv das 
eigene Intereſſe des Geldgebers eine erhebliche Rolle ſpielt, ohne daß 
es darauf ankäme, ob das eine oder andere Motiv überwiegt. Wenn 
auch hiernach bei der gegenſaätzlichen Auffaſſung der Senate der 
Nachdruck auf der verſchiedenen tatſächlichen Würdigung liegt, ſo 
ſchränkt doch offenſichtlich der 14. Senat den Kreis der Vermögens⸗ 
anlagen auch rechtlich weiter ein als der 16. Senat. M. E. iſt es 
überhaupt verfehlt, auf die Stärke der altruiſtiſchen oder egoiſtiſchen 
Motive des Geldgebers abzuſtellen. Das Hanſo G., auf deſſen Entſch. 
der 14. Senat des KG, ſich beruft, betont mit Recht die Schwierig⸗ 
eit der eindeutigen Motivierung einer Handlung. Dieſe Schwierig⸗ 
keit, die in Wahrheit eine Unmöglichkeit iſt, beruht aber nicht nur 
auf der vom HanſoOLG. hervorgehobenen Tatſache, daß die beiden 
kotivgruppen im Leben, zumal im Geſchäftsleben, meiſt mitein⸗ 
ander verbunden, ja koordiniert vorkommen, ſondern vor allem 
auch darauf, daß zu dem Nebeneinander ein Hintereinander der Mo⸗ 
ive, ein übereinander der Zwecke tritt, daß m. a. W. eine Rang⸗ 
ordnung der Zwecke Platz greift, indem die Erreichung des einen 
Zweckes wiederum Mittel zur Erreichung eines weiteren Zweckes 
ſein kann. Deshalb kann ein Darlehn, das unzweifelhaft die Merk- 
male einer Vermögensanlage aufweiſt, dennoch aus „reiner Gefällig⸗ 


ſcheidel als wertlos aus. Das Verlangen der Bell., die 625 PM. 
nach ihrem Nennwert angerechnet zu ſehen, da nach der Rechtſpr. d. 
RG. t. J. 1919 nach der Grundſatz Mark - Mark gegolten habe, 
iſt unbegründet. Das RG. hat ſich niemals dahin ausgeſprochen, daß 
Zahlungen aus 1919 ff. bei Schulden, die der allgemeinen Aufwer⸗ 
tung unterliegen, zum Nennbetrag anzurechnen ſeien. Sondern es 
hat nur entſchieden, daß die Ablehnung der Aufwertung bis in den 
Anfang 1923 hinein dem Geldſchuldner nicht zum Verſchulden an⸗ 
zurechnen ſei, da damals die Rechtſprechung den Satz Mark Mark 
vertreten habe (IRdſch. 1925 Nr. 472, 1736, 1861 u. 1865; Warn⸗ 
Rſpr. 1926, 30 Nr. 26; JW. 1926, 1557). Im Gegenteil hat das 
NG., das in einem Falle ausdrücklich Schulden aus dem Jahre 1919 
z. B. aufgewertet hat (Warnftjpr. 1923/24, 162 Nr. 138), den Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt: 

„Wenn ein Rechtsgrundſatz von der Rechtſprechung als irrig 
erkannt und aufgegeben wird, findet der an feine Stelle tretende 
Satz auch auf die zeitlich vor ſeiner Aufgabe liegen⸗ 
den Tatbeſtände Anwendung“ (IRdſch. 1926 Nr. 364). Die 
Erklärung eines Vorbehalts bei Annahme der Zahlung war über⸗ 
flüſſig (Warngiſpr. 1925, 55 Nr. 38; 117 Nr. 93). Sind die 2500 % 
alſo nicht als Friedensmark gedacht geweſen, ſo bleibt ein Reſt von 
1937,50 GM. 

3. Die Bekl. wollen dieſen Betrag auf 937,50 RM. aufwerten, 
der Kl. verlangt 1218 RM., die ihm auch das LG. zugeſprochen hat. 
Der Senat iſt dieſer Entſch. beigetreten. Allerdings verlangt der Kl., 
der bei feiner Berechnungsart von einer 50% igen Aufwertung aus⸗ 
ging, damit eine etwa 60% ige Aufwertung. Der Senat ſieht aber 
den Abzug eines Verelendungsfaktors von 400% als genügend an, zu⸗ 
mal wenn berückfichtigt wird, daß einer der Bekl. jedenfalls erſt 
i. J. 1921 zurückgekommen iſt, der Kl. das Geld von dieſem alfo exit 
1921 erhalten hätte. Auch war dabei die Verminderung der Kauf⸗ 
Kraft der Mark Rechnung getragen. Mit einem Abzug von 400% 
Subſtanzverluſt iſt auch der Vermögensanlage der Bekl. im allge⸗ 
meinen Rechnung getragen. Insbeſ. lag zu einer weiteren Stundung 
der Schuld keine Veranlaſſung mehr vor. Den Ausgleich im Ver⸗ 
hältnis zueinander zu finden, muß der Auseinanderſetzung im 
Innenverhältnis überlaſſen bleiben. 

4. Was die Zinsforderung anlangt, die der Kl. erneut in 
2. Inſtanz für die Zeit vor Erhebung der Kl. erhebt, ſo iſt ſie nur 
für die Zeit nach Stabiliſierung der Mark (20. Nov. 1923) be⸗ 
gründet. Die in der Inflationszeit gezahlten Zinſen waren tatſäch⸗ 
lich nur Rifikoprämien gegen die Entwertung der Mark. Ihre Zu⸗ 
erkennung iſt deshalb hier, wo die Schuld angemeſſen aufgewertet 
wird, in ſich ausgeſchloſſen. 

(KG., 14. 88, Urt. v. 5. März 1926, 14 U 11158/25.) 
Mitgeteilt von RA. Alfred Carlebach, Berlin. 


* 


B. 


Für die Frage, ob die Aufwertung der von den Behl. an den 
Kl. zurückzuzahlenden Schuldſumme die Höhe von 25% des Gold⸗ 
markbetrages zur Zeit der Hingabe des Darlehns überſteigen darf 
oder nicht, iſt es von entſcheidender Bedeutung, nach welchen Rechts⸗ 
grundſätzen die Aufwertung des Darlehns zu erfolgen hat. 


keit“ gerade dieſem Geldſucher gegeben worden ſein. Die Alternative: 
Vermögensanlage oder Gefälligkeitsdarlehn iſt daher unrichtig. Das 
Gefälligkeitsmotiv mag noch ſo ſtark ſein, es iſt keine negative 
Vorausſetzung des Begriffs Vermögensanlage. Vielmehr iſt dieſer 
lediglich nach poſitiven Merkmalen zu beſtimmen. Es ſind die 
vom RG. hervorgehoben: auf gewiſſe Dauer berechnete Verwen⸗ 
dung von Vermögensſtücken zum Zweck der Erhaltung und Nutzung 
des Kapitals. Treffen dieſe Vorausſetzungen zu, ſo iſt es unerheb⸗ 
lich, ob die Anlage einem höheren, vielleicht als treibendes Motiv 
empfundenen altruiſtiſchen Endzweck dient. Dieſer Auffaſſung ſteht 
der 16. Senat näher als der 14. 

In conereto halte ich aber doch die Entf. des 14. Senats 
für richtig. Denn es fehlt au dem poſitiven Tatbeſtand der Ver⸗ 
mögensanlage. Zwar würde das Fehlen einer Kapitalnutzung auf 
ſechs Monate nicht im Wege ſtehen. Es genügt auch der Kapital⸗ 
erhaltungs⸗ (-aufbewahrungs-) Zweck, wenn die Kapitalaufbewah⸗ 
rung, wie hier, ſchon für ſich allein einen ſelbſtändigen Vermögens⸗ 
vorteil darſtellt. Aber gerade in dieſem Falle muß das Moment 
des „Auf⸗Dauer⸗berechnet⸗ſein“ der Kapikalverwendung beſonders 
betont werden. Was der 16. Senat gegen die Kurzfriſtigkeit an⸗ 
führt, iſt m. E. nicht überzeugend. Mag die Überführung des Ver⸗ 
mögens nach Deutſchland für den Darlehensgeber noch ſo wichtig 
geweſen ſein, ſo bedeutet ſie doch keine Vermögens anlage, ſondern 
nur eine Vorbereitung der, wie der 14. Senat mit Recht bemerkt, 
erſt in Deutſchland erfolgenden Anlage. Die Annahme, bei der 
Darlehensgewährung ſei mit einer Rückkehr der Empfänger nach 
Deutſchland binnen ſechs Monaten als Normalfall gerechnet worden, 
ſcheint mir nach dem Geſamtcharakter des Geſchäfts fo naheliegend, 
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Handelt es ſich um eine „Vermögensanlage“ i. S. d. 863 AufwG., 
ſo finden die in dieſem Geſetz enthaltenen Vorſchriften Anwendung. 
Andernfalls findet eine Aufwertung nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften ſtatt. 

Eine Vermögensanlage i. S. d. § 63 Aufwcz. iſt dann als gegeben 
anzunehmen, wenn nach der Abſicht des Darlehnsgebers die Hin⸗ 
gabe des Darlehns der Erhaltung und Nutzung des Kapitals die⸗ 
nen ſollte und die Verwendung des Kapitals auch auf eine gewiſſe 
Dauer berechnet war (vgl. u. a. RG. IW. 1925, 936 ff.; 1926, 
149; Mügel, 8 63 Anm. 1; Schlegelberger, 8 63 Note 2). 

Darlehen, die lediglich aus Freundſchaft und Hilfsbereitſchaft 
gegeben find und bei denen dem Darlehusgeber irgendwelche Vor⸗ 
teile nicht erwachſen, ſind ſog. Gefälligkeitsdarlehen und fallen 
als ſolche nicht unter den Begriff „Vermögensanlage“ (Michaelis, 
Aufw. 60 Anm. 3; Schlegelberger, 863 Note 2; Mügel 127; 
JW. 1925, 280). 

Der Anſicht des Gerichts erſter Inſtanz, es handle ſich hier 
um ein ſolches in der Hauptſache aus Hilfsbereitſchaft gewährtes 
Gefälligkeitsdarlehn, vermag der Senat nicht beizutreten. 

Es mag zugunſten des Kl. unterſtellt und auch durchaus an⸗ 
erkannt werden, daß der Kl. ſeit dem Jahre 1915 die damals in 
Sibirien befindlichen deutſchen Kriegsgefangenen in uneigennützigſter 
Weiſe durch Hingabe von Geld ſowie durch Arbeitsbeſchaffung außer⸗ 
halb des Lagers unterſtützt und dadurch die Not der Gefangenen in 
dankenswerter Weiſe gemildert hat. Ferner mag zugunſten des Kl. 
unterſtellt werden, daß ihn vor Ausbruch der ruſſiſchen Revolution 
bei ſeiner großzügigen Hilfsbereitsſchaft egoiſtiſche Motive in keiner 
Weiſe geleitet haben. Die Frage, ob auch nach Ausbruch der ruſſi⸗ 
ſchen Revolution und der damit um ſich greifenden Unſicherheit ſowie 
Beſitz und Vermögensgefährdung in Rußland den Kl. nur noch der 
Wille geleitet hat, den Gefangenen zu helfen, muß der Senat auf 
Grund der ganzen Verhältniſſe ſowie der nunmehr in ſyſtematiſcher 
Weiſe und in beſonders großem Umfange gewährten Darlehen ver⸗ 
neinen. Maßgebend für dieſe Verneinung waren unter anderem ins⸗ 
beſ. folgende Tatſachen: 

Der Kl. hat insbeſ. nach Ausbruch der ruſſiſchen Revolution 
faſt ſein ganzes Vermögen im Werte von mehreren hunderttauſend 
Rubeln in kleineren Beträgen den in Sibirien befindlichen deutſchen 
Kriegsgefangenen hauptſächlich zur Ermöglichung ihrer Flucht als 
Darlehen gewährt. Er hat, ſoweit dem Senat bekannt ift, in den 
meiſten Fällen die Rückzahlung der Schuldſumme auf ſein Bankkonto 
in Berlin vereinbart. Auf dieſe Weiſe mußte alſo der größte Teil 
des Vermögens des Kl. aus dem in völlig ungeklärten Verhältniſſen 
ſich befindlichen Rußland nach Deutſchland und damit in Sicherheit 
gelangen. Für die weitere Annahme, daß der Kl. dieſe Kapitalsüber⸗ 
führung nach Deutſchland nicht nur deshalb vorgenommen hat, um 
den Gefangenen zur Flucht zu verhelfen, ſondern auch gleichzeitig, um 
ſich ſelbſt eine Exiſtenz und Sicherſtellung ſeines Vermögens in ge⸗ 
ordneten Verhältniſſen zu verſchaffen, ſpricht der Umſtand, daß der 
Kl. ſich damals mit der Abſicht trug, in die chineſiſche Mongolei über⸗ 
zuſiedeln und dort Großhandel mit Fellen zu treiben, weil er den 
unerquicklichen revolutionären Verhältniſſen in Rußland entgehen 
wollte. Der Kl. hat hierdurch ſelbſt klar zu erkennen gegeben, daß 
ihm der bisherige Aufenthalt in Omsk wegen der ihm perjönlich ſowie 
ſeinem Vermögen drohenden Gefahren nicht mehr zuſagte und er 
von den beiden Möglichkeiten, nach der chineſiſchen Mongolei aus⸗ 
zuwandern oder nach Deutſchland zu gehen, ſich für die letztere 
entſchieden hatte. Wenn er ſein Geld alſo bisher lediglich zur Lin⸗ 
derung der Not der Kriegsgefangenen gegeben hatte, ſo gab er es 
nunmehr hauptſächlich zur Ermöglichung der Flucht und damit 
gleichzeitig zum Zweck der Überführung der Darlehnsbeträge nach 
Deutſchland. Er diente damit wie bisher in beſonderer Weiſe dem 
Intereſſe der Kriegsgefangenen, verband aber jetzt gleichzeitig hier⸗ 
mit die Durchführung ſeines eigenen Entſchluſſes, d. h. Wohnſitzver⸗ 
legung und Vermögensüberführung nach Deutſchland. Er vereinbarte 
die Rückzahlung der Darlehnsbeträge auf ſein Konto in Berlin in 


der Abſicht, auf dieſe Weiſe vor ſeiner perſönlichen Überſiedlung nach 


Deutſchland ſein Vermögen in Form dieſer ſchuldrechtlichen Ver⸗ 
pflichtungen herüberzuſchaffen. Eine beſondere Gefahr dafür, daß 
hierbei größere Verluſte eintreten könnten, beſtand um jo weniger, 
als immer vier Kriegsgefangene als Geſamtſchuldner einen Schuld⸗ 
ſchein unterzeichnet hatten und weil die Perſönlichkeit der Kriegs⸗ 
gefangenen, denen die Darlehen gewährt wurden, eine gewiſſe Sicher⸗ 
heit für die Einlöſung der übernommenen Schuld boten. Wenn auch 
die Bedingungen und der Inhalt der Schuldſcheine nicht von dem 


daß der 16. Senat das Gegenteil näher hätte begründen muüſſen. Das 
Darlehen war ſeinem Geſamtcharakter nach doch wohl nicht auf länger 
„berechnet“. 

Zu den in den Entſch. behandelten Einzelfragen möchte ich nur 
das eine bemerken: Aus der Tatſache, daß der Grundſatz Mark — 
Mark erſt viel ſpäter von der Rechtſprechung aufgegeben worden iſt, 
folgt allerdings, wie der 14. Senat mit Recht bemerkt, nicht mit 
Rechts notwendigkeit, daß eine Zahlung aus dem Jahre 1919 zum 
Nennbetrag anzurechnen iſt. Aber umgekehrt iſt es ebenſo verfehlt, 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Kl., ſondern von den einzelnen Lagerkommiſſionen feſtgeſetzt wor⸗ 
den ſind, ſo bleibt doch immerhin die Tatſache beſtehen, daß der Kl. 
dieſe für ihn durchaus günſtige geſamtſchuldneriſche Haftung nicht 
nur angenommen hat, weil die Lagerkommiſſion es ſo vorgeſchlagen 
hatte, ſondern auch gleichzeitig deshalb, weil dieſe Form der Haftung 
ihm zur ſpateren Erlangung der ausgeliehenen Betrage eine größere 
Sicherheit bot. Auch wird die Behauptung des Kl., er habe die Dar⸗ 
lehen auf Bitten der Kriegsgefangenen bzw. der Lagerkommiſſion ge⸗ 
währt, und nicht durch Vermittlung ſeiner Agenten, die die Ge⸗ 
fangenenlager an den verſchiedenſten Orten ſyſtematiſch bereiſt hätten, 
um das Geld unterzubringen, als wahr unterſtellt. Das vermag aber 
den Senat in ſeiner gewonnenen Überzeugung auch nicht zu er⸗ 
ſchüttern. Der Kl. hat ſich die ſich ihm durch Erſuchen der Kriegs⸗ 
gefangenen bzw. der Lagerkommiſſion bietende Gelegenheit zunutze 
gemacht und dadurch ſowohl den Kriegsgefangenen wie ſich und ſei⸗ 
ner Familie geholfen. 

Alle dieſe vorliegenden Umſtände laſſen dem Senat keinen 
Zweifel, daß die Hingabe der Darlehen an die Kriegsgefangenen, 
und damit im vorl. Falle auch an die Bekl., auch der Erhaltung des 
Vermögens des Kl. nach deſſen Willen dienen ſollte. 


Daß der Kl. bei der Hingabe der Darlehen an die Kriegs⸗ 
gefangenen ſich wahrſcheinlich unter anderem auch durch deren Elend 
hat mitbeſtimmen laſſen, alſo mit der Geldgewährung auch ihnen 
hat gefällig fein wollen, wird hiermit ausdrücklich zugunſten des Kl. 
unterſtellt. Die Darlehnshingabe lag diesfalls eben im Intereſſe bei» 
der Parteien, und zwar in dem der Kriegsgefangenen, weil ſie 
ihnen die Flucht ermöglichte, in dem des Kl., weil ſie ihm die Her⸗ 
überſchaffung des Vermögens ins Ausland und damit deſſen Er⸗ 
haltung vor einem eventuellen Zugriff der Sowjetregierung möglich 
machte. Wenn aber ein Darlehn der Erhaltung und Nußung des 
Kapitals dient, ſo wird die hierdurch erzeugte Beſchaffenheit einer 
Vermögensanlage nicht dadurch beſeitigt, daß der Darlehnsgeber bei 
dieſer Verwendung des Kapitals den Darlehnsnehmern zugleich ge⸗ 
fällig fein wollte (RG. JW. 1926, 149). Die Abſicht des Kl., 
den Bekl. mit der Darlehnsgewährung auch gefällig zu ſein, kann 
hier um ſo weniger der Darlehnshingabe den Charakter einer Ver⸗ 
mögensanlage nehmen, weil nach Lage der Verhältniſſe davon aus⸗ 
zugehen iſt, daß nach dem Willen des Kl. in nicht unerheblichem 
Maße der Zweck der Darlehnsgewährung für ihn in der Herüber⸗ 
ſchaffung feines Vermögens nach Deutſchland und damit in der Er⸗ 
haltung ſeines Kapitals beſtanden hat. Ebenſowenig wie hiernach 
eine etwa vorhandene Abſicht des Kl., den Bekl. durch die Dar⸗ 
lehnsgewährung auch gefällig zu ſein, dem dieſen gewährten Dar⸗ 
lehen die Eigenſchaft einer Vermögensanlage nehmen kann, wird 
dieſe hier auch durch eine Kurzfriſtigkeit des gewährten Darlehns 
beſeitigt. 

Im erſten Entw. d. 3. Steuer Not VO. waren Darlehen für eine 
Zeit unter ſechs Monaten grundſätzlich von den AufwVeſtimmungen 
ausgeſchloſſen. Wenn auch eine derartige Beſtimmung weder in der 
VO. ſelbſt noch in dem AufwGG. Aufnahme gefunden hat, ſo iſt doch 
als Rahmen für den Begriff eines kurzfriſtigen Darlehns ungefähr 
der Zeitraum von ſechs Monaten anzunehmen. Nach dem Schuldſchein 
war das Darlehn für die erſten ſechs Monate nach Hingabe unver⸗ 
verzinslich, von da ab mit 60% verzinslich und ſpäteſtens vier Wochen 
nach Rückkehr nach Deutſchland zurückzuzahlen. Daraus, daß die 
Parteien nach ſechs Monaten noch beſonders eine Verzinſung ver⸗ 
einbarten, iſt zu entnehmen, daß die Parteien von vornherein mit 
der Möglichkeeit rechneten, daß das Darlehn nicht ſchon nach 
ſechs Monaten, ſondern erſt ſpäter zurückgezahlt werden würde. Die 
Hingabe des Darlehns erfolgte mithin nicht nur auf ſechs Monate, 
ſondern auf unbeſtimmte Zeit, da ja die Fälligkeit von einer Be⸗ 
dingung, der Rückkehr nach Deutſchland, abhängig gemacht war, deren 
Eintritt zur damaligen Zeit keineswegs vorauszuſehen oder mit Be⸗ 
ſtimmtheit oder großer Wahrſcheinlichkeit innerhalb einer beſtimmten 
Zeitſpanne zu erwarten war. Unter dieſen Umſtänden kann das vorl. 
Darlehn nicht als kurzfriſtiges bezeichnet werden, vielmehr iſt davon 
auszugehen, daß die Verwendung des Kapitals bei der Darlehns⸗ 
hingabe auch auf eine gewiſſe Dauer berechnet war. 


(KG., 16. 3 8., Urt. v. 9. Juni 1926, 16 U 1600/6.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dullien, Berlin. 


* 


anzunehmen, daß auf dem Gebiete der freien Aufwertung Zahlungen 
aus dem Jahre 1919 ohne weiteres nur zum Goldwert anzurechnen 
ſeien. Das würde zu einer Wiederaufrollung längſt erledigter Rechts⸗ 
verhältniſſe führen, die in dieſem Umfange ſchlechterdings unerträgli 
wäre. In der Regel ſind Zahlungen aus dem Jahre 1919 zum Nenn⸗ 
betrag anzurechnen. Nur bei Rechtsverhältniſſen, die dem täglichen 
Wirtſchaftsverkehr entrückt oder auf Dauer berechnet ſind, läßt 
ſich eine Ausnahme rechtfertigen. 


Prof. Dr. Locher, Erlangen. 
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Hamburg. 


5. 8 11 RErbban O. v. 15. Jan. 1919. Iſt nach Lan⸗ 
desrecht der Erwerb von Grundſtücken durch Ausländer 
don einer behördlichen Genehmigung abhängig, fo iſt die 
gleiche Genehmigung für die Beſtellung eines Erbbau⸗ 
rechtes zugunſten der Ausländer erforderlich. 7) 


„ Das GVA. hat die Eintragung eines von der Stadt G. be⸗ 
willigten Erbbaurechts von der Beibringung des Staatsangehörigkeits⸗ 
ausweiſes des Erbbauberechtigten abhängig gemacht, weil der Erwerb 
eines Erbbaurechts durch Ausländer nach § 28 AG BGB. von der 
Genehmigung des Staats abhängig ſei. Das LG. hat die Beſchwerde 
ber Stadt hiergegen zurückgewieſen. Die Stadt hat weitere Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. 

Sie meint, die Vorſchrift 8 28 ABGB. könne für ein neu 
zu beſtellendes Erbbaurecht im Hinblick auf 8 11 der RErbbau VO. 
d. 15. Jan. 1919 nicht mehr zur Anwendung kommen. Das iſt ine 
deffen rechtsirrig. Es iſt richtig, daß durch § 11 a. a. O. die Be⸗ 
ſtimmung d. 81017 Abſ. 2 BGB. teilweiſe außer Kraft geſetzt iſt. 
Erbbaurecht wird nicht mehr durch Auflaſſung und Eintragung er⸗ 
worben, ſondern in den für die Beſtellung eines das Eigentum be⸗ 
ſchränkenden oder belaſtenden dinglichen Rechts beſtellt. Es iſt aber 
nicht entſcheidend, in welcher Form der Erwerb ſtattfindet. Nach 

11 a. a. O. finden auf das Erbbaurecht, abgeſehen von den Vor⸗ 
ſchriften des BGB. über die Arten des Eigentumserwerbes an Grund⸗ 
ſtücken, die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften entſpr. An⸗ 
wendung. Danach ſind Art. 88 EGBGB. und die nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift unberührt gebliebenen landesgeſetzl. Vorſchriften, welche den 

werb von Grundſtücken durch Ausländer von ſtaatlicher Genehmi⸗ 
gung abhängig machen, in Kraft und auf das Erbbaurecht entſpr. an⸗ 
zuwenden. Es iſt alſo die Vorſchrift 8 28 Ac BGB., welche bereits 
nach früherem hamburgiſchen Rechte galt, bei der Beſtellung eines Erb⸗ 
baurechts zu beachten. Verfehlt iſt die Anſicht der BeſchwFührerin, 
auf neu zu beſtellendes Erbbaurecht fänden nach 811 die Vorſchriften 
über Grundſtücke überhaupt keine Anwendung. Sie finden Anwen⸗ 
wendung, ſoweit ſich aus der VO. nicht ein anderes ergibt. Die Form 
der Beſtellung und der Inhalt des Rechts richten ſich nach der VO. 
Soweit aber Vorſchriften vorhanden find, die ſich auf Grundſtücke 
beziehen und nicht der VO. widerſprechen — und zu dieſer gehört 
8 28 ABGB. —, ſind ſie auf neu zu beſtellende Erbbaurechte an⸗ 
zuwenden. 


(OG. Hamburg, 1. 8S., Beil. v. 8. Juli 1927, F 115/27.) 
Mitgeteilt von Bürgermeiſter J. Weltzien, Geeſthacht. 


Zu 5. Die Begründung obiger Entſch. iſt durchaus überzeugend. 
Nach § 11 RErbbau BO. finden die auf Grundſtücke ſich beziehenden 
Vorſchriften auf das Erbbaurecht Anwendung. Daß für den Erwerb 
des Erbbaurechts die Auflaſſungsform nicht mehr gilt, kann an der 
materiellrechtlichen Beurteilung nichts ändern. Die Vorſchrift des 
Art. 88 EGBGB. betrifft nicht die Form des Erwerbs, ſondern ent⸗ 
hält eine ſachliche Beſchränkung des Rechtserwerbs der Ausländer. 
Ihre Geltung wird daher nicht dadurch berührt, daß die Auflaſſungs⸗ 
form für das Erbbaurecht abgeſchafft iſt. 

RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


Zu 6. Bis zum 31. März 1918 wurde für jedes auf den 
deutſchen Bahnen beförderte Gut die Fracht nach der tatſächlich durch⸗ 
laufenen Strecke berechnet, die durch die Kriegsverhältniſſe bedingte 
ſchwierige Betriebslage der Eiſenbahn führte dann aber dazu, nach An⸗ 
hörung der ſtändigen Tarifkommiſſion der deutſchen Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen, die im September 1917 in Schwerin tagte, eine Mindeſt⸗ 
entfernung für Stückgut und Wagenladungen einzuführen und 
dieſe auf 10 km feſtzuſetzen. Wie der Verhandlungsbericht der Tarife 
kommiſſion ergibt, lag dieſer Feſtſetzung in der Hauptſache die Er⸗ 
wägung zugrunde, daß bei Transporten auf nahe Entfernungen die 
aufkommenden Frachten den Leiſtungen der Eiſenbahn nicht ent⸗ 
ſprächen; dieſe Transporte ſollten daher durch eine hohe Fracht mög⸗ 
lichſt von der Bahnbeförderung ferngehalten werden. 

Nun kam und kommt es aber — und zwar namentlich im Ver⸗ 
kehr mit kleineren Stationen — vor, daß ein direkter Tarif zwiſchen 
dem Aufgabeort des Gutes und der Empfangsſtation nicht beſteht; 
in dieſem Falle berechnet die Güterabfertigung des Aufgabeortes die 
Fracht nur bis zu der Station, welche der Empfangsſtation am 
nächſten liegt und für die ein direkter Tarif gegeben iſt. Es findet 
dann an der Zwiſchenſtation die „Umbehandlung“ ſtatt, d. h. es wird 
hier die am Aufgabeort mangels direkten Tarifs nicht berechnete 
Fracht für die noch zu durchlaufende Strecke ab Zwiſchenſtation bis 
zur Empfangsſtation ermittelt. Liegt nun die Zwiſchenſtation zur 
Empfangsſtation näher als 10 km, fo würde für dieſe Reſtſtrecke ſeit 
der neuen Beſtimmung des Tarifs ab 1. April 1918 die Mindeſt⸗ 
entfernung zu berechnen ſein, wenn nicht die im zweiten Abſatz 
obiger Entſch. erwähnte Sonderbeſtimmung für den Fall der Um⸗ 


Köln. 


&. Unter „Umbehandlung i. S. des deutſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Gütertarifs“ iſt die Ausübung aller auf die Anwen⸗ 
dung der indirekten Tarife gerichteten Förmlichkeiten zu 
verſtehen — Die Miadeſtentfernungsklauſel iſt im inter» 
nationalen Verkehr nicht anwendbar. f) 

Nach Aul. 1 zu Punkt 8 des Abkommens über den Güterver⸗ 
kehr zwiſchen Belgien, Frankreich, Luxemburg einerſeits und Deutſch⸗ 
land ſowie dem Saargebiet andererſeits, enthalten in der Niederſchrift 
über die am 29., 30. und 31. Juli 1920 in Baſel abgehaltene Kon⸗ 
ferenz (gültig ab 1. Okt. 1920) „übernehmen die unten genannten 
Eiſenbahnverwaltungen — zu denen u. a. die belgiſchen und franzö⸗ 
ſiſchen Verwaltungen ſowie die deutſchen Eiſenbahnen gehören — die 
Beförderung von Gütern... zwiſchen den Stationen der belgiſchen, 
franzoſiſchen, luxemburgiſchen Eiſenbahnen einerſeits und denen der 
deutſchen ſowie der Saarbahnen andererſeits auf Grund der Be⸗ 
ſtimmungen des Internationalen Übereinkommens 
über den Eiſenbahn verkehr“. Nach Art. 11 Ill. über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr Abſ. 1 Satz 1 erfolgt die Berechnung der 
Fracht nach Maßgabe der zu Recht beſtehenden gehörig veröffentlichten 
Tarife. Nach der hier in Frage kommenden Beſtimmung des Deut⸗ 
ſchen Eiſenbahn⸗Gütertarifs wird die Fracht für eine Mindeſtentfer⸗ 
nung von 10 km erhoben, ausgenommen bei Umbehandlung 
mangels direkter Tarife. Wie Pienig („Der Verkehr” 
Nr. 20) überzeugend darlegt, iſt unter „Umbehandlung“ i. S. des 
Deutſchen Gütertarifs die Ausübung aller auf die Anwendung der 
indirekten Tarife gerichteten Förmlichkeiten zu verſtehen. Zwiſchen der 
deutſchen Eiſenbahn einerſeits und den belgiſchen bzw,. franzöſiſchen 
Eiſenbahnen andererſeits beſtand zu der hier in Frage kommenden Zeit 
ein direkter Tarif von A. aus nach belgiſchen oder franzöſiſchen Stationen 
nicht. Es mußte deshalb eine Umbehandlung der Güter über den 
Grenzpunkt K. ſtattfinden. Dieſer Punkt iſt ein nur gedachter Punkt, 
gedacht zu Zwecken der Umbehandlung mangels Beſtehens direkter 
Tarife, während beim Beſtehen direkter Tarife dieſer Punkt nicht er⸗ 
forderlich geweſen wäre. Mit Recht weiſt auch das LG. darauf hin, 
daß das Baſeler Abkommen in 88 der beſonderen Beſtimmungen 
einen Umbehandlungsverkehr bei durchgehenden Sendungen vorſieht 
und in der Anlage die Grenzpunkte als Umbehandlungspunkte be⸗ 
zeichnet. Für die Entſcheidung der Frage, ob bei durchgehenden Sen⸗ 
dungen, welche für das Ausland beſtimmt find, die Grenzpunkte als 
Umbehandlungspunkte mangels direkter Tarife anzuſehen ſind und 
demgemäß für ſolche Sendungen die Berechnung der Fracht unter An⸗ 
nahme einer Mindeſtentfernung von 10 km nicht zuläſſig iſt, iſt 
nicht zum wenigſten auch die Erwägung von Bedeutung, daß — un⸗ 
ſtreitig — für die Einführung des Mindeſttarifes der Grund beſtim⸗ 


behandlung ausdrücklich das Gegenteil anordnete mit dem Zweck, den 
Verſender nicht unter dem Mangel eines direkten Tarifs leiden 
zu laſſen. 

Ein ſolcher direkter Tarif war vor dem Krieg auch zwiſchen den 
deutſchen Eiſenbahnverwaltungen und den meiſten Nachbarſtaaten ver⸗ 
einbart, insbeſondere auch den ſpäter feindlichen Ländern; durch den 
Krieg galt dieſer Tarif als aufgehoben, und er wurde auch in der 
Nachkriegszeit nicht wieder in Kraft geſetzt. Auch das in obigem Ur⸗ 
teil erwähnte Baſeler Abkommen ſtellte den direkten Tarif nicht 
wieder her. 

Als nach Kriegsende und JV. die Ausfuhr nach den ehemals 
feindlichen Ländern wieder begann und in der Folgezeit immer ſtärker 
wurde, machte ſich das Fehlen des direkten Tarifs für den Verkehr 
nach dem Auslande inſofern ſtorend bemerkbar, als nunmehr alle 
für die ehemaligen Feindſtaaten beſtimmten Güter zunächſt einem an 
der Grenze wohnenden Spediteur zur Zollbehandlung und Weiter⸗ 
beförderung auf internationalem Frachtbrief zugeleitet werden mußten. 
Da die Grenzſtationen vielfach nur einige wenige Kilometer von der 
deutſchen Grenze entfernt liegen, fo durchliefen die zur Ausfuhr be⸗ 
ſtimmten Sendungen von der Neuaufgabe durch den Spediteur ab 
auf deutſchem Gebiet nur mehr eine ganz kurze Strecke, und mangels 
direkten Tarifs hatte die Güterabfertigung der deutſchen Grenzſtation 
lediglich die Fracht für die in der Regel weniger als 10 km betragende 
Strecke zu berechnen. Hierbei wurde nun in vielen Fällen von der 
Mindeſtentfernungsklauſel Gebrauch gemacht und die von dem Spedi⸗ 
teur zu zahlende Fracht nach einer Strecke von 10 km berechnet, eine 
Maßnahme, die bei umfangreichen Sendungen naturgemäß zu einer 
erheblichen Verteuerung der ausgeführten Güter führte. Die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung glaubte dieſe Art der Frachtberechnung mit der an 
ſich unbeſtreitbaren Tatſache rechtfertigen zu können, daß die Sendung 
auf deutſchem Gebiet von der Aufgabe an der Grenzſtation ab weniger 
als 10 km reiſe und für ſie daher die tarifliche Mindeſtentfernung 
in Anrechnung zu bringen ſei. — 

Gegen dieſes Verfahren wendet das obige Urteil ſich mit zu⸗ 
treffenden Erwägungen, und es ſtellt in Übereinſtimmung mit den 
Verhandlungen der Tarifkommiſſion feſt, daß die Grenzbehandlung 
deutſcher Ausfuhrgüter ebenſo als eine Umbehandlung zu betrachten 
iſt wie die Umbehandlung mangels direkter Tarife im innerdeutſchen 
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mend geweſen ijt, daß die Bekl. nach Möglichkeit die ganz kurzen 
Beförderungen, bei denen, was die formelle Behandlung der Sendung 
anlangt, dieſelben Unkoſten entſtehen wie bei Sendungen auf größeren 
Strecken, ihrem Betriebe fernhalten wollte. Während nun dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt für innerdeutſche Strecken zutrifft, die insgeſamt unter 
10 km betragen, kann er nicht für zutreffend erachtet werden für 
Fälle der vorliegend ſtreitigen Art, in denen zwar innerhalb des 
deutſchen Eiſenbahngebietes eine Strecke unter 10 km durchlaufen 
wird, aber nur als Teilſtrecke einer größeren Geſamtbeförderungs⸗ 
ſtrecke. Solche Beförderungen dem deutſchen Eiſenbahnverkehr fern⸗ 
zuhalten, lag durchaus nicht in der Abſicht der deutſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung bei Schaffung der hier in Frage kommenden Beſtim⸗ 
mungen des Eiſenbahn⸗Gütertarifs. Es muß deshalb als ausgeſchloſſen 
gelten, daß für nicht 10 km betragende Strecken der vorliegenden Art 
eine Mindeſtgebühr zu fordern beabſichtigt war. Endlich iſt nicht ohne 
Bedeutung, daß auch nach der Anſicht der ſtändigen Tarifkommiſſion, 
welche niedergelegt iſt in dem Bericht über die 119. Sitzung vom 
13./14. Sept. 1917, Umbehandlungen mangels direkter Tarife nicht 
nur im Verkehr deutſcher Bahnen untereinander, ſondern auch in dem 
Verkehr mit dem Auslande vorkommen können. 
(OLG. Köln, 8. ZS., Urt. v. 11. Juli 1926, 8 U 35/25.) 


* 


Darmſtadt. b) Strafſachen. 


7. 88 18, 19 GVG. Die Frage, ob einer Perſon das 
Recht der Exterritorialität zuſteht, unterliegt der Ent- 
ſcheidung durch die ordentlichen Gerichte. +) 


Der Angeſch. hatte gegen die Eröffnung der Vorunterſuchung 
Einwand erhoben und damit begründet, daß er als Mitglied oder 
Bedienſteter einer fremden Miſſion exterritorial und ſomit (88 18 
u. 19 GG.) der deutſchen Strafgerichtsbarkeit entzogen ſei. Sein 
Einwand wurde verworfen. Man ging im Anſchluß an ein Gutachten 
eines Rechtslehrers von der Auffaſſung aus, daß die Frage, ob einer 
beſtimmten Perſon das Recht der Exterritorialität zuſtehe, der Entſch. 
der ordentlichen Gerichte entzogen ſei, daß die ordentlichen Gerichte 
vielmehr formell an die Erklärung des auswärtigen Amtes ge⸗ 
bunden ſeien. 

Nach dem Erlaß dieſes Beſchluſſes iſt die Vorunterſuchung 
auf neue Auklagepunkte ausgedehnt worden. Der Angeſch. hat er⸗ 
neut Einwendungen erhoben und ſie in gleicher Weiſe wie früher be⸗ 
gründet. Durch Beſchluß des LG. ſind die Einwendungen verworfen. 

Bei der Entſch. der ſofortigen Beſchwerde ging das OLG. von 
folgenden Erwägungen aus: 

Die nunmehr zum Teil von dem Angeſch., zum Teil von Amts 
wegen herbeigeſchafften Rechtsgutachten einer ganzen Reihe von 
Lehrern des Völkerrechts und Außerungen des Auswärtigen Amts 
geben Anlaß, die in dem früheren Beſchluß des Senats nieder⸗ 
gelegten Rechtsauffaſſung einer Nachprüfung zu unterziehen. Das 
erkennende Gericht kann nach dieſer erneuten Prüfung ſeine frühere 
Anſicht, wonach die Erklärung des Auswärtigen Amts über die Ex⸗ 
territorialität die Gerichte formell bindet, nicht mehr aufrecht er⸗ 
halten, kommt vielmehr zu der Auffaſſung, daß dem Gericht die 
ſelbſtändige Entſch. dieſer Frage obliegt. Nach deutſchem Staats⸗ 
und Verwaltungsrecht ſind die Gerichte nur in den in einzelnen Ge⸗ 
ſetzen feſtgelegten Fällen, von denen hier keiner vorliegt, an die 
Auffaſſung von Verwaltungsbehörden gebunden. Auch das Auswärtige 
Amt vertritt dieſe Meinung und erklärt, „zu keiner get fei ber 
Standpunkt vertreten worden, daß feine Meinung für die Urteils⸗ 
findung eines deutſchen Gerichts bindend ſei“. 

Die Frage, ob der Angeſch. exterritorial iſt, iſt allein nach 
innerſtaatlichem Recht zu beantworten. Grundſätze des zwiſchenſtaat⸗ 
lichen, des Völkerrechts ſind nur inſoweit anzuwenden, als ſie, ſei 
es durch ausdrückliche Vorſchrift, ſei es durch Gewohnheitsrecht oder 
durch ſchlüſſige Handlung als innerſtaatliches Geſetz anerkannt ſind. 

Nach 8 18 GVG. erſtreckt ſich die inländiſche Gerichtsbarkeit 
nicht auf die Chefs und die Mitglieder der bei dem Deutſchen Reiche 
beglaubigten Miſſionen; nach 8 19 findet dieſe Beſtimmung auf die 
Familienmitglieder und das Geſchäftsperſonal der in 8 18 erwähnten 
Perſonen gleichfalls Anwendung. 

Aus dieſen Beſtimmungen ergibt ſich nicht, unter welchen Um⸗ 
ſtänden und Vorausſetzungen eine Perſönlichkeit als Mitglied einer 


Frachtverkehr, die frachtverteuernde Mindeſtentfernungsklauſel alſo im 
internationalen Verkehr überhaupt nicht anwendbar iſt. 

Es ſei noch bemerkt, daß durch den neuen deutſchen Eiſenbahn⸗ 
Gütertarif Teil I Abt. B 8 1 mit Wirkung v. 15. April 1924 ab die 
Mindeſtentfernung auf 5 km herabgeſetzt worden iſt. 


RA. Dr. Boſch, Köln. 


Zu 7. Der Beſchluß enthielt völkerrechtlich bedeutſame Feſt⸗ 
ſtellungen, denen zugeſtimmt werden muß. 

Vor allem ſteht feſt, daß eine Erklärung des auswärtigen Amtes 
über die Exterritorialität einer Perſon die Gerichte nicht bindet, dieſen 
vielmehr die ſelbſtändige Entſch. obliegt. Das Auswärtige Amt 
ſelbſt vertritt denn auch dieſe Anſicht. Für die Entſch. iſt maßgebend 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


bei dem Deutſchen Reich beglaubigten Miſſion oder als Geſchäfts⸗ 
perſonal uſw. anzusehen iſt. Das Geſetz bedarf alſo inſoweit der Er⸗ 
gänzung. Naturgemäß kann dieſe Ergänzung nur dem Völkerrecht 
entnommen werden; hier greift nun Art. 4 der Reichsverfaſſung b. 
11. Aug. 1919 ein, wonach die allgemein anerkannten Sätze des 
Völkerrechts als bindender Beſtandteil des deutſchen Reichsrechts an⸗ 
zuſehen ſind. 

Bei der Beurteilung der hier zu entſcheidenden Frage iſt von 
dem als Grundlage allen Völkerrechts anerkannten Grundſatz der 
Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit der einzelnen Staaten auszu⸗ 
gehen. Von dem aus dieſem Grundſatz folgenden Recht der unbeding⸗ 
ten Herrſchaft über alle Perſonen und Sachen, die ſich im Staats⸗ 
gebiet befinden, bildet das Recht der ſog. Exterritorialität eine Aus⸗ 
nahme. Sie iſt als Ausnahme einſchränkend zu interpretieren. 

Als unbeſtrittene Folgerung aus dem Grundſatz der Unab⸗ 
hängigkeit der Staaten ergibt ſich, daß kein Staat rechtlich ge⸗ 
zwungen iſt, die Geſandtſchaft irgendeines anderen Staates zu emp⸗ 
fangen. Die weitere logiſche Folge iſt aber, daß auch kein Staat 
verpflichtet iſt, wenn er den völkerrechtlichen Verkehr durch beider⸗ 
ſeitige Geſandtſchaften mit einem anderen Staate aufnimmt, irgend⸗ 
eine beſtimmte Perſon als Mitglied einer fremden Miſſion zu emp⸗ 
fangen. Die Annahme, daß ein Staat rechtlich genötigt werden 
könnte, irgendeine beſtimmte Perſon als Mitglied einer fremden 
Miſſion anzunehmen, widerſpricht dem Grundſatz der Unabhängigkeit 
und bedürfte als Ausnahme von dieſem Grundſatz des ſtrikten Nach⸗ 
weiſes, und könnte nur gelten, wenn er ſich als poſitives Gewohn⸗ 
heitsrecht entwickelt hätte. 

Ein ſolcher Nachweis iſt aber nicht geführt. Für die Perſon 
des Geſandten ſelbſt iſt der oben aufgeſtellte Grundſaß durch poſitive 
Übung im zwiſchenſtaatlichen Verkehr als rechtlich bindend für den 
Friedensverkehr durch die Einholung des ſog. Agrements anerkannt, 
für nachgeordnete Beamte der Geſandtſchaft, für Bedienſtete uſw. 
wird eine ſolche vorgängige Genehmigung nicht eingeholt. Der Grund 
liegt einzig in der geringeren Bedeutung dieſer Stellen. Aus der ge⸗ 
ſchilderten Übung darf aber nicht geſchloſſen werden, daß der Emp⸗ 
fangsſtaat rechtlich verpflichtet ſei, jeden nachgeordneten Beamten der 
Miſſion zu empfangen und damit als exterritorial anzuerkennen. 
Dieſe Folgerung müßte als poſitives Gewohnheitsrecht nachgewieſen 
ſein; ſie ergibt ſich nicht aus der Nichteinholung des vorgängigen 
Agrements, auch nicht daraus, daß ein Fall einer ſolchen Zurück⸗ 
weiſung nicht bekannt geworden iſt. Sie könnte nur anerkannt wer⸗ 
den, wenn eine Zurückweiſung eines ſolchen nachgeordneten Beamten 
durch den Empfangsſtaat von dem Abſendeſtaat nicht anerkannt und 
von dem Empfangsſtaat darauf aus Rechtsgründen, nicht aus politi⸗ 
ſchen Gründen nicht aufrechterhalten worden wäre. Nach alledem iſt 
zu fagen: ein nachgeordneter Beamter erlangt in der Regel als Folge 
der Ernennung durch den Abſendeſtaat die Exterritorialität, verliert 
fie aber, ſobald der Wille des Empfangsſtaates, ihn nicht zu emp⸗ 
fangen, klar und deutlich dem Abſendeſtaat bekannt wird. 

Dieſes vom Auswärtigen Amt vertretene, aus dem grund⸗ 
legenden Rechtsſatz von der Unabhängigkeit der Staaten gefolgerte 
Auffaſſung entſpricht der Praxis der engliſchen Gerichte (vgl. die 
Entſch. des court of appeal v. 1. Juni 1891). 

Als weitere Folgerung ergibt ſich, daß die Exterritorialität über⸗ 
haupt nicht entſteht, wenn dem Abſendeſtaat ſchon bei der Ernennung 
bekannt it, daß der Ernannte dem Empfangsſtaat nicht genehm iſt. 
Eine andere Auffaſſung wäre für den Empfangsſtaat untragbar. 

Außer durch die eben behandelte Erklärung des Empfangs⸗ 
ſtaates erliſcht die Exterritorialität einer beſtimmten Perſon durch 
Verzicht des Abſendeſtaates und durch Löſung des Anſtellungsver⸗ 
hältniſſes zu dem Abſendeſtaat. Die zuletzt genannte Art des Er⸗ 
löſchens iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, über die kein Wort verloren 
zu werden braucht. Der Verzicht kann von dem Abſendeſtaat allein 
erklärt werden, ohne daß es der Zuſtimmung des von dem Verzicht 
betroffenen Beamten bedurfte. Das Recht der Exterritorialität iſt 
nicht im perſönlichen Intereſſe der Mitglieder der Miſſion, ſondern 
ausſchließlich im Intereſſe des Abſendeſtaates — ne impedia tur 
legatio! — gegeben. 

Bei der Anwendung dieſer Rechtsgrundſätze auf den vorliegenden 
Fall muß vorweg ſcharf betont werden, daß es ſich nur um die 
Entſch. der prozeſſualen Frage handelt, ob die Strafverfolgung gegen 


das innerſtaatliche und — unter den in dem Urteil genannten Voraus- 
ſetzungen — das Völkerrecht. 

Wer iſt Mitglied einer Miſſion, wer gehört zu deren Gefchätt?- 
perſonal? (88 18, 19 GVG.) Das iſt hier die Frage. Und da iſt in 
der Tat von dem als Grundlage allen Völkerrechts anerkannten 
Grundſatz der Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit der einzelnen 
Staaten auszugehen. Die Mitglieder einer Miſſion können dem 
Empfangsſtaat nicht aufgenötigt werden. Bez. der Chefs iſt das durch 
die Einrichtung des Agrements anerkannt. Bez. der nachgeordneten 
Beamten einer Miſſion bedarf es keiner förmlichen Genehmhaltung, 
und ein ſolcher Mann iſt infolge der Ernennung in der Regel ohne 
weiteres erterritorial. Aber deshalb iſt die Unabhängigkeit des Emp⸗ 
fangsſtaats hier nicht vernichtet, vielmehr muß man ſagen: Die 
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er jetzt, d. h. zur Zeit des Erlaſſes dieſes Beſchluſſes nicht mehr er- 
territorial iſt. 
Mit der Feſtſtellung, daß die Exterritorialität des Angeſch. er⸗ 
loſchen ſei, ſoll nicht zum Ausdruck gebracht werden, daß ſie bis 
dahin beſtanden habe. Dieſe Frage iſt nur als unerheblich für die 
hier zu fällende Entſch. ausgeſchieden worden und muß dahingeſtellt 
bleiben. Das gleiche gilt für die Frage des Einfluſſes der mala 
fides auf den Erwerb der Exterritorialität, die Frage der Bedeutung 
der Diplomatenliſten. Ebenſowenig kommt es hier darauf an, ob der 
Angeſchuldigte ſich für exterritorial hielt. Denn die ſubjektive Seite 
iſt für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs ohne jede Be⸗ 
eutung. 
(OLG. Darmſtadt, Ste., Beſchl. v. 20. Dez. 1926, St W 106/25.) 


Mitgeteilt von LER. Gauf, Darmitadt. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Pr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arl tu. Reichsſinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


I. 88 18, 19, 104 f. Eink St G.; 88 38, 40 Ab ſ. 1 HG. 
I. Werden bei einem im Inland betriebenen Geſchäfte 
die Bücher in ausländiſcher Währung geführt, ſo iſt der 
Geſchäftsgewinn trotzdem auf Grund einer Bilanz in 
eichmark zu ermitteln. 

2. Entſpricht eine nach 8 19 mögliche Bewertung nicht 
den Regeln ordnungsmäßiger Buchführung, fo if fie auch 
für die Steuerbilanz unzuläſſig. 

3. Im regelmäßigen Geſchäftsgang erworbene De⸗ 
viſenforderungen ſind nach dem Kurſe am Bilanzſtichtage 
zu bewerten. 

4. Auch im Falle der Buchführung in ausländiſcher 
Währung gilt als Einkaufspreis für Waren der nach dem 
Kurſe z. Z. des Einganges, bei vorheriger Bezahlung z. 3. 
der Bezahlung, in Reichsmark umgerechnete Preis in der 
ausländiſchen Währung. 1) 

Der Steuerpflichtige betreibt ein Importgeſchäft. Seine Han⸗ 
delsbücher werden in ausländiſcher Währung geführt. Sein Rein⸗ 
vermögen ſetzt ſich zuſammen aus einem Kapitalkonto in Gulden 
und einem Kapitalkonto in Pfund. Den ſteuerpflichtigen Geſchäfts⸗ 
gewinn für 1925 hat er in der Weiſe berechnet, daß er die Ver⸗ 
mehrung feines Kapitalkoutos in Gulden zum Kurſe von 1,69 AH 
ür einen Gulden und die Vermehrung ſeines Kapitalkontos in 
Pfund zum Kurſe von 20,38 MM für ein Pfund in Reichsmark 
umrechnete. Die genannten Kurſe find die Deviſenkurſe am Bis 
lanzſtichtage. Die Buchprüfungsſtelle und die Vorinſtanz ſtehen da⸗ 
gegen ali dem Standpunkt, daß als Geſchäftsgewinn nicht an⸗ 
zuſehen ſeien die in Reichsmark umgerechneten Kapitalvermehrun⸗ 
gen in ausländiſcher Währung, ſondern der Unterſchied zwiſchen 
dem in Reichsmark umgerechneten Reinvermögen am Ende des 
Steuerabſchnitts gegenüber dem am Ende des vorjährigen Steuer⸗ 


Exterritorialität entſteht nicht bzw. geht verloren, ſobald der Wille 
des Empfangsſtaates, den betreffenden Beamten nicht oder nicht mehr 
haben zu wollen, dem Abſendeſtaat klar und deutlich bekanntgegeben 
wurde. Das aber war hier geſchehen; und deshalb war die Exterri⸗ 
torialität zu verneinen. 


Geh. Rat Prof. Dr. Meurer, Würzburg. 


Zu 1. Zu 1. Der RF. geht mit Recht davon aus, daß die 
Bilanz nicht beliebig in ausländiſcher Währung aufgeſtellt werden 
Kann. Ob und unter welchen Vorausſetzungen deutſche Unterneh⸗ 
mungen mit Niederlaſſungen im Ausland in ausländiſcher Währung 
ilanzieren können, kann dahingeſtellt bleiben (vgl. Veit Simon, 
Bilanzen S. 204 ff). Ein in Deutſchland ein Importgeſchäft be⸗ 
treibender Steuerpflichtiger muß ſeine Bilanz in Reichsmark auf⸗ 
ftellen. Der Ri. legt aber ohne weiteres eine Buchführung in 
ausländiſcher Währung zugrunde, ohne zu prüfen, ob dieſe Buch⸗ 
ührung ordnungsmäßig iſt. Grundſätzlich muß davon ausgegangen 
werden, daß die Bücher in derſelben Währung geführt werden 
müſſen, in welcher die Bilanz aufzuſtellen iſt (vgl. ROG. 12, 17; 
eit Simon a. a. O. S. 204). Hierdurch wird das Recht, Va⸗ 
lutenkonten zu führen, naturgemäß nicht berührt, ebenſowenig 
das Recht, in ausländiſchen Nieserlaſſungen die dort geführten 
Bücher in der betr. Landeswährung zu führen. Eine für einen 
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abſchnitts. Die Berechnung der Vorinſtanz ergibt deshalb einen 
höheren Gewinn, weil der Pfundkurs am Ende des vorjährigen 
Steuerabſchnitts nur 19,53 ½ AN war. 

deutſchen Betrieb geführte Buchführung kann aber nur dann als 

Der Rechtsbeſchwerde des Steuerpflichtigen hat ſich das Findl. 
mit der Begründung angeſchloſſen, daß die Berechnung der Vor⸗ 
inſtanz gegen § 19 Abſ. 2 EinkStG. verſtieße, wonach der Steuer⸗ 
pflichtige berechtigt ſei, bei den Deviſen den Anſchaffungspreis 
einzuſetzen. 

Nach § 13 EinkStch. ift bei buchführenden Kaufleuten der 
ſteuerpflichtige Gewinn der nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung für den Schluß des Steuerabſchnitts ermittelte Über⸗ 
ſchuß des Betriebsvermögens über das Betriebsvermögen, das am 
Schluſſe des vorangegangenen Steuerabſchnitts der Veranlagung 
zugrunde gelegen hat. Im vorliegenden Falle ſind, da es ſich um 
eine erſte Veranlagung nach dem EinkSt®. handelt, die Vorſchrif⸗ 
ten der 88 104 ff. anwendbar; es iſt aber die Höhe des Anfangs⸗ 
vermögens nicht ſtreitig. Nach § 13 Satz 2 Eink6tO. ſind u. a. die 
Vorſchriften der 88 19 ff. Einkstch. über die Bewertung zu be⸗ 
achten. Für den vorliegenden Fall genügt es, wenn der Gewinn 
als Überſchuß des Betriebsvermögens am Ende des Steuerabſchnitts 
gegenüber dem zu Beginn des Steuerabſchnitts bezeichnet wird. Es 
fragt ſich zunächſt, ob in der Formel Gewinn — Endvermögen — 
Anfangsvermögen ſtets ſämtliche Größen in Reichsmark zu berech⸗ 
nen find oder ob es unter Umſtänden zuläſſig ift, die drei Größen 
in einer anderen Währung darzuſtellen und erſt den danach in der 
fremden Währung errechneten Gewinn in Reichsmark umzurechnen. 
Der Sen. hält letzteres, ſoweit es ji) um einen inländiſchen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb handelt, für unzuläſſig. Nach § 40 Abſ. 1 HGB. iſt 
die Bilanz in Reichswährung aufzuſtellen. Demnach iſt als Handels⸗ 
bilanz für ein im Inland betriebenes Geſchäft, auch wenn die 
Buchführung in ausländiſcher Währung erfolgt, le⸗ 
diglich die in Reichsmark aufgeſtellte anzuſehen. Wie aber in der 
Begründung zu dem Geſetzentwurf ausgeſprochen iſt, ſoll ſich die 
Steuerbilanz grundſatzlich an die Handelsbilanz anſchließen. Es 
kaum auch nicht i. ©. des Steuerrechts liegen, daß ſich, je nachdem 
in welcher Währung die Bücher geführt werden, der ſteuerpflichtige 
Gewinn ganz verſchieden berechnet. Der Grundſatz, daß der Gewinn 
nach einer in Reichswährung aufgeſtellten Bilanz zu berechnen iſt, 
wurde auch in der Inflationszeit aufrechterhalten, obwohl damals 
weit mehr Veranlaſſung vorlag, Bilanzen in ausländiſcher Währung 
zuzulaſſen, um eine Verſteuerung von Scheingewinnen zu vermei⸗ 
den. Wenn jetzt, nachdem die Frage der Bilanzierung in auslän⸗ 
diſcher Währung eine große Rolle geſpielt hatte, das Eink6t®. 
eine Berechnung des Gewinns in ausländiſcher Währung zulaſſen 
wollte, ſo hätte es dies ausdrücklich ausſprechen müſſen. Es iſt 
nun zuzugeben, daß bei doppelter Buchführung die Bilanzen häufig 
das Reinvermögen am Ende des Geſchäftsjahrs nicht in einer 
Summe angeben, vielmehr das bisherige Kapitalkonto und den 
Gewinn des Geſchäftsjahrs beſonders ausweiſen; und es iſt richtig, 
daß im Falle zutreffender Buchung von Entnahmen zu Privat 
zwecken der in der Bilanz ausgewieſene Gewinn den ſagerpflic⸗ 
tigen Geſchäftsgewinn ohne weiteres angibt, während ein Vergleich 
des vorjährigen Endvermögens mit dem diesjährigen erſt unter 
Berückſichtigung der abgehobenen Gewinne und ſonſtigen Entnah⸗ 
men zu einem zutreffenden Ergebnis führt. Allein dies ändert 
daran nichts, daß das eigentlich Maßgebende der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Anfangsvermögen und Endvermögen iſt. Ob im Geſchäft ein⸗ 
fache oder doppelte Buchführung angewendet wird und ob in letz⸗ 
terem Falle der Saldo des Gewinn⸗ und Verluſtkontos auf das 


ordnungsmäßig angeſehen werden, wenn die Bücher grundſätzlich 
in Reichswährung geführt werden. Insbeſondere gilt dies für das 
Warenkonto, bei dem Ein» und Verkaufspreiſe ſelbſt dann in Reichs⸗ 
mark umzurechnen ſind, wenn in ausländiſchen Währungen gekauft 
und / oder verkauft wird. Wird in dieſer Weiſe ordnungsmäßig Buch 
geführt, jo kann die vom Rc H. behandelte Frage überhaupt nicht 
entſtehen. Vielmehr muß das in Reichsmark geführte Gewinn⸗ und 
Verluſtlonto ſchon ſelbſt den Gewinn in Reichsmark aufweiſen. Die 
Gewinne und Verluſte auf Valutenkonten ſind dabei in Reichsmark 
umgerechnet in die Gewinn⸗ und Verlustrechnung (oder zunächſt ein 
Hilfskonto) zu übertragen. Das gleiche wird man für die Gewinne 
oder Verluſte ausländiſcher Niederlaſſungen, die in ausländiſcher 
Währung Buch führen und geſondert bilanzieren, annehmen können. 
Für den Fall aber, daß ordnungswidrig die Bücher in ausländiſcher 
Währung geführt find, muß der Standpunkt des RFH. als richtig 
anerkannt werden. 

Zu 2 und 3. Der Ric). will für Forderungen und Zah⸗ 
lungsmittel in ausländiſcher Währung die Einſetzung des An⸗ 
ſchaffungspreiſes trotz § 19 nicht zulaſſen, wenn fie im gewöhn⸗ 
lichen Geſchaftsverkehr erworben find. Das Unterſcheidungsmerkmal 
ſelbſt erſcheint unklar. Auch iſt der unmittelbare Zuſammenhang 
zwiſchen dieſem Merkmal und der Begründung nicht zu erkennen. 
Der Entſch. 11 wohl eine richtige Empfindung zugrunde, die aber 
vorliegend noch nicht ihren letzten Ausdruck gefunden hat. Der 
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Kapitalkonto oder auf die Bilanz übertragen wird, kann einen 
Unterſchied in der Beſteuerung nicht herbeiführen. Es handelt ſich 
lediglich um verſchiedene Methoden der Berechnung des materiell 
gleichen Gewinns. Nur bei Buchführung in ausländiſcher Währung 
iſt das Ergebnis verſchieden; und dann muß natürlich das Ergeb⸗ 
nis der im Geſetze vorgeſchriebenen Methode maßgebend ſein. 
Danach iſt als Geſchäftsgewinn anzuſehen der Unterſchied des 
aus einer für Ende 1925 in Reichsmark aufgeſtellten Bilanz ſich 
ergebenden Reinvermögens und des Reinvermögens in Reichsmark 
Ende 1924. Die danach maßgebende Bilanz für Ende 1925 iſt ge⸗ 
mäß 8 13 EinkStch. nach den Regeln ordnungsmäßiger Buchfüh⸗ 
rung unter Beachtung der $$ 19 ff. EinkStch. Eutin Nach 
$ 19 Eink&t®. hat der Steuerpflichtige bei Bewertung von Gegen⸗ 
ſtänden des Betriebsvermögens ein Wahlrecht zwiſchen der Ein⸗ 
ſetzung des gemeinen Wertes und der Einſetzung des Anſchaffungs⸗ 
preiſes. Der Sen. iſt der Anſicht, daß das Wahlrecht inſoweit aus⸗ 
geſchloſſen iſt, als die Anſetzung des einen nach § 19 zuläſſigen 
Wertes den Regeln ordnungsmäßiger Buchführung widerſprechen 
würde. Denn für die Ermittlung des Geſchäftsgewinns ſollen grund⸗ 
ſätzlich dieſe Regeln maßgebend ſein. Wenn nun vorgeſchrieben iſt, 
daß außerdem noch die SS 19 ff. zu beachten ſeien, fo muß man 
annehmen, daß davon ausgegangen iſt, die Regeln ordnungsmäßiger 
Buchführung gewährten einen beträchtlichen Spielraum bezüglich 
der Bewertung, und daß dieſer Spielraum eingeſchränkt werden 
ſollte. Und es kann ja auch nicht zweifelhaft ſein, daß eine der⸗ 
artige Einſchränkung für die Berechnung des ſteuerpflichtigen Ge⸗ 
winns geboten iſt. Dagegen hatte das Steuerrecht keine Veranlaſ⸗ 
ſung, die Bewertungsmöglichkeiten zu erweitern. Wollte das Geſetz 
ſagen, daß ſeine Bewertungsvorſchriften ohne weiteres für die 
Steuerbilanz maßgebend ſein ſollten, ſo hätte es nicht bloß ihre 
Beachtung vorgeſchrieben. Denn durch die Aufſtellung eines Gebots 
wird derjenige, an den es gerichtet iſt, in ſeiner Bewegungsfreiheit 
eingeſchränkt; es kann nicht die Folge haben, daß feine Bewegungs⸗ 
freiheit erweitert wird; nur ſoweit eine Befolgung des Gebots ohne 
Verletzung anderer Vorſchriften nicht möglich iſt, kann in dem Ge⸗ 
bot eine Befreiung von der Befolgung dieſer Vorſchriften erblickt 
werden. Danach iſt das Wahlrecht des § 19 nicht gegeben, ſoweit 
ſeine Ausübung den Regeln ordnungsmäßiger Buchführung wider⸗ 
ſprechen würde. Der Sen. iſt nun der Anſicht, daß eine Bewertung 
von ausländiſchen Zahlungsmitteln und Forderungen in ausländi⸗ 
ſcher Währung nach dem Anſchaffungspreiſe den Regeln ordnungs⸗ 
mäßiger Buchfuhrung jedenfalls nicht immer entſpricht. Die kauf⸗ 
männiſche Buchführung hat den Zweck, ordnungsmäßige Abſchlüſſe 
ohne Zurückgehen auf die einzelnen Geſchäftsvorfälle zu ermög⸗ 
lichen. Nach 8 38 HGB. ift die Lage des Vermögens in den Han⸗ 
delsbüchern erſichtlich zu machen. Dazu gehört, daß der Stand der 
Kaſſe und der Betrag deſſen, was der Kaufmann einzelnen Per⸗ 
ſonen ſchuldig iſt oder von ihnen zu fordern hat, aus den Se 
ohne weitere Umſtände, als die Zuſammenrechnung einzelner Kon⸗ 
ten, zu entnehmen iſt. Dem entſpricht auch die als zur Erfüllung 
der Verpflichtung des 8 38 HGB. genügend angeſehene ſog. ein⸗ 
fache Buchführung. Führt nun ein Kaufmann eine Kaſſe über 
Zahlungsmittel in ausländiſcher Währung oder rechnet er mit einem 
Geſchäftsfreund in einer ausländiſchen Währung ab, ſo kann er 
durch Abſchluß der Konten nur feſtſtellen, wieviel er an Geld der 
ausländiſchen Währung beſitzt oder wieviel er zu fordern oder zu 
zahlen hat. Weder der Kaſſenbeſtand noch der Betrag des Saldos 


Rö H. geht davon aus, daß nach den Regeln ordnungsmäßiger Buch⸗ 
führung für Forderungen und Zahlungsmittel in ausländiſcher 
Währung im Falle der Buchführung in dieſer Währung ein Ein⸗ 
ſtandspreis aus den Büchern nicht erſichtlich iſt. Er hält wohl die 
ſonſt erfolgende Einſetzung des Einſtandspreiſes nur deshalb für 
uläſſig, weil dieſer ſich aus den Büchern ergibt; da im gegebenen 
Falle dieſer Einſtandspreis aus den Büchern nicht hervorging und 
nicht hervorgehen konnte, iſt er gewiſſermaßen buchführungsmäßtig 
nicht vorhanden und kann daher auch ſteuerrechtlich nicht zugelaſſen 
werden. Bei richtiger Buchführung dürfte auch dieſe Frage kaum 
auftauchen. Soweit Kontokorrentkonten in ausländiſcher Währung 
geführt werden, wird die ausländiſche Währung als Geld behan⸗ 
delt, nicht als Ware. Daher kann der Kaufmann nicht beanſpruchen, 
daß hier im Einzelfall Anſchaffungspreiſe feſtgeſtellt werden. So⸗ 
weit aber eigentliche Valutakonten, alſo Konten über Valutatrans⸗ 
aktionen, geführt werden, it der Einſtandspreis der einzelnen 
Forderungen aus den betreffenden Konten zu berechnen; die An⸗ 
ſetzung des Anſchaffungspreiſes erſcheint dann zuläſſig. Wenn in 
komplizierten Fällen die Ermittelung gewiſſe Schergen 
macht, jo kann das doch an der grundſätzlichen Zuläſſigkeit der 
Ermittelung nichts ändern. Soweit es ſich um einzelne Valutafor⸗ 
derungen handelt, iſt der Einſtandspreis ohne weiteres gegeben. 
Die Unterſcheidung, die der Ri. machen will, liegt daher nicht in 
der Frage des gewöhnlichen Geſchäftsverkehrs, ſondern darin, ob 
die ausländiſche Währung im Einzelfall als Geld oder als Ware 
behandelt worden iſt. Für den erſten Fall erſcheint die Entſch. des 
Rö. zutreffend, für den zweiten Fall nicht. Jedenfalls ergibt ſich 
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in ausländiſcher Währung hat als ſolcher einen Anſchaffungspreis. 
Zur Vornahme einer Bewertung nach § 19 Abſ. 2 EinkStG. müßte 
auf die einzelnen Vorfälle zurückgegangen werden. Man müßte 
etwa feſtſtellen, daß der Beſtand an Gulden nie unter 500 Gulden 
geweſen wäre, alſo 500 Gulden mit dem Kurſe bei Beginn des 
Jahres anzuſetzen ſeien, daß der Beſtand ſeit 1. April nie unter 
800 Gulden geweſen wäre, alſo 300 Gulden mit dem Kurſe vom 
1. April anzuſetzen ſeien uſw. Bei den bedeutenden Schwankungen 
in der Inflationszeit konnte eine derartige Berechnung als ord⸗ 
nungsmäßig angeſehen werden. In Zeiten feſter Währung bedeutet 
ſie eine Verwicklung, die mit den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung nicht verträglich iſt. Es mag zugegeben werden, daß 
die Feſtſtellung des Anfangswerts einer Forderung in ausländi⸗ 
ſcher Währung bisweilen ohne Schwierigkeiten möglich iſt. Es wider⸗ 
ſpricht aber dem Grundſatz der leichten Anwendbarkeit der Geſeßze, 
wenn eine Unterſcheidung danach gemacht wird, ob die Schwierig⸗ 
keiten mehr oder minder groß ſind. Und es entſpräche auch nicht 
dem Grundſatz der Gleichmäßigkeit der Beſteuerung, wenn die Be⸗ 
rückſichtigung der Wertſteigerung einer Forderung in ausländiſcher 
Währung von Umſtänden abhängig wäre, die mit ihrer Natur nichts 
zu tun haben. Der Gen. glaubt daher zu dem Satze gelangen zu 
ſollen, daß die im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr erworbenen For⸗ 
derungen und Zahlungsmittel in ausländiſcher Währung ſtets nach 
dem Kurſe am, Bilanzfichtage zu bewerten ſind. 5 

Daraus folgt aber nicht, daß bei Buchführung in ausländi⸗ 
ſcher Währung die Reichsmarkbilanz in der Weiſe aufzuſtellen iſt, 
daß alle Werke der in ausländiſcher Währung aufgeſtellten Bilanz 
nach dem Kurſe am Bilanzſtichtag umgerechnet werden. Dies wäre 
vielmehr nur richtig, wenn lediglich Forderungen und Schulden in 
ausländiſcher Währung vorhanden wären. Sind aber andere Gegen⸗ 
ſtände, insbeſ. Waren, vorhanden, ſo würde eine derartige Bilanz 
in Reichsmark den Vorſchriften des § 19 EinkStG. nicht ent⸗ 
ſprechen. Wenn z. B. ein Poſten zu 100 Pfund, das Pfund zu 
20 RN gerechnet, alſo zu 2000 RM gekauft und in der Pfundbilanz 
mit dem Einkaufspreiſe von 100 Pfund bewertet wäre, ſo würde 
eine Umrechnung der 100 Pfund in 2038 RM zu einer Bewertung 
führen, die weder dem § 19 Abſ. 2 entſpricht noch dem § 19 Abſ. 1 
zu entſprechen braucht, da es möglich wäre, daß der gemeine Wert 
nicht höher als 2000 RM anzunehmen iſt. Allerdings könnte ba’ 
egen eingewendet werden, dann müßte der Wert nach Pfund ge 
fallen ſein und dies zu einer Herabſetzung in der Pfundbilanz ge⸗ 
führt haben. Allein beim Fallen des Pfundkurſes träfe eine ent⸗ 
ſprechende Erwägung nicht zu; der Poſten würde mit dem Einkaufs⸗ 
preis in der Pfundbilanz auch dann ſtehen, wenn der Wert in 
Reichsmark unverändert geblieben, alſo der Wert in Pfund geſtie⸗ 
gen wäre. Die Umrechnung des Pfund etwa zu 19,5 AH würde 
dann zu einer Bewertung führen, die weder den Einkaufspreis 
noch den gemeinen Wert erreicht. 6 

Die Frage liegt aber bei Waren überhaupt anders als bei 
Forderungen und Zahlungsmitteln. Weder die Mengen noch die 
Einkaufspreiſe (in ausländiſcher oder deutſcher Währung) der vor⸗ 
handenen Waren find regelmäßig aus den geſetzlich vorgeſchriebenen 
Handelsbüchern zu entnehmen. Die Waren ſind vielmehr auf Grund 
einer Inventur zu ermitteln und zu bewerten. Es beſteht daher auch 
bei ordnungsmäßiger Buchführung die Notwendigkeit, jeden ein⸗ 
zelnen Gegenſtand feſtzuſtellen und zu erwägen, wie er zu bewerten 
ſei. Kann man nun bei einem Gegenſtande den Einkaufspreis ger 


aber aus der Entſch., daß Importeure und Exporteure gut tun, 
allgemein die nicht ſeltene Übung zu beachten, ſämtliche Konten 
über ausländiſche Währung zweiſpaltig zu führen, nämlich unter 
Umrechnung jeder einzelnen Buchung nach dem Kurſe des Stich⸗ 
tages der Buchung. Auf dieſe Weiſe erhält ſich der Kaufmann das 
Recht, entweder den Saldo des Kontos in ausländiſcher Währung 
am Bilanzſtichtage umzurechnen oder den Saldo der Reichsmark 
ſpalte als Anſchaffungspreis zu übernehmen. 

Der Rö. ſtellt, über den vorliegenden Fall hinausgehend, 
einen allgemeinen Grundſatz dahin auf, daß die Regeln ordnungs⸗ 
mäßiger Buchführung der Vorſchrift des 8 19 vorgehen. Dies kaun 
nicht als richtig anerkannt werden. Zunächſt bot der vorliegende 
Fall nach obigem keine Veranlaſſung zur Aufſtellung diefes Grund⸗ 
fabes. Wenn Deviſen nicht als ſolche, ſondern als Geld behandelt 
werden, haben ſie weder nach Bilanzrecht noch nach Steuerrecht 
einen Anſchaffungspreis, weil Geld keinen Anſchaffungspreis hat. 
Im allgemeinen aber enthält § 19 gerade eine Abweichung von 81 
inſofern, als ausnahmslos der Anſchaffungspreis angeſetzt werden 
kann. Auch enthält 8 13 die ausdrückliche Vorſchrift, daß $ 19 
neben den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung zu beachten 
iſt. Der von dem RF. aufgeſtellte Grundſatz iſt daher mit dem 
Geſetz nicht in Einklang zu bringen, zu feiner Aufftellung lag im 
vorliegenden Falle keine Veranlaſſung vor, und iſt überhaupt 
ſchwer ein Anlaß vorzuſtellen. 

Zu 4. Die Grundſätze des Rc. über die Bewertung der Wa⸗ 
ren und der Warenvorſchüſſe erſcheinen durchweg zutreffend. 

RA. Dr. Veit Simon, Berlin. 
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nau feſtſtellen, ſo iſt es regelmäßig gleichgültig, ob der Preis in 
eutſcher oder in ausländiſcher Währung gegeben iſt; denn mit dem 
Einkaufspreis iſt regelmäßig auch der Zeitpunkt gegeben, und es 
dedarf dann bei einem Preiſe in ausländiſcher Währung nur noch 
der Umrechnung dieſes Preiſes nach den Kurſen zu dem betr. Zeit⸗ 
punkt. Iſt aber bei einem Vorrat nicht mehr mit Sicherheit feſt⸗ 
zuſtellen, zu welchem Kaufabſchluſſe die einzelnen Teile gehören, 
weil mehrfach Abgänge und Zugänge vorgekommen ſind, ſo bleibt 
an ſich nur übrig, auf Grund der in Frage kommenden Kauf⸗ 
abſchlüſſe einen Durchſchnittseinkaufspreis feſtzuſetzen, und es 
können dabei auch die verſchiedenen Kurſe zu den Anſchaffungs⸗ 
zeiten entſprechend berückſichtigt werden. Danach beſteht keine Ver⸗ 
anlaſſung, bei einer Buchführung in fremder Währung nicht zuzu⸗ 
laſſen, daß die Waren zum Anſchaffungspreis in Reichsmark, d. h. 
zu dem nach dem Kurſe z. Z. der Anſchaffung umgerechneten Preiſe 
in der fremden Währung bewertet werden. 

Zweifelhaft kann ſein, wie die Vorſchüſſe auf Waren zu be⸗ 
werten ſind. Soweit es ſich um Vorſchüſſe ohne Bezug auf einen 
beſonderen Abſchluß handelt, liegen Darlehen vor, die ſpäter ver⸗ 
rechnet werden ſollen. Alsdann ſind fie wie Deviſenforderungen zu 
bewerten. Soweit es ſich dagegen um Vorausbezahlungen auf Grund 
von Kaufabſchlüſſen handelt, muß beachtet werden, daß beim Emp⸗ 
fange der Waren ihr Einkaufspreis unter Berücksichtigung des Kur⸗ 
ſes z. Z. der früheren Zahlung zu berechnen iſt (gl. Mirre, 
Körp&t&. S. 64). Die Buchung eines Vorſchuſſes auf gekaufte Wa⸗ 
ren bedeutet rechtlich die Bewertung des Anſpruchs auf Lieferung 
er Waren abzüglich des Reſtbetrags der Schuld (vgl. Entſch. des 
NFH. v. 5. März 1926, 1A 157/25; Stu. V, 729; Zeitgem. 
Steuerfragen 7, 292). Der Steuerpflichtige wäre deshalb auch 
nicht gehindert, falls der Wert der gekauften Waren nach dem Ab⸗ 
chluß heruntergegangen ſein ſollte, die Vorſchüſſe nach dem nun⸗ 
mehr beſtehenden Unterſchiede zwiſchen dem Lieferungsanſpruch und 
der Reſtſchuld zu bewerten. 
Anerheblich iſt im vorliegenden Falle, wie der Steuerpflich⸗ 
tige ſeine Bilanz in Reichsmark aufgeſtellt hat. Denn er hat, indem 
er die Anſchaffungspreiſe in Reichsmark nach dem Kurſe am Bi⸗ 
lanzſtichtag umgerechnet hat, z. T. eine Bewertung vorgenommen, 
die nach dem Geſetze nicht zuläſſig iſt. Er iſt daher nicht gehindert, 
ie Einſetzung der richtigen Anſchaffungspreiſe zu verlangen. 

(Rh, VI. Sen., Urt. v. 30. März 1927, VI A 108/27.) 


2. 85 22, 75, 78, 92, 135 Satz 2 Ver Zoll.; 8 6 Ziff, 7 
Zoll Tar.; 59 Tabak StG. a) Die im 880 Abſ. 3 Ver Zoll. 
vorgeſehene Zollfreiheit für Schiffsproviant iſt von der 
intragung in die Schiffsproviſionsliſte abhängig. b) Da- 

urch, daß eine Ware von der Schiffsladung entnommen 
wird und in den Beſitz des Diebes oder einer ſonſtigen 

annſchaftsperſon kommt, verliert ſie die Eigenſchaft 
als zur Schiffsladung gehörige Ware, hinſichtlich deren 
der Schiffsführer gemäß 88 22, 75 Ver Zoll. zur Dellara- 
tion verpflichtet iſt. 

Der Beſchwerdeführer war Schiffskoch auf einem unter Zoll⸗ 
verſchluß von Hamburg nach Stettin fahrenden Dampfer. Nachdem 
in Stettin der Dampfer aus dem Freibezirke nach dem Oderhaſen 
(Speicherſeite) verholt hatte, wurden bei einer Vorprüfung in der 
Kammer des Beſchwerdeführers 24,75 kg Schweineſchmalz — die in 
einer Kiſte aus der unter Zollverſchluß befindlichen Schiffsladung ge⸗ 
ſtohlen waren — und 900 g feingeſchnitkener Rauchtabaß gefunden. 

Gegen den Steuerbeſcheid, der dieſerhalb für den auf dem 
Schmalze und Tabak ruhenden Zoll und für die auf dem Tabak 
guthende Steuer gegen den Beſchwerdeführer gerichtet wurde, hat er das 
Rechtsmittel der Anfechtung erhoben, das als unbegründet zurückge⸗ 
wieſen wurde. 

Die Rechtsbeſchwerde erſcheint begründet. 

Unbeachtlich iſt allerdings der Einwand des Beſchwerdeführers, 
1 habe den Tabak zum perſönlichen Gebrauch auf der Reiſe vom 
Kapitän bekommen. Zwar hat die Vorinſtanz hierzu nicht beſonders 
Stellung genommen und keine Feſtſtellung getroffen. Aber auch 
wenn er zutreffen ſollte, würde er der Zoll⸗ und Steuerpflicht des Be⸗ 
ſchwerdeführers nicht entgegenſtehen. Die im 880 Abſ. 3 Vergoll GG. 
vorgeſehene Zollfreiheit für Schiffsproviant kommt hier nicht in Be⸗ 
tracht, weil ſie von der Eintragung in die Schiffsproviſionsliſte ge⸗ 
mäß 878 VBerZol®. abhängig iſt, denn erſt danach kann der Schiffs⸗ 
proviant im Rahmen des 8 80 Abſ. 3 zollfrei und außer weiterer 
Kontrolle gelaſſen (bzw. auf Antrag unter amtlichen Verſchluß ge⸗ 
ſetzt werden. Die im 86 Ziff. 7 Zoll Tarch. vorgeſehene Bollbeſreiung 
ür die Verzehrungsgegenſtände — zu denen auch der Tabak gehört 
— der Schiffsmannſchaft gilt nur für den Fluß verkehr (vgl. Hoff⸗ 
mann in Stenglein, Sträfrechtl. Nebengeſetze Bd. II, VerZollG. 
980 Anm. 3 a). Daraus ergibt ſich, daß der Beſchwerdeführer mit 
Recht zum Zoll herangezogen iſt, wenn nicht andere Geſichtspunkte dem 
entgegenſtehen, worauf unten noch einzugehen iſt. 

Zu dem ſonſtigen Verteidigungsvorbringen weiſt das LFin A. 
darauf hin, daß es für die Frage der Entſtehung der Zollſchuld ledig⸗ 
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lich darauf aukomme, wer zur Zeit des Überganges des Schmalzes in 
den freien Verkehr den Gewahrſam des Schmalzes hatte, wer „In⸗ 
haber (natürlicher Beſitzer)“ des Schmalzes geweſen ſei. Der Be 
ſchwerdeführer gibt zu, daß zu der Zeit, als das Schiff inr Freibezirke 
gelöſcht wurde, die Kiſte Schmalz mit ſeiner Zuſtimmung in ſeine 
Schiffskammer gelangte und in ſeine Bank gelegt worden iſt und daß 
ſie dort am nächſten Tage von dem Zollbeamten entdeckt worden iſt. 
Daraus ergibt ſich, daß er allerdings im Zeitpunkt des Überganges 
über die Grenze der Inhaber des Schmalzes geweſen iſt. Aber nicht 
dieſer Zeitpunkt des Überganges über die Grenze iſt, wie der 
Ri. des öfteren ausgeſprochen hat, für die Entſtehung der Zoll⸗ 
(und Steuer-) Schuld maßgeblich, ſondern der Zeitpunkt der Über⸗ 
führung in den freien Verkehr des Inlandes. Dieſer Zeitpunkt iſt 
hier von der Vorinſtanz nicht feſtgeſtellt worden, da nicht feſtgeſtellt 
worden iſt, daß das Schmalz überhaupt in den freien Inlandsver⸗ 
kehr überführt worden iſt. Die Beſchlagnahme des Schmalzes ſcheint 
auch dieſe Überführung verhindert zu haben. Fraglich bleibt, ob nicht 
das der Überführung in den Inlandsverkehr gleichwertige Tatbe⸗ 
ſtandsmerkmal vorliegt, daß nämlich der Beſchwerdeführer ſo über 
die Ware verfügt hat, als ſtände ſie im freien Verkehre. Unzutref⸗ 
fend iſt die Annahme des Beſchwerdeführers, daß eine Ware erſt ab⸗ 
gabepflichtig fei, wenn fie vom Schiffe ans Land gebracht würbe. 
Vielmehr entſteht, wenn eine zollamtliche Mitwirkung umgangen 
wird, die Zollſchuld (ebenſo wie die Steuerſchuld) in dem Zeitpunkt, 
in dem über die Ware jo verfügt wird, als ſtände fie im freien Ver⸗ 
kehre. Eine ſolche, die Zoll⸗ und Steuerpflicht begründende Ver⸗ 
fügung liegt in jeder Handlung oder Unterlaſſung, durch welche die 
Pflicht zur Geſtellung verletzt wird (vgl. R§H. 9, 291/292, ferner 
Entſch. IV A 325/25 v. 22. April 1925 in Mrozek, Kartei zum 
TabStG. 8 9, ferner IV A 84/26 v. 30. Juni 1926). Um in dieſer 
Richtung eine Feſtſtellung treffen zu können, mußte die Vorinſtanz 
das Verteidigungsvorbringen des Beſchwerdeführers, das dahin zielt, 
daß er von feinen Zoll⸗ (und Steuer⸗) Pflichten keine Kenutnis ge⸗ 
habt habe und dem revidierenden Beamten ſofort ſeine Kammer ohne 
jede Hinterhältigkeit zur Durchſuchung zur Verfügung geſtellt hätte, 
würdigen und dazu Stellung nehmen, gegebenenfalls Beweis darüber 
erheben. Diesbezüglich iſt von folgenden Rechtsgrundlagen auszu⸗ 
gehen. Das Schmalz gehörte zu der Schiffsladung. Dadurch, daß es 
von der Schiffsladung entnommen und in den Beſitz des Diebes oder 
einer ſonſtigen Mannſchaftsperſon gekommen ift, hat es die Eigen⸗ 
ſchaft als zur Schiffsladung gehörige Ware, hinſichtlich deren der 
Schiffsführer gemäß 88 22, 75 Vergoll®. zur Deklaration verpflich⸗ 
tet iſt, verloren. Damit hat es aber nicht die Eigenſchaft der „für den 
Gebrauch der Schiffsmannſchaft und des Schiffes beſtimmten Mund⸗ 
und anderen Vorräte, der Effekten der Schiffsmannſchaft und der 
Schiffsinventarienſtücke“ i. S. des 878 VerzZollc. — die in die 
Schiffsproviſionsliſte aufzunehmen ſind — angenommen, Zwar trifft 
das VerZol®. und die Ausfdeit. dazu für die Zollpflicht der im Be⸗ 
ſitze von Schiffsmannſchaften befindlichen Gegenſtände eine Reihe 
von Fonderbeſtimmungen, aber dieſe gelten nur, ſoweit die Mann⸗ 
ſchaften in ihrer Eigenſchaft als Mannſchaft dieſe Gegen⸗ 
ſtände im Beſitze haben; ſoweit dieſe Beziehung aber nicht beſteht, hört 
dieſe Sonderstellung der Mannſchaft auch auf und find fie gewöhnliche 
Reiſende i. S. des 892 VerZoll®.; denn als Reiſender in dieſem 
Sinne ailt jeder, der die Grenze überſchreitet (Löbe, Das deutſche 
Zollſtrafrecht, 8 136 S. 85 Anm. 19 letzter Abſatz). Die Sachen, 
die ein Reiſender mit ſich führt, in ſeinem Gewahrſam, in ſeiner 
Hand oder unter ſeinen Augen hat, befinden ſich im allgemeinen Ge⸗ 
wahrſam des Reiſenden (ogl. RGSt. 31, 272). Demgemäß obliegt 
ihm bezüglich dieſer Waren auch allein die Erfüllung derjenigen 
Pflichten, die das Zollgeſetz bei der Einbringung von zollpflichtigen 
Waren vorſchreibt. Bei nicht zum Handel beſtimmten derartigen 
Waren, welche Reiſende bei ſich führen, kann nach § 92 VerBoll®. 
mündliche Deklaration erfolgen, falls ſolche Reiſende es nicht vor⸗ 
ziehen, ſtatt einer beſtimmten Antwort auf die Frage des Zollbe⸗ 
amten nach verbotenen oder zollpflichtigen Waren, ſich ſogleich der 
Reviſion unterwerfen. Der Reiſende, der zollpflichtige Waren bei ſich 
führt, muß ſich aber jedenfalls bei dem Zollbeamten zur Anmeldung 
ſolcher Waren oder zur Reviſion melden, da dieſe Meldung die not⸗ 
wendige Vorausſetzung iſt, damit die Befragung des Reiſenden, welche 
die Ausübung ſeines Wahlrechts bedingt, ſichergeſtellt wird. Dieſe 
Verpflichtung zur vollſtändigen Anmeldung beſteht für den Reiſenden 
ſo lange fort, als nicht infolge der Ausübung des ihm eingeräumten 
Wahlrechts ſeine Unterwerfung unter die Reviſion an ihre Stelle ge⸗ 
treten iſt (Löbe, a. a. O., 8 136 S. 85 Anm. 19 b Abſ. 2). 

Ob und inwiefern hiernach der Beſchwerdeführer ſeiner Pflicht 
nachgeltommen iſt, iſt noch aufzuklären. 

Hinzuweiſen iſt in dieſem Zuſammenhange noch darauf, daß, 
wenn eine Hinter ziehungsabfſicht beim Beſchwerdeführer feſt⸗ 
geſtellt werden ſollte, die Fraſe der Zollpfſicht auch aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des 8135 Saz 2 Tergoll®. geprüft werden könnte. 

Hinſichtlich der auf dem Tabak ruhenden Zollverpflichtung 
gilt folgendes: 

Tabak im Beſitze der Mannſchaft gehört entweder zu den für 
den Gebrauch der Manuſchaft beſtimmten Vorräten und iſt dann in 
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die Schiffsproviſionsliſte aufzunehmen, 878 Ver Zoll., oder — 
wenn er nicht dazu gehört — iſt er Ware im Beſitz eines Reiſenden in 
derſelben Weiſe wie das vorſtehend behandelte Schmalz und unterſteht 
denſelben Beſtimmungen wie oben bezüglich des Schmalzes dargelegt, 

Wenn der Tabak zu den erſtgenannten Vorräten gehört, ſo iſt 
auf Grund der Behauptung des Beſchwerdeführers, er habe von einer 
Proviſionsliſte keine Kenntnis gehabt, zu prüfen, ob dieſe Behaup⸗ 
tung für zutreffend erachtet wird, bejahendenfalls, wer für die Füh⸗ 
rung der Proviſionsliſte allgemein und für die einzelnen Eintra⸗ 
gungen in dieſelbe im beſonderen verantwortlich iſt und ob und von 
wem durch Nichteintragung oder durch Nichtherbeiführung der Ein⸗ 
tragung die Geſtellungspflicht verletzt iſt. 

Der Beſchwerdeführer behauptet, es ſei erſparter Tabak von 
feinem vom Kapitän erhaltenen Reiſevorrat geweſen. Ob und in⸗ 
wieweit das zutreffend iſt, iſt noch nicht geprüft. Falls es für zu⸗ 
treffend erachtet wird, ſo gehört der Tabak zu den in die Schiffs⸗ 
proviſtonsliſte aufzunehmenden Gegenſtände, 8 78 VerZoll G., und 
es ergibt ſich dann wiederum — wie vorſtehend erörtert — die Frage, 
ob durch die Nichteintragung oder die Nichtherbeiführung der Ein⸗ 
tragung in dieſe Liſte eine Geſtellungspflicht verletzt iſt und dadurch 
eine Einführung in den freien Verkehr erfolgt iſt. Wird dieſe Frage 
— aus objektiven oder ſubjektiven Gründen — verneint, fo hat der 
Tabak die Eigenſchaft als Mannſchaftsvorrat i. S. des 8 78 verloren 
und wird dann zur bloßen Ware im Beſitz eines Reiſenden, an die 
ſich dann wiederum die Geſtellungspflicht knüpft, wie fie oben be⸗ 
züglich des Schmalzes entwickelt iſt. 

Was die Tabakſteuer angeht, fo iſt hier auf die Entſch. des 
RH. 9, 292 hinzuweiſen, wonach Einbringer i. S. des 89 TabStG. 
derjenige iſt, der den Gewahrſam an dem Tabak in dem Augenblicke 
hat, wo er in den freien Inlandsverkehr überführt oder ſo darüber 
verfügt wird, als ſei er im freien Inlandsverkehre. Es ſind, mit 
anderen Worten, dieſelben Vorausſetzungen zu prüfen, wie ſie für 
die Entſtehung der Zollpflicht zu prüfen ſind. 

(RS d., IV. Sen., Urt. v. 9. Febr. 1927, IV A 34/27.) 


* 


8. Art. 50 VV., Art. 31 Abſ. 1 der Anlage zu Art. 45 
bis 50; $6 Nr. 8 Zoll Tar.; 88 13, 21, 22 Ver Zoll G. — 
Fahrräder, die beim Eingang über die Zollgrenze zur 
Beförderung von Perſonen dienen und nur aus dieſer 
Veranlaſſung eingeführt werden, unterliegen nicht der 
in den 58 21, 22 Ver Zoll. vorgeſehenen Geſtellungs- und 
Anmeldepflicht. Einen etwaigen Mißbrauch der Umgehung 
des Eingangszolls beim Eingang des Fahrrads hat die 
Zollbehörde darzutun. f) 

Der BeſchwFührer iſt mit einem neuen, von feinem im Saar- 
gebiet beſchäftigten Vater erworbenen Fahrrad in Begleitung ſeines 
Vaters auf einem Nebenwege über die Zollgrenze gefahren, ohne das 
Rad bei einem deutſchen Zollamt zur Abfertigung vorzuführen und 
anzumelden. 7 

Die Heranziehung des BeſchwFührers als Zollſchuldner nach 
8 13 VerzZollch. iſt nicht gerechtfertigt. 

Nach Art. 50 VV. u. Art. 31 Abſ. 1 der Anl. zu Art. 4550 
dieſes Vertrages iſt das Saargebiet dem franzöſiſchen Zollſyſtem ein⸗ 
geordnet und demgemäß vom zolltechniſchen Standpunkt aus als 
Ausland anzuſehen (RGSt. 56, 287). Hiernach unterlag der Ver⸗ 
kehr mit dem Saargebiete, da ſeit dem 10. Jan. 1925 die im 8 31 
Abſ. 4 der Anl. zu Art. 45—50 VV. vorgeſehene Zollfreiheit für ſaar⸗ 
ländiſche Erzeugniſſe weggefallen war, im Zeitpunkt des Einganges 
des Fahrrads den allgemeinen zollgeſetzlichen Vorſchriften. Nach 
8 6 Nr. 8 3Tar®. bleiben vom Zolle befreit Fahrzeuge aller Art ein⸗ 
ſchließlich der dazugehörigen Ausrüſtungsgegenſtände, die beim Ein⸗ 
gang über die Zollgrenze zur Beförderung von Perſonen und Waren 
dienen und nur aus dieſer Veranlaſſung eingeführt werden. Die 
Zollfreiheit der Fahrzeuge iſt alſo bedingt dadurch, 1. daß die Fahr⸗ 
zeuge beim Eingang über die Zollgrenze tatſächlich als Beförderungs⸗ 
mittel von Perſonen und Waren dienen und 2. daß die ausſchließ⸗ 
liche Veranlaſſung der Einführung der Fahrzeuge der Zweck ſein 
muß, ſie als Transportmittel zu gebrauchen. Die Annahme der Vor⸗ 


Zu 3. Die Entſch. iſt für den Grenzverkehr von erheblicher 
Bedeutung. Der Standpunkt der unteren Inſtanzen war rechtlich un⸗ 
zutreffend, aber auch unpraktiſch, weil verhehrshindernd. Zur Zoll⸗ 
freiheit reichen zwei Vorausſetzungen aus: 1. Die Fahrzeuge müſſen 
beim Eingang über die Zollgrenze tatſächlich als Beförderungsmittel 
von Perſonen und Waren dienen; 2. die ausſchließliche Veranlaſſung 
der Einführung der Fahrzeuge muß ſein, ſie als Transportmittel zu 
gebrauchen. Dies find die einzigen Vorausſetzungen der Zollfreiheit. 
Derjenige, der die Zollfreiheit in Anſpruch nimmt, braucht nicht zu 
beweiſen, daß das Fahrzeug nicht im Inland verbleiben ſollte; auch 
liegt ihm für das Fahrzeug beim Eingang eine Geſtellungspflicht 
nicht ob. 

8 Zu beachten iſt die ſcharfe Betonung des Grundſatzes, daß 
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inſtanz, daß die Gewährung der zollfreien Einfuhr von zur Perſonen⸗ 
und Warenbeförderung dienenden Fahrzeugen eine amtliche Über⸗ 


wachung, ſei es durch zollamtliche Vormerkung, ſei es ohne weitere 


Förmlichkeiten zum Zwecke der Sicherung der Wiederausfuhr, voraus- 
ſetze, findet im Geſ. keine Stütze. Sind aber die Fahrzeuge lediglich 
beim Zutreffen der angegebenen Vorausſetzungen vom Zolle befreit, 
fo kommen ſie beim Eingang nicht als nach dem ZTar. zollpflichtige 
Fahrzeuge ſondern als zollfreie Transportmittel in Betracht. 
Als zollfreie Transportmittel unterliegen ſie beim Eingang nicht der 
für zollpflichtige oder verpackte zollfreie Waren in den 88 21,22 
VerZollcß. vorgeſehenen Geſtellungs⸗ und Anmeldepflicht. 

Die angef. Entſch. hat das verkannt. Die Sache ift nicht 
ſpruchreif. Die Vorinſtanz hat die allein entſcheidende Frage noch nicht 
beſtimmt und einwandfrei erörtert und geprüft, ob die beiden Vor⸗ 
ausſetzungen, von denen nach obigen Darlegungen die Zollfreiheit für 
das in Frage ſtehende Rad abhängt, auf Grund des feſtgeſtellten 
Sachverhalts als vorliegend anzuſehen find oder nicht. Insbeſ. iſt 
die Frage nicht geklärt, ob das Rad nur zu dem Zwecke, um als 
Transportmittel zu dienen, eingeführt worden iſt oder ob aus den 
Umſtänden unzweifelhaft hervorgeht, daß das Rad nur zu dem Zwecke 
als Transportmittel gebraucht worden iſt, um den Eingangszoll 
daran zu erſparen. 

Wenn die Frage der Steuerpflicht im Rechtswege zur Erörterung 
ſteht, ſo obliegt es der Steuerbehörde, die den Steueranſpruch be⸗ 
gründenden Tatſachen darzulegen und zu beweiſen. Demnach hat die 
Zollbehörde im vorl. Falle, wenn ſie den Mißbrauch der Umgehung 
des Eingangszolls annimmt, dieſen Mißbrauch darzutun. Endlich 
kommt in Betracht, daß die Vorinſtanz bei Würdigung der Angaben 
des BeſchwFührers, daß das Fahrrad alsbald wieder in das Saar⸗ 
gebiet zurückgebracht werden ſollte, die Umſtände der Verwendung 
des Rades beim Eingang nicht ausreichend erörtert hat. 


(FH. IV. Sen., Urt. v. 26. Jan. 1927, IV A 359/26.) 
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4. 88 1, 217 Nr. 2, 219 R Abg.; 8 11 Abſ. 6, 8 13 Abſ. 2, 
9 15 Abſ. 1, 2, § 17 Abſ. 2 Gef. betr. die Statiſtik des Waren⸗ 
verkehrs mit dem Ausland vom 7. Februar 1906 in der F. 
der BO. vom 12. Februar 1924; § 1 Abſ. 8 Satz 5, 8 48 Abſ. 2, 
§ 49 Abſ. 3, 8 50 Abf. 5 AusfBeſt. dazu; Wein StG. 1925; 
$ 13 Ver Zoll.; 8 3 Abſ. 5 Satz 2 BollTar®. Die ſtatiſtiſche 
Gebühr iſt eine Verbrauchsabgabe i. S. von 8 217 RAbg d. 
Der Berechnung der ſtatiſtiſchen Gebühr für Mineralöl, 
das in einem Tankfahrzeug verladen iſt, iſt, ſofern das 
Re ingewicht angegeben iſt, das angegebene (angemeldete) 
Reingewicht, nicht das bei der Zollabfertigung feſt⸗ 
geſtellte Reingewicht zugrunde zu legen. Bei der Ein⸗ 
fuhr ſolchen Mineralöls aus dem Freihafen auf ein Zoll- 
lager gilt als Reingewicht das angemeldete Eigengewicht.f) 

Für in einem Tankkahn verladenes Mineralöl der Tarqer. 239 
im Eigengewichte von 435 411,30 kg, das mit Begleitſchein I aus 
dem Freihafen an ein dee Beſchwerdeführerin gehöriges Privatlager 
u. a. M. überwieſen wurde, hat die Zollabfertigungsſtelle der Ber 
rechnung der ſtatiſtiſchen Gebühr das Eigengewicht nebſt einem Tara⸗ 
zuſchlage von 25 v. H. zugrunde gelegt und demgemäß 55 RM. an 
ſtatiſtiſcher Gebühr von der Beſchwerdeführerin angefordert. Mit der 
Anfechtung wandte ſich die Beſchwerdeführerin gegen die Anwendung 
des Tarazuſchlags und machte geltend, daß die ſtatiſtiſche Gebühr 
nur nach dem Eigengewichte des Mineralöls hätte erhoben werden 
dürfen. Die Anfechtung wurde vom Präſidenten des Landes Fin A. 
durch Anfechtungsentſcheidung als unbegründet zurückgewieſen. Die 
friſt⸗ und formgerecht eingelegte Rechtsbeſchwerde iſt zuläſſig und auch 
begründet. 

Für die Frage der Zuläſſigkeit der Rechtsbeſchwerde iſt ent⸗ 
ſcheidend, ob die ſtatiſtiſche Gebühr, die nach § 11 des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Statiſtik des Warenverkehrs mit dem Ausland v. 7. Fe⸗ 
bruar 1906 in der Faſſung der VO. v. 12. Febr. 1924, von den 
ſchriftlich anzumeldenden Waren zu entrichten iſt, eine Steuer i. S. 
des 81 RAbg O. ift, und ob gegen ihre Erhebung das in 88 217 
Ziff. 2, 219 RAbgd. vorgeſehene Anfechtungsverfahren gegeben iſt. 
Dieſe Frage iſt aus folgenden Erwägungen zu bejahen: 


die Steuerbehörde die den Steuerauſpruch begründenden Tatſachen 
darzulegen und zu beweiſen hat. In der Praxis der unteren In⸗ 
ſtanzen wird dieſer Grundſatz häufig nicht beachtet. 

RA. Dr. Adolf Hollaender, Berlin. 


Zu 4. Daß es ſich bei der ſtatiſtiſchen Gebühr trotz ihres dar⸗ 
auf hindeutenden Namens in Wahrheit nicht um eine Gebühr, ſondern 
um eine Steuer i. S. des § 1 RAbgoO. handelt, erſcheint einleuchtend 
begründet. Auch bei der weiteren Frage, ob die ſtatiſtiſche Gebühr 
eine Verbrauchsabgabe i. S. von 8 217 Ziff. 2 oder eine „andere“ 
(8217 Ziff. 1), und zwar eine Verkehrſteuer ſei, hat der Senat mit 
Recht Namen und finanzwiſſenſchaftliche Dispoſitionstechnik hinter 
Weſen und ſteuertechniſchen Bedürfniſſen zurücktreten laſſen. Einzig 
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Das Geſetz, betr. die Statiſtik des Warenverkehrs, bezeichnet 
zwar die von den ſchriftlich anzumeldenden Waren zu entrichtende, 
in die Reichskaſſe fließende Abgabe als Gebühr — ſtatiſtiſche Ge⸗ 
bühr —. Für das Weſen der Abgabe iſt aber, wie auch die Begrün⸗ 
dung zu § 1 RAbgdO. ſagt, nicht der Name, ſondern die Sache ent⸗ 
ſcheidend. Ihrer Natur nach aber iſt die ſtatiſtiſche Gebühr, wie auch 
der Reichsminiſter der Finanzen, der dem Verfahren beigetreten iſt, 
anerkannt hat, keine Gebühr im Rechtsſinne. Denn ſie iſt kein 
Entgelt für eine beſtimmte, lediglich dem Anmeldepflichtigen zugute 
kommende Leiſtung der in Anſpruch genommenen Behörde. Die Tätig⸗ 
Reit, welche die mit der Statiſtik des Warenverkehrs mit dem Aus⸗ 
land befaßten Behörden entfalten, dient nicht den beſonderen Inter⸗ 
eſſen des einzelnen zur Entrichtung der Gebühr Verpflichteten, ſondern 
liegt im allgemeinen im wirtſchafts⸗, handels⸗ und finanzpolitiſchen 
Intereſſe des Reichs. Aus dieſem Grunde kann ſie auch nicht als Bei⸗ 
trag in dem Sinne gelten, daß die Veröffentlichung des ſtatiſtiſchen 
Materials den Zwecken der an dem Handelsverkehre beteiligten 
Kreiſe dient und die Gebühr als Gegenleiſtung nur dieſen Kreiſen 
auferlegt iſt. Die ſtatiſtiſche Gebühr, die gemäß 8 11 des Geſetzes 
nach der Menge der angemeldeten Waren zugunſten des Reichs er⸗ 
hoben wird und für deren Entrichtung nach 8 13 Abf. 2 des Ge⸗ 
ſetzes dem Reiche gegenüber derjenige haftet, der zur Zeit, wo die 
Anmeldung ſtattzufinden hat, Beſitzer der Ware iſt, dient zur Er⸗ 
zielung von Einkünften des Reiches und beſteht in Geldleiſtungen, 
die allen, bei denen ein beſtimmter Tatbeſtand zutrifft, auferlegt 
werden. Danach liegen die Vorausſetzungen vor, die im 81 RADIO. 
für den Begriff der Steuer aufgeſtellt find, jo daß die ſtatiſtiſche Ge⸗ 
bühr Steuer i. S. der RAID. iſt (. Begr. zu 8 1 RAbgO., Num⸗ 
mer 759 der Druckſachen der Verfaſſunggebenden Nationalverſamm⸗ 
lung; Mrozek, NUgD. 3. Aufl. 81 Aum 6 und Becher, 
RAbgO. 4. Aufl. SL Anm. 2 b Abſ. 3 S. 9). Hieran ändert auch 
nichts, daß nach 8 11 Abſ. 6 des Geſetzes die ſtatiſtiſche Gebühr 
beſtimmt iſt, die Koſten der Statiſtik des Warenverkehrs mit dem 
Ausland zu decken. Denn nach der Begriffsbeſtimmung der Steuer 
im 8 1 RAbgO. iſt es mit dem Steuerbegriffe vereinbar, daß das 
Aufkommen aus der Steuer ganz oder teilweiſe zu beſtimmten 
Zwecken verwendet werden kann. Tatſächlich enthielten oder ent⸗ 
halten auch andere Steuergeſetze noch Vorſchriften über die Ver⸗ 
wendung der Steuern zu beſtimmten Zwecken, jo 3. B. 8 51 des 
früheren WeinSt®., 8 27 des früheren Bier Stcö., 8 118 des Brannt⸗ 
wein Mon., 8 41 Abſ. 2 des Fin AusglG. 

Iſt ſonach die ſtatiſtiſche Gebühr nach 8 1 Abſ. 1 RAbgdo. 
eine Steuer, ſo bleibt noch zu prüfen, ob ſie als Verbrauchsabgabe 
i. S. der NAbgD. gilt. Hier kommt in Betracht, daß die RAbgd. 
ſelbſt, die lediglich Zölle und Verbrauchsabgaben einerſeits und die 
übrigen Steuern andererſeits ſcheidet, keine Begriffsbeſtimmung für 
die Verbrauchsabgaben gibt, ſondern ſich nur darauf beſchränkt, 
für die Zölle und Verbrauchsabgaben (Verbrauchsſteuern) in einzelnen 
Paragraphen beſondere Beſtimmungen zu treffen, ſo z. B. 88 76, 101, 
121, 212, 217, 219, 370. Das in RF. 3, 160 veröffentlichte Urteil 
hat bei Würdigung der Frage, ob die Kohlenſteuer eine Verbrauchs⸗ 
abgabe i. S. von 8 217 RAD. iſt, als der Verbrauchsabgabe 
weſentlich bezeichnet, daß das ihren Gegenſtand bildende Erzeugnis 
während und mit der Erzeugung oder mit der Einbringung ins In⸗ 
land in einen ſteuerlichen Nexus tritt; außerdem iſt aber zur Be⸗ 
gründung der Bejahung dieſer Frage noch darauf hingewieſen, daß 
das für Verbrauchsabgaben vorgeſehene vereinfachte Rechtsmittel⸗ 
verfahren wohl darin ſeinen Grund habe, daß die mit der Erzeugung 
und dem Vertriebe der unter ſteuerlicher Kontrolle hergeſtellten Ver⸗ 
brauchsgegenſtände zuſammenhängenden tatſächlichen Verhältniſſe ſach⸗ 
gemäß von der ſteuertechniſch gebildeten, mit den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen und ihrer ſtetigen Entwicklung vertrauten Verwaltungs⸗ 
behörde am beſten beurteilt werden können. Nach dem Wein StG. vom 
10. Aug. 1925, das den Verkehrsakt der Lieferung und Entnahme 
von Wein ſowie die Verbringung von Wein in den Geltungsbereich 
des Geſetzes als Gegenſtand der Beſteuerung bezeichnet, gleichwohl 
aber die Weinſteuer als Verbrauchsſteuer erklärt, iſt anzunehmen, daß 
der Geſetzgeber die ſteuerrechtliche Verſtrickung nicht mehr als weſent⸗ 
lich erachtet für den Begriff der Verbrauchsſteuer i. ©. der RAID. 
Dagegen läßt der Umſtand, daß der Geſetzgeber die Weinſteuer trotz 


brauchbar, aber auch völlig ausreichend erſcheint dispoſitionstechniſch 
die jetzt gebräuchliche Einteilung in Beſitzſteuern (Steuern vom 
Einkommen und Vermögen einſchl. Erbſchaftsſteuer), Verkehrs⸗ 
ſteuern (die an einen Akt des rechtsgeſchäftlichen Verkehrs 
anknüpfen) und Verbrauchs ſteuern (die die ihnen unterworfe⸗ 
nen Erzeugniſſe beim Übergang aus der ſteuerlichen Überwachung in 
den freien Verkehr treffen). Die RAbgO. unterwirft die erſtgenannten 
beiden Arten dem ſchwerfälligeren Berufungsverfahren, die letztge⸗ 
nannte Art ſowie die Zölle dem einfacheren Anfechtungsverfahren. 
Daß bei jener Einteilung die ſtatiſtiſche Gebühr nicht als Verkehrs⸗ 
ſteuer erſcheint, ja nicht einmal Ahnlichkeit mit ihr aufweiſt, ergibt 
ſich ohne weiteres. 


RA. Dr. Lucas, Düſſeldorf. 
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ihres Aufbaues als Verkehrsſteuer ausdrücklich als Verbrauchsſteuer 
bezeichnet, erkennen, daß er dem verwaltungsorganiſatoriſchen Ge⸗ 
ſichtspunkt die ausſchlaggebende Bedeutung für den Begriff der 
Verbrauchsſteuer i. S. der RAbgO. beimißt (0. Becker, Steuer 
und Wirtſchaft 1925, 1369, 1387). 


Das Geſetz über die Statiſtik des Warenverkehrs mit dem 
Ausland regelt den Aufbau der Handelsſtatiſtik in enger Anlehnung 
au die Zollvorſchriften und unter Anwendung der durch ſie geſchaf⸗ 
fenen Grundſätze, Begriffe und Unterſcheidungen. Die Einſammlung 
des Urmaterials und keilweiſe auch feine Aufarbeitung iſt Aufgabe der 
Zollbehörden. Dieſe haben auch die Beobachtung der Vorſchriften des 
Geſetzes zu überwachen und Zuwiderhandlungen gegen dieſelben zur 
Anzeige zu bringen. In betreff der Feſtſtellung, Unterſuchung, Ent⸗ 
ſcheidung und Verjährung der Zuwiderhandlungen gegen die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes ſowie in betreff der Strafmilderung und des Er⸗ 
laſſes der Strafen im Gnadenwege kommen nach 8 17 Abſ. 2 des 
Geſetzes die Vorſchriften zur Anwendung, nach welchen ſich das Ver⸗ 
fahren wegen Zuwiderhandlungen gegen die Zollgeſetze beſtimmt. Die 
Beſtimmung des 8 13 Abf. 2, in der die Verpflichtung zur Entrich⸗ 
tung der ſtatiſtiſchen Gebühr geregelt iſt, entſpricht den betreffenden 
Vorſchriften über die Verpflichtung zur Entrichtung des Zolles im 
813 VerZollGG.; ebenſo finden die für die Prüfung der Zölle be⸗ 
ftehenden Vorſchriften auf die ſtatiſtiſche Gebühr nach 815 Abſ. 1 
des Geſetzes Anwendung. Bei Nacherhebung von zuwenig oder bei 
Vergütung von zuviel erhobener ſtatiſtiſcher Gebühr greift das Ver⸗ 
fahren hinſichtlich der Nacherhebung und der Vergütung der Zölle 
Platz (848 Abſ. 2 AusfBeſt.). Auf die Verjährung der ſtatiſtiſchen 
Gebühr finden die für die Zollgefälle geltenden Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechende Anwendung (8 15 Abf. 2 des Geſetzes). Die Bemeſſungs⸗ 
grundlage für die ſtatiſtiſche Gebühr iſt die Menge der angemeldeten 
Ware. Dieſe Geſtaltung der ſtatiſtiſchen Gebühr, ihr enger Zuſammen⸗ 
hang mit den Zollvorſchriften ſowie der Umſtand, daß die Verwal⸗ 
tung der ſtatiſtiſchen Gebühr und die Durchführung des Geſetzes, 
betreffend die Statiftik des Warenverkehrs mit dem Ausland in der 
Hauptſache Aufgabe der Zollbehörden iſt, rechtfertigen die Annahme, 
daß die ſtatiſtiſche Gebühr, auch wenn ſie finanzwiſſenſchaftlich den 
Verkehrsſteuern nahe ſteht, ſteuerrechtlich als Verbrauchsabgabe i. S. 
von § 217 Nr. 2 RAbgO. zu gelten hat. Danach iſt die Rechts⸗ 
beſchwerde zuläſſig. Sie iſt auch ſachlich begründet. 

Nach 850 Abf. 5 AusfBeſt. zum Geſetze, betr. die Statiſtik des 
Warenverkehrs mit dem Ausland v. 7. Febr. 1906 (RGBl. 109) 
in der Faſſung der VO. v. 12. Febr. 1924 (RZoll Bl. 14), find 
Flüſſigkeiten, die anſtatt in handelsüblicher Verzollung in eigens 
zu ihrer Beförderung eingerichteten Wagen ein⸗ oder ausgeführt wer⸗ 
den, als verpackte Waren anzuſehen. In ſinngemäßer Anwendung 
dieſer Beſtimmung haben auch Flüſſigkeiten in Tankſchiffen als 
verpackte Waren zu gelten (. Rundſchreiben des Präſidenten des 
Statiſtiſchen Reichsamts v. 2. Okt. 1924, II 8311). Gemäß 8 49 
Abſ. 3 AusfBeſt. wird die ſtatiſtiſche Gebühr bei verpachten 
Waren, ſofern das Reingewicht angegeben iſt, nach dieſem, andern⸗ 
falls nach dem Rohgewichte berechnet. Der Berechnung der ſtatiſtiſchen 
Gebühr iſt ſonach nicht, wie die angefochtene Entſch. annimmt, das 
bei der Zollabfertigung feſtgeſtellte, ſondern in der Anmeldung an⸗ 
gegebene (angemeldete) Reingewicht oder das Rohgewicht zugrunde zu 
legen. Zu erörtern bleibt noch, was im vorliegenden Falle der Ein⸗ 
fuhr in einem Tankfahrzeug verladenen Mineralöl aus dem Frei⸗ 
hafen auf ein Zollager unter „angegebenem Reingewichte“ zu verſtehen 
iſt. Nach § 1 Abſ. 8 Satz 5 AusfBeſt. iſt bei der Einfuhr von Mineral⸗ 
len auf eine Niederlage das Eigengewicht der Mineralöle — ſonach 
ohne das Gewicht der Umſchließungen und der zur Beförderung 
dienenden Behältniſſe — anzumelden. Ein weiteres Gewicht braucht 
für die Statiſtik des Warenverkehrs nicht angemeldet zu werden. 
Daraus ergibt ſich, daß bei der Einfuhr von Mineralölen in Tank⸗ 
ſchiffen auf Niederlagen nur das angemeldete Eigengewicht als das 
Reingewicht gilt und der Berechnung der ſtatiſtiſchen Gebühr zugrunde 
zu legen iſt. Gemäß 8 3 Abſ. 5 Satz 2 Zoll Tarch. kann zwar nach 
Beſtimmung des Bundesrats bei der Verzollung von Flüſſig⸗ 
keiten, ſofern ſie in nicht handelsüblichen unmittelbaren Umſchlie⸗ 
ßungen eingehen, dem Eigengewichte der Flüſſigkeiten das Gewicht 
der handelsüblichen Umſchließungen hinzugerechnet werden. Auf Grund 
dieſer Beſtimmungen find denn auch bei der Einfuhr von Mineralölen 
in Fahrzeugen (Keſſelwagen, Tankſchiffen uſw.) Tarazuſchläge feſt⸗ 
geſetzt worden (J. Zolltarif für den Dienſtgebrauch der Zollſtellen 
bei TarNr. 239). An einer entſprechenden Beſtimmung fehlt es jedoch 
im Geſetze betreffend die Statiftik des Warenverkehrs mit dem Aus⸗ 
lande und den AusfBeſt. hierzu für die Berechnung der ſtatiſtiſchen 
Gebühr. Da auch aus dem Begriffe des Reingewichts ſich nicht ohne 
weiteres das Recht von Tarazuſchlägen ableiten läßt, iſt es nicht 
angängig, die im Zoll Tarc. für die Verzollung vorgeſehene Vor⸗ 
ſchrift auf die Verechnung der ſtatiſtiſchen Gebühr anzuwenden. 

(RFH., IV. Sen., Urt. v. 30. Juni 1926, IV A 288/25 8.) 
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5. Art. 9 Abi. 2 Rheinland⸗-Abkommen; 8 13 Ver⸗ 
Zoll. Übernimmt eine nicht zollbegünſtigte inländiſche 
Perſon käuflich von einem Angehörigen der Beſatzungs- 
armee eine nach dem Rheinland-Abkommen zollfreie 
Ware, fo entſteht in ihrer Perſon die Zollſchuld. f) 

Mit Recht geht die Vorinſtanz davon aus, daß die in Art. 9 
Abs. 2 des Rheinlandabkommens (RGBl. 1919, 1337) gewahrte 
Freiheit von Einfuhrzoll für Proviant und Vorräte jeder Art, die für 
den Gebrauch oder Verbrauch der alliierten und afjoziierten Armeen 
beſtimmt oder an die Militärbehörde oder den Ausſchuß ſowie an 
Marketendereien oder Offizierskaſinos gerichtet find, nur in dem Um⸗ 
fang Platz greift, in dem ſie bewilligt iſt. Danach ſteht ein Recht auf 
zollfreien Eingang der nach dem Zolltarif zollpflichtigen Waren nur 
dem in Art. 9 beſtimmten Perſonenkreiſe für ſeinen Gebrauch oder 
Verbrauch zu. Dieſe perſönliche Vergünſtigung kann weder anderen 
Perſonen zugewendet noch von anderen als den begünſtigten Per⸗ 
ſonen in Anſpruch genommen werden. Durch Anderung des Ver⸗ 
wendungszwecks kommt die Zollvergünſtigung in Fortfall und es 
tritt die Zollpflicht ein. Eine ſolche Anderung des Verwendungs⸗ 
zwecks liegt vor, wenn eine nicht zollbegünſtigte inländiſche Perſon 
eine zollfrei belaſſene Ware von einer begünſtigten Perſon käuflich 
übernimmt. Nach § 13 VergollGG. entſteht die perſönliche Zollpflicht 
in der Perſon deſſen, der beim Übergange der zollpflichtigen Ware 
im Inlandsverkehr Inhaber (natürkicher Beſitzer) iſt. Von der 
Reichsfinanzverwalkung iſt in ſtändiger Praxis daran feſtgehalten 
morden, daß im Falle des Weiterverkaufs einer zollfrei be⸗ 
laſſenen Ware durch die begünſtigte Perſon Inhaber i. S. des 8 13 
VerZollG. derjenige ift, der die Ware übernimmt. Der RFin Min. 
hat dieſe Praxis gebilligt und der Anſchauung Ausdruck gegeben, daß 
eine Zollſchuld begrifflich gar nicht entſtehen könne, ſolange die 
Ware noch im Beſitze des zollbegünſtigten Beſatzungsangehörigen ſei. 
Auch das RG. ſcheint in dem in Entſcheidungen des RGSSt. 55, 286 
veröffentlichten Urteil dieſen Standpunkt der Zollverwaltung zu 
teilen. Der erkennende Sen. tritt gleichfalls dieſer Auffaſſung bei und 
erachtet es bei den beſonderen Verhaͤltniſſen im beſetzten Gebiete 
für gerechtfertigt, daß im Falle der Weiterveräußerung als Inhaber 
i. S. des 8 13 VerZoll®. der Käufer zu gelten hat, der die zollfrei 
belaſſene Ware aus dem Beſitze der zollbegünſtigten Beſatzungsan⸗ 
gehörigen in die deutſche Wirtſchaft überführt und ſie im Augenblicke 
der Anderung des Verwendungszwechks beſitzt. 

(RFH., IV. Sen., Urt. v. 21. Dez. 1926, IV A 250/26.) 


*. 


Zu 5. Der Entſch. ift beizutreten. 

Der Beſchwerdeführer, ein deutſcher Staatsbürger, hat am 
14. Aug. 1925 durch Vermittlung eines engliſchen Beſatzungsangehöri⸗ 
gen von einem Offizier der britiſchen Rheinarmee einen durch dieſen 
in das beſetzte Gebiet zoll⸗ und abgabenfrei eingeführten Perſonen⸗ 
wagen in Köln gekauft und übergeben erhalten. Der RF H. be⸗ 
trachtet den Beſchwerdeführer auf Grund dieſes Sach- 
verhaltes mit Recht als Zollſchuldner i. S. des 813 
Ver Zoll. 

Gemäß Art. 9 Abſ. 2 in Verbindung mit Art. 9 Abf. 1 AHA. 
genießen Proviant, Waffen, Kleidung, Ausrüſtung und Vorräte jeder 
Art, die für den Verbrauch der alliierten oder aſſoziierten Armeen, 
deren einzelner Angehöriger und deren nichtdeutſchen Perſonals be⸗ 
ſtimmt oder an die Militärbehörden oder an die Irko, deren ein⸗ 
zelne Angehörige und deren nichtdeutſches Perſonals ſowie an die 
Marketendereien und Dffizierskafinos gerichtet find, völlige Frei⸗ 
heit von Fracht und Einfuhrzoll. Das in Art. 9 Rhe. normierte 
Recht auf zollfreien Eingang der nach dem deutſchen Zolltarif zoll⸗ 
pflichtigen Waren ſteht ausſchließlich dem dort beſtimmten Perſonen⸗ 
kreiſe zu ſeinem Gebrauch oder Verbrauch zu. Wird der in Art. 9 
vorgeſehene Verwendungszweck einer in das beſetzte Gebiet zollfrei ein⸗ 
geführten Ware dadurch verändert, daß ein Beſatzungsangehöriger die 
betr. Ware an einen nichtzollbegünſtigten deutſchen Staatsbürger oder 
im beſetzten Gebiet befindlichen nichtzollbegünſtigten Ausländer weiter⸗ 
veräußert, ſo kommt die Zollvergünſtigung in Fortfall und es tritt 
die Zollpflicht ein. Das hat übrigens auch die Irko in ihrem Schrei⸗ 
ben v. 28. Nov. 1919 Nr. 652 (vgl. Vogels, Das MH. 1, 37; 
2, 184) ausdrücklich anerkannt. 

Nach § 13 VerZoll G. entſteht die perſönliche Zollpflicht in der 
Perſon deſſen, der beim Übergang der zollpflichtigen Ware in den 
freien Inlandsverkehr Inhaber (natürlicher Beſitzer) iſt. Als In⸗ 
haber der Ware iſt dabei in dem hier ſtrittigen Falle der Weiterver⸗ 
äußerung, wie der NFH. in Übereinſtimmung mit dem RFin Min., der 
Zollverwaltung und dem NG. (vgl. RGSt. 55, 286) ausführt, der 
Käufer anzuſehen, der die gemäß Art. 9 Rh A. zollfrei eingeführte 
Ware aus dem Beſitze des zollbegünſtigten Beſatzungsangehörigen in 
die deutſche Wirtſchaft überführt und ſie im Augenblick der Ande⸗ 
rung des Verwendungszwecks beſitzt. 

RA. u. Priv Doz. Dr. Carl Heyland, Frankfurt o. M.⸗Gießen. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


6. Art. 432 VV.; Art. 3, 5 Rheinl Abk.; Art. 7—9 Geſ⸗ 
Geb VO.; Art. I B 5, Art. 7 der Anl. 3 des Gef. über bie 
Londoner Konferenz; 11b und II des Koblenzer Befrie⸗ 
dungs Abk. v. 6. Okt. 1926; § 38 Kohlen StG. 1917; 8 26 
Kohlen StG. 1923; Geſ. v. 11. Aug. 1923; § 3 Abſ. 1 StAufw.⸗ 
BD; 83 Abſ. 1 der 1. Durchf Beſt. dazu; Art. 48 R Verf.; 
BD. des RPräſidenten v. 13. Okt. 1923; StMilderungs VO. 
v. 14. Sept. und 10. Nov. 1924; 84 NAbgD. 1. Die Art. 
7—9 der GeſGeb VO. der Interalliierten Rheinlandkom⸗ 
miſſion, daß die deutſchen Geſetze und Verordnungen erſt 
dann in den beſetzten Gebieten in Kraft treten ſollen, 
wenn ſie der Kommiſſion zur Prüfung vorgelegt, und 
wenn nach ihrer Regiſtrierung 10 Tage verſtrichen find, 
ohne daß die Kommiſſion dagegen Einſpruch erhoben hat, 
findet im Vertrag von Verſailles oder im Rheinlandab⸗ 
kommen keine rechtliche Grundlage. 2. Dem deutſchen 
Richter ſteht ein Prüfungsrecht dahin zu, ob die von der 
Rheinlandkommiſſion erlaſſenen Ordonnanzen ſich im 
Rahmen des Rheinlandabkommens halten. 3. Das Völker- 
recht begründet nur Rechte und Pflichten zwiſchen den 
Staaten als ſolchen, ſeine Normen richten ſich nicht an die 
einzelnen Staatsorgane oder an die Staatsbürger. Dieſe 
unterſtehen allein dem Landesrechte, dem Völkerrechte nur 
inſoweit, als es durch Geſetz oder Gewohnheitsrecht in 
Landesrecht umgewandelt iſt. 4. Die Kohlenſteuerordon⸗ 
nanzen der Rheinlandkommiſſion werden nicht durch das 
Rheinlandabkommen gedeckt. 5. Der Umſtand, daß durch 
die Kohlenſteuerordonnanzen und durch die Machtverhält⸗ 
niſſe im beſetzten Gebiete der tatfächliche Vollzug des 
deutſchen Kohlenſteuerrechts gehemmt war, hindert die 
rechtliche Entſtehung der Kohlenſteuerſchulden nicht. 6. Die 
Steueraufwertungs verordnung iſt im beſetzten Gebiete 
zu gleicher Zeit wie im unbeſetzten Gebiet in Kraft ge- 
treten. 7. Der 8 4 AO. ermächtigt den Richter nicht, aus 
Billigkeitserwägungen, um etwaige Härten zu beſeitigen, 
an Stelle der geſetzlichen Regelung eine andere Regelung 
zu treffen, die mit dem Geſetze nicht vereinbar iſt. f) 


Die Beſchwerdeführerin, die Inhaberin einer Brikettfabrik im 
Bezirk Köln ift, hat die Kohlenſteuer für die Zeit vom 1. Ang. 
1923 bis 14. Okt. 1923 nicht gezahlt und es auch zunächſt unter⸗ 
laſſen, die vorgeſchriebenen Kohlenſteueranmeldungen dem für fie 
zuſtändigen Hauptzollamte einzureichen, ſo daß dieſes i. J. 1923 
nicht in der Lage war, die Beſchwerdeführerin zur Kohlenſteuer zu 


Zu 6. Eine für die ſtaats⸗ und völkerrechtlichen 
Verhältniſſe der beſetzten rheiniſchen Gebiete 
grundlegende Entſch., die zu begrüßen iftl 

1. Der RF. erörtert zunächſt die praktiſch hochbedeutſame 
Frage, ob nach dem 10. Jan. 1920 erlaſſene deutſche Geſetze und 
Verordnungen, die entgegen den Vorſchriften der Art. 7, 8 der 
VO. 1, der ſog. GeſetzgebungsVO., der IR K. dieſer von den deut⸗ 
ſchen Behörden nicht zur „Regiſtrierung“ vorgelegt worden ſind, 
deswegen der Gültigkeit für die beſetzten rheiniſchen Gebiete ent⸗ 
behren. Die Frage wird mit Recht verneint. Der ASH. be⸗ 
kennt ſich damit zu jenem, auch vom RG. und von der überwie⸗ 
genden Mehrzahl der Schriftſteller vertretenen Standpunkt, der 
erſtmals von mir in meiner „Rechtsſtellung der beſetzten Rhein⸗ 
lande“ (1923) auf Seite 130 bis 149 eingehend begründet wor⸗ 
den iſt: die von der IR K. im Dez. 1924 durch die VO. 284 
außer Kraft geſetzten Art. 7—9 der VO. 1 fanden weder im 
Rh A. noch in einer zwiſchen dem Deutſchen Reich und den Be⸗ 
ſatzungsmächten gelegentlich der ſpäteren Verſailler Verhandlun⸗ 
gen getroffenen Vereinbarung noch im Völkergewohnheitsrecht 
eine Stütze. Das von der IR K. dort beanſpruchte Recht, das In⸗ 
krafttreten aller deutſchen Geſetze und VD. in den beſetzten rhei⸗ 
niſchen Gebieten von einer vorherigen „Regiſtrierung“ und ihrer 
Genehmigung oder von einem 10 tägigen leinſpruchsloſen!) Friſt⸗ 
ablauf abhängig zu machen, bedeutete vielmehr einen offenkundi⸗ 
gen Verſtoß gegen den in den Art. 3 u. 5 Rh A. zum Ausdruck 
gelangten und auch von den Beſatzungsmächten ausdrücklich aner⸗ 
kannten Satz, daß die deutſche Geſetzgebung in den beſetzten rhei⸗ 
niſchen Gebieten prinzipiell frei iſt. Eine Ausnahme von dem 
Grundſatz der Freiheit der deutſchen Geſetzgebung iſt lediglich im 
Hinblick auf Art. 3 Abſ. a Rh A. begründet, der die IRAK. ermäch⸗ 
tigt, „ſoweit dies für die Gewährleiſtung des Unterhaltes, der 
Sicherheit und der Bedürfniſſe der Streitkräfte der alliierten und 
aſſoziierten Mächte nötig iſt“, VO. zu erlaſſen, die als Spezial⸗ 
normen für einen beſtimmten Gebietsteil innerhalb der beſetzten 
Rheinlande den deutſchen Reichs⸗ und Landesgeſetzen vorgehen. Die 
IR K. kann zwar aus dieſem Verordnungsrecht auch die weitere 
Befugnis ableiten, die Anwendung beſt immter, in den beſetz⸗ 
ten rheiniſchen Gebieten bereits in Anwendung befindlicher 
deutſcher Geſetze und VO., die dem Unterhalt, der Sicherheit oder 
den Bedürfniſſen der Beſazungstruppen tatſächlich widerſtreiten, 
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veranlagen. Mit dem ihr am 24. Juli 1925 zugeſtellten Steuer⸗ 
beſcheid iſt die Beſchwerdeführerin für die Kohlenſteuer in Anſpruch 
genommen worden. 

Die Aufwertung der in Papiermark errechneten Kohlenſteuer 
in Goldmark erfolgt auf Grund der AufwVO. v. 11. Okt. 1923 
(NGBl. I, 933) und den dazu erlaſſenen DurchfBeſt. (Nc Bl. I, 
951) unter Zugrundelegung der auf S. 321 des RgollBl. für 1923 
angegebenen Goldumrechnungsſätze, indem als Tag der Umrechnung 
der Papiermarkbeträge in Goldmark der letzte Tag des Anmel⸗ 
dungszeitraums — alſo für den Monat Aug. der 31. Aug., für 
die erſte Septemberhälfte der 15. Sept., für die zweite September⸗ 
hälfte der 30. Sept. und für die Zeit v. 1. Olkt. bis 14. Oft. der 
14. Okt. berückjichtigt wurde. 


Gegen den Steuerbeſcheid erhob die Beſchwerdeführerin An⸗ 
fechtung. Dieſe richtete ſich lediglich gegen die Art der Umrechnung 
der Papiermarkbeträge in Goldmark. Die Beſchwerdeführerin 
machte geltend, es ſei ihr infolge der rechtlichen und tatſachlichen 
Verhältniſſe im beſetzten Gebiete von Anfang Sept. 1923 an nicht 
mehr möglich geweſen, die deutſche Kohlenſteuer zu entrichten. Die 
Umrechnung nach dem Zeitpunkt der Entſtehung der Steuerſchuld 


bedeute, daß die Beſchwerdeführerin etwa fünfmal höher belaftet. 


werde als die Werke des unbeſetzten Gebiets, die weder durch po⸗ 
litiſche Zwangsmaßnahmen noch durch eine wirtſchaftliche Notlage 
gehindert geweſen ſeien, die Steuer am Fälligkeitstage bzw. noch 
bis zum 25. Okt. 1923 in dem urſprünglichen Papiermarkbetrage 
ſe zahlen. Eine Steuerſchuld auf Grund des deutſchen Kohlen⸗ 
teuerrechts in Verbindung mit der AufwBD. ſei nicht entſtanden, 
weil die Beſtimmungen des KohlenSteuer G. v. 26. März 1923 und 
StAufwVO. auf Steuerfälle der Monate Aug., Sept. und 
Okt. 1923 keine Anwendung finden könnten. Denn das Kohlen⸗ 
StB. fei durch die Kohlenſteuerordonnanzen der IRK. (Inter⸗ 
allſierten Rheinlandkommiſſion) im beſetzten Gebiet außer Kraft 
geſetzt und die StuufwVoO. durch VO. der JRK. v. 14. Mai 1924 
(Bek. des Präſid. der Reichsvermögensverwaltung des beſetzten 
Gebiets 1924 Nr. 10) erſt mit Wirkung auf die ab 1. April 1924 
entſtandenen Steuerfälle zugelaſſen. Für die Erhebung der Steuer 
könne nur 84 RAbgoO. in Betracht kommen. Dieſe Vorſchrift 
würde jedoch höchſtens eine Steuer rechtfertigen, die der Sache 
nach eine Gleichſtellung mit der entſprechenden Kohlenſteuer⸗ 
belaſtung der Bergwerke des unbeſetzten Gebiets bedeute. Die Be⸗ 
ſchwerdeführerin beantragt daher, die Steuerſchuld auf einen Be⸗ 
trag herabzuſetzen, der nicht höher ſei, als der nach den Gold⸗ 
markumrechnungsſätzen der Fälligkeitstage ſich ergebende Gold⸗ 
markbetrag der Papiermarkſteuerſchuld. 
Anfechtung und Rechtsbeſchwerde hatten keinen Erfolg. 


1. Das Kohlen StG. v. 8. April 1917 hatte nach feinem $ 38 
Gültigkeit bis zum 31. Juli 1920. Die wiederholt, zuletzt durch 
Gef. v. 8. April 1922 (RcBl. I, 378) verlängerte Gültigkeits⸗ 
dauer lief am 31. März 1923 ab. Es wurde erſetzt durch das Gef. 
5. 20. März 1923 (RGBl. I, 193), deſſen Geltungsdauer im $ 26 
bis zum 31. März 1924 vorgeſehen war. Durch Geſetz über die 
Abänderung einzelner Verbrauchsabgaben v. 11. Aug. 1923 (RG⸗ 
Bl. I, 770) wurde beſtimmt, daß die Steuer für inländiſche Kohle 


zu unterfagen. (Vgl. Art. 5 Satz 2 NH%.) Sie darf aber auf Grund 
des Art. 3 Abſ. a Rh A. keinesfalls eine Regelung treffen, der⸗ 
zufolge die geſamte Geſetzgebung im beſetzten Gebiet prak⸗ 
kiſch betrachtet nicht mehr allein in den Händen des Deutſchen 
Reiches bzw. der beteiligten deutſchen Länder liegt, ſondern nur 
dem Reich bzw. den Ländern zuſammen mit der IR. zuſteht. 
Letzteres war aber durch die in den Art. 7—9 der VO. 1 getroffene 
Regelung zweifellos geſchehen, wie namentlich auch Ernſt Zitel⸗ 
mann in einer geiſtvollen Studie über „Zwiſchenprivatrecht im 
beſetzten Gebiet“ (Feſtgabe für Liebmann [1920] S. 136) über⸗ 
zeugend dargelegt hakt. Den Art. 7—9 der Vo. 1 konnte an⸗ 
geſichts des ihnen ſonach anhaftenden Makels der Völkerrechts⸗ 
widrigkeit keine das Deutſche Reich, die deutſchen Länder, die 
deutſchen Staatsorgane ſowie die deutſchen Staatsbürger verbin⸗ 
dende Kraft zuerkannt werden. Die deutſche Geſetzgebungshoheit in 
den beſetzten rheiniſchen Gebieten wurde durch den in den Art.7—9 
der VO. 1 enthaltenen völkerrechtswidrigen Eingriff von Rechts 
wegen in keiner Weiſe berührt. Die Art. 7—9 där VO. 1 waren 
rechtsunwirkſam. Die unter ihrer Herrſchaft erlaſſenen deut⸗ 
ſchen Geſetze, u. a. das hier ſtrittige Kohlenſteuergeſetz v. 20. März 
1923, das Geſetz über die Abänderung einzelner Verbrauchsabgaben 
v. 11. Aug. 1923 und die VO. des Reichspräſidenten v. 13. Okt. 
1923 ſind mithin auch ohne Regiſtrierung in den beſetzten rhei⸗ 
niſchen Gebieten in demſelben Zeitpunkt wie im unbeſetzten Ge⸗ 
biet in Kraft getreten. 

2. Die unter Ziff. 1 getroffene Feſtſtellung, daß die als völ⸗ 
Rerrechtswidrig befundenen Art. 7—9 der VO. 1 die deutſchen 
Staatsorgane und die deutſchen Staatsbürger von Rechts wegen 
nicht binden, ſetzt den Nachweis voraus, daß für den deutſchen 
Richter die Zuständigkeit begründet iſt, die Vo. der INK. auf 
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hinſichtlich der Kohle, für die bis zum 15. Tage eines Kalender⸗ 
monats eine Steuerſchuld entſtanden iſt, am 25. desselben Monats 
und hinſichtlich der Kohle, für die in der zweiten Hälfte eines 
Kalendermonats eine Steuerſchuld entſtanden iſt, am zehnten Tage 
des nächſten Monats fällig wird. Durch die auf Grund des Art. 48 
der RVerf. erlaſſene VO. des Reichspräſidenten v. 13. Dkt. 1923 
it das KohlenSt®. mit Wirkung vom 15. Okt. 1923 (RGBl. I, 
945) aufgehoben worden. 

2. a) Die Geſetze v. 20. März 1923 und 11. Aug. 1923 ſowie 
die VO. v. 13. Okt. 1923 find der JRK. zur „Regiſtrierung“ nicht 
vorgelegt worden. 

Es fragt ſich zunächſt, ob dieſe geſetzlichen Vorſchriften ſchon 
deswegen der Gültigkeit für das beſetzte Gebiet entbehren. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Art. 432 des Verſailler Vertrags ſieht vor, daß die durch 
den Verſailler Vertrag nicht geregelten Fragen der Beſetzung den 
Gegenſtand ſpäterer Abmachungen bilden follten, die zu beobachten 
Deutſchland bereits in Art. 432 ſich verpflichtete. Die Feſtlegung 
fand in der Vereinbarung zwiſchen den vier Beſatzungsmächten 
und dem Deutſchen Reiche im Rheinlandabkommen v. 10. Jan. 
1920 (RGBl. 31) ihren Ausdruck, die in Art. 2 die IRK. ein⸗ 
ſetzte und ihr in Art. 3a die Befugnis beilegte, 

Verordnungen zu erlaſſen, ſoweit dies für die Gewähr⸗ 
leiſtung des Unterhalts, der Sicherheit und der Bedürfniſſe 
der Streitkräfte der alliierten und aſſoziierten Mächte 
nötig iſt. 
Dieſe VO. ſollen „Geſetzeskraft“ (force de loi) haben und mit 
ihrer Veröffentlichung als ſolche von den deutſchen Zivilbehörden 
anerkannt werden. 

Nach den Art. 3 und 5 des Rheinlandabkommens (Rh A.) 
wird das beſetzte Gebiet von den deutſchen Behörden „gemäß den 
deutſchen Geſetzen“ verwaltet. Zwar hat die Rheinlandkommiſſion 
in den Art. 7, 8 ihrer VO. Nr. 1 (Geſetzgebungsverordnung) vor⸗ 
geſchrieben, daß die deutſchen Geſetze und Verordnungen ert dann 
in den beſetzten Gebieten in Kraft treten ſollen, wenn ſie der 
Rheinlandkommiſſion zur Prüfung vorgelegt, und wenn nach ihrer 
Regiſtrierung bei der Kommiſſion 10 Tage verſtrichen ſind, ohne 
daß die Kommiſſion dagegen Einſpruch erhoben hat. 

Tatſächlich ſind auch vom Reichskommiſſar für die beſetzten 
Gebiete bis zum Ruhrunternehmen der IR K. regelmäßig die im 
KGB. und den Geſetzesſammlungen der Länder abgedruckten Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen, ſoweit ſie für das beſetzte Gebiet prak⸗ 
tiſche Bedeutung hatten, zur Regiſtrierung vorgelegt (vgl. Vo⸗ 
gels, Die Vertrage über Beſetzung und Räumung des Rhein⸗ 
landes, Karl Heymann⸗Verlag 1925, 325). Aber dieſe Vorlage be⸗ 
deutete lediglich ein tatſächliches Entgegenkommen der deutſchen 
Behörden (vgl. R&SSt., Urt. v. 30. Mai 1924, JW. 1924, 1748). 
Vom Rechtsſtandpunkt aus können die in Art. 7 und 8 der Geſetz⸗ 
gebungsverordnung enthaltenen Einſchränkungen des deutſchen Ge⸗ 
ſetzgebungsrechts, da fie über den Art. 3 des Rh A. hinausgehen, 
nicht anerkannt werden. Die Reichsregierung hat gegen die Geſetz⸗ 
gebungsverordnung (Ordonnanz 1) bereits i. J. 1920 proteſtiert und 
ebenſo nahmen die Rechtſprechung und überwiegend das Schrift⸗ 


ihre Vereinbarkeit mit dem Rhea. zu prüfen und VO. die dieſer 
Prüfung nicht ſtandhalten, die Anwendung zu verſagen. Die 
Frage der Prüfungszuſtändigkeit des deutſchen Richters gegen⸗ 
über den VO. der IR K. iſt bisher vom RG. und vom NED. 
ſtillſchweigend bejaht worden. Dagegen wird im Schrifttum zum 
Teil die Anſicht vertreten, die Überſchreitung der im Art. 3 Abſ. a 
Rhel. der JRK. hinſichtlich des Verordnungsrechtes eingeräumten 
Befugniſſe ſei von den deutſchen Gerichten hinzunehmen, da ihnen 
ein Nachprüfungsrecht nicht zuſtehe. Eine von der IR K. begangene 
Kompetenzüberſchreitung würde allenfalls ein völkerrechtliches De⸗ 
likt darſtellen, ſo daß ſich nur eine völkerrechtliche Aktion zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und den alliierten und aſſozijerten Mächten 
rechtfertigen laſſe. (Vgl. außer den vom RFHY. angeführten Schrift 
ſtellern insbeſ. auch noch Hatſche, Völkerrecht S. 115 Anm. 1.) 

Dem RF H. kommt das Verdienſt zu, in der obi⸗ 
gen Entſch. als erſter unter den höchſten deutſchen 
Gerichtshöfen zu dem theoretiſch wie praktiſch 
gleich intereſſanten und wichtigen Problem der 
Prüfungszuſtändigkeit des deutſchen Richters ge⸗ 
genüber den VO. der IR K. ausdrücklich Stellung 
genommen zu haben. Der R H. gelangt dabei zur 
Bejahung der Prüfungszuſtändigkeit des deut⸗ 
ſchen Richters, und zwar im Anſchluß an Gedankengänge, 
die ich bereits i. J. 1921 in einem Aufſatz „Zur Lehre vom Ver⸗ 
ordnungsrecht der INK“ in der Ztſchr. f. Völkerrecht (Bd. XII 
S. 44) entwickelt, und in meiner „Rechtsſtellung der beſetzten 
Rheinlande“ (vgl. § 9 S. 119 ff.) ſowie in einem Aufſatz in der 
JW. 1925 S. 40 ff. weiter vertieft habe. 

Der RFH. geht in ſeinen ſorgfältig begründeten Darlegungen 
von dem zutreffenden Satze aus, daß die VO. der JRK. ebenſo 
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tum (vgl. hierzu Vogels a. a. O. 325) an, daß die VO. 1 un⸗ 
gültig ſei und die Geſeze gemäß dem Rh. auch im beſetzten Gebiet 
ohne weiteres in Kraft träten. In Ausübung der im Art. 3a des 
Rh A. vorgeſehenen Verordnungsbefugnis kann zwar die IR. die 
Anwendung eines deutſchen Geſetzes oder deutſcher Rechtsverord⸗ 
nungen unterſagen, falls dieſe den Unterhalt, die Sicherheit und 
die Bedürfniſſe der Beſatzungstruppen gefährden würden. Aus 
Art. 3 oder den ſonſtigen Beſtimmungen des RhA. kann aber nicht 
die Befugnis der IR. hergeleitet werden, die Anwendbarkeit 
aller deutſchen Geſetze und Verordnungen von einer vorherigen 
„Regiſtrierung“ und ihrer Genehmigung oder von einem zehntägi⸗ 
gen Friſtablauf abhängig zu machen. Eine ſolche Vorſchrift über⸗ 
ſchreitet den Rahmen der Verordnungsbefugnis, ſie widerſtreitet der 
auch für das beſetzte Gebiet grundſätzlich aufrechterhaltenen Ge⸗ 
ſetzgebungshoheit des Reichs und der Länder. Der auch nach dem 
Rh A. beſtehenden Geſetzgebungseinheit zwiſchen beſetztem und un⸗ 
beſetztem Gebiete widerſprechen deshalb die Art. 7—9 der Geſetz⸗ 
gebungsverordnung. Es gilt daher, wie der Senat in Übereinftim- 
mung mit der Rechtſprechung des 2. Gen. des RF. (NFH. 15, 
124) und des 1. Sen. (RF H. 18, 182) und in Übereinjtimmung 
mit dem RG. (vgl. insbeſ. außer dem bereits oben angeführten 
Urt. des RG., auch RGSt. 56, 194, 288) annimmt, ungeachtet 
der Art. 7—9 der Ordonnanz das deutſche Geſetzgebungsrecht auch 
im beſetzten Gebiet, und es treten grundſätzlich auch ohne Regi⸗ 
ſtrierung die deutſchen Geſetze im beſetzten Gebiet in demſelben 
Zeitpunkt wie im unbeſetzten Gebiet in Kraft. übrigens hat die 
JR., nachdem in den Londoner Vereinbarungen v. 16./30. Aug. 
1924 die alliierten Regierungen die Wiederherſtellung der fiskali⸗ 
ſchen und wirtſchaftlichen Einheit Deutſchlands zugeſagt hatten 
(vgl. auch Art. IB Ziff. 5 der Anlage 3, RGBl. 1924 II, 291, 
333), mit Rückſicht darauf, daß die Beſtimmungen der Ordon⸗ 
nanz 1 dieſer Einheit entgegenſtanden, durch einen Beſchluß v. 
8. Nov. 1924 Nr. 16814 das ſofortige Inkrafttreten der Steuer⸗ 
Sk geſtattet und durch Ordonnanz Nr. 284 das Verfahren zur 
Prüfung der deutſchen Geſetze neu geregelt und hierbei den Grund⸗ 
ſatz anerkannt, daß die deutſchen Geſetze und Verordnungen im 
beſetzten Gebiete zu dem gleichen Zeitpunkt in Kraft treten wie im 
übrigen Deutſchland (vgl. Vogels a. a. O., 325). 

b) Bei Zugrundelegung der hier vertretenen Rechtsanſchauung 
ergibt ſich für den vorliegenden Fall, daß die Geſetze v. 20. März 
und 11. Aug. 1923 und die VO. v. 13. Okt. 1923 auch im be⸗ 
ſetzten Gebiet, und zwar ohne Regiſtrierung und zu den gleichen 
Zeiten wie im unbeſetzten Gebiet in Kraft getreten ſind. Dabei 
wird allerdings vorausgeſetzt, daß dem deutſchen Richter ein Prü⸗ 
fungsrecht dahin zuſteht, ob die von der FR. erlaſſenen Or⸗ 
donnanzen ſich im Rahmen des RhA. halten. Denn für die hier 
in Betracht kommende Zeit waren die Art. 7—9 der VO. 1 noch 
in Kraft. Die Frage des Prüfungsrechts des deutſchen Richters, ob 


wie andere völkerrechtliche Normen die einzelnen deutſchen Staats⸗ 
organe und Staatsbürger nicht in ihrer Eigenſchaft als „Völker⸗ 
recht“, ſondern nur inſoweit binden, als ſie von Völkerrecht in 
„Landesrecht“ d. h. in Deutſches Reichsrecht „umgeſetzt“ ſind. 
Das Völkerrecht begründet, wie Triepel in ſeinem klaſſiſchen 
Werke „Völkerrecht und Landesrecht“ (vgl. 110 ff., 287) nach» 
gewieſen hat, und wie in der Praxis aller zivilifierten Staaten an⸗ 
erkannt iſt, lediglich Rechte und Pflichten zwiſchen den Staaten 
als ſolchen, ſeine Normen richten ſich ausſchließlich an die Staaten, 
nicht an die 9 Staatsorgane (wie z. B. Richter) oder an die 
Staatsbürger. Letztere unterſtehen einzig und allein dem inner⸗ 
ſtaatlichen, dem Landesrecht, dem Völkerrecht nur inſoweit, als es 
durch Geſetz oder Gewohnheitsrecht in Landesrecht umgewandelt 
iſt. Alle zwiſchenſtaatlichen Abmachungen erlangen alſo erſt durch 
„Umguß“, „Umſetzung“ oder „Umwandlung“ von Völkerrecht in 
Landesrecht Verbindlichkeit für die Gerichte und Untertanen (fog. 
Transformationslehre). 


Die demgegenüber von Kelſen und der jungöſterreichiſchen 
Schule vertretene Lehre vom ſog. „Primat“ des Völkerrechts, der⸗ 
zufolge die völkerrechtlichen Normen ſich nicht nur an die Staaten 
als ſolche, ſondern unmittelbar auch an die einzelnen Staats⸗ 
behörden und Staatsbürger wenden, und entgegenſtehendes Landes⸗ 
recht ipso jure brechen ſollen, wird vom Ri. mit Recht abge⸗ 
lehnt. Ein dieſer Lehre entſprechender Satz „gilt“, wie Triepel 
in der JW. 1925, 1228 dargelegt hat, heute als Rechtsſatz nir⸗ 
gends. Der ſog. „Primat“ des Völkerrechts bedeutet, um mit 
Strupp (vgl. Grundzüge des poſitiven Völkerrechts, 3. Aufl. 
S. 12) zu reden, nichts weiter als ein „Poſtulat“, das ſich mit der 
Zeit vielleicht zu einem Rechtsſatz entwickeln kann. Dabei bleibt 
aber zu bedenken, daß im Falle der Entſtehung eines derartigen 
Rechtsſatzes ſich das Völkerrecht in eine weltſtaatliche Rechts⸗ 
ordnung verwandeln, damit alſo aufhören würde, Völkerrecht zu 
fein. (Vgl. Triepel a. a. O. S. 1228.) 


rof. Dr. Stier⸗Somlo, der in dem hier entſchiedenen 
Rechtsſtreit als Gutachter tätig geweſen iſt, will die ſog. Trans⸗ 
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die einzelnen Ordonnanzen ſich im Rahmen des Rh A. halten, eine 
Frage, die auch für die ſpäteren Darlegungen dieſes Urteils von 
Bedeutung iſt, iſt in der oben angeführten Rechtſprechung (NFH. 18, 
182 und insbeſ. des RG. [Urt. v. 30. Mai 1924, JW. 1924, 
1749; vgl. auch RGSt. 56, 194, 288]) ſtillſchweigend bejaht wor⸗ 
den. Allerdings wird im Schrifttum zum Teil die Anſicht ver⸗ 
treten — und ihr hat ſich das Gutachten von St. ange⸗ 
ſchloſſen —, die Überſchreitung der im Art. 3 a des Rh. hinſicht⸗ 
lich des Verordnungsrechts gegebenen Befugniſſe ſei von den Ge⸗ 
richten hinzunehmen, da ihnen ein Nachprüfungsrecht nicht zu⸗ 
ſtehe, die Kompetenzüberſchreitung würde allenfalls ein völker⸗ 
rechtliches Delikt darſtellen, ſo daß ſich nur eine völkerrechtliche 
Aktion zwiſchen dem Deutſchen Reich und den alliierten und aſſo⸗ 
zierten Mächten rechtfertigen laſſe (vgl. Lüttger, JW. 1924, 
1349; 1925, 19, 427; Klefiſch, JW. 1924, 1687; Schrei⸗ 
ber, JW. 1925, 458). Herrſchend iſt aber im Schrifttum die An⸗ 
ſicht, die für ein Nachprüfungsrecht der Gerichte eintritt. (So be⸗ 
ſonders Heyland, Rechtſtellung der Rheinlande S. 119—123, 
ferner in feinem Aufſatz, JW. 1925, 40; Buh e, JW. 1924, 
655; Killy, Recht 1924, 303; Schätzel, DAS. 1920, 196; 
Neubert, JW. 1925, 459; Vogels a. a. O., 105.) Der er⸗ 
kennende Senat ſchließt ſich dieſer letzteren Anſicht und damit 
zugleich der oben mitgeteilten Rechtſprechung des 1. Gen. des RF H. 
ſowie der des RG. an. Das Völkerrecht begründet nur Rechte und 
Pflichten zwiſchen den Staaten als ſolchen (Triepel, Völker⸗ 
recht und Landesrecht S. 110 ff., 287), ſeine Normen richten ſich 
ausſchließlich an die Staaten, nicht an die einzelnen Staatsorgane 
(wie z. B. Richter) oder an die Staatsbürger. Letztere unterſtehen 
einzig und allein dem innerſtaatlichen, dem Landesrecht, dem Völ⸗ 
kerrecht nur inſoweit, als es durch Geſetz oder Gewohnheitsrecht 
in Landesrecht umgewandelt iſt. Alle zwiſchenſtaatlichen Abmachun⸗ 
gen erlangen alſo erſt durch „Umguß“, „Umſetzung“ oder „Uns 
wandlung“ von Völkerrecht in Landesrecht Verbindlichkeit für die 
Gerichte und Untertanen („Transformationslehre“, vgl. Strupp, 
Grundzüge des poſitiven Völkerrechts, 3. Aufl. 1926 S. 12, ferner 
Ric. 4, 196). Demgegenüber führt der Gutachter in feinem zweiten 
Gutachten aus, der von Triepel begründeten Lehre ſtehe eine 
immer ſtärker ſich durchſetzende Auffaſſung namhafter völkerrecht⸗ 
licher Schriftſteller entgegen, die auf dem „Primat des Völ⸗ 
kerrechts“ ſtänden und verweiſt hierfür auf Kelſen, „All⸗ 
gemeine Staatslehre“ S. 123, wo es heißt: „Soll auch das nicht 
vertragsmäßige Völkerrecht und ſohin auch der Vertragsrechtsſatz 
ſelbſt als objektive von dem Willen der verpflichteten Staaten un⸗ 
abhängige Rechtsnorm gelten, ſoll vor allem die Vorſtellung einer 
Koordination der hiſtoriſch als Staaten geltenden Gemeinweſen 
möglich und die Vorſtellung einer Subordination aller unter 
einem allein als ſouverän geltenden Staat ausgeſchloſſen ſein, 
dann muß die juriſtiſche Erkenntnis von dem Primat der Völker⸗ 


formationslehre für den beſonderen Ausnahmefall der Veſetzung 
eines Landesteils nicht gelten laſſen. Die Umſetzung der von 
dem ſiegreichen Okkupanten erlaſſenen Normen in Landesrecht 
vollziehe ſich im beſetzten Gebiet unter dem Zwange der tat- 
ſächlichen Verhältniſſe, ohne daß es dazu einer Mitwir⸗ 
kung der zur Rechtſetzung berufenen Organe des unterlegenen 
okkupierten Staates bedürfe. Die Organe und Bürger des okku⸗ 
pierten Staates ſeien unter dem Druck der Beſatzung ohne wei⸗ 
teres an die vom Okkupanten erlaſſenen Normen gebunden. Dem 
tritt der RF. mit Recht entgegen. Die Anſicht Stier⸗Som⸗ 
los findet weder im Völkerrecht noch in der innerſtaatlichen 
Rechtsordnung der einzelnen Staaten eine Stütze. Sie wird durch 
die Staatenpraxis direkt widerlegt. Die Geſchichte der Beſetzung 
fremden Staatsgebietes in ihren verſchiedenen Erſcheinungsformen 
lehrt uns an zahlreichen Beiſpielen, daß der okkupierte Staat, 
ſeine einzelnen im beſetzten Gebiet fungierenden Organe und na⸗ 
mentlich auch ſeine dort amtierenden Gerichte denjenigen Normen, die 
vom Okkupanten unter Mißachtung der Völkerrechtsordnung erlaſſen 
worden ſind, offen den Gehorſam verſagt haben. Es ſei dabei nur 
an das mannhafte Verhalten jener zahlloſen deutſchen Beamten er⸗ 
innert, die während der erſten Jahre der Rheinlandbeſetzung und 
insbeſ. während des Ruhrkampfes wegen Nichtdurchführung offenbar 
völkerrechtswidriger VO. der IRK. aus dem beſetzten Gebiet aus⸗ 
gewieſen oder von den franzöſiſchen oder belgiſchen Kriegsgerichten 
zu ſchweren Strafen verurteilt worden ſind. 

Die zur Bindung des deutſchen Richters erforderliche Um⸗ 
ſetzung des Völkerrechts in Landesrecht iſt hinſichtlich des Rh A. 
erfolgt. Das Rh. iſt auf Grund des Ratifikationsgeſetzes vom 
16. Juli 1919 und der Veröffentlichung im Reichsgeſetzblatt als 
deutſches Reichsgeſetz in Kraft getreten. Die auf Grund 
des Art. 3 Abſ. a Rh A. von der INK. erlaſſenen VO. beſitzen 
demnach für den deutſchen Richter die Bedeutung von VO., die auf 
Grund eines deutſchen Reichsgeſetzes erlaſſen ſind. Sie ſind mit⸗ 
hin wie alle anderen auf Grund eines deutſchen Reichsgeſetzes 
erlaſſenen VO. durch den deutſchen Richter auf ihre Rechtmäßig⸗ 
keit d. h. darauf zu prüfen, ob ſie ſich mit dem ihn als deutſches 


56. Jahrg. 1927 Heft 40] 


rechtsordnung, d. h. von der Annahme ausgehen, daß die als 
Völkerrecht bezeichneten Normen eine über allen Staaten ſtehende, 
für alle in ihrem Geltungsbereiche gegenſeitig abgrenzende, ſohin 
alle gleichordnende und als Teilordnungen umfaſſende totale Rechts⸗ 
ordnung fein.” Dieſe Sätze find, wie Strupp S. 12 ſich aus⸗ 
drückt, nur „Postulat“, fie können vielleicht bei geeigneter Ent⸗ 
wicklung der Verhältniſſe zu einem ſolchen Primat des Völker⸗ 
rechts führen. Für die Gegenwart kann aber ein ſolches Primat des 
Völkerrechts nicht anerkannt werden, vielmehr hält der Senat für die 
Gegenwart an der von Triepel begründeten oben wiedergegebe⸗ 
nen Rechtsauffaſſung (Transformationstheorie, ſ. auch Strupp 
a. a. O.) feſt und wendet fie auch auf die Ordonnanzen der IR. 
an. Der Gutachter hat nun aber ausgeführt, der Grundſatz der 
Transformationslehre könne für den beſonderen Ausnahmefall der 
Beſatzung eines Landesteils nicht gelten, bei dem der ſiegreiche 
Staat auf dem Gebiete des beſiegten Staates Souveränitätsrechte 
des letzteren in weiteſtem Umfang in Anſpruch nehme, wo es ernſt⸗ 
lich gar nicht möglich ſei, zu behaupten, daß der völkerrechtlich 
gebundene beſiegte Staat ohne weiteres, auch gegen den Wil⸗ 
len des Siegerſtaats, in der Lage wäre, eben jene Um⸗ 
ſetzung des Völkerrechts in das Landesrecht zu bewirken; ob und 
inwieweit die vom Sieger auferlegten Beſchränkungen der Sou⸗ 
veränität — ſpeziell durch Nutzbarmachung des der INK. ver⸗ 
liehenen Verordnungsrechts — in der Praxis überſetzt werden, 
hänge nicht vom beſiegten Staate allein ab; die Siegerſtaaten 
hätten zur Durchführung der ihnen vermeintlich zuſtehenden Rechte 
ſich in weitem Umfang der eigenen militäriſchen und zivilen Be⸗ 
hörden bedient; wenn es alſo ein Grundgedanke jener wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Theorie über das Verhältnis von Völkerrecht und 
Landesrecht ſei, daß das Völkerrecht ausſchließlich als Landesrecht 
wirkſam werde, ſo ſei das für die beſonderen Fälle des Beſatzungs⸗ 
rechts und ſpeziell des RhA. unrichtig. Dieſe „Transformation“ er⸗ 
ſolge aber nicht nur durch landesrechtliche Anweiſung, ſondern könne 
darüber hinaus noch durch unmittelbare Eingriffe der militäriſchen 
und zivilen Verwaltung der Giegeritaaten durchgeſetzt werden. 
Dieſen Ausführungen des Gutachters kann der Senat nicht bei⸗ 
pflichten. Sie leugnen in ihrem erſten Teile die Anwendung der 
Transformationstheorie auf das beſetzte Gebiet und wenden in 
ihrem zweiten Teile die Transformationslehre dennoch an, indem 
ſie die Tronsformation in der Geſtaltung der tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe erblicken. Das iſt widerſpruchsvoll. Im übrigen iſt ſicher, 
daß die Geſtaltung der tatſächlichen Verhältniſſe durch 
die Beſatzungsmächte den Umguß in Landesrecht nicht bewirken, 
alſo nicht Rechtsnormen des Landesrechts ſchaffen kann. Es iſt 
daher nicht zutreffend, daß durch die tatſächlichen Verhältniſſe die 
Transformation in Landesrecht vorgenommen ſei. Die Ausführun⸗ 
gen aber, daß die Transformationslehre auf das beſetzte Gebiet 
keine Geltung habe, läuft darauf hinaus, die Geſetzgebungseinheit 


Reichsgeſetz bindenden RhA. in Einklang befinden. VO. der IR., 
die dieſer Prüfung nicht ſtandhalten, hat der deutſche Richter 
dabei die Anwendung zu verſagen. An dieſer 19 5 würde 
auch in dem Falle nichts geändert werden, daß die VO. der IRK. 
nicht den Charakter von Verwaltungsakten, ſondern vermöge der in 
Art. 3 Abſ. a Rh. enthaltenen Klauſel „Ces ordonnances (de 
H. O. I. T. R.) auront force de loi“ den Charakter von Geſetzen im 
formellen Sinne, d. h. von Legislativakten haben ſollten. Denn 
nach dem für den Richter allein maßgeblichen deutſchen Recht 
ſteht dieſem, wie insbeſ. auch das RG. (RG. 111, 323 — J. 
1926, 145) ausgeführt hat, auch die Prüfung darüber zu, ob ſich 
nicht ein Geſetz im formellen Sinne mit Legislativakten, die ihm 
vorgehen, namentlich mit der RV., in Widerſpruch befindet. Da⸗ 
nach muß aber ein Prüfungsrecht und eine Prüfungspflicht des 
deutſchen Richters auch darüber anerkannt werden, ob eine VO. 
der IR. nicht dem Grundgeſetz d. h. dem Ermächtigungsgeſetze 
des Rh A. widerſpricht. 

Ein Ausſchluß des Prüfungsrechtes und der Prüfungspflicht 
des deutſchen Richters würde nur dann in Frage kommen Können, 
wenn derſelbe in dem in deutſches Reichsrecht umgeſetzten Rh A. 
oder etwa neben dem MhA. geltenden, in deutſches Reichsgewohn⸗ 
heitsrecht umgeſetzten Völkergewohnheitsrecht feſtgelegt wäre. Das 
iſt aber richtiger Anſicht nicht der Fall. Ein Ausſchluß des richter⸗ 
lichen Prüfungsrechtes iſt insbeſ. auch nicht darin zu finden, daß 
den BD. der JRK. in Art. 3 Abſ. a Rh A. „korce de loi“ zuge⸗ 
ſichert wird. Denn ſelbſt wenn durch dieſe Klauſel den VO. der 
IR K. auch der Charakter von Legislativakten verliehen ſein 
ſollte, ſo würde dadurch lediglich der (übrigens auch bei Klaſſifi⸗ 
zierung der VO. der RR. als Verwaltungsakte feſtſtehende!) 
Grundſatz zum Ausdruck gebracht, daß die rechtsgültig er⸗ 
laſſenen VO. der IR K. innerhalb der beſetzten rheiniſchen Gebiete 
den deutſchen Geſetzen und BO. gegenüber derogatoriſche Kraft 
befigen. Ein Ausſchluß des richterlichen Prüfungsrechtes würde 
auch bei Klaſſifizierung der VO. der JRK. als Legislativakte aus 
der Klauſel „korce de loi“ nur dann zu entnehmen ſein, wenn 
in ſämtlichen ziviliſierten Staaten oder zu mindeſt in allen an dem 
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des beſetzten Gebiets und des unbeſetzten Gebiets als nicht vor⸗ 
handen anzuſehen, deren Vorhandenſein aber durch die Ausführun⸗ 
gen zu 2a nachgewieſen iſt. 

Hiernach iſt davon auszugehen, daß die Transformations⸗ 
lehre auch für das beſetzte Gebiet gilt und die Verordnung der 
Inis, nur ſoweit ſie durch Landesrecht (Reichsrecht) gedeckt ſind, 
für den deutſchen Richter gelten. Der Verſailler Vertrag und das 
Rh A. find im RGBl. veröffentlicht worden (RGBl. 1919, 687, 
1329, 1337; 1920, 31). Die Vorſchriften dieſer zwiſchenſtaat⸗ 
lichen Verträge ſind dadurch Reichs⸗(Landes⸗) Recht geworden und 
damit insbeſ. auch die Vorſchrift des Art. 3a des Rh A., das der 
IR. ein beſchränktes Verordnungsrecht einräumt. Nur durch 
das Medium des Reichsrecht au denen Art. 3a des Rh A. ge 
winnen die Verordnungen der IRAK die Bedeutung deutſchen Lan⸗ 
des⸗(Reichs⸗) Rechts (vgl. Heyl and, JW. 1925, 41). Sie gelten 
für den Richter als verbindliche Normen, aber nur, ſoweit ſie ſich 
im Rahmen des Art. 3a des Rh A. halten. Denn nur der Art. 3 a 
des Rh A. iſt innerſtaatliches Recht, die einzelne Ordonnanz nur, 
wenn fie durch die Ermächtigung des Art. 3a gedeckt iſt. Wollte 
man anders entſcheiden und annehmen, daß jede von der JRK. 
erlaſſene Ordonnanz für den Richter verbindlich wäre, ſo müſſe 
der deutſche Richter auch die ſogenannten Pfänderordonnanzen 
(Spezialordonnanzen), die die JRK. nach dem Einmarſch der fran⸗ 
zöſiſch⸗belgiſchen Truppen in das Ruhrgebiet erlaſſen hat, als für 
ihn rechtsverbindlich anſehen, obwohl bei ihrer Beſchlußfaſſung 
das britiſche Mitglied der INK. ſich der Stimmabgabe enthalten 
hat (vgl. Vogels a. a. O., 239) und bei dieſen Ordonnanzen 
ſchon durch die Bezeichnung Spezialordonnanzen zum Ausdruck 
kommen follte, daß fie ſich nicht auf das Rheinlandabkommen, ſon⸗ 
dern lediglich auf die Weiſungen der franzöſiſchen und belgiſchen 
Regierung ſtützten (vgl. Einleitung der Spezialordonnanz Nr. 148: 
Agissant avec la participation du Représentant du Gouvernement 
Italien; Vu les Instructions regues par certains Hauts Commis- 
saires de leurs Gouvernements, à la suite des manquements vo- 
lontaires & charge d' Allemagne constates par la Commission des 
Réparation). Ein ſolches Ergebnis iſt offenſichtlich unannehmbar 
und beſtätigt die Anſicht, daß nur die durch das RhA. gedeckte 
Ordonnanz für den Richter verbindlich iſt. Dabei kann es dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob man die Verordnung der IR K. als Geſetze 
oder als Rechtsverordnungen anſpricht. Nach deutſchem Rechte ſteht 
dem Richter ein Prüfungsrecht darüber zu, ob ein Geſetz oder eine 
Rechtsverordnung mit dem Grundgeſetze der NBerf. im Einklang 
ſteht (vgl. RG. 104, 59; 107, 379; 111, 320%); Dig. 1925) 
1805; VBayObRG. III 20/26 v. 20. März 1926; De. 1926, 
903; ſiehe zu der Frage auch Külz, Dig. 1926, 838). 

Insbeſ. hat das RG. (RG. 111, 323) dem Richter das Recht 
zuerkannt, einem Reichsgeſetz oder einzelnen ſeiner Beſtimmungen 
die Gültigkeit inſoweit abzuerkennen, als ſie mit anderen vom 


Rh A. beteiligten Staaten der Satz Geltung hätte, daß Legislativ⸗ 
akte der Prüfung durch den Richter auf ihre Vereinbarkeit mit 
einem Rechtsſatz höherer Ordnung entzogen ſind. Das trifft aber 
bekanntlich nicht zu. Legislativakte unterliegen nicht nur im deur⸗ 
ſchen Reiche, wie oben dargelegt, ſondern auch in einer Anzahl 
anderer bedeutender Kulturſtaaten, u. a. in den an dem Rh A. be⸗ 
teiligten Vereinigten Staaten von Amerika der richterlichen Prü⸗ 
fung auf ihre Vereinbarkeit mit dem „Grundgeſetz“ d. h. der Ver⸗ 
faſſung oder einem Ermächtigungsgeſetz. Im Zweifel iſt aber die 
Klauſel „force de loi“ keinesfalls zugunſten des Ausſchluſſes des 
richterlichen Prüfungsrechtes auszulegen. Denn im Zweifel ſind 
Beſatzungsverträge, wie ſchon Nikolaus Taddäus Gönner vor 
mehr als hundert Jahren in ſeiner Schrift über die „Teutſchen 
Staatsdienſtbarkeiten“ (8881, 82) ausgeführt hat, immer zus 
gunſten des okkupierten Staates zu interpretieren. Eine tatſäch⸗ 
liche Vermutung ſpricht dafür, daß der okkupierte Staat eine mög⸗ 
lichſt geringe Einſchränkung feines Imperiums bewilligt hat. Hatten 
ſich die Rheinlandbeſetzungsmächte einen Ausſchluß des Prüfungs⸗ 
rechtes der deutſchen Richter ſichern wollen, ſo hätte dies im Mh A. 
in unzweideutiger Form zum Ausdruck gebracht werden müſſen. 

3. Wenn nach den Erörterungen unter Ziff. 1 und 2 feſtſteht, 
daß das Kohlenſteuergeſetz v. 20. März 1923, das Geſetz über 
die Abänderung einzelner Verbrauchsabgaben v. 11. Aug. 1923 
und die VO. des Reichspräſidenten v. 13. Okt. 1923 auch in den 
beſetzten rheiniſchen Gebieten, und zwar ohne Regiſtrierung und 
zu dem gleichen Zeitpunkt wie im unbeſetzten Deutſchland, in 
Kraft getreten find, fo war vom RFH. weiter zu prüfen, ob dieſe 
Geſetze nicht durch die Kohlenſteuerordonnanzen der IR. der o⸗ 
giert d. h. rechtlich außer Kraft geſetzt worden ſind. Die 
Frage wird vom RF H. zutreffend verneint. Eine 
Derogation des deutſchen Kohlenſteuerrechts durch die Kohlen⸗ 
ſteuerordonnanzen der IR K. käme nur dann in Frage, wenn 
dieſe durch Art. 3 Abſ. a Rh A. gedeckt wären. Das iſt aber an⸗ 
erkanntermaßen nicht der Fall. Die inzwiſchen von der IR K. auf⸗ 
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Richter zu beachtenden Vorſchriften, die ihnen vorgehen, nament⸗ 
lich denen der Reichsverfaſſung, im Widerſpruche ſtehen. Ebenſo 
muß auch das richterliche Prüfungsrecht und die Prüfungspflicht 
darüber anerkannt werden, ob eine Ordonnanz der IR K. dem 
Grundgeſetze (dem Ermächtigungsgeſetze) des Rh A. nicht wider⸗ 
ſpricht. Ein Ausſchluß des richterlichen Prüfungsrechts würde nur 
dann in Frage kommen können, wenn derſelbe eine allgemein an⸗ 
erkannte Regel des Völkerrechts (Art. IV der Verf.) wäre oder 
in dem in Landes⸗ (Reichs⸗) Recht umgeſetzten Rh A. oder aber 
neben dem Rh A. geltenden in Landesgewohnheitsrecht umgeſetzten 
Volkergewohnheitsrecht feſtgelegt wäre (vgl. Heyland, JW. 
1925, 41). Da dies nicht der Fall iſt, ſo beſteht das Pruͤfungs⸗ 
recht, und dieſes führt nach dem oben Dargelegten zu einer Ver⸗ 
neinung der Gültigkeit der Art. 7—9 der Geſetzgeb O. 

3. Iſt hiernach davon auszugehen, daß die Geſetze v. 20. März 
und 11. Aug. 1923 und die VO. v. 13. Okt. 1923 auch im be⸗ 
ſetzten Gebiet, und zwar ohne Regiſtrierung und zu den gleichen 
zeiten wie im unbeſetzten Gebiet, in Kraft getreten ſind, ſo iſt 
weiter die Frage zu entſcheiden, ob dieſe Geſetze durch die Kohlen⸗ 
ſteuerordonnanzen der IR K. derogiert, d. h. rechtlich außer Kraft 
geſetzt ſind. 

Waäre es richtig, daß die Kohlenſteuerordonnanzen zu dem 
Zwecke erlaſſen worden wären, um den Unterhalt, die Sicherheit 
und die Bedürfniſſe der Beſatzungsarmeen zu gewährleiſten, wür⸗ 
den ſie alſo im Art. 3a des NH. ihre rechtliche Grundlage fin⸗ 
den können, ſo könnte allerdings die Derogation des deutſchen 
Kohlenſteuerrechts für das beſetzte Gebiet in Frage kommen. Die 
Kohlenſteuerordonnanzen können aber keineswegs auf 
Art. Za des Rhel. beruhend angeſehen werden. Sie ſind Teile der 
franzöſiſchen und belgiſchen Pfänderpolitik. Als ſolche ſchon durch 
die Bezeichnung „Spezialordonnanzen“ gekennzeichnet (vgl. die 
Ausführungen oben zu 2 b), können fie nicht in dem Rh. ihre 
rechtliche Grundlage finden. 

a Richtig iſt zwar, daß durch die Kohlenſteuerordonnanzen und 
durch die im beſetzten Gebiete beſtehenden Machtverhältniſſe der 
tatſächliche Vollzug des deutſchen Kohlenſteuerrechts zur Zeit der 
Entſtehung der hier in Betracht kommenden Kohlenſteuerſchulden 
gehemmt war, das hindert aber die rechtliche Entſtehung der Koh⸗ 
lenſteuerſchulden 1 0 Für dieſe Rechtsauffaſſung wird auf das 
Urt. des Sen. v. 30. Mai 1923 (RH. 12, 171) verwieſen (vgl. 
auch RGSSt. 56, 194). An ihr wird feſtgehalten. 

4. Die Beſchwerdeführerin bemängelt auch die Kohlenſteuer⸗ 
ſchulden dem Grunde nach in ihren ausdrücklichen Erklärungen 
nicht. Ihre Anfechtung und Rechtsbeſchwerde richtet ſich nur da⸗ 
gegen, daß die Kohlenſteuerſchulden der kritiſchen Zeit nach der 
StAufw d. aufgewertet worden find. Hier kommt in Betracht, daß 
die StuufwVoO. nach der Bek. des Präſ. der Reichsvermögens⸗ 
verwaltung (Nr. 10 der Bek. 1924) mit dem Ende des 14. Mai 
1924 unter dem Vorbehalte zugelaſſen iſt, daß ſie nur für die 
nach dem 1. April 1924 anfallenden Steuern Anwendung finde, 
und zwar iſt als Begründung für die beſchränkte Zulaſſung an⸗ 
gegeben worden, daß die beſetzten Gebiete ſich hinſichtlich der An⸗ 
wendung der AufwVoO. in anderer Lage befänden als das un⸗ 
beſetzte Gebiet. Mit keinem Worte iſt bei der Begründung für die 
beſchränkte Zulaſſung angedeutet, daß das Verbot der Anwendung 
der StAufwsO. auf die bis zum 14. Mai 1924 entſtandenen 
Steuerſchulden darauf beruhe, daß bei ihrer Anwendung die Sicher⸗ 
heit oder der Unterhalt der Beſatzungsarmeen nicht gewährleiſtet 
jet. Das Verbot iſt auch nicht damit begründet, daß bei Zulaſſung 
der AufwO. der wirtſchaftliche Zuſammenbruch im beſetzten Ge⸗ 
biete zu befürchten wäre, ſondern damit, daß das beſetzte Gebiet 
hinſichtlich der Anwendung der StAufwVO. in anderer Lage ſich 
befände als das unbeſetzte Gebiet. Einen Ausgleich zwiſchen be⸗ 


gehobenen Kohlenſteuerordonnanzen waren Teile der franzöſiſchen 
und belgiſchen Pfänderpolitik. Als ſolche waren ſie bereits durch 
die Bezeichnung „Spezialordonnanzen“ gekennzeichnet. Mit der in 
Art. 3 Abſ. a vorgeſehenen „Gewährleiſtung des Unterhalts, der 
Sicherheit und der Bedürfniſſe der Beſatzungstruppen“ hatten ſie 
nicht das geringſte zu ſchaffen. 

Allerdings war durch die Kohlenſteuerordonnanzen und durch 
die in den beſetzten rheiniſchen Gebieten beſtehenden Machtver⸗ 
hältniſſe der tatſächliche Vollzug des deutſchen Kohlenſteuer⸗ 
rechts z. Z. der Entſtehung der hier ſtrittigen Kohlenſteuerſchulden 
gehemmt. Das hinderte aber die rechkliche Entſtehung der 
Kohlenſteuerſchulden nicht. Die von der JRK. rechtswidrigerweiſe 
erzwungene Hemmung des tat ſächlichen Vollzugs des deutſchen 
Kohlenſteuerrechts iſt nicht anders zu bewerten, wie eine Hemmung 
des Geſetzesvollzugs, der beiſpielsweiſe dadurch eintritt, daß ſämt⸗ 
liche Richter und Staatsanwälte im Deutſchen Reich und den Län⸗ 
dern in einen Streik treten, um die Aufhebung eines neuen Ge⸗ 
ſetzes zu erzwingen. Eine Ausnahme von dem vorſtehend entivickel- 
ten Grundſatz betr. die rechtliche Entſtehung der Kohlenſteuer⸗ 
ſchulden würde nur dann in Frage kommen, wenn aus den hier 
ſtrittigen Kohlenſteuergeſetzen ein ausdrücklicher Anhaltspunkt 
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ſetztem und unbeſetztem Gebiete herbeizuführen, iſt aber Sache der 
Reichsregierung oder der Reichsgeſetzgebung und jedenfalls keine 
der ZI. im Rh A. übertragene Aufgabe. Ohne die Grundlage des 
Rh A. hat aber der deutſche Richter nicht das nach dem früher 
Dargelegten ſeiner Nachprüfung auf ſeine Rechtmäßigkeit unter⸗ 
liegende Verbot feiner Entſch. zugrunde zu legen. Wenn die Be⸗ 
ſchwerdeführerin gegen das Prüfungsrecht des Richters auf die 
Entſch. des 2. Sen., Ric. 15, 163, verweiſt und aus den dor⸗ 
tigen Ausführungen entnommen wiſſen will, daß der Richter ge⸗ 
genüber den aus Art. 48 der RVerf. erlaſſenen VO. ein Nachprü⸗ 
fungsrecht nicht zuſtehe, und entſprechende Anwendung der dort 
niedergelegten Grundſätze auch auf das Veto der INK. verlangt, 
ſo kann nicht anerkannt werden, daß, wenn man eine Scheidung 
zwiſchen den auf Grund des Art. 48 der Verf. erlaſſenen VO. 
und den ſonſtigen VO. des Reichs und der Länder machen will, wie 
es in dem zweiten Gutachten des Gutachters geſchieht, die INK 
VO. den auf Grund des Art. 48 Verf. erlaſſenen VO. des Reichs⸗ 
prä. gleichzuſtellen ſeien. Der Vergleich der auf Grund des Art. 48 
der Verf. erlaſſenen SteuermilderungsVO. v. 14. Sept. 1924 
(RchBl. I, 707) und v. 10. Nov. 1924 (RGBl. I, 727) mit der 
Entf. der RK. v. 14. Mai 1924, die nach Anſicht der Be⸗ 
ſchwerdeführerin gleichfalls als eine Steuermilderungs O, betrach⸗ 
tet werden ſolle, iſt nicht zutreffend. Selbſt wenn man bei der 
erſteren dem Richter ein Nachprüfungsrecht in Anſehung der Vor⸗ 
ausſetzungen des Art. 48 der ber, verſagen würde, jo würde 
das für das Nachprüfungsrecht des Richters hinſichtlich der Recht⸗ 
mäßigkeit der Entſch. der JRK. nichts beweiſen, weil Steuermilde⸗ 
rungs VO. unter die aus Art. 48 der MVerf. möglicherweiſe zu 
entnehmende Kompetenz des Reichspräſ. fallen können, dies 
aber für Entſch. der IR., deren Befugnis durch das Rh. 
3a) auf die Belange der Beſatzungstruppen beſchränkt 
iſt, ausgeſchloſſen iſt und nach der der Entich. der INK. beigegebe⸗ 
nen Begründung die Entſch. auch nicht dem Belange der Be⸗ 
ſatzungstruppen, ſondern dem der Bevölkerung des be⸗ 
ſetzten Gebiets dienen ſollte. 

Die Rechtslage hinſichtlich der StAufwVo. im beſetzten Gebiet 
iſt die gleiche wie hinſichtlich der 2. Steuer RotBO. Hinſichtlich die⸗ 
ſer hat der 6. Sen. des NH. in dem in der amtlichen Samm- 
lung nicht abgedruckten Urt. v. 22. April 1925 allerdings aus⸗ 
geſprochen, daß die Vorſchriften der 2. Steuer NotVO. nicht an⸗ 
wendbar geweſen ſeien; daß der 6. Sen. aber damit nicht die Frage, 
ob die 2. Steuer NotVO. auch im beſetzten Gebiete ſofort in Kraft 
getreten ſei, hat verneinen wollen, nimmt auch Becker (StuW. 
1925, 967) an. Ausdrücklich hat aber auch der 1. Sen. des RH. 
in der in Rg. 18, 181 abgedruckten Entſch. die uneinge⸗ 
ſchränkte Geltung der 2. Steuer Rot VO. anerkannt, alſo der Entſch 
der JRK. v. 14. Mai 1924 keine rechtliche Bedeutung beige⸗ 
meſſen, wie dies auch in dem Urt. v. 20. Mai 1924 des PrOVG. 
VIII C 151/23 geſchehen iſt. 

Aus alledem ergibt ſich die rechtliche Geltung der AufwVO. 
auch für das beſetzte Gebiet. 

5. Die Anfechtungsentſch. hat die Aufwertung nach den Vor⸗ 
ſchriften der AufwVoO. richtig vorgenommen. Nach 8 3 Abſ. 1 der 
StAufw Bo. gilt als Zeitpunkt der Entſtehung der Steuerſchulden, 
bei denen die Höhe der Schuld nach Zeitabſchnitten bemeſſen wird, 
das Ende jedes einzelnen Zeitabſchnikts. Nach 83 Abſ. 2 a. a. O. 
kann der RF Min. nähere Beſtimmungen über den Zeitpunkt der 
Entſtehung der Schuld treffen. Nach der Anl. 2 zu $3 der 
Durchf Beſt. C Nr. 22 gilt als Tag der Entſtehung der Schuld der 
letzte Tag des Anmeldezeitraums, d. i. für den Monat Aug. der 
31. Aug. 1923, für die erſte Septemberhälfte der 15. Sept., für 
die zweite Septemberhälfte der 30. Sept. und für die Zeit vom 
1.—14. Okt. der 14. Okt. (vgl. auch RZ Min., RgollBl. 1923, 


dafür zu entnehmen wäre, daß den Einwohnern der beſetzten 
Rheinlande eine Vorzugsſtellung eingeräumt ſein ſolle, kraft 
deren fie für den Zeitraum, während deſſen die Anwendung der 
betr. Geſetze in den beſetzten rheiniſchen Gebieten infolge des 
Machtdiktates der IRAK. gehemmt war, von ihrer nach dem deut⸗ 
ſchen Recht bereits eingetretenen Steuerpflicht befreit ſein ſollen. 
Das trifft aber zweifellos nicht zu. (Vgl. hierzu meine Rechts⸗ 
ſtellung der beſetzten Rheinlande 8 9 S. 138, 143/44.) 

4. Die StAufwVO. v. 10. Okt. 1923 iſt durch VO. der JRK. 
v. 14. Mai 1924 in den beſetzten rheiniſchen Gebieten erſt mit 
Wirkung auf die v. 1. April 1924 ab entſtandenen Steuerfälle 
zugelaſſen. Die VO. der JRK. v. 14. Mai 1924 findet aber in 
Art. 3 Abſ. a Rh. keine Stütze. Sie iſt daher, wie der 
R§ H. zutreffend aus führt, völkerrechtswidrig 
und ſomit für den deutſchen Richter unverbind⸗ 
lich. Die JRK. ſelbſt gründet das Verbot der Anwendung der 
StAufwVoO. auf die bis zum 1. April 1924 entſtandenen Steuer- 
ſchulden auch nicht etwa darauf, daß bei ihrer Anwendung die 
Sicherheit oder der Unterhalt der Befatzungstruppen nicht gewähr⸗ 
leiſtet ſei, fie macht vielmehr geltend, daß die beſetzten rheinischen 
Gebiete ſich hinſichtlich der Anwendung der StAufip BO. in an⸗ 
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254). Die Beſchwerdeführerin will aber für die Umrechnung nur 
gelten laſſen die Fälligkeitstage, nämlich den 10. Sept., 25. Sept., 
10. Okt. und 25. Okt. 1923. Nach dem Dargelegten kommt aber 
für die Aufwertung der Fälligkeitstag überhaupt nicht in Betracht. 
In Betracht kommt für die Frage der Aufwertung nur der Tag 
der Entſtehung der Schuld und die in der Anl. 2 zu 8 3 der 
1. DurchfBeſt. C Nr. 22 angegebene Schonfriſt von 1 Woche, die 
vom Ende des letzten Tages des Anmeldezeitraums an lief, und 
der 8 9 Abſ. 2 der 1. Durchf Beſt., wonach bis zum 25. Okt. 1923 
Schulden, die nach den Vorſchriften der AufwVO. aufzumerten 
ſind, noch durch Leiſtung des urſprünglichen Papiermarkbetrags 
fr l werden konnten. Das Verlangen der Beſchwerdeführerin, 
ür die Umrechnung den Fälligkeitstag als Stichtag zu nehmen, 
finde alſo in der AufwVoO. oder DurchfBeſt. keine Grundlage 
inden. 


Für das Steuerrecht hat der Große Senat in ſeinem Urt. v. 
20. Febr. 1925 (R§ . 15, 331, 334) den Grundſatz anerkannt, 
die Geldentwertung dürfe bei Anwendung der Steuergeſetze nur in 
den in dieſen Geſetzen ſelber vorgeſehenen Grenzen berückſichtigt 
werden. Daraus ergibt ſich, daß in allen den Fällen, in denen die 
AufwVO. im Steuerrecht Anwendung findet, dieſe nach der Aufw⸗ 
VO. und den DurchfBeſt. vorzunehmen iſt. Denn dieſe allein bil⸗ 
den die ausſchließliche Grundlage für die Aufwertung. Damit iſt 
jedes Ermeſſen des Richters über das Maß der Aufwertung aus⸗ 
geſchloſſen, und an die Stelle der geſetzlichen Aufwertungsvor⸗ 
schriften kann das Ermeſſen des Richters über die Höhe der Auf⸗ 
wertung auch nicht dadurch geſetzt werden, daß auf den 84 
NAGGD. verwieſen wird, wonach bei Auslegung der Steuergeſetze 
ihr Zweck, ihre wirtſchaftliche Bedeutung und die Entwicklung 
der Verhältniſſe zu berückſſichtigen find. Ein Erſetzen des Geſetzes 
durch richterliches Ermeſſen bedeutet aber das Verlangen der Be⸗ 
ſchwerdeführerin, wenn ſie mit Rückſicht auf die Verhältniſſe im 
beſetzten Gebiet und im Hinblick darauf, daß die Gruben des un⸗ 
beſetzten Gebiets in der kritiſchen Zeit ihre Kohlenſteuerſchulden 
mit einem geringeren Goldmarkwerte hatten begleichen können, 
verlangt, daß als Stichtag für ihre Kohlenſteuerſchulden ein an⸗ 
derer Tag als der geſetzlich vorgeſchriebene genommen werden ſoll. 
Auf die Gründe, weshalb eine Steuerzahlung innerhalb der Schon⸗ 
friſt nicht erfolgt iſt, kommt es nach der StAufw Vo. nicht an. 
Deshalb kann die Beſchwerdeführerin auch nicht aus $4 RAbgd. 
die Forderung erheben, wegen der von ihr behaupteten Unmög⸗ 
lichkeit der rechtzeitigen Zahlung die Vorſchriften der StAufw VO. 
nicht anzuwenden und an deren Stelle das Ermeſſen des Richters 
treten zu laſſen. Denn der 84 RAbgdO. handelt nur von der 
Auslegung der Geſetze. Innerhalb des geſetzlichen Rah⸗ 
mens ſind der Zweck, die wirtſchaftliche Bedeutung und die Ent» 
wicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen. Nur inſoweit hat 
der erkennende Senat die Berückſichtigung der Verhältniſſe im 
Einbruchsgebiet in der Entſch. v. 27. Jan. 1926 IV A 196/25 
(Stu W. 1926, Nr. 18, 263) anerkannt. Der 8 4 RAbgdO. ermächtigt 
aber nicht den Richter, aus Billigkeitserwägungen, um etwaige 
Härten zu beſeitigen, an die Stelle der geſetzlichen Regelung eine 
andere Regelung zu treffen, die mit dem Geſetze ſchlechterdings 
unvereinbar iſt. J es richtig, daß für das beſetzte Gebiet das 
geſetzliche Aufwertungsrecht in Anſehung der Kohlenſteuer eine un⸗ 
billige Benachteiligung gegenüber den Gruben des unbeſetzten Ge⸗ 
biets bedeutet, ſo wäre eine Abhilfe nur durch geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften oder im Billigkeitswege ($108 Abſ. 1 RAbgd.) zu er⸗ 
reichen. Der RFH. aber hat nur das beſtehende Recht anzuwenden 
und nach dieſem iſt das Verlangen der Beſchwerdeführerin nach 
anderweiter Aufwertung unbegründet. 


derer Lage befänden als das unbeſetzte Deutſchland. Einen Aus⸗ 
gleich zwiſchen beſetztem und unbeſetztem deutſchem Gebiet herbei⸗ 
zuführen, iſt aber Sache der Reichsregierung oder der Reichsgeſetz⸗ 
gebung und jedenfalls keine der JRK. im Rh A. übertragene 
Aufgabe. Die St Aufw VO. iſt mithin ingleicher Weiſe 
wie die 2. Steuer Not VO. (vgl. hierzu meine Anm. in 
JW. 1925, 1292/93) auch in den beſetzten rheiniſchen 
Gebieten ſofort in Kraft getreten. 

5. Entſprechend dem durch den Großen Senat des RF. in 
ſeinem Urt. v. 20. Febr. 1925 anerkannten Grundſatz darf die 
Geldentwertung bei Anwendung der Steuergeſetze nur in den in 
dieſen Geſetzen ſelber vorgeſehenen Grenzen berückſichtigt werden. 
Demnach hat die Aufwertung von Steuerſchulden in allen den 
Fällen, in denen die StAufwVO. Platz greift, allein nach dieſer 
BD. und deren DurchfBeſt. zu erfolgen. Jedes Ermeſſen des Rich⸗ 
ters über das Maß der Aufwertung iſt dabei ausgeſchloſſen. An 
dieſem Rechtszuſtand wird auch durch § 4 RAbgdO. nichts geändert. 
84 NUpgD. handelt nur von der Auslegung der Steuergeſetze; er 
ordnet an, daß innerhalb des geſetzlichen Rahmens 
der Zweck, die wirtſchaftliche Bedeutung und die Entwicklung der 
Verhältniſſe zu berückſicheigen find. Dagegen ermächtigt 
dieſe Vorſchrift, wie der R§ H. richtig hervor⸗ 
hebt, den Richter nicht, aus Billigbeitserwä⸗ 


Rechtſprechung 


2335 


6. Unanwendbar iſt auch der Art. 7 der Anl. III zum Lon⸗ 
doner Protokoll (Geſ. über die Londoner Konferenz v. 30. Aug. 
1924, RGBl. II, 289 ff.). Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf Hand⸗ 
lungen, „die ausſchließlich oder überwiegend aus politiſchen Grun⸗ 
den begangen wurden“. Für ihre Anwendung iſt alſo notwendiges 
Erfordernis, daß derjenige, der die Schutzvorſchrift in Anſpruch 
nimmt, für oder gegen eine der am Ruhreinbruch tätig oder lei⸗ 
dend beteiligten Regierungen Partei genommen und deren damit 
zuſammenhängende Ziele gefördert oder beeinträchtigt hat (vgl. 
Entich. des RF H. IV A 196/25, Urt. v. 27. Jan. 1926; RO. 
(Strafſenate) ID 49% und 3 D 618/26). Davon kann im vor⸗ 
liegenden Falle keine Rede ſein, wo die Kohlenſteuer für die hier 
in Betracht kommende Zeit weder an eine Kaſſe der Beſatzungs⸗ 
mächte noch an eine deutſche Behörde, ſondern überhaupt nicht 
gezahlt worden iſt. 

7. Schließlich kann die Entſch. des RF H. auch nicht durch die 
Bek. über das Koblenzer Befriedungsabkommen v. 6. Okt. 1926, 
RGBl. II, 620, beeinträchtigt werden. Unter 1 Ib und II iſt dort 
vereinbart, daß über die Fragen, die in den geräumten, Gebieten 
wegen der Wirkungen der während der Beſetzung durch die In⸗ 
teralliierte Rheinlandoberkommiſſion getroffenen und zur Kennt⸗ 
nis der deutſchen Behörden gelangten Entſch. auftauchen könnten, 
Gegenſtand eines Vergleichsverfahrens ſein werden. Der 2. Ab⸗ 
ſatz I 1b lautet: 

„Es beſteht indeſſen ſchon jetzt Einverſtändnis dar⸗ 
über, daß in bezug auf die genannten Entſcheidungen keine 
Maßnahmen mit rückwirkender Kraft ergriffen, und daß 
insbeſ. für die Vergangenheit keine Zahlungen von Per⸗ 
ſonen gefordert werden ſollen, die von der Zahlung unter 
der Herrſchaft der erwähnten Entſcheidungen befreit ge⸗ 
weſen waren. Jedoch werden vereinnahmte Zahlungen 
nicht erſtattet.“ 

Es kann im vorliegenden Falle von einer Erörterung ab⸗ 
geſehen werden, ob dieſes Abkommen irgendwie geeignet iſt, von 
der im ordentlichen Rechtsmittelverfahren entſcheidenden 
Stelle berückſichtigt zu werden. Denn aus der angeführten Vor⸗ 
ſchrift kann nichts dafür entnommen werden, daß der NH. als 
Rechtsbeſchwerdeinſtanz von dem Grundſatz, das zur Zeit der An⸗ 
ſechtungsentſcheidung geltende Recht ſeiner Entſch. zugrunde zu 
legen, in Fällen der vorliegenden Art abweichen muß (vgl. RF H. 
13, 44). Es verbietet ſich alſo die Berückſichtigung des Abkom⸗ 
mens in der Rechtsbeſchwerdeinſtanz ſchon dadurch, daß der RH. 
nur zu prüfen hat, ob die Vorinſtanz das Recht richtig angewandt 
hat (8267 Nr. 1 NUbgD.). Da nun die Anfechtungsentſch., ab⸗ 
geſehen von allem anderen, das Befriedungsabkommen nicht be⸗ 
rückſichtigt und nicht berückſichtigen konnte, weil es erſt ſpäter 
getroffen iſt, ſo kann von einer unrichtigen Anwendung des Rech⸗ 
tes nicht geſprochen werden, und die Berückſichtigung des Befrie⸗ 
dungsabkommens in der Rechtsbeſchwerdeinſtanz hat danach zu 
unterbleiben. 

Die Rechtsbeſchwerde war daher unbegründet. 

(NFp., IV. Sen, Urt. v. 7. Dez. 1926, IVA 85/26.) 
* 


7. § 1 Umf6td. Die gewerbliche mietweiſe Über⸗ 
laſſung von Keſſelwagen einer im Inland befindlichen 
Firma an einen Ausländer, der die Wagen lediglich im 
Ausland benutzt, iſt keine im Inland ausgeführte Leiſtung 
i. S. 8 1 UmſStG. 5) 

Unter der Vorausſetzung, daß die von der Stpfl. geſchuldete 
mietweiſe Überlaffung von Keſſelwagen ſich als eine Leiſtung im 
Inland darſtellt, würde ſie der Umſatzſteuerpflicht nach 8 1 


gungen, um etwaige Härten zu beſeitigen, an⸗ 
ſtelle der geſetzlichen Regelung eine andere, mit 
dem Geſetz ſchlechterdings unvereinbare Neger 
lung zu treffen und dementſprechend beiſpielsweiſe das Maß 
der Aufwertung von Steuerſchulden im Einzelfall entgegen den Be⸗ 
ſtimmungen der StAufwVO. nach ſeinem Billigkeitsgefühl zu be⸗ 
ſtimmen. Trifft es zu, daß das geſetzliche Aufwertungsrecht in 
Anſehung der Kohlenſteuer für die innerhalb der beſetzten rheini⸗ 
ſchen Gebiete gelegenen Betriebe eine unbillige Benachteiligung ge⸗ 
genüber den Gruben des unbeſetzten Gebietes bedeutet, ſo läßt 
ſich eine Abhilfe nur durch den Erlaß diesbezüglicher geſetzlicher 
Vorſchriften oder im Billigkeitswege gemäß 8 108 Abſ. 1 RAbgd. 
erreichen. 

6. Die Unanwendbarkeit des Art. 7 der Anlage III des Ge⸗ 
ſetzes über die Londoner Konferenz v. 30. Aug. 1924 ſowie des 
Koblenzer Befriedungsabkommens v. 6. Okt. 1926 wird vom 
Rö. in zutreffenden Ausführungen, denen nichts weiter hinzu⸗ 
zufügen fein dürfte, verneint. 

NA. u. PrivDoz Dr. Carl Heyland, Frankſurt a. M.⸗Gießen. 


Zu 7. Im Gegenſatz zu den Lieferungen nach dem Auslande 
find die Leiſtungen nach dem Auslande nicht umſatzſteuerfrei. 
Ein Fabrikant, der eine Maſchine nach dem Auslande liefert, hat Um⸗ 
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UmfStG. unterliegen. Dieſe Vorausſetzung iſt aber vom BG. mit 
Recht verneint worden. Die Firma, welcher die Wagen zum Ge⸗ 
brauche überlaſſen wurden, hat ihren Sitz in Danzig. Dieſe Stadt iſt 
i. S. des UmſStG. als Ausland anzuſehen, da der Begriff „Inland“ 
des 81 ſtaatsrechtlich zu verſtehen iſt. Gegenſtand des Mietver⸗ 
trags nach 8535 BGB. iſt die Überlaſſung des Gebrauchs des Miet⸗ 
gegenſtandes während der Mietzeit an den Mieter gegen Bezahlung des 
Mietzinſes. Im vorl. Falle geht alſo die Leiſtung des Stpfl. dahin, 
der Danziger Firma für die vertraglich vereinbarte Zeit die Keſſel⸗ 
wagen zum Gebrauche zu überlaſſen. Der wirtſchaftl. Vorgang ſpielt ſich 
ſomit faſt ausſchließlich im Ausland ab. Zutreffend iſt allerdings, daß 
die Stpfl. die Keſſelwagen in Erfüllung des Mietvertrags durch 
das Inland zunächſt nach Danzig ſchicken mußte. Es handelt 
ſich hier aber noch nicht um die Erfüllung der Leiſtung, ſondern nur 
um eine der Stpfl. obliegende, die Erfüllung vorbereitende Hand⸗ 
lung. Erſt in Danzig, im Ausland, begann die eigentliche Leiſtung, 
die mietweiſe Überlaſſung des Gebrauchs der Keſſelwagen. Da ſomit 
der Schwerpunkt des wirtſchaftlichen Vorganges, die Benutzung der 
Wagen, im Ausland liegt, kann man von einer Leiſtung der Stpfl. 
im Inland hier nicht reden. Der Umſtand, daß der Mietzins im Ju⸗ 
land zu zahlen iſt, iſt unerheblich. Vorausſetzung für die Steuerpflicht 
nach 8 1 UmſStcꝭ. iſt, daß die Lieferung oder Leiſtung ſelbſt im 
Inland erfolgt iſt. Die Zahlung des Entgelts hat mit dieſer Vor⸗ 
ausſetzung nichts zu tun. 

(R39., V. Sen., Urt. v. 11. Jan. 1927, VA 769/26 S.; RH. 20, 
59). 

* 


* 8. 81 Nr. 1 Umſ StG. 1922. Liefert ein inländiſches 
Unternehmen von ſeinem inländiſchen Lager aus gegen 
Entgelt Waren im Namen eines im Ausland befindlichen 
Unternehmens an deſſen inländiſche Abnehmer auf Grund 
A genturvertrags, fo iſt dieſe Lieferung einer Lieferung 
gleichzuſtellen, die das ausländiſche Unternehmen im In⸗ 
land gegen Entgelt ausführt. f) 

Die BeſchwF. hat ihren Sitz in der Schweiz. Von dort aus 
verſendet ſie Garne nach Deutſchland und läßt ſie durch eine ſächſ. 
Broſchierweberei in E. zu Stoffen verarbeiten. Dieſe Stoffe werden 
nach einem beſonderen Verfahren bemuſtert (broſchiert) und von der 
inländiſchen Weberei im Auftrag und Namen der Schweizer Firma 
mit deren über Schweizer Franken lautenden Fakturen im Inland 
abgeſetzt. Für dieſe Lieferungen der Weberei i. J. 1923 iſt die 
Schweizer Firma von den Vorinſtanzen als umſatzſteuerpflichtig nach 
dem vollen Betrage der von den inländiſchen Abnehmern gezahlten 
Entgelte angeſehen worden. 

Die Rechtsbeſchwerde der Firma kann keinen Erfolg haben. 

Eine Lieferung im Inland (8 1 Nr. 1 UmfSt®.) iſt anzuneh⸗ 
men, wenn der Ausländer die Ware entweder ſelbſt nach dem Inland 
verbringt und hier dem Abnehmer übergibt oder ſie aus dem Aus⸗ 


ſatzſteuer nicht zu entrichten; anders dagegen, wenn er eine Maſchine 
auf Beſtellung eines ausländiſchen Kunden repariert. Weshalb das 
ſo geregelt iſt, iſt ſchwer einzuſehen. Das Bedürfnis, den deutſchen 
Gewerbetreibenden im Wettbewerb mit dem Auslande zu ſchützen, 
beſteht auch bei Leiſtungen nach dem Auslande. Aber der Grundſatz 
beſteht; im vorl. Fall hat der RF. dadurch Abhilfe geſchaffen, daß 
er annahm, es haudle ſich nicht um eine im Inland ausgeführte Lei⸗ 
ſtung. Das Urt. iſt zu begrüßen; feine Begründung iſt zutreffend. 
RA. Dr. Kaufmann, Leipzig. 


Zu 8. Die Entſch., die für das Gef. 1922 ergangen ift, behält 
ihre Bedeutung auch für das Gef. in der geltenden Faſſung. Die 
Vorinſtanzen haben die Umſatzſteuerpflicht bejaht, weil fie die Liefe⸗ 
rungen der zu Stoffen verarbeiteten Garne durch die inländiſche 
Broſchierweberei, die dieſe im Namen und Auftrag der Schweizer 
Firma macht, als Lieferungen durch eine Veredlungswerkſtätte oder 
Betriebsſtätte der Schweizer Firma anſahen. Die Ausführung einer 
Lieferung im Inland iſt umſatzſteuerpflichtig; ſteuerfrei iſt nur die 
Einfuhr (ſowie die verlängerte Einfuhr und der erſte Umſatz nach 
der Einfuhr unter den beſtimmten Vorausſetzungen des 82 Ziff. 1 a 
und b). Das bloße Verbringen der Ware ins Inland iſt keine Ein⸗ 
fuhr. Die Lieferung ſolcher Ware im Inland iſt umſatzſteuerpflich⸗ 
tiges Inlandsgeſchäft (mit Ausnahmen nach 8 2 Nr. 12 Abſ. 1 letzter 
Satz, ſowie 8 11 BJ, 2 A, B). Es iſt in der Rſpr. auch bereits ent⸗ 
ſchieden, daß ein umſatzſteuerpflichtiges Inlandsgeſchäft vorliegt, wenn 
die ausländiſche Firma die Ware ſelbſt nach Deutſchland bringt und 
von ihrem inländiſchen Lager liefert. Der in der Entſch. behandelte 
Fall weicht inſofern ab, als ſich die verarbeitete Ware nicht auf dem 
nländifchen Lager der Auslandsfirma, auch nicht auf dem inländiſchei 
Lager eines Angeſtellten oder einer Organgeſellſchaft, ſondern auf 
dem inländiſchen Lager eines Abſchlußagenten der ausländiſchen Firma 
befindet, der im Namen derſelben die Verkaufsverträge mit inländi⸗ 
ſchen Firmen abſchließt. In Anwendung des SL RAbgO. (vgl. 
die Zuſammenſtellung der Entſch. des RFH. über die Anwendung 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


land ins Inland an einen Angeſtellten, insbeſ. eine Organgeſellſchaft 
oder an ſein eigenes inländiſches Lager verſendet und durch den An⸗ 
geſtellten oder von ſeinem Lager aus an die Abnehmer liefert. 
Steuerfreiheit tritt nur ein, ſofern beſondere Ausnahmevorſchriften, 
z. B. § 2 Nr. 1 b, Platz greifen. Dagegen trifft 8 1 Nr. 1 UmſStG. 
nicht ohne weiteres den Fall, wo die Ware des Ausländers ſich im 
Inland in dem Lager eines Dritten befindet und von da aus ge⸗ 
liefert wird. Dieſer Fall liegt hier vor, inſofern die auf Grund eines 
Werklohnvertrags mit einem ſelbſtändigen inländiſchen Unternehmen 
im Inland befindliche Ware von dem Lager der inländiſchen Weberei 
geliefert wird, das dieſe für eigene Rechnung und Gefahr führt und 
von dem aus ſie auf Grund eines mit dem Ausländer abgeſchloſſenen 
Agenturvertrags Kaufverträge über die Ware im Namen des 
Ausländers mit den deutſchen Abnehmern abſchließt und die 
Ware an ſie abgibt. Hier wird nicht der Ausländer, ſei es ſelbſt, 
ſei es durch einen Angeſtellten als Werkzeug des Ausländers tätig, 
ſondern ſein gewerblich ſelbſtändiger Vertreter im Inland. Der Vor⸗ 
gang iſt indes nur rechtlich von der Lieferung durch den inländiſchen 
Angeſtellten des Ausländers verſchieden, wirtſchaftlich dagegen völlig 
gleichartig. Daher iſt eine ſteuerlich verſchiedene Behandlung nicht 
gerechtfertigt. Der Sen. iſt nach 84 RAbg0O. verpflichtet, bei der 
Auslegung des Steuergeſetzes ſeinen Zweck, ſeine wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung und die Entwicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen, und 
hat auch vorhandene Lücken des Geſetzes im Wege der freien Fort⸗ 
bildung des Rechtes auszufüllen, alſo im vorl. Falle der Lieferung 
durch den inländiſchen Angeſtellten oder vom inländiſchen eigenen 
Lager des Ausländers die Lieferung durch ſeinen inländiſchen Agenten 
von deſſen Lager aus gleichzuſtellen. Wird eine ſolche Lieferung ein⸗ 
mal dem 81 Nr. 1 Umſ StG. unterſtellt, fo kommt es auf die von 
den Vorderrichtern geprüfte, von der Beſchwß. beſtrittene Frage, ob 
die deutſche Veredelungswerkſtätte eine eigene inländiſche Betriebs- 
ſtätte der BeſchwF. bilde, nicht mehr an. 

Soweit der Sen. mit dieſer Entſch. von der Begründung feines 
einen ähnlichen Fall betr. Urt. v. 8. Okt. 1926, V A 581/26 (nicht 
veröffentlicht) abweicht, wird die dort vertretene Auffaſſung nicht auf⸗ 
rechtgehalten. 

SR V. Sen., Urt. v. 11. Jan. 1927, V A 818/26 8, RHE. 
„158. 


20, 1 


Reichsverſicherungsamt. 
Knappſchaftsſenat 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. Anrechnung von Dienſtjahren für die Alterspen⸗ 
ſion nach dem deukſch-poln. Abkommen v. 22. Febr. 1923. 


Der Kl wendet ſich gegen die Feſtſtellung des Knappo A., daß 
ihm bei Gewährung der Alterspenſion gem. $ 26, jetzigen 8 36 RKnch. 
nur die bei dem jetzigen deutſchen Knappſchaftsverein, nicht aber auch 


des 8 4 und insbeſ. die Ausfüllung von Lücken des Geſetzes im 
Umſatzſteuerrecht bei Vehlow, Handbuch des Reichsſteuerrechts von 
Strutz S. 720 u. 722) ſtellt der RF. dieſen Fall mit der Liefe⸗ 
rung durch einen inländiſchen Angeſtellten oder von inländiſchem 
Lager der Auslandsfirma gleich. Das Ergebnis der Umſatzſteuerpflicht 
iſt richtig. Ob es dazu aber überhaupt der Anwendung des 8 4 
RAD. und der Ausfüllung einer Lücke im Geſetz durch freie Fort⸗ 
bildung des Rechtes bedarf, ſcheint mir ſehr zweifelhaft. Wenn die 
inländiſche Broſchierweberei als Verkaufsagent im Namen der Aus⸗ 
landsfirma Verkaufsverträge abſchließt und die Waren von ihrem 
Lager auf Grund des Agenturvertrags an deutſche Abnehmer abgibt, 
alſo Abſchlußagent iſt, fo iſt fie rechtlich Stellvertreterin der Aus⸗ 
landsfirma, ihre Rechtshandlungen wirken unmittelbar für und gegen 
letztere, und ich ſehe keinen Unterſchied gegenüber dem Falle, daß 
der Abſchluß und die Lieferung durch einen inländiſchen Angeſtellten 
der Auslandsfirma erfolgt. Die Tatſache, daß der Agent ſelbſtändiger 
Gewerbetreibender und für ſeine Proviſionen umfatzſteuerpflichtig iſt, 
hebt die Tatſache nicht auf, daß der Vertragsabſchluß und die Liefe⸗ 
rung durch den Verkaufsagenten in Stellvertretung der Auslands⸗ 
firma, alſo rechtlich für dieſe erfolgen. Der Satz der Entſch., mit 
dem ſie den formaljuriſtiſchen Unterſchied gegenüber dem Fall des 
Verkaufs und der Lieferung durch den inländiſchen Angeſtellten be⸗ 
gründet, daß nämlich der Vorgang nur rechtlich von der Lieferung 
durch den inländiſchen Angeſtellten des Ausländers verſchieden, wirt⸗ 
ſchaftlich dagegen völlig gleichartig iſt, iſt nicht richtig. Denn auch 
bei dem Abſchluß durch den Abſchlußagenten wird die Auslands⸗ 
firma, vertreten durch den Agenten, tätig (Staub, Anhang zu 
885 Anm. 3). 

Es bedurfte daher zur ſteuerrechtlichen Gleichſtellung beider recht⸗ 
lich gleichartigen Fälle überhaupt nicht der Anwendung des 5 4 und 
der Ausfüllung einer Lücke des Geſetzes. Die Steuerhaftung ber 
inländiſchen Broſchierweberei für die Umſatzſteuer ergibt ſich aus 
§ 89 RAbgO. 

RA. Dr. Lang, Nürnberg. 
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ix bei dem jetzigen polniſchen Knappſchaftsverein zurückgelegten 
ienſtjahre anzurechnen ſind. Die Feſtſtellung des KnappOA. iſt 
nach den derzeit gültigen geſetzlichen Vorſchriften bedenkenfrei. Die 
anderweite Regelung durch das deutſch⸗polniſche Abkommen über die 
Teilung des Oberſchleſiſchen Knappſchaftsvereins v. 22. Febr. 1923 
(RSSL. II, 132) iſt mit dem Außerkrafttreten der Vorſchriften dieſes 
Abkommens über die Freizügigkeit weggefallen. Auf dieſes Ergebnis 
iſt es ohne Einfluß, daß der Oberſchleſiſche Knappſchaftsverein den 
b. am 1. Jan. 1923 auf Grund der damals geltenden Freizügigkeits⸗ 
deſtimmungen mit ſeinem bei dem polniſchen Knappſchaftsverein er⸗ 
worbenen Dienſtalter übernommen hat, da dieſes Rechtsverhältnis ſeit 
em Außerkrafttreten der Freizügigkeitsbeſtimmungen durch den in 
Geltung gebliebenen 8 13 Abſ. 1 des vorerwähnten Abkommens anders, 
und zwar zwingend, geregelt iſt. An der Feſtſtellung des KnappO VA. 
ändert auch nichts, daß die Reichsknappſchaft nach Erlaß des Urt. 
besſelben in ihren Beſcheiden v. 9. Juli 1926 und 23. Nov. 1926 
dem Kl. die bei dem jetzt polniſchen Knappſchaftsverein zurück⸗ 
gelegten Dienſtjahre zum größten Teil angerechnet hat. Zu dieſer 
Leiſtung hat ſie ſich berechtigterweiſe nur unter Vorbehalt verpflichtet. 
Ein Rechtsanſpruch erwächſt dem Kl. hieraus nicht. Den durch das 
Geſ. v. 25. Juni 1926 eingeführten neuen Vorſchriften bez. der 
erechnung der Penſion iſt durch die vorerwähnten Beſcheide be⸗ 
denkenfrei Rechnung getragen. 

(ABA, 9. RevSen. (KnappſchSen.), Urt. v. 22. April 1927, ILa 
Kn 257/26.) 


* 


2. Elſaß⸗lothr. Knappſchaftspenſionen; § 9 Abſ. 1 
Entſch. des Rates des Völkerbundes v. 21. Juni 1921. }) 
Allerdings hat der RAM. in 81 der VO. über die Zahlung 

elſaß⸗lothr. Knappſchaftspenſionen v. 24. März 1924 beſtimmt, daß 
er Reichsknappſchaftsverein Berechtigten, die ihre Anſprüche gegen 
elſaß⸗lothr. Knappſchaftsvereine nach Art. I 8 24 und 8 26 Abſ. 1 
i. Verb. m. 8 9 Abſ. 1 der Entſcheidung des Rates des Völkerbundes 
v. 21. Juni 1921 (RGBL. 1289) verloren haben, vom 1. Jan. 1924 
ab die ſatzungsmäßigen ee zu gewähren hat. Eine 
beſungsmäßige Pflichtleiſtung, die der Kl. hiernach zu gewähren wäre, 
eſteht aber darum nicht, weil ſie niemals einen Anſpruch gegen den 
elſaß⸗lothr. Knappſchaftsverein gehabt hat und infolgedeſſen auch einen 
uſpruch gegen ihn nicht verlieren konnte. Dies ergibt ſich aus 8 18 
Abf. 1 der am 1. Jan. 1913 in Kraft getretenen Satzung des elſaß⸗ 
lothr. Knappſchaftsvereins, der dem Ehemann der Kl. im Dez. 1918 — 
dor feiner Heirat mit der Kl. — die Invalidenpenſion bewilligt hat; 
denn nach dieſer Satzungsbeſtimmung wurde Witwenpenſion nicht ge⸗ 
währt, wenn der Ehemann bei Eingehung der Ehe ſchon Invalide war 
und dies bis zu ſeinem Tode geblieben iſt; in der vorliegenden Sache 
iſt das der Fall. Übrigens kann die Kl. auch darum auf Grund der 
Entſcheidung des Rates des Völkerbundes v. 21. Juni 1921 keine An⸗ 
rüche, die ihr infolge ihrer Verheiratung zuſtanden, verloren haben, 
weil fie erſt zwei Jahre fpäter geheiratet hat. 

(RV A., Entſch. v. 12. Nov. 1926, IIa Kn 573/26.) 

* 


3. 1. Kein Anſpruch auf Aufwertung bon Sozial» 
verſicherungsrenten aus der Zeit bis Ende 1923. 

2. Ausländer, die ſich freiwillig gewöhnlich im 
Auslande aufhalten, haben auch nach neuem Knappſchafts⸗ 
recht keinen Anſpruch auf Auszahlung der ihnen an ſich zu⸗ 
debenden Bezüge; hieran ändern auch die Entſch. des Rates 
276 Völkerbundes vom 17. Juli 1922 und die Art. 291, 

76 WV. nichts. 

Der Kl., einer Ausländerin, die in Polen wohnt, iſt durch 
Beſcheid v. 4. März 1922 die Witwenpenſion v. 18. Jan. 1922 ab 
— 


Zn 2. Die Entſch., deren Inhalt im übrigen zu Bemerkungen 
keinen Anlaß gibt, iſt geeignet, uns vor Augen zu führen, in wie 
areben Umfang das Deutſche Reich durch das ihn in Vertragsform 
uferlegte Diktat von Verſailles feiner Rechtsſouveranität beraubt 
worden iſt. Die Abtretung deutſcher Gebietsteile an fremde Mächte 
machte eine Anpaſſung der ſozialen Verſicherung an die neuen terri⸗ 
daß alen Verhältniſſe nolwendig. Deshalb beſtimmt Art. 312 VB., 
15 die Regierung verpflichtet ſei, derjenigen Regierung, an welche 
8 © Abtretung erfolgt, einen entſprechenden Teil der für die ſoziale 
erſicherung beſtimmten Rücklagen abzutreten, während die emp⸗ 
langenden Regierungen dieſes Geld zur Erfüllung der aus der Ver⸗ 
bcherung entſtehenden Verpflichtungen verwenden müſſen. Die Be⸗ 
duraungen für dieſen Ausgleich ſind nach Vorſchrift desſelben Artikels 
ee Übereinkommen zwiſchen der deutſchen Regierung und 
fond eteiligten auswärtigen Regierungen zu regeln; falls dieſe be⸗ 
10 05 eren Übereinkommen nicht binnen drei Monaten nach Sukraft- 
teten des VV. geſchloſſen find, werden die Übertragungsbedingungen 
emem Ausſchuß unterbreitet, der dem Rat des Völkerbundes Vor⸗ 
ſchläge zu machen hat; hiernach entſcheidet der Rat, und feine Ent⸗ 


zuerkannt worden. Bis Oktober 1922 iſt die Auszahlung erfolgt, 
nicht aber für die Zeit v. 1. Nov. 1922 bis 31. Dez. 1923. Hierfür 
beſtand zweifellos nach dem bis zum 31. Dez. 1923 geltenden Knapp⸗ 
ſchafts. v. 17. Juni 1912 eine Verpflichtung. Es handelt ſich 
jedoch dabei um Papiermarkbeträge, die bei einer Umrechnung in 
Goldmark keine zahlbaren Beträge ergeben würden. Ein Rechts⸗ 
anſpruch auf Aufwertung dieſer Beträge beſteht nicht (. Rekurs⸗ 
entſch. 3161, Amtl. Nachr. des RBA. 1924, 73). Die Entſch. über 
den von der Kl. geltend gemachten Anſpruch auf Erſatz des durch 
die Nichtauszahlung entſtandenen Schadens unterliegt nicht der 
Zuſtändigkeit der Verſicherungsbehörden. 

Vom 1. Jan. 1924 ab hatte der Reichsknappſchaftsverein gem. 
Art. 8, 38 Ec Ranch. neben der bisherigen Witwenpenſion die 
Teuerungszulage nach den Vorſchriften des $ 31 Rn. zu gewähren. 
Was die Witwenpenſion anbelangt, fo beſtimmte $ 61 NN. a. F., 
daß das Recht auf ſie ruhe, ſolange der Berechtigte ſich freiwillig 
gewöhnlich im Auslande aufhalte; was die Teuerungszulage anbelangt, 
jo ſchreibt 8 31 AEnG. vor, daß fie an Ausländer im Auslande 
nicht gezahlt werde. Auch das Geſ. über Anderung des Ran. vom 
25. Juni 1926, das die Teuerungszulage beſeitigt und die Bezuge 
der Penſionsberechtigten auf eine neue Grundlage geſtellt hat, hat die 
Vorſchrift des 8 61, ſoweit fie Ausländer betraf, unverändert ge⸗ 
laſſen. Sie iſt als 8 93 in die neue Faſſung aufgenommen worden. 
Hiernach hat die Kl. alſo, ſolange ſie ſich freiwillig gewöhnlich im 
Auslande aufhält, keinen Anſpruch auf Auszahlung der ihr an ſich 
zuſtehenden Bezüge. Sie behauptet allerdings, daß gem. 88 26, 27 
der Entſch. des Rates des Völkerbunds v. 17. Juli 1922 (RG Bl. II, 
745 ff.), Art. 291, 276 des VV., die vorgenannten Ruhensvorſchriften 
auf ſie keine Anwendung zu finden hätten. Dieſe Auffaſſung iſt, 
wie das KnOVA. zutreffend feſtgeſtellt hat, irrig. 

8 26 der gen. Entſch. des Rates des Völkerbunds hat lediglich 
die Leiſtungsverpflichtung gegenüber den am 17. Juli 1922 in Polen 
wohnenden Berechtigten von dem Dentſchen Knappſchaftsverein auf 
die polniſche Regierung übertragen, während $ 27 die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Anſprüche behandelt, falls in der Zeit v. 10. Jan. 1920 bis 
17. Juli 1922 keine Anerkennungsgebühren gezahlt ſind. Im übrigen 
ſind die für das Rechtsverhältnis maßgebenden Vorſchriften ungeändert 
und deshalb auch weiter in Geltung geblieben. Eine anderweite 
Regelung hätte klar zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Wie 
aus 88 11, 17, 24 a. a. O. geſchloſſen werden muß, war eine ſolche 
aber auch keineswegs beabſichtigt. Die Vorſchrift des $ 27 a. a. O., 
nach der v. 17. Juli 1922 die ſatzungsmäßige Anerkennungsgebühr 
zu zahlen iſt, ſteht dem nicht entgegen. Sie betrifft diejenigen polniſchen 
Staatsangehörigen, die die nach deutſchem Recht verlangten Voraus⸗ 
ſetzungen für den Rentenbezug zu erfüllen beabſichtigen. Die Exfüllung 
aller Vorausſetzungen kann z. B. wertvoll werden, wenn in Zukunft 
elwa das Ruhen der Penſion gem. $ 94 des ARNG. ausgeſchloſſen 
werden ſollte. Was die Art. 291 und 276 des VV anbelangt, jo 
ſchließen ſie, wie das RVA. bereits in der Rekursentſch. 3227 (Amtl. 
Nachr. 1926, 410) ausgeſprochen hat, die Anwendbarkeit der Ruhens⸗ 
vorſchriften der Sozialverſicherung nicht aus. 

(RVA., 9. RevSen. (KnappſchSen.), Urt. v. 22, April 1927, IIa 
Kn 881/26.) 
* 


4. Kein Unfallzuſchuß gem. 8573 RVO. für Zeiten 
nach dem 31. Dez. 1925. Art. 15, 135 des Zweiten Geſetzes 
über Anderungen in der Unfallverſicherung vom 14. Juli 
1925 (RG Bl. I, 97). 

Der Kl. hat am 26. Okt. 1925 einen Betriebsunfall erlitten, 
der ihn über die dreizehnte Woche hinaus arbeitsunfähig gemacht hat. 
Die Ruhrknappſchaft hat ihm vom Beginn der fünften Woche nach 
dem Unfall bis zum 31. Dez. 1925 den Unfallzuſchuß gewährt, ſeinen 
Anſpruch auf Zahlung des Unfallzuſchuſſes bis zum Ablauf der 
dreizehnten Woche nach dem Unfall aber abgelehnt, weil nach dem 


ſcheidungen ſind mit ſofortiger Wirkung als endgültig anzuſehen. 
Demgemäß hat der RAM. unter dem 11. Okt. 1921 die Entſch. be⸗ 
kanntgemacht, die der Rat des Völkerbundes auf Grund Art. 312 
Abſ. 4 VV. getroffen hat. In dieſer Entſch. des Völberbundrats iſt 
beſtimmt, daß Renten, die an Perſonen zu zahlen ſind, welche inner⸗ 
halb der Zeit vom 1. Jan. 1919 bis zum 10. Jan. 1920 ihren Wohn⸗ 
ſitz von Frankreich nach Deutſchlaud verlegt haben, ohne Rückſicht 
auf die Staatsangehörigkeit der Berechtigten vom 1. Tage des auf 
die Wohnſitzverlegung folgenden Monats ab zu Laſten der deutſchen 
Berufsgenoſſenſchaft übernommen werden. 

Die deutſche Regierung hat ihrerſeits das Menſchenmögliche ge⸗ 
tan, um den Berechtigten, die hiernach ihre Anſprüche verloren haben, 
einen Erſatz zu gewähren, wie aus der in der Entſch. zitierten VO. 
des NAM. v. 24. März 1924 hervorgeht. Daß im vorl. Falle die 
beſonderen Vorausſetzungen für die Erhaltung des Rentenanſpruchs 
nicht gegeben waren, ändert nichts an der Tatſache, daß im all⸗ 
gemeinen den Rentenberechtigten nach Möglichkeit zu ihrem Recht ver⸗ 
holfen worden iſt. 

RA. Dr. W. Oppermann, Bautzen. 
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Geſ. v. 14. Juli 1925 (RGBl. I, 97) der Unfallzuſchuß v. 1. Jan. 
1926 ab weggefallen ſei. Auf die Berufung des Kl. hat das OVA. 
die Sache zur grundſätzlichen Entſch. an das RBA. abgegeben. 

Der Kl. gründet ſeinen Anſpruch auf die Vorſchrift des bis⸗ 
herigen 8 573 RVO. Nach Art. 15 des Zweiten Gef. über Anderun⸗ 
gen in der Unfallverſicherung v. 14. Juli 1925 ſind die Vorſchriften 
der 88 573 bis 585 weggefallen. Nach Art. 135 Abſ. 1 gilt Art. 15 
v. 1. Jan. 1926 ab. Demgemäß beſteht jedenfalls bei den ſeit dieſem 
Tage eingetretenen Unfällen ein Anſpruch auf Unfallzuſchuß nicht 
mehr. Vorliegend iſt der Unfall bereits vor dieſem Zeitpunkt ein⸗ 
getreten. Auch in dieſem Falle iſt das Wegfallen des Unfallzuſchuſſes 
zu bejahen. Allerdings ſind nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen bei 
Tatſachen, die gültig und wirkſam unter der Herrſchaft des alten 
Rechts vollendet ſind, die dadurch für den einzelnen begründeten 
Rechte nach altem Recht zu beurteilen. Neue Geſetze haben nur inſo⸗ 
weit rückwirkende Kraft, als das Gef. es ſelbſt, ſei es ausdrücklich 
oder beſtimmt erkennbar, anordnet. Das iſt hier, wie Art. 132 Abf. 1 
ergibt, der Fall. Der bisherige 8 573 iſt eine „Vorſchrift für die 
Fürſorge in den erſten 13 Wochen“. Unter dieſe Fürſorge iſt auch 
der Unfallzuſchuß zu rechnen. Denn $ 573 ſpricht ganz allgemein von 
den Regelleiſtungen des 8 179 der RVO. Sie umfaſſen auch die 
Krankenhilfe, zu der das Krankengeld und damit der Unfallzuſchuß, 
der lediglich ein erhöhtes Krankengeld iſt, gehört. Daraus folgt, daß 
der Unfallzuſchuß auch im vorliegenden Fall v. 1. Jan. 1926 ab nicht 
mehr zu gewähren iſt. Geſtützt wird dieſe Auffaſſung durch Art. 133, 
der ausdrücklich die Verpflichtung des Unternehmers, nicht aber die 
der Krankenkaſſe, weiter beſtehen läßt. Die Verpflichtung der Kranken⸗ 
Raffe ift erſchöpfend und offenbar in bewußtem Gegenſatz zu Art. 133 
ausſchließlich in Art. 132 geregelt. 


(al., 9. RevSen., Urt. v. 20. Mai 1927, ITa Kn 1051/26.) 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 


1. Das in Kriegsgefangenſchaft verbrachte Jahr 1919 
kann als Kriegsjahr nicht angerechnet werden. 


(RVGer., Urt. v. 26. April 1927, M Nr. 1577/27.) 
* 


2. Die Option für die deutſche Reichsangehörigkeit 
wird nach dem deutſch⸗polniſchen Abkommen über Ober⸗ 
ſchleſien v. 15. Mai 1922 und dem Reichsgeſetz v. 11. Juni 
1922 (RG Bl. II 237) erſt mit der Aushändigung der Options⸗ 
urkunde wirkſam. ) 

Da der Kl. am 10. Jan. 1920, dem Tage des Inkrafttretens des 
VV., in dem an Polen gefallenen Gebiete ſeinen Wohnſitz hatte, hat er 
nach Art. 91 Abſ. 1 des VV. unter Verluſt der deutſchen die polniſche 
Staatsangehörigkeit erworben (vgl. auch Art. 6 des Wiener Ab⸗ 
kommens zw. Deutſchland und polen v. 30. Aug. 1924 und Reichs⸗ 
geſetz v. 2. Febr. 1925 — Rc Bl. II, 33). Kraft der Option hat der 
Kl. zwar die polniſche Staatsangehörigkeit wieder verloren und die 
preuß. Staatsangehörigkeit erworben. Die Option hatte aber keine 
rückwirkende Kraft. Dieſe ſchon früher herrſchende Rechtsauffaſſung 
iſt vom RG. (RF. 107, 297) mit zutreffender Begründung be⸗ 
ſtätigt worden. In dem Wiener Abkommen, das die ſtrittigen Staats⸗ 
angehörigkeitsfragen zw. Deutſchland und Polen geregelt hat, iſt 
nichts Abweichendes beſtimmt worden, ſo daß es dabei verblieben iſt, 
daß die Option keine rückwirkende Kraft hat (vgl. auch Haaſe, 
Der dtſch.⸗poln. Staatsvertrag über Staatsangehörigkeits⸗ u. Sptions⸗ 
fragen, Berlin 1925, S. 21). Die weitere Frage, mit welchem Zeil⸗ 
punkt die Wirkungen der Option eintreten, iſt durch Art. 49 8 2 
Abſ. 2 des deutſch⸗poln. Abk. über Oberſchleſien v. 15. Mai 1922, 
dem durch Reichsgeſ. v. 11. Juni 1922 Geſetzeskkraft verliehen wor⸗ 
den iſt, dahin geregelt worden, daß die Wirkungen der Option mit 
der Aushändigung der Optionsurkunde eintreten. 

(RVG., Urt. v. 8. Okt. 1926, Nr. 16596/25, 1.) A.] 


Zu 2. Das Urt. iſt in Ergebnis und Begründung zutreffend. 
Die Auffaſſung, daß die Option keine rückwirkende Kraft hat, kann 
als eine allgemeine und unbeſtrittene bezeichnet werden. 


RA. Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 


Zu 1. Der Entſch. iſt unbedenklich beizupflichten. Bereits die 
Frage, ob ein im Inland wohnhafter Geſchäftsinhaber in ſeiner 
Eigenſchaft als Gewerbetreibender auch am Ort der Zweignieder⸗ 
laſſung „anfällig“ ift, erſcheint zweifelhaft, ſchon deshalb, weil der 
Begriff der „rein ſachlichen Anſäſſigkeit“ kaum zu faſſen iſt. In 
jedem Falle aber ergibt ſich aus den in der Entſch. hervorgehobe⸗ 
nen Umſtänden und Beſtimmungen, daß von „Verdrängung“ nur 
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Juriſtiſche Wochenschrift 


Reichswirtſchaſtsgericht. 


Berichtet von Senatspräſident Köppel, Berlin. 
1. Großer Senat. 

I. 83 Abſ. 1 giff. 2 der Gewaltſchäden Vo. v. 28. Okt. 
1923. Die bloße Tatſache des Betriebes einer geſchäft⸗ 
lichen Niederlaſſung im abgetretenen Gebiete begründet 
keinen Aufenthalt. f) 


Verdrängt werden kann nur eine Perſon. In dem Worte Ver⸗ 
drängung liegt, daß jemand von einem Orte an einen anderen 
gedrängt wird, alſo einen Ortswechſel vornimmt. Eine geſchäftliche 
Niederlaſſung kann als ſolche keinen Ortswechſel vornehmen. Sie 
kann nur an einem Orte aufgelöſt und an einem anderen neu ge⸗ 
gründet werden. Dieſem Wortſinne des Begriffs Verdrängung ent⸗ 
ſprechend haben auch die drei Tatbeſtände des 83 Gewaltſchäden VO. 
einen perſönlichen Aufenthalt klar zur Vorausſetzung. Nur 
eine körperlich anweſende Perſon kann zum Verlaſſen des Gebietes 
gezwungen werden, nur einer ſolchen kann der Aufenthalt unmög⸗ 
fich gemacht werden und nur eine ſolche kann an der Rückkehr in 
das abgetretene Gebiet gehindert werden. Daß ein im Inlande am 
Orte ſeiner Hauptniederlaſſung wohnender Geſchäftsinhaber als 
Gewerbetreibender auch am Orte der Zweigniederlaſſung „an⸗ 
ſäſſig“ iſt, indem er dort ein Geſchäftslokal innehat und dur 
einen Vertreter auf ſeinen Namen und für ſeine Rechnung Han⸗ 
delsgeſchäfte abſchließt, iſt richtig, aber für die Frage der Ver⸗ 
drängung unerheblich. Es handelt ſich dabei nicht um eine perſön⸗ 
liche, ſondern um eine rein ſachliche Anſäſſigkeit. Durch den Zwang 
zum Aufgeben der Zweigniederlaſſung wird der Geſchäftsinhaber 
nicht verdrängt, es wird dadurch überhaupt nicht ſeine Perſon be⸗ 
troffen, ſondern nur fein gewerbliches Unternehmen, fein Verntö⸗ 
gen. Daß aber das Geſetz den Begriff der Verdrängung nicht auf 
das gewerbliche Unternehmen abgeſtellt wiſſen will, ſondern auf 
die phyſiſche Perſon des Gewerbetreibenden, beweiſt die Behand- 
lung juriſtiſcher Perſonen, denen der 8 4 a. a. O. nur unter den! 
ſelben Vorausſetzungen eine Entſchädigung zubilligt, wie nicht” 
verdrängten Reichsangehörigen. 

Auch der innere Zuſammenhang des Geſ. läßt es nicht zu, 
einen Gewerbetreibenden als aus dem abgetretenen Gebiete ver⸗ 
drängt anzuſehen, der dort ohne perſönliche Anweſenheit lediglich 
eine gefchäftliche Niederlaſſung innegehabt und verloren hat. Did 
Gewaltſchäden VO. will, wie der Zuſammenhang von 8 2 und 8 4 
zeigt, Vermögensverluſte, die Deutſche im abgetretenen Gebiete er⸗ 
litten haben, nicht unbedingt erſetzen, ſondern nur, wenn ſie 

1. infolge kriegsähnlicher Ereigniſſe oder 

2. infolge feindſeliger gegen das Deutſchtum gerichteter Ge⸗ 
walt, oder 4 

3. infolge der Tatſache eingetreten find, daß der Geſchädigte 
das abgetretene Gebiet hat verlaſſen müſſen. 

Der Deutſche, der im Inlande gewohnt und im abgetretenen 
Gebiete Vermögensobjegte gehabt hat, die er aufgeben mußte, ſoll 
nur nach Ziff. 1 und 2 Entſchädigung erhalten. Es beſteht kein 
Grund, den Eigentümer ſolcher Vermögensobjekte günſtiger zu 
5 wenn ſie die Grundlage einer geſchäftlichen Niederlaſſung 
bildeten. 

Hinzuweiſen iſt auch auf die §8 5 und 9 der Richtlinien für 
die Gewährung von Vorentſchädigungen für Schäden Deutſcher in 
Elſaß⸗Lothringen v. 9. Jan. 1920. Der 5 5 beſtimmt den Begrif 
der Verdrängung aus Elſaß⸗Lothringen, ſoweit er für die vorlie⸗ 
gende Frage von Belang iſt, in Übereinftimmung mit der Gewalt” 
ſchäden VO. Der 8 9 regelt die Zubilligung von Unterſtützungen. 
Unterſtützungen können den aus Elſaß⸗Lothringen verdrängten 
deutſchen Reichsangehörigen gewährt werden, die vor oder währen 
des Krieges in Elſaß⸗Lothringen ihren Wohnſitz oder dauernden 
Aufenthalt gehabt oder ihren Beruf ausgeübt haben und durch die 
Beſetzung oder Abtretung des Landes in eine erhebliche wirtſchaft⸗ 
liche Bedrängnis geraten find. Der Verluſt einer Zweigniederlaſ⸗ 
ſung war an ſich wohl geeignet, den Geſchäftsinhaber in erhebliche 
wirtſchaftliche Bedrängnis zu bringen. Trotzdem kann ihm eine 
Unterſtützung nur gewährt werden, wenn er ſeinen Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthalt in Elſaß⸗Lothringen gehabt hat oder feinen 
Beruf dort ausgeübt hat. Daß dieſe Berufsausübung eine perſön⸗ 
liche ſein mußte, ergibt ſich aus Wortlaut und Zuſammenhang. 

Nach alledem kann die bloße Tatſache des Betriebes einer 
Niederlaſſung im abgetretenen Gebiete einen Aufenthalt 1. ©. bes 
§ 3 Abſ. 1 Ziff. 2 a. a. O. nicht begründen. 

(RWG, Großer Sen., Beſchl. v. 20. März 1926, G8 2/26.) 


— — 


bei phyſiſchen Perſonen, die aus ihrem Aufenthaltsort verdrängt 
ſind, die Rede ſein kann. Die beſtehenden Geſetze, auch die ieh 
geltende GewaltſchadensVO. (RGBl. 23, 1018) gewähren eben nich 
für alle Schäden Erſatz, ſondern nur in beſtimmten Fällen. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


5 
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2. Einzelne Senate. 
6 2. Liquidationsſchaden. Entſchädigungsordnung 
om 30. Juli 1921/23. Juni 1923. Das Verfahren wird 
urch die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
des Geſchädigten nicht unterbrochen. f) 
e Durch Vorbeſcheid des Vorſitzenden der Spruchkammer des 
REntſchA. v. 10. Juli 1925 iſt dem früher in Brüſſel anſäſſig ge⸗ 
weſenen Antragſteller eine Entſchädigung von 2085 % gewährt wor⸗ 
W Aus dem Beſcheide iſt vermerkt, daß der Antragſteller das Recht 
s Einspruchs habe, der binnen zwei Wochen an die Spruchkammer 
zu richten ſei. 

Dieſer Vorbeſcheid iſt dem Antragſteller perſönlich am 16. Juli 
1925 zugeſtellt worden. 

„Am letzten Tage der Einſpruchsfriſt, am 30. Juli 1925 um 
724 Uhr nachmittags, wurde das Konkursverfahren über das Ver⸗ 
mögen des Antragsſtellers eröffnet. 

In einem Schriftſatz v. 25. Okt. 1925 hat der Konkursver⸗ 
walter zu der Rechtsfrage, ob er das Verfahren betreiben könne, 
ausführlich Stellung genommen und bemerkt, der Vorbeſcheid wäre 
dan Tage der Konkurseröffnung rechtskräftig geworden. Es ſei für 
ihn techniſch unmöglich geweſen, als Konkursverwalter rechtzeitig 
Einſpruch einzulegen. Eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
käme für ihn, ſofern man eine am 30. Juli eingetretene Unter⸗ 
brechung verneinen wolle, wegen Nichteinhaltung der Autragsfriſt 
nicht mehr in Frage. Mit Schriftſaz v. 31. Okt. 1925 hat der 
Konkursverwalter erklärt, daß er das Verfahren aufnehme, und hat 
zugleich Einſpruch eingelegt. Der Antragſteller ſelbſt hat durch 
leinen Bevollmächtigten am 29. Okt. 1925 Einſpruch eingelegt und 
zugleich Wiedereinſetzung in den vorigen Stand hinſichtlich Verſau⸗ 
mung der Einſpruchsfriſt beantragt mit der Begründung, der Be⸗ 
ſcheid ſei nicht in feine Hände, ſondern in die Hände des Konkurs⸗ 
verwalters gelangt, der nicht in der Lage geweſen ſei, die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt einzuhalten, wie aus deſſen Schreiben v. 25. Okt. 1925 
hervorgehe. 

8 Die Spruchkammer des ReéntſchA. für Kriegsſchäden hat durch 
Feſcheid v. 8. April 1926 den Einſpruch des Antragſtellers unter 

iedereinſetzung in den vorigen Stand hinſichtlich der Verſäumung 
er Einſpruchsfriſt zurückgewieſen. 

Die Berufung iſt zurückgewieſen. 

„In eine ſachliche Prüfung des Schadensfalles durfte nicht ein⸗ 
getreten werden, da der Vorbeſcheid des Vorſitzenden der Spruch⸗ 


Zu 2. Soweit die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand und 
N Verſäumung der Notfriſt des 8 30 Entſchd. behandelt wird, 
legt das Urt. überwiegend auf tatſächlichem Gebiet; die rechtl. Be⸗ 
urteilung iſt zweifelsfrei und bietet keinen Anlaß zu Bemerkungen. 
Beſondere Bedeutung hat der letzte Teil des Urt. Ob eine Unter⸗ 
brechung des Verfahrens durch die Konkurseröffnung eintritt, iſt in 
ger REntſchO. v. 21. Mai 1920 nicht geregelt (Faſſ. v. 30. Juli 1921, 
Bl. 1046, und Art. III Gef. v. 23. Juni 1923, RG Bl. I, 412). 
Die Frage kann nur aus der Natur des Verfahrens beantwortet wer⸗ 
den. Das RWG. ift ein Verwaltungsgericht und entſcheidet über 
Offentlich⸗rechtliche Anſprüche, beſonders wenn es ſich um den Erſatz 
‚on Liquidationsſchäden handelt. Sein öffentlich⸗rechtliches Verfahren 
it dem Parteibetrieb entzogen, es folgt der Offizialmaxime. Daher 
es zu vergleichen mit den öffenklich-rechtlichen Verfahren der 
AAO, RVO. oder dem landesrechtlichen Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren. Im Steuerrecht kommt höchſtens das Rechtsmittelverfahren in 
Betracht. Es erleidet durch Konkurseröffnung über das Vermögen 
des Steuerpflichtigen oder gar durch ſeinen Tod keine verfahrens⸗ 
rechtliche Unterbrechung; nur ſoweit das materielle Recht an dieſe 
reigniſſe beſondere Folgen knüpft, wird das Rechtsmittelverfahren 
ud gegebenenfalls auch das Vollſtreckungsverfahren betroffen 
(Becker, NAHgD. 8299 Anm. 23). Das gleiche gilt für alle Ver⸗ 
lahren, die unter der Offizialmaxime ſtehen, ſoweit nicht in den Ver⸗ 
ſahrensvorſchriften ausdrücklich etwas anderes beſtimmt iſt. Solche 
Sondervorſchriften finden ſich für den Todesfall eines Verſicherten 
N 829 der VO. über den Geſchäftsgang und das Verfahren der 
... v. 24. Dez. 1911 (RG Bl. 1107) i. d. Faſſ. des Art. 1 der 
0 v. 14. Dez. 1923 (RG Bl. I, 1199); in § 21 der VO. üb. den Ge⸗ 
108lbssang und das Verfahren der OVA. v. 24. Dez. 1911 (RGBl. 
i 95) i. d. Faſſ. d. Art. III der VO. v. 14. Dez. 1923, und entſpr. 
9 der Verf. für Kammern der AngeſtVerſ. v. 21. Dez. 1922 (§ 1). 
Auf 8 66 AngeſtVerſcg. ſei verwieſen. In allen dieſen Vorſchriften iſt 
Jedoch eine Unterbrechung des Verfahrens nur für den Fall des 
odes des Verſicherten vorgeſehen, was ſich zweifelsfrei daraus 
ergibt, daß nur die 88 239 Abſ. 1 u. 2, 241 u. 249 ZPO. ange⸗ 
zogen find. Eine Verweiſung auf $ 240 fehlt, ſodaß alſo die Kon⸗ 
Betseröffnung auf das VerſVerſahren ohne Einfluß bleibt. Im 
erfahren vor dem RWA. tritt ſelbſt bei Tod des Verſicherten keine 
besterbrechung ein. Denn die BO. über Geſchäftsgang und Verfahren 
14 RVA. v. 24. Dez. 1911 i. d. Faſſ. des Art. V der VO. v. 
nit, Dez. 1923 ſieht eine Unterbrechung des. Verfahrens überhaupt 
dect vor, ſondern beſtimmt im Gegenteil, daß ſelbſt bei Ausbleiben 
er Partei zu verhandeln ift (8 25). Das gleiche gilt für die Sen. für 
ngeſtVerſ. gem. § 1 der Verfd. für dieſe v. 12. Jan. 1923 i. d. 
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kammer v. 10. Juli 1925 entgegen der Auffaſſung der Spruchkam⸗ 
mer rechtskräftig geworden iſt. Der Vorbeſcheid iſt nicht innerhalb 
der durch § 30 EntichD. vorgeſchriebenen Notfriſt in gehöriger Form 
angefochten worden. Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt iſt von der Spruchkammer 
auf Grund eines unrichtigen Tatbeſtandes gewahrt worden. Die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt lief am 30. Juli 1925 ab. Am Nachmittag dieſes Tages 
um ½4 Uhr iſt das Konkursverfahren eröffnet worden. Da der Ein» 
ſpruch des Antragſtellers im Laufe des 30. Juli 1925 in Berlin 
hätte eingehen müſſen, ſo iſt nicht erſichtlich, inwiefern der Antrag⸗ 
ſteller durch Maßnahmen des Konkursverwalters an der Wahrung 
der Einſpruchsfriſt gehindert worden ſein ſoll, der erſt eingeſetzt 
worden iſt, als die Abſendung eines Einſpruchs nicht mehr recht⸗ 
zeitig hätte in Berlin eintreffen können. Weder für den Antrag⸗ 
ſteller noch für den Konkursverwalter ſind Tatſachen geltend ge⸗ 
macht, geſchweige denn glaubhaft gemacht, die eine Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand für die erſt Ende Okt. 1925 nachgeholte Ver⸗ 
fahrenshaudlung rechtfertigen können. 

Die Rechtsauffaſſung der Antragſteller, daß das Verfahren 
und damit die Einſpruchsfriſt durch die Konkurseröffnung unter⸗ 
brochen worden ſei und aus dieſem Grunde eine Verſäumung der 
Einſpruchsfriſt bis zur Aufnahme des Verfahrens durch den Kon⸗ 
Rursverwalter nicht in Frage komme, iſt bereits von der Spruch⸗ 
kammer mit Recht abgelehnt worden. Eine Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens im Falle der Konkurseröffnung über das Vermögen des Ge⸗ 
ſchädigten iſt der Entſchd. unbekannt. Ein allgemeiner Rechtsſatz, 
daß die ZPO. zur Ergänzung der EntſchO. entſprechend anzuwenden 
ſei, iſt nicht anzuerkennen. Die in Frage kommenden Beſtimmungen 
der 88 239 ff. ZPO. können ſchon um deswillen nicht entſprechend 
angewendet werden, weil das Verfahren der ZPO. auf dem Grund⸗ 
ſatz des Parteibetriebs beruht, während das Entſchädigungsverfahren 
vom Amtsbetriebe beherrſcht wird und unabhängig vom Parteibetrieb 
ausgeſtaltet iſt. Die Rechtslage ift die gleiche, wie für das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren (vgl. 88 1025 ff. ZPO.), für das nach der 
Rſpr. des RG. (RG. 62, 24) ebenfalls eine Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens durch eine Konkurseröffnung verneint worden iſt, da für 
dieſes Verfahren die Möglichkeit fehle, es durch Aufnahme nach Maß- 
gabe der ZPO. oder der KO. fortzuſetzen.“ 

(Ni G., III. Sen., Urt. v. 24. Juni 1927, 38 XXIII 382/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Faſſ. des Art. VI der VO. v. 14. Dez. 1923 und Art. III Nr. 4 der 
VO. v. 15. März 1924 (RGBl. 1924, J, 260). 

Die Unterbrechung des Verfahrens in den unteren Inſtanzen 
durch den Tod des Verſicherten iſt im Urt. des Großen Sen. d. RBA. 
v. 15. April 1924 — das im übrigen eine andere Frage behandelt — 
ausdrücklich anerkannt (AN. 1934, 138 Ziff. 3169). Das preuß. 
Verwaltungsſtreitverfahren kennt überhaupt keine Unterbrechung des 
Verfahrens. Geſetzliche Vorſchriften darüber fehlen ganz (Mohn, 
Preuß. Verwaltungsrecht 1918, 149; Friedrichs, Verwaltungs⸗ 
rechtspflege 1921, Bd. II S. 732 ff., 734). Unterbricht hier nicht ein⸗ 
mal der Tod einer Partei das Verfahren (OVG. 69, 315), ſo bleibt 
das Konkursverfahren prozeßrechtlich vollends ohne jeden Ein⸗ 
fluß (PrVerwBl. 34, 415). Nur materiellrechtlich iſt es, ähnlich wie 
im Steuerrecht, von Bedeutung, beſonders für die Anmeldung und 
Geltendmachung etwaiger öffentlich⸗rechtlicher Forderungen im Kon⸗ 
Kursverfahren. 

Schließlich ſei auf das Verfahren der freiw. Gerichtsbarkeit ver⸗ 
wieſen. Auch dort bleiben Tod des Antragſtellers oder Konkurs⸗ 
eröffnung über ſein Vermögen für den Fortgang des Verfahrens 
ohne jeden Einfluß, ſoweit nicht materiellrechtliche Wirkungen daraus 
folgen (Schlegelberger, FGG. 3. Aufl. § 12 Anm. 32 u. 33). 

Daraus ergibt fi als allgemeiner Rechtsgrund ſatz, 
daß im Offizialverfahren eine Unterbrechung durch die Konkurseröff⸗ 
nung, ebenſo auch durch den Tod der Partei niemals eintritt, es 
ſei denn, daß eine ſolche ausdrücklich vorgeſchrieben wäre. Denn die 
Partei iſt nicht Herrin über den Streit und den Gang des Ver⸗ 
fahrens, ſondern die angerufene Behörde — Gericht oder VerwGer. 
— betreibt von Amts wegen das Verfahren und entſcheidet von Amts 
wegen, gegebenenfalls auch beim Ausbleiben der Partei (Hatſchek, 
Lehrbuch des deutſchen und preuß. Verwaltungsrechts, 3. u. 4. Aufl. 
S. 393). Ob die Konkurseröffnung überhaupt Bedeutung für das 
Verfahren hat, iſt letzten Endes eine Frage der Prozeßfähig⸗ 
keit der Partei. Iſt die Partei prozeßunfähig geworden oder ihre 
Prozeßfähigkeit geſchmälert, fo hat das Ger. oder Verwher. von 
Amts wegen Entf. über den Fortgang des Verfahrens oder feine 
1 oder Einſtellung zu treffen (Becker, RAbgo. 885 

bi. 2). 

Das Beſtehen der Prozeßfähigkeit iſt in jedem Stand des Ver⸗ 
fahrens von Amts wegen zu prüfen (Hatſchek, S. 374). Die 
Entſch. des RWG. erweiſt ſich danach als richtig. Sie iſt es hier um 
fo mehr, als das Verfahren nicht unterbrochen war, der Wegfall oder 
die Beeinträchtigung der Prozeßfähigkeit aber auf das nicht mehr 
ſchwebende Verfahren nicht einwirken konnten. 

RA. Dr. Georg Benkard, Frankfurt a. M. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen, 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. Regqtat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Pre GemO. v. 3. Juli 1891. Ein i. J. 1914 er⸗ 
gangener, die Ordnung eines interkonfeſſionellen Ge⸗ 
meindefriedhofs genehmigender Beſchluß einer Gemeinde⸗ 
vertretung kann vom Gemeindevorſteher i. J. 1925 auf 
Grund 8 140 GemO. nicht deshalb beanſtandet werden, 
weil durch das in der Friedhofsordnung enthaltene 
Verbot von Laienreden der in 8188 II 11 ALR. gewähr⸗ 
leiſtete Anſpruch auf ein ehrliches Begräbnis nach den 
gegenwärtig herrſchenden Auffaſſungen beeinträchtigt 
wird. f) 

Die Ordnung des interkonfeſſionellen Friedhofs einer Land⸗ 
gemeinde war durch Beſchluß der Gemeindevertretung v. 15. Dez. 1914 
feſtgeſtellt und durch den Kreisausſchuß im Jahre 1915 genehmigt. 
Auf Anweiſung der Dienſtaufſichtsbehörde beanſtandete der Gemeinde⸗ 
vorſteher im Jahre 1925 dieſen Beſchluß gem. 8 140 PreGemd. 
v. 3. Juli 1891 und 8 29 Präuftänd®. v. 1. Aug. 1883, weil 8 6 
der Ordnung durch Verbot von Laienreden die 88 190, 188 II 11 
ALR. verletze. Unter Aufhebung des Urt. des Bezirksausſchuſſes 
ſetzte das OVG. die Beanſtandungsverfügung außer Kraft: 

Dem Bezirksausſchuß iſt dahin beizutreten, daß 8 6 der 
Friedhofsordnung Laienreden überhaupt verbietet. Dagegen irrt er, 
wenn er annimmt, daß eine die Beanſtandung rechtfertigende Geſetzes⸗ 
verletzung auch dann vorliegt, wenn ein Beſchluß zwar die zur Zeit 
ſeines Zuſtandekommens in Geltung geweſenen Geſetze richtig an⸗ 
gewendet hat, inzwiſchen aber die Geſetzgebung ſelbſt oder aber die 
für ihre Auslegung maßgebenden Anſchauungen und Gebräuche ſich 
geändert haben. Eine Geſetzesverletzung i. S. § 29 Zuftänd®. und 
§ 140 LGemdO. v. 3. Juli 1891 iſt vielmehr nur dann gegeben, wenn 
der Beſchluß die Anwendung überhaupt oder die richtige Anwendung 
eines beſtehenden Geſetzes unterlaſſen hat (vgl. Brauchitſch, Ver⸗ 
waltungsgeſetze Bd. I, 22. Aufl., S. 326 Anm. 7). Die Beanſtandung 
gemäß § 29 Zuftänd®. ſteht inſoweit der Anfechtung gemäß $ 126 
Pr Verw. gleich (Brauchitſch a. a. O., Bd. 1 23. Aufl., S. 113 
Anm. 3 zu 8 126 a. a. O.; vgl. auch Jebens, Preuß. Vers 
waltungsblatt 22, 449 und Preuß. Verwaltungsblatt 17, 490 ff.). Die 
Vorentſcheidung geht unter Bezugnahme auf die Rſpr. des KG. zum 
Vereinsgeſ. v. 19. April 1908 davon aus, daß jedenfalls vor Erlaß 
der RVerf. v. 11. Aug. 1919 ein Begräbnis mit einer von Laien 
gehaltenen Grabrede als ein ungewöhnliches Leichenbegräbnis, alſo als 
ein über die Erforderniſſe eines ehrlichen Begräbniſſes i. S. des 
$ 188 II 11 ALR. hinausgehendes Begräbnis anzuſehen war, jo daß 
eine Verſagung der Laienrede nicht der Verſagung eines ehrlichen 
Begräbniſſes gleichkam. Dieſer Auffaſſung der früheren Rechtslage 
durch den Bezirksausſchuß iſt beizutreten. Eine Geſetzesverletzung 
i. S. 8 29 ZuſtändG. und $ 140 end. v. 3. Juli 1891 wurde 
alſo durch den das damals geltende Recht richtig anwendenden Be⸗ 
ſchluß v. 15. Dez. 1914 nicht herbeigeführt. Die Entſch. des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, welche den entgegengeſetzten Standpunkt vertritt, war 
wegen Rechtsirrtums aufzuheben und die Beanſtandungsverfügung des 
beklagten Gemeindevorſtands außer Kraft zu ſetzen. 

Hierzu mag noch folgendes bemerkt werden. Beanſtandet iſt 
im vorliegenden Rechtsſtreite der Gemeindebeſchluß v. 15. Dez. 1914, 
durch den der Erlaß der Brockauer Friedhofsordnung beſchloſſen 
wurde, nicht letztere ſelbſt. Das Ziel der Beanſtandung aber iſt in 
Wahrheit die Veſeitigung eines Teiles dieſer Ordnung, nämlich des 


Zu 1. Den Gegenſtand der vorliegenden Entſch. bildet nicht die 
materielle Rechtsfrage nach der Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit von 
Laienreden bei Begräbniſſen bzw. nach der Unzuläſſigkeit oder Zu⸗ 
läſſigkeit des Verbotes ſolcher Reden durch autonome Satzung unter 
Berückſichtigung neuerdings eingetretener Anderungen in den Rechts⸗ 
vorſchriften oder in den für ihre Auslegung maßgebenden Rechts⸗ 
anſchauungen, ſondern die formelle Rechtsfrage des intertemporalen 
Verwaltungsrechts, ob aus einer derartigen nachträglichen Anderung 
die Anfechtung eines ſeinerzeit ordnungsmäßig und abſchließend zu⸗ 
ſtande gekommenen Verwaltungsaktes — hier des ſtaatsaufſichtlich 
genehmigten Gemeindebeſchluſſes — hergeleitet werden könne. Nach 
8140 LandgemO. f. d. 7 öſtl. Prov. b. 3. Juli 1891 bzw. 8 29 
ZuſtG. v. 1. Aug. 1883 find ſolche Beſchlüſſe der Gemeindeverſamm⸗ 
lung, der Gemeindevertretung oder des hollegialiſchen Gemeinde⸗ 
vorſtandes, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze ver⸗ 
letzen, vom Gemeindevorſteher, entſtehendenfalls auf Anweiſung der 
Aufſichtsbehörde, mit aufſchiebender Wirkung unter Angabe der 
Gründe, zu beanſtanden. Nach § 31 daſ. hat im übrigen der Kreis⸗ 
ausſchuß über die Beſtätigung (Genehmigung) von Ortsſtatuten und 


in § 6 enthaltenen Verbots der Laienreden. Ob dieſes Ziel auf dem 
hier eingeſchlagenen Wege der Beanſtandung erreicht werden kann, 
d. h. ob ein ordnungsmäßig beſchloſſenes und von der Aufſichtsbehörde 
genehmigtes Ortsrecht oder Teile desſelben überhaupt auf dem Wege 
der Beanſtandung wieder beſeitigt werden können, das iſt eine Frage, 
die hier zwar der Erörterung ſeitens des Gerichtshofs nahe gerückt 
iſt, aber nicht entſchieden zu werden braucht. 
(PrOVG., II. Sen., Urt. v. 22. März 1927, II G 111/26.) 
* 

2. 88 4, 9 PrKͤomm Abg. v. 14. Juli 1893. Die Ger 
meinden können rechtswirkſam nicht ein für allemal auf 
Forderung einer Kommunalabgabe von einem Steuer- 
pflichtigen verzichten. 

Kl. beanſprucht Freiſtellung von der Entwäſſerungsgebühr, 
weil ſie 1908 gegen eine einmalige Abfindung an die ſpäter in die 
Stadt D. eingemeindete Gemeinde B. dauernd von der Zahlung jeg 
licher Abgaben für die Benutzung des Kanals befreit worden jet- 
Der BezAusſch. hat dieſen Einwand zutreffend unter Bezugnahme 
auf die ſtand. Rſpr. d. OVG. zurückgewieſen; hiernach können die 
Gemeinden zwar in einzelnen Fällen aus beſonderen Gründen, ind“ 
beſ. aus Gründen der Billigkeit, auf eine Abgabenforderung ver“ 
zichten, nicht aber im voraus für die Zukunft und ein für allemal; 
dies würde einen Verzicht auf ihre Abgabenhoheit br 
deuten und als ſolcher unzulaſſig fein (ogl. OVG. 12, 125; 32, 48 ff.; 
PrVerwBl. Jahrg. 22, 57). 

(PrOVG., II. Sen., Urt. v. 28. Juni 1927, IIC 105/26.) 


VBahern. 


Bayerifcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 

3. 89 1, 2, 11, 14 Abſ. 2 Reichs VO. über die Auf- 
löſung der Flüchtlingslager vom 17. Dez. 1923; 88 12, 13, 
32, 36 Abſ. 3 RFürſ VS.; 5 42 Abſ. 3 3. Steuer Rot Vo. vom 
14. Febr. 1924. — Die Aufbringung der Fürſorgekoſten für 
Lagerflüchtlinge richtet ſich nach den allgemeinen Ber 
ſtimmungen über öffentliche Fürſorge. 

(Bay., 3. Sen., Entſch. v. 19. Okt. 1925 Nr. 47/25.) 


Mitgeteilt vom OStA. Klee, München. 


Heſſen. 
Heſſiſches Verwaltungsgericht. 


4. 8 10 Fin Aus g1G.; Art. 7 Abſ. 3 Heſſcem Umlage. 
Auch eine ausländifihe Schiffahrtsgeſellſchaft iſt, an einem 
Orte, an welchem fie eine Landebrücke unterhält gewerbe“ 
ſteuerpflichtig. 

Die BeſchwFührerin iſt eine niederländiſche Schiffahrtsgeſell⸗ 
ſchaft. Sie läßt ihre Schiffe in der heſſ. Stadt M. anlegen. Die 
Landungsbrücke wird von dem Agenten der BeſchwFührerin unter⸗ 
halten, der auf feine Koſten das Büroperſonal ſowie das Perſonal 
zum Ein⸗ und Ausladen der Güter ſtellt und die Brücke unterhält: 
Die BeſchwFührerin wurde auf Grund des Art. 7 Abſ. 3 des hei 
Gemeindeumlagegeſ. i. Verb. mit 8 10 des Fin AusglG. zur Gewet. 
herangezogen. Hiernach iſt die GewSt. in derjenigen Gemeinde In 
erheben, in welcher das Gewerbe betrieben wird, ſofern in ihr eine 
Betriebsſtätte unterhalten wird. Als Betriebsſtätte gilt nach Art.“ 
Abſ. 2 „jede feſte örtliche Anlage oder Einrichtung, die der Ausübung 


ſonſtigen, die ländlichen Gemeindeangelegenheiten betreffenden Ge⸗ 
meindebeſchlüſſen zu beſchließen. Die Maßnahme des § 29 kann im 
Gegenſatz zu der des 8 31 auch noch ſpäter, nachdem der Gemeinde“ 
beſchluß bereits in Kraft getreten iſt, getroffen werden; jedoch rechts⸗ 
wirkſam nur dann, wenn der beanſtandete Gemeindebeſchluß „die 
Geſetze“ verletzt. Es fragt ſich nun, ob dieſer Vorausſetzungstat⸗ 
beſtand auf die Verletzung der zur Zeit der Faſſung und We 
nehmigung des Beſchluſſes geltenden Geſetze zu beſchränken oder 
auf die Verletzung der ſpäteren, nach Beſtand oder Auslegung 9“ 
änderten Geſetze zu erſtrecken iſt. Mit Recht entſcheidet ſich das OG. 
in Übereinſtimmung mit der Literatur für die erſtere Alternative! 
danach kann eine der neueren Rechtsauffaſſung entſprechende Ande⸗ 
rung eines veralteten Gemeindebeſchluſſes jedenfalls im Wege des 
9 29 Zuſt G. nicht herbeigeführt werden. Die Frage, ob überhaupt 
mittels der Beanſtandung die Beſeitigung eines ordnungsmäßig und 
abſchließend zuſtande gekommenen Ortsftatut3 erreicht werden könne, 
ſowie die praktiſche Frage, welcher andere Weg zur Erreichung dieſes 
Zieles gangbar wäre, ſteht hier nicht zur Erörterung. 
Prof. Dr. F. Gie ſe, Frankfurt a. M. 


* 
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eines ſtehenden Gewerbes dient“. Die BeſchwFührerin hat gegen die 
en e GewSt. Beſchwerde an das Finder. erhoben, 
elche von dieſem verworfen wurde. Mit der Rechtsbeſchwerde an 
be Verw. machte ſie geltend, daß der internationale Vertrag 
57 die Rheinſchiffahrt der Beſteuerung entgegenſtehe, daß ſie auch 
4 bſt einen Gewerbebetrieb in M. nicht ausübe, da die Landungs⸗ 
. nicht ihr, ſondern der Bequemlichkeit des Publikums diene 
nd überdies durch eine ſelbſtändige Firma, ihre Agentin, unter⸗ 
alten werde. Der Berm®H. hat die Rechtsbeſchwerde zurückgewieſen 
aus folgenden Gründen: 
akt Die Behauptung der BeſchwFührerin, daß die Rheinſchiffahrts⸗ 
ner: der Beſteuerung entgegenſtehen, iſt irrig. Allerdings gilt für den 
Untinſtrom der Grundſatz der Schiffahrtsfreiheit, d. h. Schiffe ohne 
auterſchied der Staatszugehörigkeit dürfen den Rhein befahren. Und 
us der Schiffahrtsfreiheit folgt auch der Grundſatz der Landungsfrei⸗ 
heit, weil die Schiffahrt ohne Freiheit des Landens wertlos wäre 
me z. B. Maurer, „Hohes Meer“, Wörterbuch des Völkerrechts 
und der Diplomatie, II, 27 ff.). Um eine Verhinderung der Schiff⸗ 
Art durch Beſteuerung zu verhüten, beſtimmt die Rheinſchiffahrts⸗ 
1 Aucun droit basé uniquement sur le fait de la navigation 
EN pourra ötre prélevé sur les bateaux ou leurs chargements... 
Da die Schiffahrtsfreiheit mit der Landungsfreiheit verknüpft ift, 
darf auch das Landen als ſolches mit keiner Abgabe belegt werden. 
er eben nur für die Schiffahrt und das Landen als ſolche gilt das 
Babst, Ein Verbot von weiteren Steuern daraus abzuleiten, iſt 
ſchon deswegen nicht angängig, weil die Schiffahrtsfreiheit an ſich 
ſchon eine bedeutende Durchbrechung der Landeshoheit bedeutet, die 
Npl reſtriktiv ausgelegt werden muß. Daher fteht das Verbot der 
cheinſchiffahrtsakte einer Beſteuerung aus anderen Gründen als für 
le Schiffahrt und das Anlanden nicht im Wege. Insbeſ. iſt eine 
B wegen Ausübung eines Gewerbebetriebes als zuläſſig zu 
en. 
Auch die Behauptung der BeſchwFührerin, daß die von ihr aus⸗ 
übte Tätigkeit der Beſteuerung nicht unterliege, iſt unzutreffend. 
i er GewSt. it ein Gewerbetreibender in der Gemeinde unterworfen, 
MM der er das Gewerbe betreibt; als Betriebsſtätte dient jede örtliche 
Anlage oder Einrichtung, die der Ausübung eines ſtehenden Gewerbes 
bient. Eine ſolche Betriebsſtätte liegt auch hier vor. Denn die von 
ver Reederei benutzte Landungsbrücke iſt als Betriebsſtätte anzuſehen; 
Ion weil fie regelmäßig und fortdauernd zu gewerblichem Zweck be⸗ 
oe wird, nämlich zur Aufnahme und Ausſchiffung von Reiſenden 
oder Gütern. Erſt recht aber, weil die Reederei die Landungsbrückhe 
durch einen Agenten unterhalten läßt. Denn wenn auch dieſer Agent 
felbſtändiger Gewerbetreibender ifl, jo ſteht er doch in einem dauern⸗ 
en Vertragsverhältnis zu der Reederei; er iſt ihr gegenüber ver⸗ 
bflichtet, die Landungsbrücke zu unterhalten. Daß die Landungs⸗ 
ee der Reederei nicht zu eigen gehört, iſt gleichgültig. Nicht das 
nlanden als ſolches wird beſteuerk; vielmehr wird der Steuertat⸗ 
eſtand dadurch erfüllt, daß das Anlanden an einer im Auftrag der 
eederei zu gewerblichen Zwecken unterhaltenen Landungsbrücke ſich 
als Außerung des Gewerbebetriebs darſtellt. 

Dieſem Standpunkt entſpricht auch die Praxis und die Steuer⸗ 
rechtſprechung. Der Verm®H. hat feſtgeſtellt, daß auch in Preußen 
Be BeſchwFührerin wegen Benutzung der Landungsbrücken, die als 
Setriebajtätte aufgeführt werden, zur GewSt. herangezogen wird. 
lluch die Rechtſprechung teilt die oben entwickelte Auffaſſung, nament⸗ 
ich RF. v. 12. Okt. 1926 (RStBl 1926 Nr. 28). 


(Heſſ HH., Urt. v. 26. Fehr 1927, VGH 14/6.) 


C. Gemiſchte Schiedsgerichte. 
Deutſch-Belgiſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


„ I. Art. 296 VV. Résidence i. S. des Art. 296 liegt 

einn vor, wenn der Aufenthalt von einer gewiſſen Dauer 
Ixit6 relative) geweſen i ſt. 

6 Der Kl. hielt ſich ſeit dem Waffenſtillſtand bald an ſeinem 
Deburteort in Deutſchland, wo ſeine Familie lebte und Grundbeſitz 


Di. Zu 2. In dem in der vorl. Entſch. mehrfach zitierten Urt. d. 
19 ch Belg. GemSchchH. in Sachen Hogge wider Grave (vgl. JW. 
al 26, 2864) hatte das Gericht ausgeſprochen, daß eine belg. Aus⸗ 
denichsforderung daun nicht mehr beſtehe, wenn die Forderung von 
m belg. Sequeſter des deutſchen Schuldners aus dem ſequeſtrierten 
alen bezahlt worden ſei, da derartige Zahlungen der Sequeſter 
te Wirkung hatten. Das Gericht hat hierbei einen Unter⸗ 
0 zwiſchen ſolchen Zahlungen, die vor, und ſolchen, die nach 
920 10. Jan. 1920 erfolgt find, nicht gemacht. Das Belg. AusglA. 
nr aus dieſer Entſch. zu folgern verſucht, daß alle Handlungen 
ud Sequeſter nach dem 10. Jan. 1920 als wirkſam anzuſehen ſeien, 
1905 daß daher auch die Sequeſter berechtigt ſeien, deutſche Aus⸗ 
Reichsforderungen nach dem 10. Jan. 1920 von dem belg. Schuld⸗ 
er einzuziehen. Das Gericht hat dieſe Anſicht in ſeiner Gutſch. im 


hatte, und bald in Holland, wo er geſchäftlich tätig war und ſchließ⸗ 
lich eine Handelsgeſellſchaft gründete, auf. 

Die Frage, wo der Kl. ſein Domizil im Jan. 1920 hatte, 
kaun zweifelhaft ſein; aber es iſt auf jeden Fall ſicher, daß ſeine 
Anweſenheit in ſeinem Heimatsort an dem maßgebenden Zeitpunkt, 
nämlich dem 10. Jan. 1920, nicht nur vorübergehend (fortuit) ge⸗ 
weſen iſt, ſondern alle Merkmale einer gewiſſen Dauer aufwies, die 
zum Begriff einer résidence gehören. Die Vorausſetzung des 
Art. 296 WV. iſt alſo gegeben. 

(Diſch.⸗Belg. GemSchtc H., Urt. v. 18. Jan. 1927, Cause 1047.) 


* 


2. Art. 296 und 297b VV. Deutſche Ausgleichs⸗ 
forderungen müſſen ſelbſt dann im Ausgleichs verfahren 
gutgeſchrieben werden, wenn ſie nach Inkrafttreten des 
us a einem belgiſchen Sequeſter eingezogen worden 
ind. 

Der deutſche Staatsangehörige K. hatte am 5. Aug. 1920 eine 
Forderung von 35000 Fr. und 4½ % Zinſen ſeit 26. Aug. 1915 
(unter Abzug von 500 Fr., die bereits 1916 gezahlt waren) gegen den 
belg. Staatsangehörigen de Sch. im Ausgleichsverfahren angemeldet. 

Das belg. Ausgleichsamt hatte die Forderung als ausgleichs⸗ 
fähig i. S. des Art. 296 VV. anerkannt, ſich aber dennoch ge⸗ 
weigert, den genannten Betrag dem RAusgl A. gutzuſchreiben mit der 
Begründung, daß die Forderung durch die nach dem 10. Jan. 1920 
durch den belg. Schuldner an den belg. Sequeſter des deutſchen Gläu⸗ 
bigers erfolgte Zahlung erloſchen ſei und daß der belg. Sequeiter 
mit einem Teil dieſes Betrages bereits eine Schuld des deutſchen 
Gläubigers bezahlt habe. 

Das NAusglA. hat daraufhin Klage vor dem Deutſch⸗Belg. 
GemSchcch. erhoben mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß Zahlungen, 
die nach dem 10. Jan. 1920 an die belg. Sequeſter geleiſtet ſind, 
einer Regelung der belg. Schulden im Ausgleichsverfahren nicht im 
Wege ſtehen und daß infolgedeſſen die vorl. Forderung dem RAusglA. 
gutgeſchrieben werden müſſe. 

Das Gericht hat ſich mit folgender Begründung der deutſchen 
Theſe angeſchloſſen: 

Der VV. habe für die im Art. 296 erwähnten Schulden das 
AusglVerfahren eingeführt, infolgedeſſen habe jeder der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten das Recht, von dem anderen zu verlangen, daß 
er ſich jeder Maßnahme enthalte, durch welche die gewährleiſtete 
Gegenſeitigkeit vereitelt oder beeinträchtigt werde. 

Indem die alliierten Mächte ſich alſo verpflichtet haben, aus⸗ 
gleichsfahige deutſche Forderungen dem RAusglA. gutzuſchreiben, 
haben ſie dadurch gleichzeitig zugunſten Deutſchlands darauf verzichtet, 
dieſe Forderungen zu liquidieren, wozu fie an ſich gem. Art. 297 b 
VW. berechtigt geweſen wären. Da mithin die deutſchen Ausgleichs⸗ 
forderungen der Beſchlagnahme durch den belgiſchen Staat entzogen 
ſeien, ſeien auch die an den Sequeſter nach dem Inkrafttreten des 
VV. vorgenommenen Zahlungen als null und nichtig oder viel⸗ 
mehr als zugunſten Deulſchlands vorgenommen anzuſehen und infolge⸗ 
deſſen im Ausgleichsverfahren gutzuſchreiben. Würde das Gericht 
anders entſcheiden, ſo würde es den alliierten Mächten damit ge⸗ 
ſtatten, Deutſchland des im Art. 296 gewährleiſteten Rechts der 
Gegenſeitigkeit zu berauben, da ſie alle deutſchen Forderungen 
gegen ihre Staatsangehörigen unter Sequeſter ſtellen und zu ihren 
Gunſten einziehen könnten, während Deutſchland verpflichtet wäre, 
ihnen die Beträge der deutſchen Schulden gutzuſchreiben. Das Belg. 
Ausgl&. könne ſich demgegenüber nicht auf das Urt. v. 25. April 
1926 i. S. Hogge wider Grave berufen, wonach die Bezahlung einer 
deutſchen Schuld durch den belg. Sequeſter befreiende Wirkung zu⸗ 
gunſten des deutſchen Schuldners und des Deutſchen Reiches habe. 
Hieraus folge keineswegs, daß die gleiche befreiende Wirkung, aber 
diesmal zum Nachteile des deutſchen Gläubigers und des Deutſchen 
Reiches, den zugunſten der belg. Gequejter erfolgten Zahlungen 
belg. Schulden zuerkannt werden müſſe, denn im erſten Falle, in 
dem den Sequeſtern vorgeſchrieben war, die Schulden der unter Se⸗ 
queſter geſtellten deutſchen Staatsangehörigen zu bezahlen, habe der 
belg. Geſetzgeber auf einen Teil des Pfandes, welches ihm Art. 297 b 
VV. eingeräumt habe, verzichtet. Dieſer teilweiſe Verzicht auf das 


überzeugender Weiſe widerlegt und hat gleichzeitig die Angriffe des 
belg. Amts gegen das Urt. Hogge wider Grave als unbegründet 
zurückgewieſen. 

Der Entſch., der in vollem Umfange beizutreten tft, beruht 
auf dem gleichen Gedanken wie die des Dtſch.⸗Ital. Gem SchH. 
in Sachen Biſo Roſſi wider Bergmann Elektrizitatswerke v. 
20. Nov. 1925, Cause 699 (JW. 1926, 2868), und iſt für das 
deutſch.⸗belg. Ausgleichsverfahren von großer praktiſcher und finan⸗ 
zieller Bedeutung. Tauſende deutſche Ausgleichforderungen, die bisher 
vom Belg. Ausgl A. mit der Begründung beſtritten waren, daß fie 
vom belg. Sequeſter des deutſchen Gläubigers eingezogen worden 
ſeien, werden nunmehr im Ausgleichsverfahren gutgeſchrieben werden 


müſſen. 
LR. Dr. Ernſt Bukofzer, Berlin. 
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Liquidationsrecht ſtelle keine Verletzung des VV. dar, und das Gericht 
ſei deswegen nicht berechtigt, die befreiende Wirkung einer Zahlung 
aufzuheben, die der VV. zwar nicht vorgeſchrieben, aber auch nicht 
unterſagt habe. 

Wenn es ſich dagegen um eine deutſche Forderung handele, die 
nach dem VV. dem RAusglA. gutzuſchreiben ſei, könne der belg. 
Sequeſter nicht durch einen einſeitigen Akt das RAusglA. eines 
Rechts berauben, welches ihm durch den VV. eingeräumt worden ſei. 
Die unterſchiedliche Behandlung von Forderungen und Schulden, 
auf welche das Belg. AusglA. hinweiſe, habe alſo ihre Quelle in 
der weſentlichen Verſchiedenheit, die zwiſchen einem Recht beſtehe, auf 
welches man verzichten könne, und einer Verpflichtung, von der man 
ſich nicht befreien könne. Das Gericht befaßt ſich alsdann mit dem 
Einwand des Belg. AusglA., den es zwar nicht zur Unterſtützung 
der im gegenwärtigen Prozeß vorgetragenen Theſe, aber zur Wider⸗ 
legung der in der Sache Hogge wider Grave ergangenen Entſch. 
vorbringt, das Gericht habe die Notwendigkeit verkannt, der belg. 
Regierung die volle Ausübung ihres doppelten Rechtes auf Liguidation 
des deutſchen Vermögens und auf Regelung der belg. Forderungen 
im Ausgleichsverfahren zu ſichern. Das belg. Amt hatte ſich bei⸗ 
ſpielsweiſe darauf berufen, daß im Falle eines mit einer Hypothen 
belaſteten Grundſtücks der belg. Staat ſich infolge des Urt. Hogge 
wider Grave in einer Zwangslage befinde: Entweder müſſe er die 
Liquidation aufſchieben, um die Regelung der Hypothekenforderung im 
Ausgleichsverfahren durchzuſetzen und ſo ſein Liquidationsrecht ver⸗ 
eitelt ſehen, oder aber er müſſe das Grundſtück liguidieren und den 
Hypothekengläubiger auszahlen, was wiederum zur Folge hätte, daß 
die Schuld des unter Sequefter geſtellten deutſchen Staatsangehörigen 
8 und die Regelung der Forderung im Ausgleichsverfahren 
entfalle. 

Das Gericht hat hierauf erwidert, es verkenne die Schwierig⸗ 
keiten nicht, welche die gleichzeitige Ausübung des Liquidationsrechts 
und der Geltendmachung der belg. Forderung im Ausgleichsver⸗ 
fahren mit ſich bringen könne, halte aber dieſe Schwierigkeiten keines⸗ 
wegs für unüberwindlich. Die belg. Regierung köune in dem von 
ihr angeführten Beiſpiel ihre Rechte in der Weiſe wahren, indem 
ſie einfach anordne — wie ſie dies durch die VO. v. 21. Sept. 1926 
in Art. 12 u. 13 getan habe —, daß der Liquidationserlös des be⸗ 
laſteten Grundſtücks nicht zur Zahlung der ausgleichsfähigen Hypo⸗ 
thekenſchulden verwendet werden dürfe und daß die Gläubiger ihre 
Rechte im Ausgleichsverfahren geltend zu machen hätten, ungeachtet 
ihres Rechts auf den bei der Caisse des Dépöts et consignations 
hinterlegten Grundſtückserlös. 

Wenn der belg. Geſetzgeber dieſes zweckmäßige Verfahren nicht 
bereits früher vorgeſchrieben habe und infolgedeſſen in der Zwiſchen⸗ 
zeit die belg. Sequeſter ausgleichsfähige Schulden bezahlt und aus⸗ 
gleichsfähige Forderungen eingezogen hätten, ſo könne das Gericht 
weder die erloſchenen deutſchen Schulden wieder ins Leben zurück⸗ 
rufen, noch, wie es im vorl. Fall das Belg. AusglA. verlange, die 
deutſchen Gläubiger und das RAusgl A. des Rechtes berauben, welches 
ihnen der VV. eingeräumt habe, nämlich des Rechts auf Regelung 
der ausgleichsfähigen Forderungen im Ausgleichsverfahren. Das 
Gericht hat keine Veranlaſſung geſehen, ſich zu einer von dem Belg. 
Ausgl A. geſtellten theoretiſchen Frage zu äußern, was in dem Falle 
zu geſchehen hätte, wenn das beſchlagnahmte deutſche Vermögen — 
abgeſehen von den Ausgleichsforderungen — unzureichend wäre, um 
die Ausgleichsſchulden zu bezahlen, dieſe aber bereits durch die Ein⸗ 
ziehung deutſcher Ausgleichsforderungen, welche das vorl. Urt. als 
unbeachtlich erkläre, bezahlt worden ſeien 

Das Gericht ſtellt lediglich feſt, daß im vorl. Falle die Prüfung 
dieſer Frage gegenſtandslos ſei, da weder nachgewieſen ſei, daß die 
durch den Sequejter bezahlte Schuld ausgleichsfähig geweſen ſei, noch 


Zu 3. Art. 17 Ziff. 3 CC, für Belgien in Kraft bis zum Ge⸗ 
ſetz vom 8. Juni 1909, lautet: „La qualité de Belge se perdra... 
3 enfin par tout établissement fait en pays étranger sans esprit 
de retour.“ Dieſe Beſtimmung ift ein Gegenftüc zu dem $21 des 
Reichs⸗ u. Staats⸗Angch. vom 1. Juni 1870. Noch unglücklicher 
als 8 21, denn Art. 17 CC ſtellt ab auf eine rein innerliche Tat⸗ 
ſache. Aus der Begründung des Urteils des GemSchcßH. geht 
nicht klar hervor, ob er zunächſt, ohne die Frage der Beweislaſt 
zu prüfen, über die Gegenbehauptungen des Klägers Beweis er⸗ 
hoben hat. Das Ergebnis der Feſtſtellungen des Gerichtshofs 
ſcheint mir für die Beweisfrage gleichgültig zu ſein. Ob der Kl. 
ſich als Belgier betrachtet hat und ob ihn die belgiſchen Behör⸗ 
den als ſolchen angeſehen haben, dürfte nicht entſcheiden. Es 
kam hier vielmehr nur darauf an: hat der Kl. zwiſchen ſeiner 
Niederlaſſung in Deutſchland (1896) und dem Außerkrafttreten 
des Art. 17 CC (1909) den esprit de retour gehabt oder nicht? 

Die einfachſte, zweckmäßigſte und auch dem Sinn des Ge 
ſetzes am meiſten entſprechende Löſung ſcheint mir die zu ſein, 
zu der der GemSchchH. ſchließlich auch kommt: die Beweislaſt für 
die Behauptung, eine rechtsgültig erworbene Staatsangehörigheit 
ſei verlorengegangen, demjenigen aufzuerlegen, der den Eintritt 
des Verluſtes behauptet, RA. Weck, Berlin. 
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daß das ſequeſtrierte Vermögen — abgeſehen von der vorl. Forde⸗ 
rung — unzureichend geweſen ſei, um die Schuld zu bezahlen. Das 
Gericht hat daher erkannt, daß ausgleichsfähige deutſche Forderungen 
dem RAusglA. auch dann gutgeſchrieben werden müſſen, wenn r 
Betrag von einem belg. Sequeſter nach dem Inkrafttreten des BB. 
eingezogen ſei, und hat dementſprechend das Belg. AusglA. zur Gut⸗ 
ſchrift des eingeklagten Forderungsbetrages nebſt Zinſen verurteilt. 
(Otſch.⸗Belg. GemSchch ., Urt. v. 20. Juli 1927, Cause #350.) 
*. 


3. Art. 2976 VV.; Art. 17 Ziff. 300. Die Beweislaſt 
für den Verluſt der Staatsangehörigkeit nach Art. 17 
Ziff. 300 trifft die Partei, welche den Verluſt behauptet. 
Entſchädigung für zum alsbaldigen Verkauf beſtimmte 
Waren erfolgt im Falle des Art. 297 auf der Grundlage 
des Geſtehungspreiſes zuzüglich des bei alsbaldigem 
Weiterverkauf mutmaßlich erzielten Gewinns, nebſt 5% 
Zinſen vom Tage der Requiſition an. 1) 

Der Kl., geborener Belgier, ſeit 1896 in Aachen anſäſſig, ver⸗ 
langt Schadenserſatz gemäß Art. 297 VV. für einen ihm während 
des Krieges requirierten Poſten Wolle, und zwar in Höhe des 
jetzigen Wertes. 

Das Reich hat zunächſt eingewendet, Kl. könne nicht vor dem 
GemSchH. klagen. Er habe auf Grund des Art. 17 Ziff. 3 ſeine 
belgiſche Staatsangehörigkeit verloren, da er ſich 1896 „sans esprit 
de retour“ in Deutſchland niedergelaſſen habe. Das Gericht ſieht 
als feſtgeſtellt an, daß der Kl. vor, in und nach dem Kriege ſich 
ſtets als Belgier betrachtet habe und auch von den belgiſchen Der 
hörden als ſolcher anerkannt worden fei. Demgegenüber müſſe 
das Reich beſtimmte Tatſachen nachweiſen, aus denen ſich das 
Fehlen des esprit de retour ergebe. Mangels des Nachweiſes 
ſolcher Tatſachen ſei der Kläger als Belgier anzuſehen. 

Hinſichtlich des Umfangs der Entſchädigungspflicht iſt der Ge⸗ 
richtshof bei ſeiner bisherigen ſtändigen Rechtſprechung geblieben 
und hat nur den Geſtehungspreis nebſt mutmaßlichem ſofort er 
zielbarem Gewinn und Zinſen zugeſprochen. 

(Dtſch.⸗Belg. Gem Sch H., Urt. v. 25. Okt. 1926. Cause Nr. 90.) 


* 

4. Art. 302 Abſ. 4 VV. Schiedsſprüche einesgvnom 
Generalgouverneur für Belgien eingeſetzten Schieds“ 
gerichts zur Abgeltung von Tumultſchäden ſind richter 
liche Maßnahmen i. S. d. Art. 302 Abſ. 4 VV. und ver’ 
pflichten zum Schadens erſatz. Bei der Berechnung des 
Schadens iſt in Betracht zu ziehen, in welcher Höhe die 
Erſatzpflichtigen bereits nach belgiſchem Recht gehaftet 
haben würden. f) 

Durch Zwiſchenurt. v. 19. Okt. 1925 (vgl. JW. 1926, 413) hat 
der GemSch G. die Anſprüche der Kl., der Stadt Antwerpen, dem 
Grunde nach zuerkannt. 

Die Berufung des bekl. Reichs auf das dtſch.⸗belg. Abkommen 
v. 6. Sept. 1924 über die Rückgabe der in Belgien beſchlagnahmten 
oder fortgeführten Gegenuſtände muß erfolglos bleiben, da es ſich nur 
auf die im Art. 238 VV. behandelten Fragen bezieht und auf A 
ſprüche aus Art. 302 keine Anwendung findet. * 

Was die Höhe des Schadenserſatzes anbetrifft, der grundsätzlich 
der Stadt Antwerpen zu leiſten iſt, iſt davon auszugehen, daß er 
nur inſoweit gerechtfertigt iſt, als die Zahlungen der Kl. aus den 
Schiedsſprüchen die Beträge überſteigen, die fie bei einem Verfahren 
vor den ordentlichen belg. Gerichten hätte zahlen muſſen. Das 
Dekret v. 10 Vendemiaire des Jahres IV, das noch heute in Belgien 
gilt, verpflichtet die Kommunen zum Erſatze des Perſonen⸗ un 
Sachſchadens, der in gewaltſamer Weiſe auf ihrem Gebiete durch 


Zu 4. In dem Zwiſchenurt. v. 19. Okt. 1925 (JW. 1926, 413), 
das über den Grund des geltend gemachten Anſpruchs entſcheidet, 
hat der dtſch.⸗belg. GemSchccH. mit Recht die Anwendung des 
Art. 297 e VV. auf den vorl. Fall abgelehnt mit der Begründung, es 
handle ſich um eine außerhalb Deutſchlands getroffene Maßnahme. 
Die Verurteilung des bekl. Reiches erfolgte vielmehr auf Grund des 
Art. 302 VV. Hierbei erhebt ſich die Frage, ob das Deutſche Reich 
dem geltend gemachten Anſpruch gegenüber paſſiv legitimiert war⸗ 
Unter Berufung auf fein Urt. v. 14. Mai 1924 i. S. Remorqueurs 
Anversois w. Deutſches Reich (Leske- Loewenfeld II, 180) be 
jaht der GemSchchH. die Paſſivlegitimation des Reiches mit der 
Begründung, daß bei Anſprüchen aus Art. 302 Abſ. 4 VV. ber? 
jenige zum Schadenserſatz verpflichtet ſei, der die „richterliche Maß⸗ 
nahme“ ergriffen habe. Es iſt jedoch ſehr zweifelhaft, ob eine ſolche 
Abweichung in der Auslegung des Ab. 4 von dem vorhergehenden 
Abſ. 2 des Art. 302 zuläſſig iſt, zumal da die mesures judiciaires, 
ſoweit das Deutſche Reich als ihr Urheber in Betracht kommt, be⸗ 
reits im 83 Anh. zu Art. 298 VV. behandelt find. Daß bei An⸗ 
ſprüchen aus Art. 302 Abf. 2 VV. nur die Privatpartei, die den 
angeblichen Vorteil aus dem Rechtsſtreit mit dem in der Ver⸗ 
teidigung behinderten Gegner gezogen hat, nicht aber das Reich ver⸗ 
folgt werden kann, iſt von der Mehrzahl der GemSchchH. ausge 
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bewaffnete oder unbewaffnete Zuſammenrottungen und Tumulte ver⸗ 
urſacht worden iſt. Es fteht feſt, daß im Anfang Aug. 1914 und 
eſonders am Abend des 4. Aug. Ausſchreitungen dieſer Art auf dem 
Gebiete der Stadt Antwerpen ſtattgefunden haben. Die Einwendungen 
der Kl., daß ſie alle in ihrer Macht ſtehenden Vorſichtsmaßregeln 
etroffen habe und außerdem die Tumulte erſt nach Erklärung des 
Gelagerungszuſtandes eingetreten ſeien, greifen nicht durch. Der 
emSchchH. kann ſich inſoweit auf den Hinweis beſchranken, daß 
auch nach Feſtſtellung der belg. Gerichte in allen Inſtanzen die Kl. 
ſich aus Rechtsgründen nicht auf den erſten Einwand ſtützen kann 
und anderſeits der Belagerungszuſtand erſt am 7. Aug. 1914 wirk⸗ 
jam erklärt worden ift. 
Es iſt daher davon auszugehen, daß die Kl., auch wenn das 
beſondere Schiedsger. nicht eingeſetzt worden wäre, von dem ordent⸗ 
lichen belg. Gerichte zum Schadenserſatz verurteilt worden wäre. 
Auf der anderen Seite ſieht der Gem SchH. es jedoch als ge⸗ 
wiß an, daß die Urteilsſprüche jenes beſonderen Schiedsger. in erheb⸗ 
üchem Maße über diejenigen Beträge hinausgegangen ſind, die bei 
einer Verurteilung durch die ordentlichen belg. Gerichte zu erwarten 
geweſen wären. Schon in ſeinem Zwiſchenurteil v. 19. Okt. 1925 hat 
der GemSch cg. die Gründe dargelegt, aus denen die Stadt Ant⸗ 
erpen ſich geweigert hat, ſich vor dem beſonderen Schiedsger. vertreten 
zu laſſen, und außerſtande war, den Beiſtand eines Advokaten zu 
erhalten. Durch dieſes Nichterſcheinen der damaligen Bekl. war das 
Gleichgewicht zwiſchen den Parteien, wie es vor den ordentlichen Ge⸗ 
nichten beſtanden hätte, zerſtört und dadurch notwendigerweiſe eine 
abermäßige Belaſtung der Stadt Antwerpen durch jene Schiedsſprüche 
herbeigeführt worden. Dieſer grundlegende Mangel wurde noch durch 
5 Verfahren, das jenes Schiedsger. einſchlug, und die Grundſätze, 
zurch die es ſich in ſeiner Rechtſpr. leiten ließ, verſchärft. Dieſe 
Grundſätze ergeben ſich nicht nur aus den vorgelegten Schiedsſprüchen 
ſelbſt, ſondern vor allem aus dem Bericht v. 30. Nov. 1916 über die 
Tätigkeit jener Schiedsgerichte. 
1 Zunächſt haben ſie nicht die Einreichung formeller Klagen ver⸗ 
langt, ſondern ſich mit einfachen Erklärungen der Geſchädigten vor 
ben deutſchen Behörden über die Schadenshöhe begnügt. Sie haben 
aher viel mehr Anträge angenommen, als dies im ordentlichen 
Verfahren der Fall geweſen wäre. Sie haben außerdem im Intereſſe 
der Beſchleunigung des Verfahrens und unter Berückſichtigung der 
außergewöhnlichen Zuſtände, die die Beſchaffung genügenden Be⸗ 
weismaterials ſchwierig machten, die Formalien des Verfahrens auf 
ein Mindeſtmaß reduziert, nur ausnahmsweiſe Sachverſtändige ver⸗ 
nommen, die Geſchädigten von dem genauen Nachweiſe der angeblichen 
Schäden entbunden und in einzelnen Fällen ſich ſogar mit einfachen 
erſicherungen der Kl. begnügt. 
6 Es iſt offenbar, daß das Sch. durch dieſen ſehr weitherzigen 
Gebrauch von der Möglichkeit freier Beweiswürdigung in ent⸗ 


ſprochen worden. Jedenfalls beſchränkt ſich die Bedeutung der Entſch. 
auf den Abſ. 4 des Art. 302 VV. 

Das oben wiedergegebene Schlußurteil enthält, ſoweit es ſich 
5 der Würdigung der Rechtſpr. der Sonderſchiedsgerichte in Belgien 
deſaßt, rechtlich nichts Bemerkenswertes. Beachtlich iſt hingegen der 

chlußſatz der Entſch., in dem ausdrücklich der Gedanke einer Auf⸗ 

ertung für den geſamten Bereich der Anſprüche aus dem VV. ob⸗ 


gelehnt wird. 
RA. Dr. Walther von Simſon, Berlin. 


Zu 5. Zur Feſtſtellung der Aktivlegitimation des engliſchen 
M, aus Art. 297 e VV. mußte der GemSchch . die Frage entſcheiden, 
ob der Kl., der zugleich auch der Verkäufer der einer „außerordent⸗ 
ichen Kriegsmaßnahme“ unterworfenen Ware war, in dem Zeit⸗ 
punkt, in dem dieſe erfolgte, noch ihr Eigentümer geweſen war oder 
nicht. Verneinendenfalls mußte die Klage, wie geſchehen, abgewieſen 
werden. Je nach dem Rechte, das zur Anwendung kam, engliſches oder 
dumäniſches Recht, konnte die Frage verſchieden beurteilt werden. 
Las Gericht legte erſteres ſeinen Ausführungen zugrunde, da „zwi⸗ 
chen den Parteien darüber Übereinſtimmung beſtand, daß auf die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dem Kl. und den rumäniſchen Käufern engliſches 
echt Anwendung zu finden habe“. Das Gericht entnimmt alſo die 
maßgebende Rechtsordnung dem Willen der Parteien; eine Begrün⸗ 
dung dieſer Annahme fehlt. 
6 Das Urt. gehört ſomit zu den verhältnismäßig nicht zahlreichen 
acid). der GemSchc HH., die einen Streitfall des internationalen Pri⸗ 
datrechtes unter Zugrundelegung freilich ſehr umſtrittener Grundſätze 
Se Materie beurteilen. Inſoweit unterſcheidet es ſich vorteilhaft von 
eideren Entſch. der GemSh&H, im gleichen Gebiet, die entweder nach 
igenem Ermeſſen nationale Rechtsordnungen, ohne jeden Hinweis, aus 
teilbem Grunde, anwenden, oder, nach Recht und Billigkeit ur⸗ 
ilend, jegliche quellenpoſitiviſtiſche Auffaſſung zugunſten eines neuen 
In urrechteg aufgeben (vgl. Rec. II, 89, 227, 577; III, 381, 779; 
Pr 17, 78, 390 uſw.). Bemerkenswert iſt andererſeits, daß das Urt. 
pr jede Diskuſſion ſich zum Prinzip der „Privatautonomie“ be⸗ 
1 8 es folgt hierbei früheren Entſch. des gleichen Deutſch⸗Engliſchen 
emSch ch. (ogl. Rec. I, 726; II, 211; III, 785) und teilt den Stand⸗ 
punkt des Deutſch⸗Franzöſiſchen (vgl. Rec. J, 587,927; 11, 274, 284; III, 
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ſprechendem Maße die Garantien vermindert hat, die die Anwendung 
des ordentlichen Verfahrens der nicht erſchienenen Kl. gewährt haben 
würde. Da die angemeldeten Schadenserſatzanſprüche in der Regel 
ſtark überſetzt waren (vgl. den obengenannten Bericht über die Tätig⸗ 
keit der Sh®.), fo hatten die erwähnten, den Geſchädigten in ge⸗ 
wollter Abweichung von den Vorſchriften des ordentl. Verfahrens ge⸗ 
währten Erleichterungen, ſchwere Gefahren für die jetzige Kl. im Ge⸗ 
folge, die ſich in einer ganzen Anzahl von Fällen verwirklicht haben, 
wie groß auch das Beſtreben der Mitglieder jenes Schch. geweſen 
ſein mag, die Abſichten bösgläubiger Kl. zu vereiteln. 

Schließlich hat jenes ShG. die Stadt Antwerpen in ſehr viel 
weiterem Umfange zum Erſatz mittelbarer Schäden verurteilt, als es 
die ordentlichen belg. Gerichte getan haben würden. Es hat als 
Folgen der Tumulte in den erſten Auguſttagen 1914 nicht nur die 
unerlaubten Handlungen betrachtet, die unter dem Schutze jener Aus⸗ 
ſchreitungen vorgenommen worden ſind, ſondern auch Einzelhand⸗ 
lungen, die viel ſpäter begangen worden ſind, und deren Zuſammen⸗ 
hang mit jenen Exzeſſen der Volksmenge ſehr unſicher iſt. Insbeſ. 
hat jenes Schcß. dort, wo es ſich um das Verſchwinden von Gegen⸗ 
ſtänden an Ortlichkeiten handelte, die von ihren deutſchen Bewohnern 
verlaſſen waren, in der Regel die, wenigſtens teilweiſe, Haftung der 
Stadt Antwerpen bejaht, ohne genügend die Frage zu berückſichtigen, 
ob jene Schaden nicht auch ohne Tumulte entſtanden wären. 

Unter Berückſichtigung aller dieſer Umſtände gelangt der Gem⸗ 
SHEH. zu dem Schluſſe, daß die richterliche Maßnahme, für die das 
Deutſche Reich nach Art. 302 verantwortlich iſt, Schäden für die 
Stadt Antwerpen zur Folge gehabt hat, da dieſe durch des Sch. 
zur Zahlung erheblich höherer Summen gezwungen worden iſt, als 
ihr durch die zuſtändigen belg. Gerichte auferlegt worden wären. Die 
Höhe dieſes Schadens bemißt der GemSchch. ex aequo et bono 
auf eine Million Franken, da eine Umwandlung in Goldfranken, wie 
fie die Kl. geglaubt hat verlangen zu können, weder dem im BV. 
niedergelegten Syſtem bei Geldforderungen (ogl. Art. 296 u. 297 h) 
noch dem inneren belg. Recht entſpricht. 

(Diſch.⸗Belg. Schchh., Urt. v. 15. Dez. 1926, Cause 626.) 


Deutſch-Engliſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


5. Art. 297e VV. Sektion 17 (1) Sale of goods Act 
1893. Für den Eigentums übergang an in Deutſchland be⸗ 
ſchlagnahmten Gütern ausländiſcher Abnehmer engliſcher 
Verkäufer kommt es auf die Abſicht der Parteien a n. 7) 

Zwiſchen den Parteien beſteht Übereinſtimmung darüber, daß auf 
die Beziehungen zwiſchen dem engliſchen Kl. (Verkäufer) und den 
rumäniſchen Kaufern engliſches Recht Anwendung zu finden hat; nach 


331, 684), des Deutſch⸗Belgiſchen (vgl. Rec. III, 541, 578; IV, 353), des 
Deutſch⸗Tſchechoſlowakiſchen (vgl. Rec. III, 1020; IV, 530) und ſchließ⸗ 
lich des Deutſch⸗Rumäniſchen (vgl. Rec. V. 200) GemSchchH. Vgl. auch 
81 in JW. 1926, 2815 ff. beſprochenen Entſch. des Dtſch⸗Engl. Gem⸗ 
chGH.) f 

Aber dieſe reiche Judikatur zur vorliegenden Frage darf nicht 
über ihren Wert und ihre Bedeutung täuſchen. Einmal iſt der (wirk⸗ 
liche oder unterſtellte) Wille der Parteien nicht das einzige Leitprinzip 
der Gem SchH. zur Entſcheidung darüber, welches Recht anzuwenden 
ſei. Abgeſehen von den Fällen, in denen die GemSchchH. wegen Über⸗ 
einſtimmung der anwendungsmöglichen Rechtsordnungen die Entſch. 
umgehen (vgl. z. B. Rec. I, 587; II, 9, 326, 328, 330, 361, 363. 
747, 753, 786; III, 369, 387, 408, 715/716; IV, 366), wird das 
gleiche Problem in anderer, eindringlich begründeter Weiſe (insbeſ. 
in den Urt., die unter Vorſitz des Präſidenten Moriaud erlaſſen find) 
gelöſt, ohne daß hier au dieſer Stelle auf die Vielheit der Geſichts⸗ 
punkte eingegangen werden könnte (vgl. Rec. I, 461; II, 292, 350, 
356, 668; III, 274, 280, 286; IV, 503). Es iſt weiterhin zu be⸗ 
achten, daß die Judikatur der GemSchch . nicht nur uneinheitlich ift, 
ſondern daß die oben zitierten, auf dem Parteiwillen baſierenden 
Entſch, mit Ausnahme des Urt. Rec. V, 200, keinerlei Begründung 
des eingenommenen Standpunkts enthalten. Gegen dieſes Urt. ift be⸗ 
reits berechtigte Kritik erhoben worden (JW. 1926, 423 ff.). Es muß 
darüber hinaus aber auch die übrige gleichgerichtete Judikatur der 
GemSch ch. bekämpft werden, um fo mehr, als fie, trotz der ſchweren 
Bedenken, die ihrem Standpunkt entgegenſtehen, keinen Verſuch zu 
einer ſelbſtändigen Begründung ihrer Lehre macht. Es kann nicht an⸗ 
genommen werden, daß der Wille der Parteien (auch nicht in den 
Grenzen, wie ſie kürzlich Sauſer⸗Hall, Le droit applicable aux 
obligations en droit international prive, Verhandl. des Schweize⸗ 
riſchen Juriſtentages 1925) das anzuwendende Recht beſtimmen könne 
(vgl. hierzu neueſtens Arminjon, Preeis de droit international 
privé, 2. Aufl. 1927 Bd. S. 267 Nr. 131); denn der Wille der Par⸗ 
teien — ganz abgeſehen von dem fingierten Willen — gewinnt Be⸗ 
deutung exit, wenn die Rechtsordnung feſtſteht, die, zur Herrſchaft 
über den Parteiwillen berufen, dieſem Willen rechtliche Relevanz zu⸗ 
erkennt und an feine Erklärung rechtliche Wirkungen anknüpft. 

Prof. Dr. Erich Hans Kaden, Genf. 
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engliſchem Recht (Sale of goods Act 1893 Sest. 17 [T]) geht das 
Eigentum an Sachen zu der Zeit auf den Käufer über, zu der es nach 
der Abſicht der Parteien übergehen ſoll. Um die Abſicht der Parteien 
zu erforſchen, ſind der Wortlaut des Vertrages, das Benehmen der 
Parteien und die Begleitumſtände zu berückſichtigen. 

Im vorliegenden Fall iſt weder aus der Faktura noch der Art 
der Spedition der Güter zu erſehen, ob das Eigentum im Fuli 1914 
übergehen ſollte. Aber ſowohl der Kl. als Verkäufer wie die rumä⸗ 
niſchen Käufer haben nacheinander die Güter als Eigentum der rumä⸗ 
niſchen Käufer bezeichnet. Die rumäniſchen Käufer beanſpruchten die 
Güter als ihr Eigentum, und die Kl. unterſtützten fie dabei durch 
Hingabe fingierter Kaufpreisquittungen. 

Nach Anſicht des GemSchchH. waren die Güter daher, als fie 
in den Jahren 1916 und 1917 beſchlagnahmt wurden, nicht mehr das 
Eigentum der Kl. Dieſe können daher keine Entſchädigung auf Grund 
der Beſchlagnahme verlangen. 

(Deutſch⸗Engl. Gem Sch., Zwiſchenurt. v. 10. Juni 1926, I. Sek⸗ 
tion. Claim 1603.) 


Deutſch-Franzöſiſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


6. 8 297 (e) VV. Der durch Beſetzung u. Beſchlagnahme 
von Räumlichkeiten durch die deutſchen Truppen entſtan⸗ 
dene Schaden iſt militäriſcher Schaden i. S. Art. 297 (e) VV. f) 

Vor dem Krieg war der Kl. in Pagny a. d. M. Kommiſſionär 
für Zollgüter an der deutſch⸗franzöſiſchen Grenze. Zu Beginn der 
Feindſeligkeiten wurde das Zollamt geſchloſſen und ebenſo das Ge⸗ 
ſchäftslokal des Kl. Seit der Beſetzung des Dorfes durch die deutſchen 
Truppen wurden beide Räumlichkeiten beſchlagnahmt, die Geſchäfts⸗ 
bücher und ſonſtigen Schriften des Kl. zerſtört, während der Kaſſen⸗ 
ſchrank, der die Belegſtücke enthielt, geſprengt wurde. Dadurch war 
es dem Kl. unmöglich, ſeine Buchführung wieder herzuſtellen und 
von ſeinen Auftraggebern die Beträge anzufordern, die er für ihre 
Rechnung ausgelegt hatte. Da die Räumlichkeiten des Zollamts in 
Pagny überdies durch die Beſchießung zerſtört und die Archive ver⸗ 
brannt wurden, konnte der Kl. Duplikate der verlorenen Urkunden 


Zu 6. Die Zulaſſung einer verſpäteten Klage ſteht im freien 
Ermeſſen des Gerichts. 

In der Sache ſelbſt war die Streitfrage zu entſcheiden, ob 
militäriſche Schaden, die im beſetzten Gebiet auf Grund von Kriegs⸗ 
maßnahmen der Militärbehörden von deutſcher Seite verurſacht wur⸗ 
den, durch die GemSchchH. abgeurteilt werden dürfen, oder ob dieſe 
Schäden lediglich unter die Zuftändigkeit der Reparationskommiſſion 
fallen und in die Geſamtreparationsleiſtungen eingeſchloſſen ſind. 
Im erſten Falle wäre der Schadenserſatz nach Art. 297 und nament⸗ 
lich Abſchn. (e) daſelbſt zu beurteilen, im zweiten Fall dagegen nach 
Teil VIII VB., im beſonderen den Art. 233 und 242, ſowie der 
Anl. nach Art. 244 Ziff. 8 und 9. Erſaßpflichtig war Deutſchland 
alſo in jedem Fall. Nur macht es einen erheblichen Unterſchied, ob 
ein beſonderes Urt. des GemSchc h. Deutſchland zur Erſatzleiſtung 
verpflichtet, oder ob die Reparationskommiſſion dieſen Schaden als 
Teil der Geſamtreparationen zu beſtimmen hat, 

Die Auslegung des Art. 297 (e) war von deutſcher Seite von 
vornherein eindeutig in dem gleichen Sinn, in dem ſich der SCHEN. 
auch hier entſchieden hat. Die Frage iſt namentlich für Requi⸗ 
ſitionen im beſetzten feindlichen Gebiet heiß umſtritten worden. Das 
Dtſch.⸗Franz. Sch. hat mehrfach für Requiſitionen die be⸗ 
ſondere Erſatzpflicht des Reiches bejaht und feine Zuſtändigkeit ange⸗ 
nommen, im beſonderen dann, wenn zwar eine militäriſche Handlung 
im beſetzten feindlichen Gebiet vorgenommen, die Beſchlagnahme⸗ oder 
Enteignungsverfügung aber durch eine Behörde innerhalb Deutſch⸗ 
lands ausgeſprochen war. Demgegenüber hat der Dtſch.-Engl. Gem⸗ 
SchH. von vornherein die richtige Auslegung des Art. 297 (e) be⸗ 
folgt. Zu verweiſen iſt auf folgende Urteile: 

Diſch.⸗Franz. Gem SchG H.: Pont A Mousson w. Wayß 
& Freytag bei Loewenfeld⸗Magnus⸗Wolff, GemSchGgH. II, 
83; La Czenstochovienne w. Reich Rec. IV, 112; Diſch.⸗Engl. 
Gem Sch H.: Kaſtler w. Reich Rec. I, 327; Weiß Biheller w. 
Reich Rec. I, 850; Tesdorpf w. Reich Rec. III, 22 (Loewenfeld⸗ 
Magnus⸗Wolff II, 272); Ralli Broſ. w. Reich Rec. IV, Alff. 
(Loewenfeld⸗Magnus⸗Wolff II, 295); Gibbs w. Reich 
Rec. IV, 229. 

Am ausführlichſten ſind die hier maßgebenden Fragen vom 
Itſch.⸗Belg. GemSchch H. unterſucht in der Sache Zurſtraßen w. Reich 
Rec. IV, 326 (Loewenfeld⸗Magnus⸗Wolff II, 137). Dort 
ſind namentlich auch die Erklärungen der Reparationskommiſſion 
ſelbſt wiedergegeben, die ſich vollkommen mit der deutſchen Auf⸗ 
faſſung decken (Rec. IV, 335/36). Auch der Dtſch.⸗Ital. Gem SchH. 
hat ſich in feſter Rechtſprechung dieſer, man darf ſagen, allein rich⸗ 
tigen Auffaſſung angeſchloſſen (vgl. Heß w. Reich Rec. V, 180; 
Banca d'Italia w. Reich Rec. V, 188; Spinola w. Reich Rec. V, 
469). RA. Dr. Georg Benkard, Frankfurt a. M. 
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nicht beſchaffen. Er berechnet feinen tatſächlichen Verlust infolge 
der nahezu vollkommenen Vernichtung ſeiner Buchführung auf 
Fr. 148 985,25 und fordert mit der Klage dieſe Summe gemä 
Art. 297 VV. Das Reich bemängelt die Klage als verſpätet erhoben 
und wendet die Unzuſtändigkeit des Gerichtshofs ein, da die ber 
haupteten Schaden im beſetzten Gebiet entſtanden ſind und Art. 297 
BV., auf den fi die Klage ſtützt, ſich nur auf Mafmahmen in 
deutſchem Gebiet bezieht. Ferner ſei nicht bewieſen, daß die be 
haupteten Schaden durch die deutſchen Truppen verurſacht ſeien. Vor 
allem aber ſtelle der behauptete Schaden lediglich einen militäriſchen 
Schaden dar und falle daher nicht unter die Regelung des 
Teils X VV. 

Das Gericht hält es bei der beſonderen Lage des Falles für an⸗ 
gezeigt, von der ihm durch die Prozeßordnung eingeräumten Befug⸗ 
nis (Art. 5) Gebrauch zu machen und die Klage zuzulaſſen, obwohl 
ſie verſpätet erhoben iſt. Der Kl. ſtützt ſich auf die behauptete Zer⸗ 
ſtörung ſeines Kaſſenſchranks und den Verluſt der Belegſtücke als 
Folge von Maßregeln der deutſchen militariſchen Behörden. Der 
Schaden, deſſen Erſatz der Kl. begehrt, iſt alſo ein militäriſcher 
Schaden und fällt als ſolcher nicht unter den Anwendungsbereich 
des Art. 297 (e) VV. Das Gericht iſt daher für die Entſcheidung 
der Sache nicht zuſtändig und weiſt die Klage ab. 

(Dtſch.⸗Franz. GemSchcGH., Urt. v. 30. März 1926, S III 1933.) 


* 


7. Art. 3, 5 Prozeß. des Dtſch.⸗Franz. Gem SchH. 
Die Verſpätung einer lange nach Ablauf der in Art. 3d 
Prozeß O. des Otſch.⸗Franz. Gem SchH. beſtimmten Friſt 
erhobenen Klage kann insbeſ. dann nicht entſchuldigt 
werden, wenn der Kl. bereits das ordentliche Gericht 
(tribunal du droit commun) angerufen und damit feinen 
Willen kundgegeben hatte, den Rechtsſtreit durch das 
ordentliche Gericht entſcheiden zu laſſen. f) 

Der Kl. Creſs hatte dem Bekl. Goebel im Sept. und Okt. 
1919 franzöſiſchen Wein gegen einen Betrag in franz. Franken ver⸗ 
kauft, der in deutſcher Reichsmark, umgerechnet zum Kurſe am Tage 
des Empfangs des Weines von Goebel zu zahlen war, wobei der Zol 
zu Laſten des Käufers gehen ſollte. Der Wein kam am 20. Dez. 


Zu 7. Das Urteil iſt zunächſt dadurch bemerkenswert, daß 
es die Klage der franz. Partei deshalb für verſpätet erklärt, weil 
dieſe, obgleich ihr bereits im Febr. 1920 der Standpunkt des 
Goebel bekannt war, die Klage erſt mehr als 4 Jahre ſpäter er⸗ 
hoben hat, und zwar lange nach Ablauf der in Art. 3 d (nicht Art. ö, 
wie es im Urteil heißt) der deutſch⸗franz. Prozeß O. vorgeſehenen 
Friſt. Das Urteil bemüht ſich auch nicht krampfhaft, wie dies in 
anderen Entſch, des Dtſch.⸗Franz. GemSh&H. geſchehen iſt, weit 
hergeholte Entſchuldigungsgründe für die Säumnis des franz. Kl. 
zu finden. An ſich konnte der Gerichtshof die Klage zulaſſen, wenn 
er dies nach den beſonderen Umſtänden des Falls für billig erachtete 
(Art. 5 Prozeß O.). Eréſs hat offenbar keine beſtimmten Tatſachen, 
die ſeine Säumnis rechtfertigen konnten, geltend gemacht; d 
Urteil enthält in dieſer Beziehung nichts, ſondern nur allgemein be 
hauptet, es ſei ihm unmöglich geweſen, die Klage rechtzeitig beim 
GemSchGH. anzubringen. Das Urteil begegnet dieſem Einwand mit 
dem Hinweis darauf, daß Kl. ja ſeine Anſprüche bereits bei dem 
Gericht in Köln eingeklagt und damit ſeinen Willen kundgegeben 
habe, die ordentlichen deutſchen Gerichte über den Rechtsſtreit ent⸗ 
ſcheiden zu laſſen, eine nochmalige nachträgliche Anbringung derſelben 
Klage vor dem Gem SchH. ſei daher nicht begreiflich, insbes. 
nicht unter Betonung der Unmöglichkeit, die Klagefriſt einzuhalten, 

Wenn der GemSchcGH. nun auch in erſter Linie das Anrufen des 
deutſchen Gerichts durch den franz. Kl. als einen beſonderen Grund 
für den Verfall des Klagerechts im Verfahren vor dem GemSchchh. 
anführt, ſo wird dieſer Umſtand noch außerdem als Kundgebung 
des Willens gewertet, den Rechtsſtreit durch die deutſchen Gerichte 
entſcheiden zu laſſen. Dieſe Erwägung hat eine über den dem Urtei 
zugrunde liegenden Einzelfall weit hinausgehende Bedeutung. Sie 
muß ſo verſtanden werden, daß der franz. Kl., indem er vor de 
deutſchen Gericht klagte, ſeine Wahl getroffen hat und nachträglich / 
auch wenn es rechtzeitig wäre, nicht mehr vor dem GemSchch⸗ 
klagen kann. Es kann ihm im Verfahren vor dem GemSchſs H. 
die Einrede der Rechtshängigkeit wegen des vor dem deutſchen 
Gericht ſchwebenden Verfahrens entgegengehalten werden. Die Mög⸗ 
lichkeit für den Ententeangehörigen, den GemSh&H. anzurufen, 
iſt alſo verzichtbar. Die Zuſtändigkeit der GemSchchH. hat keinen 
caractère absolu d’ordre public, wie das Urteil des ODtſch.“ 
Tſchechoſlow. GemSchchH. v. 24. Okt. 1923 in Sachen Geller gegen 
Kolker (Rec. IV, 515 ff.) zuerſt angenommen hatte. Im Gegenſaß 
dazu hat der Dtſch.⸗Rumän. GemSh&H. in feinem Urteil v. 3. Jan. 
1925 in Sachen Kirſchen gegen Sobotka (Rec. IV, 858 ff.) aus⸗ 
geſprochen, daß die Zuständigkeit keine ausſchließliche iſt. Auch na 
innerſtaatlichem Recht können, wie dieſes Urteil ausführt, die Pat“ 
teien innerhalb gewiſſer Grenzen von den geſetzlichen Beſtimmungen 
abweichende Zuſtändigkeiten vereinbaren. Die Gem SchH. find " 
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1919 in Köln an, wurde aber aus einem nicht mehr feſtſtellbaren 
Grunde erſt am 22. Jan. 1920 an Goebel abgeliefert. Am 1. Jan. 
1920 hatte die deutſche Regierung die Zahlung der Zölle in Gold 
angeordnet. Goebel mußte daher eine viel höhere Summe für Zoll 
zahlen, als er vorausgeſetzt hatte. Er führte die Verzögerung der 
Lieferung auf ein Verſchulden des Creſé zurück, und zahlte am 
10. Febr. 1920, alſo einen Monat nach Inkrafttreten des VV. an 
Creſé einen Teilbetrag, den Reſt behielt er für das Mehr an Zoll ein. 
4 Obgleich alſo dem Créſé der Standpunkt des Goebel bereits 
im Febr. 1920 bekannt war, hat er erſt durch Klage v. 17. Nov. 
1924, alſo nahezu 5 Jahre ſpäter, lange nach Ablauf der in Art. 5 
der deutſch⸗franz. Prozeß. vorgeſehenen Friſt, den GemSch ch. 
angerufen. 

Creſé vermag keinen Umſtand geltend zu machen, der die Ver⸗ 
ſpätung ſeiner Klage entſchuldigen und eine Ausnahme von dem 
Verfall des Klagerechts rechtfertigen könnte. Dies um ſo weniger, 
als er denſelben Rechtsſtreit bereits bei dem Gericht in Köln an⸗ 
hängig gemacht und damit feinen Willen kundgegeben hatte, die 
ordentlichen deutſchen Gerichte über den Rechtsſtreit entſcheiden zu 
laſſen. Es iſt daher nicht begreiflich, wieſo er nunmehr den einmal 
vor den deutſchen Gerichten beſchrittenen Klageweg verlaſſen und 
vorbringen konnte, es ſei ihm unmöglich geweſen, rechtzeitig vor 
dem GemSchchH. zu klagen. 

Der GemSchcGH. hat daher die Klage als verſpätet ab- 
gewieſen. 

(Dtſch.⸗Franz. GemSchchH., Urt. v. 17. Juli 1926, i. S. Créſé 
w. Goebel, 8 IV 810.) 


ihrer Zuſammenſetzung nicht geeigneter als die innerſtaatlichen Ge⸗ 
richte, oft im Hinblick auf beſondere örtliche Umſtande und die An⸗ 
wendung des nationalen Rechts der Parteien ſogar weniger geeignet. 
Die GemSchchH. find vielmehr geſchaffen, um die alliierte Partei 
der deutſchen Gerichtsbarkeit zu entziehen, weil befürchtet wurde, die 
eutſchen Gerichte könnten in ihrem Urteil durch Voreingenommen⸗ 
heit gegen die ehemaligen Feinde beeinflußt werden. Auf dieſen 
Vorteil kann jedoch die Ententepartei verzichten und ſich der Un⸗ 
parteilichkeit der deutſchen Gerichte anvertrauen. Ein ſolcher Ver⸗ 
zicht kann auch ſtillſchweigend ſein und aus dem Verhalten der 
Ententepartei als Wille gefolgert werden, ſich dem an ſich unzuſtän⸗ 
digen Gericht zu unterwerfen. 
Ebenſo hat der Dtſch.⸗Italien. GemSchchp. in ſeinem Urteil v. 
25. April 1925 in Sachen Ciocei gegen Geſellſchaft zum Bau von 
Eiſenbahnen in der Türkei die ausſchließliche Zuſtändigkeit der 
GemSchcgH. verneint. Durch fie ſoll nur ein unparteiiſcher Richter 
ermöglicht ſein. Die Parteien können jedoch einen andern Richter 
angehn, insbeſ. auch ein privates Schiedsgericht, allerdings nur auf 
Grund eines nach dem 10. Jan. 1920 abgeſchloſſenen Schiedsver⸗ 
trages. Der vorher abgeſchloſſene Schiedsvertrag wird unwirkſam. 
Beſonders zwingend iſt der Hinweis auf 8 16 der Anlage hinter 
Art. 296 WV. Hier iſt den Parteien, wenn auch nur im Einver⸗ 
nehmen mit den Ausgleichsämtern, alle erdenkliche Freiheit in der 
Auswahl der Gerichte gelaſſen, vor allem können ſie davon abſeben, 
den GemSh&H. anzurufen. Ein innerer Grund dafür, daß die 
Parteien außerhalb des Ausgleichsverfahrens für Art. 304 b II VV. 
mehr eingeengt und allein auf den GemSchchH. angewieſen fein 
ſollen, fehlt völlig. 
Der Gedanke eines Verzichts des Ententeangehörigen auf die 
für ihn aus dem Vorhandenſein der GemSchch h. ſich ergebenden 
Vorteile klingt bereits in dem Urteil des Dtſch.⸗Engl. GemSchc hg. 
b. 23. Mai 1924 i. S. Rapaport gegen Kauffmann an (Rec. IV, 
211 ff.). Trotzdem es ſich um eine Ausgleichsforderung handelt, ſind 
die in dem WV. vorgeſehenen Inſtitutionen, Ausgleichsämter und 
GemSch ch. ausgeſchaltet, nachdem das engl. Ausgleichsamt dem 
engl. Gläubiger auf deſſen Anſuchen die Beſcheinigung gemäß 8 25 
der Anlage hinter Art. 296 VV. erteilt und der engl. Gläubiger 
das deutſche Gericht angerufen hatte. Das deutſche Gericht erſter In⸗ 
ſtanz entſchied durch Urteil v. 11. April 1922 zugunſten des deutſchen 
Schuldners, in der Berufungsinſtanz einigten ſich die Parteien auf 
ratenweiſe Begleichung der Schuld. Wenn ſich nunmehr der engl. 
Gläubiger an den Dtſch.⸗Engl. GemSchGGH. wendet, um möglicher⸗ 
weiſe ein für ihn noch günſtigeres Ergebnis herbeizuführen, ſo muß 
ſeine Klage angebrachtermaßen abgewieſen werden, da er ſich den 
Weg zu den durch den VV. geſchaffenen beſonderen Organen durch die 
Beſcheinigung gemäß 8 25 der Anlage hinter Art. 296 VV. und 
die Klage vor dem deutſchen Gericht verſperrt, damit ſeine Wahl 
zwiſchen den ihm offenſtehenden beiden Möglichkeiten getroffen und 
auf die nichtgewählte Möglichkeit verzichtet hat. Dieſer Fall entſpricht 
vollfommen dem des Urteils Creſs gegen Goebel, der Verzicht des 
htenteangehörigen wird hier außerdem durch die Beſcheinigung ge⸗ 
mäß § 25 der Anlage hinter Art. 296 VV. ganz beſonders deutlich. 
Wie flüſſig die Zuſtändigkeitsgrenzen zwiſchen GemSchchH. und 
nationalem Gericht, wenn dieſes auch ein franz. Gericht iſt, ſein 
önnen, zeigt das Urteil des Dtſch.⸗Franz. GemSchc hd. v. 24. April 
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S. Art. 305, 299 a VV. Der Gem SchH. hat nur über 
die Unvereinbarkeit eines nationalen Urteils mit den 
Beſtimmungen der in Art. 305 bezeichneten Abſchnitte des 
VV. zu entſcheiden, nicht aber die materiell richtige An⸗ 
wendung innerſtaatlicher Geſetzesvorſchriften auf ein 
Rechts verhältnis nachzuprüfen. Ohne Rückſicht auf die 
etwaige Auflöſung eines Vollmachts vertrages gem. 
Art. 2994 bleibt der Schutz Dritter, die im Vertrauen auf 
den Fortbeſtand der Vollmacht gehandelt haben, wirkſamef 


Die Bekl. hatte die deutſche Kl. durch deren ital. Vertreter L. 
vor dem LG. Neapel in Anſpruch genommen und am 26. Jan. / 
5. Febr. 1917 ein obſiegendes Urteil erſtritten, obwohl L. der 
Klage u. a. mit dem Einwand entgegengetreten war, daß ihn ſeine 
Vollmacht zur Vertretung der Kl. vor Gericht nicht ermächtige. 
Gegenüber dieſem Urt. beantragte Kl. vor dem GemSchGGH. Ab⸗ 
hilfe gem. Art. 305 VV. Das Gericht weiſt die Klage ab. 

Die Zuſtändigkeit des GemSch c. wird allein auf die Ber 
ſtimmung des Art. 305 VV. geſtützt. Nicht iſt es daher deſſen Auf⸗ 
gabe, zu prüfen, ob das LG. Neapel, in der Annahme, die Voll⸗ 
macht des Ing. L. erſtrecke ſich auch auf die Vertretung der Bell. 
im Prozeß, die Vorſchrift des Art. 376 Cod. Comm. Ital. zu⸗ 
treffenderweiſe zur Anwendung gebracht oder die Beſtimmungen 
des Geſetzdekrets v. 8. Aug. 1916, Nr. 960, verletzt hat, da dieſe 
Frage ausſchließlich durch das innere ital. Recht geregelt wird. Dem 
Gericht ſteht vielmehr nur die Prüfung zu, ob das Urt. des LG. 
Neapel v. 26. Jan. 1917 mit den Beſtimmungen der Abſchnitte III, 


1924 i. S. Luther gegen Moulins de Villars (Rec. IV, 405 ff.). Der 
deutſche Lieferant verlangt den Kaufpreis einer Maſchine. Das Pariſer 
Handelsgericht hatte ihn auf Klage des Beſtellers zur Nachbeſſe⸗ 
rung und Zahlung eines der Höhe nach vorbehaltenen Schadens⸗ 
erſaßes verurteilt, die Widerklage Luthers auf den Kaufpreis ab⸗ 
gewieſen. Der Appellhof Paris beſtätigte dieſes Urteil. Die Nach⸗ 
beſſerungen find, z. T. nach Kriegsende, ausgeführt. Der GemSchchH. 
verurteilt den franz. Beſteller zur Zahlung des im Ausgleichsver⸗ 
fahren angemeldeten Kaufpreiſes, ſieht das Urteil des franz. Gerichts 
gemäß Art. 304 b II VV. als endgültig an. Das franz. Gericht muß 
dann noch über die Höhe des Schadenserſatzes entſcheiden, der im 
Ausgleichsverfahren gutzuſchreiben iſt. Dieſe Entſch., die wohl in 
mancher Hinſicht zu Bedenken Anlaß gibt, zeigt zum mindeſten, 
daß auch vom Ttſch.⸗Franz. GemSchGGH. die Zuſtändigkeit der 
Gem SchH. nicht als eine ſtarrausſchließliche betrachtet wird. 

Es kann ſonach als unſtreitiger Grundſatz in der Rechtſprechung 
der GemSh6H. angeſehen werden, daß der Ententeangehörige, der 
in unzweideutiger Weiſe auf Art. 304 b II VV. verzichtet, insbeſ. nach 
Konſtituierung der GemSchchH. vor einem deutſchen Gericht geklagt 
hat, nachträglich den GemSchchH. nicht mehr anrufen kann, und 
daß einer trotzdem vor dem GemSchcgH. erhobenen Klage der Ein⸗ 
wand der Rechtshängigkeit wegen des vor dem deutſchen Gericht 


ſchwebenden Verfahrens oder, falls ein rechtskräftiges deutſches 


Gerichtsurteil bereits vorliegt, der Einwand der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache entgegengehalten werden kann. 

In dieſem Zuſammenhang hat das Urteil Créſé gegen Goebel, 
trotzdem die Klage angebrachtermaßen als verſpätet abgewieſen iſt, 
ſeine ganz beſondere Bedeutung zugunſten der Zuſtändigkeit der 
deutſchen Gerichte, was im Hinblick auf andere, einſeitig im franz. 
Intereſſe ergangene Urteile der Sektion Botella mit beſonderer An⸗ 
erkennung ſehr zu begrüßen iſt. 

Da die GemSchchH. wohl noch mehrere Jahre tätig bleiben 
werden, der in ihrem Vorhandenſein liegende tiefgehende Eingriff in 
die deutſche Gerichtsbarkeit noch längere Zeit wirkſam ſein wird, liegt 
es unbedingt im deutſchen Intereſſe, die Zuſtandigkeit dieſer Gerichte, 
bei denen die deutſchen Parteien nicht immer eine unparteiiſche Be⸗ 
urteilung erfahren, in möglichſt enge Grenzen zu ziehen. Ein Mittel 
hierzu iſt in der Möglichkeit gegeben, einen Verzicht der Entente⸗ 
partei auf die Zuständigkeit der GemSchchH. in irgendeiner Weiſe 
geltend zu machen. Hiermit befindet ſich auch die Rechtſprechung des 
NG. im Einklang, das entgegen feiner früheren Auffaſſung (RG. 
106, 56 ff. JW. 1924, 702) die Zuſtändigkeit der GemSchcGH. 
nicht mehr als eine ausſchließliche anſieht, ſondern einen Verzicht auf 
dieſe Zuſtändigkeit zuläßt (NG. 108, 50 ff. = JW. 1924, 1371). 
(Wegen des Verhältniſſes zu Amerika vgl. RG. 107, 408 ff.; 109, 
387 ff.) Es fällt daher den ordentlichen deutſchen Gerichten, wenn fie 
auch im übrigen nicht ex prokesso mit dem VV. befaßt ſind, inſoweit 
doch auch die Aufgabe zu, die deutſche Rechtshoheit zu verteidigen und 
damit das Reichsausgleichsamt und die deutſche Staatsvertrekung in 
ihrem Kampf um das deutſche Recht wirkſam zu unterſtützen. 

RegRat Dr. Caſpers, Berlin⸗Friedenau. 


Zu 8. Das Urt. erſcheint richtig und entſcheidet im Einklang 
mit der von deutſcher Seite verfochtenen Lehre. Von den am 
Eingang der Begründung angeführten Vorſchriften des ital. Rechts 
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IV, V und VII VV. im Einklang ſteht oder eine Verletzung 
ihrer Beſtimmungen in ſich ſchließt, was unumgängliche Voraus⸗ 
hie für die Gewährung der in Art. 305 VS. vorgoſehenen Ab⸗ 
ilfe iſt. 

Die Kl. behauptet nun, daß dieſe Verletzung ſich aus der 
Tatſache ergebe, daß das LG. Neapel ſich für feine Annahme, 
Ing. L. ſei ihr geſetzmätiger Vertreter im Prozeß geweſen, auf 
einen vor dem Kriege abgeſchloſſenen Vollmachtsvertrag berufen 
hat, der nach der Beſtimmung des Art. 299 a als mit dem Zeitpunkt 
aufgehoben gelte, zu dem die Beteiligten Feinde wurden; da es 
außer Zweifel ſtehe, daß Art. 299 2 rückwirkende Kraft hat — 
und daß demzufolge das Urteil des LG. Neapel als in Widerſpruch 
dazu befindlich anzuſehen wäre, obwohl die Vollmacht bei Erlaß 
des Urteils noch beſtand, indem dieſe eben kraft jener Beſtimmung 
nachträglich als aufgehoben gelte — ſo ſei die Frage zu entſchei⸗ 
den, ob der Vollmachtsvertrag zu den Verträgen zählt, die nach den 
Beſtimmungen des VV. als mit dem Zeitpunkt aufgehoben gelten, 
zu dem die Beteiligten Feinde wurden. Dieſer Auſicht kann nicht 
beigetreten werden. Wollte man auch annehmen, daß Art. 299 a 
ſich auf den Vollmachtsvertrag erſtreckt, was immerhin zweifelhaft 
iſt, jo könnte die Auflöſung nur inter partes Wirkfamkeit 
haben und könnte nicht gutgläubigen Dritten entgegengehalten 
werden, die vor der Aufhebung mit dem Bevollmächtigten in Ver⸗ 
bindung getreten ſind. Dieſes allgemeine, ausdrücklich durch die 
italieniſche Geſetzgebung (Art. 1759 Cod. Civ.) und durch die 
deutſche ($ 169 ff. BGB.) beſtätigte Rechtsprinzip muß mit um 
ſo größerem Recht dann Anwendung finden, wenn ein an ſich 
gültiger Vollmachtsvertrag kraft einer neuen Beſtimmung des ob⸗ 
jektiben Rechts rückwirkend aufgehoben wird. Unmöglich ſind die 
hohen vertragſchließenden Teile von der Abſicht ausgegangen, als 
notwendige Folge der etwaigen Aufhebung ex tunc einer Vor⸗ 
kriegsvollmacht auch die Aufhebung aller während des Krieges, 
als die Vollmacht noch beſtand und ihre ſpätere durch den Friedens⸗ 
vertrag mit rüchwirkender Kraft angeordnete Aufhebung nicht vor⸗ 
ausgeſehen werden konnte, zwiſchen dem Bevollmächtigten und 
gutgläubigen Dritten eingegangenen Rechtsgeſchäfte eintreten zu 
laſſen. Dieſe Löſung iſt übrigens auch von anderen GemSchGH. 
und von angeſehenen Autoren angenommen worden (vgl. Say, 
Private Rechte und Intereſſen im Friedensvertrag, ©. 231). 

(Deutſch⸗Ital. GemSch ch., Urt. v. 28. Mai 1926, Kl Nr. 52.) 


Deutſch-Poluiſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


9. Art. 304 b 2 VV. Die Zuſtändigkeit des GemSchcöH. 
wird nicht durch eine im Vorkriegsvertrage vorgeſehene 
Schiedsgerichtsklauſel ausgeſchloſſen, auch dann nicht, 
wenn der alliierte Bekl. ſich darauf beruft. 

Die Bekl,, eine ehemals deutſche Stadt des an Polen abgetre⸗ 
tenen Gebietes, hat in der Nachkriegszeit das der Kl. gehörige Gas⸗ 
werk enteignet. Gegenüber der Klage macht fie Unzuſtändigkeit des 
Gerichts geltend unter Berufung auf die im Konzeſſionsvertrage ent⸗ 
haltene Schiedsgerichtsklauſel. Dieſe Einrede hat der GemSchGH. 
nicht anerkannt. 

Hinſichtlich der aus vor dem Inkrafttreten des VB. geſchloſſenen 
Verträgen entſteheuden Streitigkeiten begründet Art. 304 b 2 die Zu⸗ 
ſtändigkeit des GemSche. — übrigens in Konkurrenz mit den 


ſteht Art. 376 Cod. Comm. in dem Abſchnitt des ital. HHB. über 
Prokura und Handlungsvollmacht; nach ihm finden auf den ge⸗ 
wöhnlich im Namen ener Handelshäuſer und Geſellſchaften 
handelnden und abſchließenden Vertreter die Vorſchriften für den 
Prokuriſten Anwendung, iusbeſ. auch Art. 375, wonach der Pro⸗ 
kuriſt im Namen des Geſchäftsherrn Klage erheben und vor Ge⸗ 
richt verklagt werden kann. Das GefdDekr. v. 8. Aug. 1916, 
Nr. 960 (Raccolta Lex 1916, 887) iſt das mit Wirkung v. 10. Aug. 
1916 in Kraft getretene ital. Handelsverbot. 

Der im Urt. weiter betonte Schutz des gutgläubigen Dritten 
gegenüber der Auflöſungsvorſchrift des Art. 299 a WV. iſt die 
logiſche Fortführung der zunächſt für den Auftrag (Mandat) und 
den Beauftragten (Geſchaftsführer, $$ 674/75 BGB.) entwickelten 
Lehre; vgl. bei Jſay außer der im Urt. angeführten Stelle bei. 
noch S. 229/30. Die Überſetzung wählt für „mandato“ den Aus⸗ 


druck „Vollmacht“, obwohl die eine ſcharfe Abgrenzung von Maudat 


und Vollmacht noch nicht kennende romaniſche Kodifikation nur 
erſteren Begriff verwendet und jo auch der in der Begründung gegen⸗ 
über § 169 BGB. zitierte Art. 1759 Cod. Civ. ſich unter den Vor⸗ 
ſchriften für das Mandat befindet. 

LOR. Dr. Bunge, Berlin. 


Zu 10. Das vorſtehende Zwiſchenurteil des dtſch.⸗poln. Gem⸗ 
Scho. klärt eine Zweiſelsfrage über die Zuständigkeit des Gem⸗ 
Sch. in dem Falle, daß das Urt. eines nationalen Gerichts gem. 


nationalen Gerichten der alliierten Mächte, an die ſich Staatsange⸗ 
hörige dieſer Staaten auch wenden können (und ſich, wenn es ihr 
nationales Recht verlangt, ſogar wenden müſſen). In zahlreichen 
Fällen (vgl. Rec. II, 395 ff., 919 ff; V, 410 ff., 887 ff., 907 ff.) iſt 
bereits entſchieden, daß die Zuſtändigkeit der vom VV. geſchaffenen 
GemSchch H. nicht durch eine Schiedsgerichtsklauſel ausgeſchloſſen 
wird, die in dem Vertrage, der den Anlaß zum Streit gibt, ent⸗ 
halten iſt. 5 

Dieſe Entſcheidungen ſind in Fällen ergangen, wo ein alliierter 
Staatsangehöriger den GemSchc hh. angegangen hatte und wo der 
deutſche Bekl. die Unzuſtändigkeit unter Berufung auf die vertrag⸗ 
liche Schiedsgerichtsklauſel geltend machte. 

Aber auch hier iſt gleich zu entſcheiden. 

Um zu erreichen, daß der GentSchchH. ſich für unzuſtändig er⸗ 
klärt, müßte der alliierte Bekl. nach dem klaren Wortlaut des er- 
wähnten Artikels beweiſen, daß auf Grund der Geſetze der alliierten, 
aſſoziierten oder neutralen Staaten der Streit zur Zuſtändigkeit der 
Gerichte dieſer Staaten gehört. 

Für den Fall eines Zwangsſchiedsvertrages oder der Möglich- 
keit einer Berufung an die ordentlichen Gerichte braucht auf die 
Natur der Schiedsgerichtsbarkeit nicht eingegangen zu werden (vgl. 
Rec. II, 6a). Hier handelt es ſich aber um einen freiwilligen Schieds⸗ 
vertrag ohne Berufungs möglichkeit, und es liegt auf der Hand, daß ein 
Schiedsrichterkollegium, das feine Machtbefugnis allein aus der Wil⸗ 
lenseinigung der Parteien entnimmt, nicht als ein nationales Gericht, 
deſſen Zuſtändigkeit auf dem nationalen Recht beruht, angeſehen wer⸗ 
den kann. Die Ausnahme des Art. 304 b 2 findet auf es alſo keine 
Anwendung. 

Man Kann auch nicht analog annehmen, daß, ebenſo wie die 
nationalen Gerichte der alliierten Staaten auf Grund des erwähnten 
Art. zuſtändig bleiben, dies ebenſo der Fall hinſichtlich von Schieds⸗ 
gerichten iſt, die auf dent Gebiet dieſer Staaten Recht ſprechen. Der 
Zweck der erwähnten Beſtimmung beſtand darin, den Parteien, die 
noch bis vor kurzem Feinde waren, die Möglichkeit zu geben, eine 
Inſtanz anzurufen, die alle Garantien der Unparteilichkeit böte; wenn 
neben dieſer internationalen Inſtanz die Zuſtändigkeit der nationalen 
Gerichte der alliierten oder neutralen Staaten beſtehen geblieben iſt, 
10 hat das feinen Grund in dem Vertrauen, daß die Redaktoren des 
VV. den Richtern dieſer Gerichte entgegenbrachten. Andererſeits läßt 
ſich natürlich nicht a priori behaupten, daß die privaten Schieds⸗ 
richter das gleiche Vertrauen verdienen. Es liegt alſo kein Grund 
vor, daß das GemSchcher. ſich auf Grund einer Analogie zu ihren 
Su auf Antrag der alliierten Partei für unzuſtändig erklären 
müßte. 

(Dtſch.⸗Poln. GemSch ch., Urt. v. 28. Okt. 1926, Cause 1331.) 


10. Art. 805 BV. Der Gem SchH. iſt für Anſprüche von 
Perſonen, die am 10. Jan. 1920 durch Gebietsabtretung 
polniſche Staatsangehörige geworden waren, aber ſpäter 
durch Option oder Naturalifation die deutſche Staatsan- 
gehörigkeit wieder erworben haben und nach dem 10. Jan. 
1920 liquidiert worden find, auf Gr und von Art. 305 VV. 
ratione perso nae zuſtändig. f) 


(Deutſch⸗Poln. Gem SchchH., Zwiſchenurt. v. 1. Nov. 1926, Pol 1378.) 


Art. 305 VV. nachgeprüft werden foll. Die Frage der Zuſtändigkeit 
„ratione personae“, alſo unter dem Geſichtspunkte der Staats⸗ 
angehörigkeit der Parteien, deren Rechtsſtreit ausgetragen werden 
ſoll, hat das dtſch.⸗poln. Schch. wiederholt beſchäftigt. In dem 
Zwiſchenurt. v. 21. Dez. 1923, Rec, III, 596, hatte es die Klage eines 
polniſchen Staatsangehörigen gegen den poln. Staat zuge⸗ 
laſſen, der bis zum 10. Jan. 1920 deutſcher Staatsangehöriger ge⸗ 
geweſen war und an dieſem Tage kraft der Beſtimmungen des VV. 
die poln. Staatsangehörigkeit erlangt hatte. Die Gründe dieſes 
Urt. find nicht mehr abgeſetzt worden, weil der damalige Präf. des 
Gem Schch. ingzwiſchen verſtorben war (vgl. Entſch. der GemSchc. 
Leske⸗Loewenfeld, Die Rechtsverfolgung im internationalen 
Verkehr, 5, II, 380). Dieſen Standpunkt hat das diſch.⸗poln. SchG. 
ſpäter aufgegeben und dahin entſchieden, es ſei Vorbedingung 
für ſeine Zuſtändigkeit aus Art. 305, daß ſich verſchiedene 
Staatsangehörige der beiden an der Errichtung des Sch. 
beteiligten Staaten als Prozeßparteien gegenüberſtehen. Das vor⸗ 
ſtehende Urt. ſchrankt dieſe allgemeine Vorausſetzung wieder ein. Es 
ſtellt die Bedentung des 10. Jan. 1920 als den Tag des Inkraft⸗ 
treteus des VV. für ſeine Zuſtändigkeit feſt. Danach kommt der 
10. Jan. 1920 als Stichtag für die Zuſtändigkeit nur inſoweit in 
Betracht, als es ſich um Rechtsbeziehungen handelt, die vor dem 
Inkrafttreten des VV. entſtanden waren, fo für das Ausgleichs ver⸗ 
fahren, die Vorkriegsverträge und die außerordentlichen Kriegsmaß⸗ 
nahmen. Für Rechtsbeziehungen dieſer Art iſt es erforderlich, daß die 
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Franzöſiſch-Zulgariſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


11. Art. 189 des Vertrages von Neuilly. Abänderung 
des Urteils eines bulgariſchen Gerichts wegen Verletzung 
von Vorſchriften des bulgariſchen Rechts. 7) 


Die franzöſiſche Firma L. hatte am 14. Aug. 1920 zu dem am 
16. April 1915 eröffneten Konkurs der bulgariſchen Firma B. vier 
Wechſelforderungen in franzöſiſchen Franken angemeldet. Die Wechſel 
waren von der Firma B. für Warenlieferungen der Firma L. aus dem 
Jahre 1914 akzeptiert. 

Durch Urteil des Gerichts von Sliven v. 19. Sept. 1922, beſtätigt 
durch Urteil des Appellhofs Philippopel v. 22. Jan. 1923, wurden drei 
von den Wechſeln wegen Ablaufs der Anmeldungsfriſt unter Beſchrän⸗ 
kung auf die Teilnahme an den ſpäteren Verteilungen zum Konkurs 
B. zugelaſſen, ein Wechſel jedoch zurückgewieſen, weil er kein Aus⸗ 
ſtellungsdatum hatte. 

Die Firma L. hat auf Grund von Art. 189 des Vertrages von 
Neuilly (wörtlich übereinſtimmend mit Art. 305 VV.) den Franzöſiſch⸗ 
Bulgariſchen GemSchcöH. angerufen. Der SchH. hat die Beſchrän⸗ 
kung der Wechſelforderung auf die ſpäteren Verteilungen wegen ver⸗ 
ſpäteter Aumeldung nicht bemängelt, da die Entſch. des bulgariſchen 
Gerichts inſoweit keiner Beſtimmung des Vertrages von Nenilly wider⸗ 
ſpreche. Dagegen iſt der Sch GH. der Anſicht, daß der zurückgewieſene 
Wechſel zwar wegen des fehlenden Ausſtellungsdatums nicht in Ord⸗ 


deutſche Partei am 10. Jan. 1920 die deutſche Staatsangehörig⸗ 
keit beſeſſen haben muß; die Zuständigkeit wird demgemäß verneint, 
wenn die deutſche Partei am 10. Jan. 1920 kraft VV. — z. B. auf 
Grund des Art. 91 VV. — die poln. Staatsangehörigkeit ipso facto 
erworben, aber ſpäter die deutſche Staatsangehörigkeit wiedererlangt 
hat. Soweit es ſich jedoch um Nachkriegsakte handelt, alſo um 
Rechtsvorgänge, die, wie die Beſchlagnahme und Liquida⸗ 
tion des Vermögens gem. Art. 297 b VV., nach Beendigung 
des Krieges liegen, iſt die Zuſtändigkeit des GemSchc. auch dann 
gegeben, wenn die am 10. Jan. 1920 kraft VV. erworbene poln. 
Staatsangehörigkeit nachträglich, ſei es durch Option, ſei es durch 
Einbürgerung, ſich wieder in die deutſche Staatsangehörigkeit ver⸗ 
wandelt hat. Bei Fragen, die dieſe Nachkriegsakte betreffen, iſt die 
Zuſtändigkeit des GemSchch. gem. Art. 305 VV. ſtets ſchon dann 
gegeben, wenn in dem Schiedsgerichtsverfahren Ange⸗ 
hörige der beiden Staaten, die das Schiedsgericht er⸗ 
richtet haben, als Parteien auftreten. Iſt dieſe Voraus⸗ 
ſetzung im Schiedsgerichtsverfahren ſelbſt erfüllt, jo iſt es auch ohne 
Bedeutung, daß zu dem Zeitpunkte, in dem das angegriffene Urt. 
des nationalen Gerichts erlaſſen wurde, ſich Parteien gleicher Staats⸗ 
angehörigkeit gegenübergeſtanden hatten, alſo z. B. der deutſche Kl., 
der das Urt. eines poln. Gerichts bekämpft, damals noch poln. 
Staatsangehöriger war. 

Dieſe Entſch. ſtellt einen nicht unweſentlichen Fortſchritt dar. 
Sie gibt dem ehemaligen poln. Staatsangehörigen, die durch Option 
und Einbürgerung nach dem 10. Jan. 1920 die deutſche Staatsange⸗ 
hörigkeit wiedererlangt haben, die Möglichkeit, die Entſcheidung des 
Schcß. gegen ein ungünſtiges Urt. eines poln. Gerichts anzurufen. 
Für den Rechtskampf der vertriebenen Domänen- 
pächter und überhaupt für die Geltendmachung der 

uſprüche aus der unzuläſſigen Liquidation des Ver⸗ 
mögens iſt die Entſcheidung von großer Tragweite. 

RA. Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 


Zu 11. Das vorſtehende Urteil bietet ein Beiſpiel geradezu un⸗ 
glaublicher, dilettantenhafter willkürlicher Rechtſprechung. Art. 189 des 
Vertrages von Neuilly (übereinſtimmend mit Art. 305 VV.) iſt im 
Urteil wörtlich enthalten. Wäre dies nicht der Fall, ſo müßte man an⸗ 
nehmen, daß Art. 189 dem SHSH. völlig unbekannt geblieben iſt. 


Die Klage wendet ſich dagegen, daß die drei Wechſel wegen Ver⸗ 
ſpätung auf die Teilnahme an den ſpäteren Verteilungen im Konkurs 
B. beſchränkt worden ſind, daß ein Wechſel wegen mangelnden Aus⸗ 
ſtellungsdatums überhaupt zurückgewieſen iſt. Die Folgen der Ver⸗ 
ſpätung hält der SchH. mit keiner Beſtimmung des Vertrages von 
Neuilly für widerſprechend. Mit welcher Beſtimmung des Vertrages 
von Neuilly ein ſolcher Widerſpruch möglich fein könnte, iſt überhaupt 
nicht vorſtellbar. Die Folgen der Verſpätung beruhen auf den bul⸗ 
gariſchen Konkursgeſetzen. Der Vertrag von Neuilly — ebenſowenig 
wie die Verträge von Verfailles, St. Germain und Trianon — ent» 
hält keinerlei Vorſchriſten, welche Konkursgläubigern, die Angehörige 
don Ententeſtaaten find, eine beſondere Vorzugsbehandlung ſichern. 

Ganz unerfindlich iſt aber, wie der SchcßH, die Zulaſſung des 
Wechſels ohne Ausſtellungsdatum begründet. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, ob ein Wechſel ohne Ausſtellungsdatum als Schuldanerkennt⸗ 
nis i. S. des bürgerlichen Rechts gewertet werden kaun. Auf jeden 
Fall muß doch geſagt werden, wenn das bulgariſche Gericht dieſe Mög⸗ 
lichkeit nicht in Erwägung gezogen hat, darin höchſtens die Verletzung 
einer Rechtsnorm des bulgariſchen bürgerlichen Rechts erblickt werden 
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nung ſei, trotzdem aber als Anerkenntnis der Schuld aus der Waren⸗ 
lieferung durch die Firma L. an die Firma B. gewertet werden müſſe 
und daß dieſe Forderung in derſelben Weiſe zur Teilnahme an dem 
Konkurs B. berechtigt ſei, wie die übrigen Wechſelforderungen. 


Der SHEH. hat dementfprechend erkannt, und da es ſich um 
Forderungen i. S. von Art. 176 des Vertrages von Neuilly (entipr. 
Art. 296 BB.) handelt, für die Berechnung den Kurs des Art. 176 des 
Vertrages von Neuilly (100 Lewa = 85,92 Franken) vorgeſchrieben. 

(Franz.⸗Bulg. Gem SchcGH., Urt. v. 22. Juli 1925, Nr. 318.) 


Rumäniſch-Ungariſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


12. Art. 250 Vertrag v. Trianon. Die rumän. Agrar⸗ 
geſetzgebung iſt eine Liquidation i. S. Art. 250. 7) 

Kl. iſt Eigentümer der Hälfte eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtückes in E., Komitat von S. Der rumän. Staat hat im 
Verfolg der rumän. Agrargeſetzgebung den Anteil des Kl. be⸗ 
ſchlagnahmt und ihn ſpäter weggenommen. An ſeiner Stelle iſt der 
rumän. Staat als Eigentümer im Grundbuch eingetragen worden. 
Eine minimale Entſchädigung wurde verſprochen, aber bisher nicht 
bezahlt. Sein Vieh, ſein Inventar und ſeine landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe wurden ihm weggenommen. 


kann. Art. 189 des Vertrages von Neuilly fett jedoch die Verletzung 
einer der dort genannten Vorſchriften des Vertrages von Neuilly vor⸗ 
aus. Der Schch. nennt keine derartige Vorſchrift. Sie zu ſuchen, 
wäre auch vergeblich. Die Entſch. iſt vielmehr ſelbſt eine Verletzung 
von Art. 189 des Vertrages von Neuilly, der, weit entfernt davon, die 
Möglichkeit einer ſchrankenloſen Reviſion an den GemSchchH. gegen 
die Urteile bulgariſcher und franzöſiſcher Gerichtsentſcheidungen zu er⸗ 
öffnen, dieſe Reviſion vielmehr auf die Verletzung der einzeln auf⸗ 
gezählten Vorſchriften des Vertrages von Neuilly beſchränkt, allerdings 
nicht nur gegen Entſcheidungen von Gerichten, ſondern jeder Behörde, 
die Recht auf den Einzelfall anwendet, mag ſie Gericht heißen oder nicht. 

Beiläufig wird außerdem in der Entfch. feſtgeſtellt, daß die For⸗ 
derungen L. zu den in Art. 176 des Vertrages von Neuillh genannten 
Verbindlichkeiten gehören. Art. 176 des Vertrages von Nenilly ent⸗ 
ſpricht dem Art. 296 VV. Frankreich hat jedoch von der Möglichkeit 
des Ausgleichsverfahrens gegenüber Bulgarien keinen Gebrauch ge⸗ 
macht. Trotzdem wird in Anwendung des, danach gar nicht in Kraft 
getretenen Art. 176 des Vertrages von Neuilly der in dieſem vor⸗ 
geſehene Umrechnungskurs 100 Lewa = 86,92 Franken zur Ans 
wendung gebracht. Eine weitere Unbegreiflichkeit in dieſem an Un⸗ 
begreiflichkeiten nicht armen Urteil. 


RegR. Dr. Caſpers, Berlin. 


Zu 12. Das vorliegende Urt. behandelt die Frage, ob nach 
dem FV. von Trianon (Art. 250) die Anwendung ders rumän. 
Bodengeſetzgebung auf ungar. Staatsangehörige zuläſſig iſt. Nach 
Art. 50 rumän. Bodenreform. v. 30. Juli 1920 wird als Ver⸗ 
kaufspreis für Bodenenteignung ein Schätzungspreis angenom⸗ 
men, welcher etwa dem Verkaufspreis von 1913 gleichkommt, 
jedoch wird dieſer Preis nicht in Gold⸗Lei, ſondern in Papier⸗Lei 
berechnet. Das bedentet, daß dem Eigentümer die Differenz zwi⸗ 
ſchen dem Kurſe des Gold⸗Lei 1913 und dem jetzigen Kurſe des 
Elten verloren geht. Dieſe Differenz iſt ſo hoch, daß der 
igentümer in Wirklichkeit nur etwa 1% des Wertes feines 
Eigentums i. J. 1913 erhält. Die Enteignung im Wege der rumän. 
Bodengeſetzgebung erfolgt ſonach tatſächlich entſchädigungslos. — 
Art. 250 FV. von Trianon beſagt dementgegen, daß jedwede Be⸗ 
ſchlagnahme oder Liquidation von Grund und Boden ungar. 
Staatsangehöriger auf den Gebieten der ehemaligen öſterr.⸗ungar. 
Monarchie verboten iſt. Durch die Aufnahme des Art. 250 FV. 
von Trianon wollten die alliierten und aſſoziierten Mächte die Gü⸗ 
ter, Rechte und Intereſſen der ungar. Staatsangehörigen unter 
den Schutz des allgemeinen Völkerrechts ſtellen (Vorarbeiten zu 
Art. 267 FV. von St. Germain und Art. 250 JV. von Trianon; 
Neégociations de la paix hongroise S. 303 f. und Note der ungar. 
Delegation v. 19. Febr. 1920). 

Nach Auffaſſung des Gerichts kommt es bei der Entſch. des 
Rechtsſtreits deshalb lediglich darauf an, ob die angefochtene 
Maßnahme gegen das anerkannte Prinzip der Achtung der erwor⸗ 
benen Rechte und gegen die Prinzipien des allgemeinen Völker- 
rechts verſtoße. Das Gericht gelangt in Übereinſtimmung mit der 
Entſch. der Cour (Arröt No. 7 a. a. O. S. 32/33) zu dem Er⸗ 
gebnis, daß eine Liquidation i. S. des Art. 250 Vertr. von Trianon 
vorliegt, indem es als Liquidation jede Abweichung vom 
allgemeinen Völkerrecht in der Behandlung des pri⸗ 
vaten Eigentums früher feindlicher Ausländer an⸗ 
ſieht. Dies genügt nach Auffaſſung des Gerichts zur Feſtſtellung 
der Kompetenz. Die Frage, ob der beklagte Staat zur Vornahme 
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Kl. hat auf Feſtſtellung der Unzuläſſigkeit der ergriffenen 
Maßnahmen und Schadenserſatz geklagt. Durch Zwiſchenurteil er⸗ 
klärte das Gericht ſich für zuſtändig. 

Bekl. hat den Einwand der Unzuſtändigkeit wie folgt be⸗ 
gründet: Die Maßnahmen, durch die ſich Kl. beſchwert fühlt, ſind 
in Anwendung der Agrargeſetzgebung in Transſylvanien getroffen 
worden, und zwar für alle Grundſtückseigentümer ohne Unter⸗ 
ſchied ihrer Nationalität. Eine Entſchädigung ſei für alle Enteigne⸗ 
ten in gleicher Weiſe vorgeſehen. Es handele ſich daher nicht um 
eine Beſchlagnahme oder Liquidation i. S. des Art. 250 des Ver⸗ 
trages von Trianon. 

Es iſt zunächſt hervorzuheben, daß die alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Mächte durch Art. 250 Vertr. v. T. die Güter, Rechte und 
Intereſſen der ungar. Staatsangehörigen in jeder Beziehung unter 
den Schutz der in Art. 232, insbeſ. der im Anhang ebenſo wie im 
Art. 250 ſelbſt vorgeſehenen Maßnahmen ſtellen wollten, ſowie, 
wie ſie dieſe Güter, Rechte und Intereſſen dem Bereich des Völ⸗ 
kerrechts nicht zu entziehen wünſchten. Dies ergibt ſich einwand⸗ 
frei aus den Vorbereitungsarbeiten des Art. 267 des Vertr. von 
St. Germain und 250 des Vertr. von Trianon ſowie aus dem Text 
dieſes Artikels ſelbſt. Der SchH. hat ſich daher in jedem Falle, 
wenn er über einen Anſpruch aus Art. 250 zu erkennen hat, mit 
den Grundſätzen des Völkerrechts auseinanderzuſetzen. 

Nach den Vorausſetzungen des Art. 250 ſind alle durch un⸗ 
gariſche Staatsbürger, Optanten oder Nichtoptanten eingereichten 
Klagen, ihre Güter, Rechte und Intereſſen betr., die auf dem 
Territorium der alten öſterreichiſchen Monarchie gelegen ſind, dem 
gemiſchten SchH. zu unterbreiten, ſobald dieſe Güter, Rechte und 
Intereſſen den im beſagten Artikel erwähnten Maßnahmen unter⸗ 
worfen ſind. 

Auf dieſen Punkt bezieht ſich gerade der Einwand des Bekl., 
und zwar behauptet er, daß es ſich nicht um Maßnahmen der 
Beſchlagnahme oder der Liquidation i. S. von Art. 250 handele. 

Um in der Frage der Zuſtändigkeit des Sb. zu einer ge⸗ 

rechten Beurteilung zu gelangen, muß zunächſt feſtgeſtellt wer⸗ 
den, ob die Maßnahmen, durch welche ſich vorliegend Kl. be⸗ 
ſchwert fühlt, die charakteriſtiſchen Anzeichen der einen oder an⸗ 
deren derjenigen Maßnahmen aufweiſen, welche in Gemäßheit des 
Art. 250 FV. von Trianon zu denjenigen Anſprüchen Anlaß geben, 
die nach 8 250 dem SH®. unterbreitet werden dürfen. Ob im 
übrigen die Umſtände des Falles wirklich geeignet ſind, um die 
Anwendung des Art. 250 zu rechtfertigen, läßt ſich erſt feſtſtellen, 
wenn in der Sache ſelbſt Entſcheidung ergeht. Der 15 81 vom 
Bekl. vorgetragene Umſtand, daß die den Gegenſtand des Strei⸗ 
tes bildenden Maßnahmen in Ausführung des Geſetzes über die 
Agrargeſetzgebung in Transſylvanien, Banat, Criſhana und Mara⸗ 
mure3 ergriffen worden ſeien, hat nichts mit der Frage der Zu⸗ 
ſtändigkeit zu tun. Lediglich in dem Falle, daß das Ecdh®. feine 
Zuſtändigkeit annimmt, kann ſich der Bekl. im Verfahren in der 
Sache ſelbſt auf diejenigen rechtlichen Momente berufen, welche 
fi) aus der Agrargeſetzgebung als ſolche ergeben. Gleiches gilt 
für alle anderen Rechtsbehelfe in der Sache ſelbſ, die der Bel. 
zum Nachweis dafür vorbringt, daß Art. 250 vorliegend nicht in 
Frage kommt. 
Um die Tragweite der im Tatbeſtand feſtgeſtellten, vom 
Bekl. unbeſtrittenen Maßnahmen richtig einzuſchätzen, bedarf es 
nicht der Prüfung, ob die dem Kl. versprochene Entſchädigung als 
angemeſſene Entſchädigung anzuſehen iſt, da dies im weſentlichen 
eine Frage der Entſcheidung in der Sache ſelbſt iſt; es genügen 
vielmehr die ſonſtigen vom Kl. angeführten Tatſachen zur Feſt⸗ 
ſtellung 

1. daß es ſich vorliegend um eine Maßnahme handelt, die 
das Eigentum eines früher feindlichen Gutes betrifft, indem ſie 
das Eigentum in ſeiner Geſamtheit dem Eigentümer ohne ſeine 
Zuſtimmung wegnimmt; 


der angefochtenen Maßnahme befugt iſt, iſt nach Auffaſſung des Ge⸗ 
richts erſt in der Sache ſelbſt zu entſcheiden. 

Unerheblich iſt es, ob man es mit einer Kriegsmaßnahme 
oder mit einer Nachkriegsmaßnahme zu tun hat, weil dieſe ſich 
nur nach ihrem Zweck unterſcheiden, rechtlich aber die eine wie 
die andere Art von Maßnahmen den Begriff der Liquidation ver⸗ 
wirklicht, inſoweit die Maßnahme gegen die Prinzipien des allge⸗ 
meinen Völkerrechts verſtößt. 

Intereſſant ſind die weiteren Ausführungen des Urt. in der 
Frage, ob und inwieweit die Verhandlungen zwiſchen Ungarn und 
Rumänien vor dem Völkerbund, insbeſ. in den Sitzungen in 
Brüſſel im Mai 1923 geeignet ſind, die Anſprüche ungar. Staats⸗ 
angehöriger zu beeinträchtigen, zumal dieſe Frage auch jetzt wieder 
in dem ungar.⸗rumän. Konflikt vor dem Völkerbund eine Rolle 
ſpielt. Mit Recht hat das Gericht den Standpunkt eingenommen, 
daß der von der Rumäniſchen Regierung angeführten Stelle des 
Berichts des Referenten des Völkerbundrats keinerlei Bedeutung 
zukomme, und daß die angebliche Behauptung des Delegierten 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. daß dieſe Maßnahme eine Verletzung des allgemeinen Prin⸗ 
zips des Schutzes des privaten Eigentums bedeutet und die Gren⸗ 
zen des allgemeinen Völkerrechts überſchreitet; 

3. daß eine ſolche Maßnahme in jeder Beziehung den Cha⸗ 
rakter einer Liquidation i. S. des Art. 250 hat und damit unter 
diejenigen Maßnahmen fällt, welche der betr. Artikel vorſieht. 


Der Belel. behauptet, daß die Maßnahme, die Art. 250 
unter dem Namen „Liquidation“ im Auge hat, eine Kriegsmaß⸗ 
nahme ſei, zu Kriegszwecken getroffen wäre und deren wichtigſtes 
Charakteriſtikum darin beſtehe, daß fie die früher feindlichen Gü⸗ 
ter als ſolche betreffe; die Enteignungen (Expropriationen), die in 
Verfolg der Bodengeſetzgebung erfolgt wären, ſeien daher nicht 
als ſolche Liquidationen anzuſehen, da ſie rechtlich in keinerlei Be⸗ 
ziehung als differentielle Maßnahmen anzufehen und vor allem 
nicht Maßnahmen ſeien, die zu Kriegszwecken ergriffen wur⸗ 
den, mit anderen Worten, daß ſie keineswegs mit Art. 250 
unvereinbar ſeien. Es ergibt ſich aber klar aus den Be⸗ 
ſtimmungen der Art. 232 und 250, ebenſo wie aus dem 83 der 
Anlage zu Sektion IV, daß die Liquidation i. S. des Art. 250 
eine Kriegsliquidation, ebenſo wie eine Nachkriegsliquidation ſein 
kann, daß aber der Sinn ſowohl der einen als der anderen Liqui⸗ 
dationsart der gleiche iſt, daß ſich nämlich die Liquidationsarten 
lediglich im Zweck unterſcheiden; in jedem Falle handelt es ſich 
darum, daß Güter, Rechte und Intereſſen früher feindlicher Staats⸗ 
angehöriger einer Behandlung unterworfen werden, welche eine 
Abweichung von denjenigen Regeln bildet, die in bezug auf die 
Behandlung von Ausländern und das Prinzip des Schutzes wohl⸗ 
erworbener Rechte allgemein anerkannt ſind. — Die Frage, ob 
die Enteignungen, um die es ſich vorliegend handelt, differentielle 
Maßnahmen find, intereſſiert im weſentlichen erſt, wenn in der 
Sache ſelbſt eine Entſcheidung ergeht, ſo daß ſich das Gericht 
hiermit z. Z. nicht zu beſchäftigen braucht. Unter dieſen Umſtän⸗ 
den unterliegt es keinem Zweifel, daß das Gericht zuſtändig iſt, 
um diejenigen Beſchwerden zu prüfen, welche von einem ungar- 
Staatsangehörigen in bezug auf dieſe Maßnahmen erhoben wer⸗ 
den, und daß es der Entſch. in der Sache ſelbſt überlaſſen werden 
muß feſtzuſtellen, ob der Bekl., wenn er dieſe Maßnahme are 
wandte, einen Rechtstitel hatte, der es ihm ermöglichte, vom 
Völkerrecht zuläſſigerweiſe abzuweichen. 


Der Bekl. berief ſich ferner auf ein neues Argument, indem 
er behauptet, daß die Vereinbarkeit der Enteignung mit dem 3B. 
von Trianon durch die Vertreter der ungariſchen Regierung ge⸗ 
legentlich gewiſſer Beſprechungen, die am 27. Mai 1923 in 
Brüſſel zwiſchen den Vertretern der beiden Regierungen ſtattfan⸗ 
den, desgleichen auch durch den Völkerbundsrat in feiner Ente 
ſchließung v. 5. Juli 1923 anerkanüt worden ſei. (Dies wird 
widerlegt und dann fortgefahren:) 


„Behl. ſetzt ferner auseinander, daß Kl. ſich freiwillig den 
rumän. Gerichten unterworfen habe, ohne die Einrede des Art. 250 
geltend zu machen. Kl. habe ferner vor den Landesgerichten die 
Rechtsbeihilfe vorgebracht, welche die Sache ſelbſt betreffen, und 
ſo anerkannt, daß die den Gegenſtand des Streites bildenden 
Maßnahmen Enteignungsakte darſtellen. Damit habe er alſo vor 
den rumän. Gerichten zugegeben, daß die Agrargeſetze eine zur 
läſſige Expropriation darſtellen. Kl. könne ſich daher heute vor 
dem internationalen Gerichtshofe nicht darauf berufen, daß die⸗ 
ſelben Geſetze eine Liquidation i. S. von Art. 250 darſtellen. 


Der Bekl. kann ſich auf keinen Rechtsgrundſatz zur Stütze 
dieſer ſeiner dem allgemein anerkannten Prinzip entgegenſtehen⸗ 
den Behauptungen berufen, da, ſoweit die internationale Gerichts⸗ 
barkeit in Frage kommt, nichts dem im Wege ſteht, daß der ein⸗ 
zelne Kl., bevor er ſich an die internationale Gerichtsbarkeit 
wendet, alle Rechtsmittel erſchöpft, die ihm durch die Landes⸗ 
geſetze gewährt werden. Die Tatſache, daß der Kl. von den 


der Ungariſchen Regierung, daß der Friedensvertrag einer Ent⸗ 
eignung (Expropriation) von Gütern der Optanten aus Gründen 
des gemeinen Wohls nicht entgegenſtehe, lediglich beſagen wolle, 
daß die Güter der ungar. Optanken nicht ohne angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung weggenommen werden dürften. 

Das Urt. iſt nicht nur für die rumän. Bodengeſetzgebung, 
ſondern auch für die tſchechiſche und die jugoſlaviſche, die ſämtlich 
den Grund und Boden der früher feindlichen Staatsangehörigen 
im weſentlichen entſchädigungslos weggenommen haben, von größter 
Bedeutung. Rumänien hat unverzüglich nach Erlaß des Urt. feinen 
Schiedsrichter, inſoweit Bodenreformſachen in Frage kommen, ab⸗ 
berufen und ſich beſchwerend über das Urteil an den Völkerbund⸗ 
rat gewandt. Es erſcheint indeſſen ausgeſchloſſen, daß die Wirk⸗ 
ſamkeit des Urt. durch den Völkerbundrat in Zweifel gezogen 
wird. Die Anfechtung eines Spruches des Gemiſchten Schiedsgerichts 
iſt im Friedensvertrage ausdrücklich ausgeſchloſſen (Art. 239 F. 
von Trianon). 

RA. Dr. Erwin Loe wenfeld, Berlin. 
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ruman. Gerichten nur das innerſtaatliche Recht herangezogen hat, 
kann ihm das Recht nicht nehmen, ſich vor dem internationalen 
Gerichtshofe auf die Beſtimmungen eines internationalen Vertra⸗ 
ges zu berufen. 

Es iſt ſchon feſtgeſtellt, daß die Eutſchädigungsfrage im we⸗ 
ſentlichen als eine Frage anzusehen iſt, die in der Sache ſelbſt 
entſchieden werden muß, und der Gerichtshof daher beim gegen⸗ 
wärtigen Stand der Dinge die von dem Behl. hierauf Bezug neh⸗ 
menden Behauptungen nicht in Betracht zu ziehen braucht. 

(Urt. v. 23. Dez. 1926.) 


D. Ausländiſche Gerichte. 


Memelgebiet. 


1. 8 829 8 0.; 8 1281 BGB. Es iſt zuläſſig, die 
orderung eines Schuldners gegen einen im Ausland 
wohnenden Ausländer zu pfänden. 

„Zwar iſt es richtig, daß ein ſolcher Drittſchuldner weder der 
Gerichtsbarkeit noch der Vollſtreckungsgewalt des Memelgebietes 
unterſteht. Bei der Pfändung einer Forderung richtet ſich aber die 
Zwangsvollſtreckung auch gar nicht gegen den Drittſchuldner, ſondern 
nur gegen den Schuldner. Allerdings ſpricht 8829 Abſ. 1 ZPO. von 
einem „Verbot“ an den Drittſchuldner. Dieſes Verbot iſt aber kein 
Zwangsvollſtreckungsalkt. Denn ihm fehlt das begrifflich Weſentliche 
eines Zwangsvollſtreckungsaktes: die Erzwingbarkeit. Der Dritt⸗ 
ſchuldner wird durch dieſes „Verbot“ durchaus nicht gehindert, wenn 
er will, doch an den Schuldner zu zahlen. Dieſes „Verbot“ hat für 
den Drittſchuldner keine zivilprozeſſuale, ſondern nur eine zivilrecht⸗ 
liche Bedeutung. Es iſt — ſachlich betrachtet — nichts weiter als 
eine Hinweiſung des Drittſchuldners darauf, daß nach dem Zivil⸗ 
recht des Memelgebiets nicht mehr die alleinige Aktivlegitimation 
des Schuldners beſtehe (vgl. 8 1281 BGB.) und der Drittſchuldner 
durch Zahlung an den Schuldner allein deſſen Forderung nicht mehr 
zum Erlöſchen bringen konne. Der Akt, der in 8 829 a. a. O. for⸗ 
mell als Verbot bezeichnet wird, iſt alſo materiell gar kein 
Verbot, ſondern nur eine Warnung vor einer Zahlung an den 
Schuldner (da dieſe nicht mehr deſſen Forderung tilgen würde), und 
es kann nicht unzuläſſig ſein, eine ſolche Warnung auch einem im 
Auslande wohnenden und aufhaltſamen Ausländer zugehen zu laſſen, 
auch wenn er nicht der Gerichtsbarkeit des Memelgebiets unterliegt. 

(Ob. Tribunal zu Kaunas, Abteilung für Rechtsangelegenheiten des 
Memelgebietes, Beſchl. v. 27. Nov. 1926, Wo 115/26.) 


Mitgeteilt von Obertribunalrichter Plümicke, Memel. 


Schweiz. 
2. Die Exceptio rei judicatae ift auf Grund eines 
in der Schweiz nicht vollſtreckbaren Urteils eines deutſchen 
Gerichts nicht gegeben. 

Das Amtsgericht von H. (Deutſchland) verurteilte den eben⸗ 
falls in H. wohnhaften M. zur Alimentenzahlung. Im 
Aug. 1924 zog M. nach K. (Kanton Obwalden, Schweiz). Da in 
Obwalden Zivilurteile deutſcher Gerichte nicht vollzogen werden, 
erhob Rekurrent vor den Gerichten dieſes Kantons eine neue 
Vaterſchaftsklage gegen M. Das Kantonsgericht des Kantons Ob⸗ 
walden wies dieſe Klage wegen der von dem Bell. erhobenen 
exceptio rei judicatae ab. Auch das Obergericht ſah dieſe Einrede 
ür begründet an und verweigerte deshalb dem Kl. das Armen⸗ 
recht für das Apvellationsverfahren. 

Dieſe Entſch. des Obergerichts war aufzuheben und das⸗ 
ſelbe anzuweiſen, dem Kl. das Armenrecht zu erteilen. Das Ober⸗ 
gericht betrachtet die Appellation des Sch. mit Rückſicht auf die 
Rechtskraft des Urteils des Amtsgerichts H. als ausſichtslos. 
Allein es ſteht feſt, daß dieſes Urkeil in Obwalden nicht voll⸗ 
ſtreckbar iſt. Daraus ergibt ſich zwingend, daß ihm für das Ge⸗ 
biet dieſes Kantons keine Rechtskraft zukommt. Der Zweck einer 
Leiſtungsklage iſt die Erwirkung eines Titels für die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. Mit der Rechtskraft eines ſie gutheißenden Urteils iſt 
beshalb notwendig die Vollſtreckbarkeit verbunden; dieſe kann ihm 
nur vorübergehend durch beſondere richterliche Verfügung u. B. in⸗ 
olge Ergreifung eines außerordentlichen Rechtsmittels entzogen 
werden. Soweit daher ein Staat ausländiſchen Urteilen die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit verſagt, erkennt er ihnen für fein Gebiet auch keine 

echtskraft zu. 
Der Umſtand, daß ein Staat ein verurteilendes Erkenntnis 
deswegen, weil es von einem ausländiſchen Gerichte herrührt, nicht 
als Vollſtrechungstitel auerkennt, kann unmöglich zur Folge haben, 
daß derjenige, zu deſſen Gunſten es lautet, in dieſem Staate für 
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den ihm zugeſprochenen Anſpruch die Zwangsvollſtreckung über⸗ 
haupt nicht erwirken könnte; ſondern es folgt daraus nur, daß 
er, um dieſe zu erreichen, ſich durch neue Klage ein anderes, in 
dieſem Staate vollſtreckbares, verurteilendes Erkenntnis verſchaf⸗ 
fen muß (vgl. BGE. 28 1 S. 328). Es können allerdings zwei Ur⸗ 
teile über die gleiche Streitſache entſtehen. Das macht aber die 
Aufgabe der mit einem Vollſtreckungsgeſuch angerufenen Behörde 
keineswegs unmöglich; dieſe muß und kann auch auf Grund der 
internationalen oder interkantonalen Vollſtreckungsrechte darüber 
entſcheiden, welchem Urteil für ihr Gebiet der Vorzug zu geben 
iſt. Der Entſcheid des Obergerichts, wodurch dem Kl. das Armen⸗ 
recht wegen Ausſichtsloſigkeit der Appellation nicht gewährt wor⸗ 
den iſt, ſtellt ſich ſomit als Rechtsverweigerung dar und muß auf⸗ 
gehoben werden. 

(Schweiz. Bundesgericht, Staatsrechtl. Abt. in Lauſanne, Entſch. 
v. 12. Febr. 1927, P 522.) 


Mitgeteilt von AGR. Dr. Rothſchild, Frankfurt a. M. 
* 


3. Aufwertung von Markrentenverſicherungen in der 
Schweiz. f) 

Der im Elſaß wohnende Kl. ſchloß 1904 mit der Bekl. — einer 
Baſeler Lebensverſicherungsanſtalt — einen Leibrentenvertrag ab, 
wonach ihm von 1915 an je 400 % und 500 Schweizer Franken 
in Baſel zu zahlen waren, und zahlte die Prämie hierfür ſofort. 
Von 1915 bis 1923 zahlte die Bekl. die Markrenten in Papiermark. 
1925 klagte Kl. auf Zahlung der Markrente in einem der Goldmark 
entſprechenden Betrage in Franken. Das Schweizer Bundesgericht 
gewährte Aufwertung auf 700%. 

Iſt davon auszugehen, daß ſich der vereinbarte Leiſtungsgegen⸗ 
ſtand gegenwärtig in jährlich je 400 Papiermark erſchöpft, ſo muß 
dem Kl. doch zugeſtanden werden, daß er in Ausübung ſeiner durch 
die Leibrentenverträge begründeten Rechte nach Treu und Glauben 
handelt, wenn er ſich nicht mit einer Leiſtung begnügt, die ſo gering 
iſt, daß zur Zeit des Abſchluſſes der Verträge gar kein Geldzeichen 
beſtand, durch deſſen Hingabe ſie hätte entrichtet werden können, und 
der Bekl. muß entgegengehalten werden, daß ſie nicht nach Treu und 
Glauben handelt, wenn ſie in Erfüllung der durch die Leibrenten⸗ 
verträge eingegangenen Pflichten Leiſtungen entrichten will, die zum 
Gegenſtand von Leibrentenverträgen zu machen ſie wegen deren 
Geringfügigkeit jederzeit mit Entſchiedenheit abgelehnt haben würde. 
Dies gilt vor allem dann, wenn die vom Kl. ſeinerzeit entrichtete 
Prämie in den Händen der Bekl. nicht von der Entwertung der 
Mark betroffen worden iſt, weil dieſe ſie, beſonders im Umfang der 
Prämtenreferve, nicht in deutſchen oder überhaupt nicht in ſummen⸗ 
mäßig beſtimmten Vermögenswerten angelegt hat. Die Vorinſtanz hat 
den Beweis für die Anlage der, Prämienreſerve in deutſchen Werten 
nicht als geleiſtet erachtet. Hiergegen vermag die Bekl. nicht mit dem 
bloßen Hinweis darauf aufzukommen, daß ein Grundſatz der Ver⸗ 
ſicherungstechnik die Anlage der Prämienreſerve in deutſchen Werten 
geboten habe. So unverrückbar, daß ſich die Bekl. nicht hätte heraus⸗ 
nehmen dürfen, davon abzuweichen, ohne ſich dem Vorwurf unſolider 
Geſchäftsführung auszuſetzen, ſtand dieſer Grundſatz vor dem Welt⸗ 
kriege nicht feſt. Wenn die deutſche Verſicherungsaufſichtsgeſetzgebung 
die Anlage der Prämienreſerve in deutſcher Währung forderte, ohne 
Rückſicht auf die zur Beſtimmung der Verſicherungsſumme ver⸗ 
wendete Währung, ſo zeigt dies, daß die Anlage des Prämien⸗ 
reſervefonds in Werten anderer Währung als derjenigen der Ver⸗ 
ſicherungsſumme nicht als mit ſolider Geſchäftsführung vollſtändig 
unvereinbar angeſehen wurde. Indeſſen iſt jene Feſtſtellung über⸗ 


Zu 3. Das Urt. behandelt einen intereſſanten Parallelfall zu 
dem Urt. des Züricher Bezirksgerichts v. 18. Dez. 1926. Auch hier 
hatte ſich die Schweizer Verſicherungsgeſellſchaft auf den Standpunkt 
geſtellt, daß fie — mangels Vorliegens einer Goldklauſel — berechtigt 
ſei, in Papiermark zu leiſten, da nach der Verſicherungstechnik die 
Reſerven in der Währung angelegt werden müßten, in der die Renten 
zu bezahlen ſeien; ihre Reſerven für Markberfiherungen hätten aber 
an der völligen Markentwertung teilgenommen; daher könne ihr 
nicht Zahlung in einer höherwertigen Währung zugemutet werden; 
eine ungerechtfertigte Bereicherung liege nicht vor; evtl. könne nur 
eine Aufwertung nach den Grundſätzen des deutſchen Aufwertungsrecht 
erfolgen, d. h. in Höhe von 5 bis 10%. Das Appellationsgericht 
Vaſel⸗Stadt hatte der Klage in vollem Umfange, d. h. in Höhe von 
100% ſtattgegeben und dies folgendermaßen begründet: Da die 
Papiermark, das an ſich geſetzliche Zahlungsmittel, tatſachlich wertlos 
geworden ſei, ſo könne ſich die Geſellſchaft darin nicht mehr ihrer 
Zahlungspflicht entledigen; nachdem die Prämien |. 3. in vollwertiger 
Mark geleiſtet ſeien, würde eine ſolche Handlungsweiſe gegen Treu 
und Glauben verſtoßen; gerade das Verſicherungsrecht ſei von dem 
Grundſatz beherrſcht, daß ſich der Wert von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung entſprechen müßten; dieſer Grundſatz, der an ſich dazu führen 
muͤſſe, daß die Rente auch jetzt noch in Goldmark zu bezahlen jet, 
wäre aber dann unbillig, wenn die Reſerven der Bekl. ſ. Z. in Mark 
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haupt nicht ſchlechthin ausſchlaggebend. Denn die Rentenzahlung in 
entwerteter Papiermark würde Treu und Glauben ſelbſt dann wider⸗ 
ſprechen, wenn die Prämienreſerve in Mark angelegt und infolgedeſſen 
ebenfalls entwertet worden wäre, weil die Bekl. durch die Aufwertung 
dieſer Vermögensanlagen ja einen Teil des Verluſtes wieder einbringt. 
Andrerſeits vermag die Anlage der Prämienreſerve in ſchweizeriſchen 
Werten doch deswegen nicht eine Aufwertung auf den vollen Kurs⸗ 
wert zu rechtfertigen, weil die Bekl. infolge dieſer Art 
und Weiſe der Anlage das Riſiko einer allfälligen 
Entwertung des Schweizerfrankens getragen hat, 
was die Vorinſtanzen außer acht gelaſſen haben. Aus dieſer letzteren 
Überlegung folgt, daß für die Aufwertung nicht allein der Geſichts⸗ 
punkt der Bereicherung maßgebend ſein darf, ganz abgeſehen davon, 
daß eine Bereicherung nicht als ungerechtfertigt angeſehen werden 
kann, wenn fie ihre Begründung in der Münzgeſetzgebung findet. 
Vielmehr muß ſich die Bekl. zu einer Aufwertung der Renten 
deswegen herbeilaſſen, weil es mit Treu und Glauben nicht vereinbar 
iſt, daß ſie das Riſiko der Entwertung der deutſchen Währung von 
den Kl. allein getragen wiſſen will. Daß der Gläubiger der Geld⸗ 
entwertung ausgeſetzt iſt (und zwar in ungleich höherem Maße als 
der Schuldner der Erhöhung des Geldwertes), kommt einzig daher, 
daß für die Bewertung des Geldes deſſen Nennwert, als maßgebend 
bezeichnet werden mußte, um die moderne Geldwirtſchaft von den 
Unzuträglichkeiten der Kurswertberechnung zu befreien. Ein innerer 
Grund, aus welchem es gerechtfertigt wäre, daß der Gläubiger dieſes 
Riſiko bis auf nahezu den vollen (Kurs⸗/Wert des Geldes allein 
trage, iſt nicht erſichtlich, zumal wenn der Schuldner ein Gewerbe 
betreibt, welches ohne die Grundlage der modernen Geldwirtſchaft 
überhaupt undenkbar wäre, ja, wenn geradezu deſſen Exiſtenz erſt durch 
die moderne Geldwirtſchaft ermöglicht worden iſt. Hierbei macht es 
keinen Unterſchied aus, ob die Geldſchuld in inländiſcher oder irgend⸗ 
einer ausländiſchen, zur Zeit des Vertragsſchluſſes ſoliden Währung 
beſtimmt worden iſt. 

Nachdem durch das deutſche Münzgeſ. v. 30. Aug. 1924 eine 
neue Währung auf Grund der „Reichsmark“ eingeführt und hierbei 
eine Billion Mark bisheriger Währung einer Reichsmark gleichgeſetzt 
worden iſt, läßt ſich die aus der Entwertung der bisherigen Währung 
für den Gläubiger entſtandene Einbuße nun auch endgültig feſtſtellen 
und kann daher der Aufwertung nicht mehr entgegengehalten werden, 
aus einer allfälligen Erholung der Währung könnte nur der Glaͤubiger 
nachträglich noch Nutzen ziehen. 

Fragt ſich, in welchem Maße der Verluſt aus der Entwertung 
der Mark auf die Rentengläubiger einerſeits und den Rentenſchuldner 
anderſeits zu verlegen ſei, ſo muß von der Heranziehung 
der deutſchen Aufwertungsgeſetzgebung abgeſehen 
werden. Die die Aufwertung von Verſicherungsanſprüchen der 
ſtreitigen Art regelnden 88 59—61 des deutſchen Aufw®. v. 16. Juli 
1925 gehen nämlich von der Vorausſetzung aus, daß die Prämien⸗ 


angelegt und ſo ebenfalls der Entwertung anheimgefallen wären; da 
es ſich aber um Verträge handle, die nicht zum deutſchen, ſondern 
zum ſchweizeriſchen Beſtand der Bekl. gehörten, hätte für die Bell. 
keine geſetzliche Pflicht zur Anlegung der Reſerven in Mark be⸗ 
ſtanden; andrerſeits habe ſie den Nachweis, daß ſie die Reſerven tat⸗ 
ſächlich in Mark angelegt habe, nicht erbracht; deshalb habe für 
das Gericht kein Grund vorgelegen, ihrem Verlangen auf „Auf⸗ 
wertung“ oder beſſer geſagt „Abwertung“ der Rentenbeträge zu 
entſprechen. 

Das Bundesgericht hat aus den oben abgedruckten Gründen 
eine Aufwertung der Rentenbeträge auf 70% vorgenommen, und zwar 
mit 4 gegen 3 Stimmen. Die Minderheit wollte das Urt. des 
Appellationsgerichts beſtätigen. Auch die Mehrheit iſt, wie die 
Begründung ergibt, mit der Vorinſtanz inſoweit einig geweſen, als 
ſie eine Zahlung der Nenten in der völlig entwerteten Papier mark 
als Verſtoß gegen Treu und Glauben angeſehen hat, und zwar ſelbſt 
dann, wenn die Rentenreſerve in Papiermark angelegt geweſen wäre. 
Die Aufwertung auf nur 700% iſt dann aus dem Geſichtspunkt 
heraus erfolgt, daß die Bekl. nach einer Auskunft des Eidgen. 
Verſicherungsamtes einen Teil ihrer Reſerven, und zwar nicht nur 
für die zu ihrem deutſchen Beſtande gehörigen Verſicherungen, in 
Markwerken angelegt hatte. Das Bundesgericht hat unter Abwägung 
der Intereſſen beider Teile der „finanzkräftigen“ Bekl. eine größere 
Anteilnahme an dem Kursverluſt der Renten zugebilligt, als dem Kl., 
und zum Schluß ſehr beherzigenswerte Worte für die Imponderabilien 
gefunden, die gegen eine allzu große Zurückhaltung bei der Auf⸗ 
wertung von Markverſicherungen bei Schweizer Geſellſchaften ſprechen. 

Nicht nur die zuletzt erwähnten Ausführungen, ſondern die ganze 
Tendenz des Urt. und vor allem die große Minderheit, die ſich 
innerhalb des Bundesgerichts für eine volle Aufwertung ausgeſprochen 
hat, geben dem Urt. eine über den Einzelfall hinaus⸗ 
gehende, auch für die Anſprüche reichsdeutſcher Ver⸗ 
ſicherter wichtige Bedeutung. Denn auch bei letzteren kann 
nicht verkannt werden, daß die in deutſchen Werten angelegten 
Prämienreſerven im allgemeinen nur einen verhältnismäßig geringen 
Teil des für dieſe Verſicherungen verfügbaren Anteils am Geſamt⸗ 
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reſerven in deutſchen Werten gebildet worden ſeien, die auch ihrerſeits 
zwar aufgewertet werden, aber gleichwohl zuſammen mit dem übrigen 
Vermögen des Verſicherers nicht zur Befriedigung der Verſicherungs⸗ 
anſprüche auszureichen vermöchten, wenn dieſe auf 100% des Gold⸗ 
markbetrages aufgewertet würden. Daher müſſen jene Vorſchriften 
da außer Betracht fallen, wo ganz andere Vorausſetzungen zutreffen, 
nämlich die Prämienreſerven aus ſchweizeriſchen Werten beſtehen und 
daher für ſich allein ſchon zur Deckung der auf 100% des Goldmark⸗ 
betrages aufgewerteten Verſicherungsanſprüche hinreichen, und infolge⸗ 
deſſen auch das Ergebnis ihrer Anwendung ein ganz anderes wäre, 
nämlich daß ſelbſt ohne Zuſchuß aus dem übrigen Vermögen des 
Verſicherers eine Aufwertung auf 100% des Goldmarkbetrages ſtatt⸗ 
finden könnte. Somit kann der Bekl. eine höhere Aufwertung zu⸗ 
gemutet werden, als wenn davon ausgegangen würde, daß die 
Prämienreſerven oder gar alles Vermögen der Bekl. in deutſchen 
Werten angelegt worden ſeien. Freilich hat auch die Bekl. aus der 
Entwertung der bisherigen deutſchen Währung Einbußen erlitten, da 
ſie die Prämienreſerven für ihren deutſchen Verſicherungsbeſtand in 
deutſchen Werten hatte anlegen müffen und auch darüber hinaus 
noch deutſche Werte beſaß. Allein die Akten bieten keine Anhalts⸗ 
punkte dafür, daß letztere nicht bloß einen verhältnismäßig geringen 
Teil des Vermögens der Bekl. ausgemacht haben, und den deutſchen 
Verſicherungsbeſtand wird die Bekl. dank den erwähnten deutſchen 
Aufwertungsvorſchriften im weſentlichen durch Preisgabe der zur 
Bildung der Prämienreſerven gemachten deutſchen Vermögensanlagen 
liquidieren können, ohne aus dem übrigen Vermögen eine Summe 
zuſchießen zu müſſen, deren Verluſt ihr finanzielles Gleichgewicht 
ernſtlich zu gefährden vermöchte. Auch darf angenommen werden, 
daß der ſchweizeriſche Verſicherungsbeſtand der Bekl. nur verhältnis⸗ 
mäßig wenige Polizen mit Verſicherungsſummen in bisheriger deutſcher 
Währung aufweiſe, und daß daher deren Aufwertung, auch wenn 
fie in weitgehendem Maße zugeſtanden wird, nicht eine Gefährdung 
der übrigen Verpflichtungen der Bekl. zur Folge haben oder von 
ihr ſonſtwie als drückend empfunden werde. Endlich darf berück⸗ 
ſichtigt werden, daß es im eigenen geſchäftlichen Intereſſe der Berl. 
wie überhaupt im allgemeinen Intereſſe liegt, wenn 
die Rentenverſicherung nicht dadurch der Ungunſt 
des Publikums ausgeſetzt wird, daß bei ihrer Auf⸗ 
wertung zu ſehr zurückgehalten wird. Daher darf der 
finanzkräftigen Bekl. eine größere Anteilnahme an dem durch die 
Entwertung der bisherigen deutſchen Währung herbeigeführten Verluſt 
der Kl. auf den rückſtändigen und den künftig fällig werdenden 
Rentenbeträgen zugemutet werden, nämlich im Umfange von 70%. 


9 N Bundesgericht, 2. ZivXbt., Urt. v. 17. Febr. 1927, Pr 1927 
k. . 
Mitgeteilt von Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 


vermögen der Schweizer Verſicherungsgeſellſchaften ausmachen. Wie 
ich ſchon in der Anm. zu dem Urt. des Züricher Bezirksgerichts 
betont habe, haften die Geſellſchaften für die Erfüllung ihrer Ver⸗ 
pflichtungen nicht nur mit den für ſie angelegten Reſerven, ſondern 
mit ihrem ganzen Vermögen. Der Geſichtspunkt, auf den ſich die 
fremden Geſellſchaften bisher geſtützt haben, daß nämlich dieſe Haftung 
unerheblich ſei, weil eben keine Schuld mehr beſtehe, außer in der 
völlig entwerteten Papiermark, dürfte durch das Urt. des Bundes⸗ 
gerichts, das ausdrücklich feſtſtellt, eine Erfüllung der Renten- 
verpflichtungen in dieſer entwerteten Währung würde gegen Treu und 
Glauben verſtoßen, widerlegt ſein. Beſteht aber an ſich die Ver⸗ 
pflichtung der Geſellſchaften aus den Markverträgen fort, fo bleibt 
für die Anſprüche reichsdeutſcher Verſicherter allein noch zu fragen, 
wieweit die deutſche Aufwertungsgeſetzgebung maßgebend iſt, wenn 
es ſich um Verſicherungen bei ausländiſchen Geſellſchaften handelt, 
deren Vermögen nicht in vollem Umfang durch die Entwertung der 
Mark getroffen worden iſt. In dieſer Hinſicht ſpricht das Urt. 
des Bundesgerichts den bedeutungsvollen, von mir immer verfochtenen 
Grundſatz aus, daß die 88 59 bis 61 Aufiw®. von der Vorausſetzung 
ausgehen, daß die in deutſchen Werten angelegten 
Prämienreſerven auch zuſammen mit dem übrigen 
Vermögen des Verſicherers nicht zur vollen Ber 
friedigung der Verſicherungsanſprüche ausreichten. 
Dieſe Vorausſetzung trifft aber — und hier liegt der Schwerpunkt 
der Entſch. in ihrer Anwendung auf die Anſprüche reichsdeutſcher 
Verſicherungsnehmer — nicht nur dann zu, wenn die Prämien⸗ 
reſerven aus ſchweizeriſchen Werten beſtehen, ſondern auch dann, wenn 
ſie zwar in deutſchen Werten angelegt ſind, das übrige Vermögen des 
Verſicherers aber zu einer wenigſtens teilweiſen Aufwertung der 
Anſprüche ausreicht. Gänzlich ablehnend, wie es in dem 
Aufſatz von Jagmetti (Schweiz Jur. 1926/27, 119 ff.) geſchehen 
iſt, werden ſich die Schweizer Geſellſchaften auch den 
reichsdeutſchen Anſprüchen gegenüber nun in Zukunft 


nicht mehr verhalten können. Und darin liegt der haupt- 


ſachliche Wert der Entſch. des Bundesgerichts. 8 
LG Dir. Kerſting, Berlin. 
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4. Anſprüche deutſcher Verſicherter gegen auslän⸗ 
diſche Lebens verſicherungsgeſellſchaften aus Markver⸗ 
trägen. f) 


Der Kl., der Deutſcher iſt, iſt mit der Bekl. durch ihren Haupt⸗ 
bevollmächtigten für Deutſchland drei Rentenverträge v. 7. Jan. 1915, 
15. April 1916 und 4. März 1919 eingegangen. Die Renten wurden 
ihm zum letzten Male am 1. Juli 1923 ausbezahlt. Von da an wur⸗ 
den die Zahlungen eingeſtellt, weil fie infolge des jahen Kursſturzes 
der deutſchen Mark völlig wertlos geworden waren. 

Mit der Klage verlangt der Kl. Verurteilung der Bekl. zur 
Auszahlung der Rente für das Jahr 1924 und das erſte Vierteljahr 
1925, und zwar auf die Policen von 1915 und 1916 im vollen 
Goldmarkbetrage und auf die Police von 1919 zu einem der deutſchen 
Praxis entſprechenden Kurſe. 


Zur Begründung hat er im weſentlichen ausgeführt: Nach deut⸗ 
ſcher Auffaſſung habe für alle vor dem 1. Jan. 1918 eingegangenen 
erbindlichkeiten zu gelten, daß dieſe Forderungen in voller Gold⸗ 
parität beſtünden. Dieſer Grundſatz betreffe auch die Renten⸗ 
anſprüche des Kl. aus den Policen von 1915 und 1916, ſo daß die 
Bekl. dieſe Renten im vollen Nennbetrag ſchulde; bei der Rente 
aus der Police von 1919 ſei dagegen ein gewiſſer Abzug zu machen. 
Das Weſentliche ſei aber bei allen drei Renten, daß ſie nach den 
Kursverhältniſſen der Zeit der Errichtung geſchuldet werden und 
nicht nach den Verhältuniſſen am Tage der Auszahlung jeder Rente. 
Wenn die Bekl. die Renten nur zum Tageskurſe der deutſchen 
Papiermark auszahlen wolle, ſo tue ſie das in Berufung auf deut⸗ 
ſches Notrecht, das den ſchwer darniederliegenden deutſchen Verſiche⸗ 
rungen gewährt worden ſei. Dieſes Recht könne fie ſich aber als 
wohlgeſtellte, ſolvente Schweizer Verſicherung nicht zugute halten; 
ſie unterliege vielmehr den allgemeinen Normen des deutſchen Ver⸗ 
ſicherungsrechtes. Aus dieſem laſſe ſich aber eine derartige Wert⸗ 
berminberung der Renten nicht ableiten. 
Zudem widerſpreche es Treu und Glauben, wenn die Bekl., 
die den Gegenwert für ihre Leiſtungen voll empfangen habe, zu einer 
Zeit, als die Mark noch nicht weſentlich geſunken war, nun aus 
dem Zuſammenbruche der deutſchen Währung ein Geſchäft machen 
wolle, dadurch, daß ſie ihre Verpflichtungen nur noch in dieſer völlig 
wertlos gewordenen alten Münze anerkennen wolle. 

Endlich ſei der Standpunkt der Bekl. auch durch 8 2 der 

Police ausgeſchloſſen, wonach ſie für ihre Verpflichtungen aus den 
entenverträgen mit ihrem ganzen Vermögen hafte und die Höhe 
der Rente garantiert und unveränderlich ſei. 

Die Bekl. beantragte die Abweiſung der Klage, weil die ihr 
zugrunde gelegte Berechnungsweiſe durchaus haltlos fei. Die Verträge 
ſeien in Deutichland in alter deutſcher Markwährung und unter der 
Herrſchaft des VAG. abgeſchloſſen worden. Ihr deutſches Geſchäft ſei 
infolge der deutſchen Geſetzgebung als etwas ganz Selbſtändiges und 
in ſich Abgeſchloſſenes zu betrachten. Die Forderungen des Kl. gegen 


Zu 4. Das Urteil iſt von außerordentlicher Bedeutung für 
die Anſprüche deulſcher Verſicherter aus Lebens⸗ und den ihnen durch 
das Aufw cg. gleichgeftellten Verſicherungsverträgen, die fie bei einer 
ausländiſchen, in Deutſchland beaufſichtigten Verſcheſellſch. abge⸗ 
ſchloſſen haben. Es iſt das erſte und m. W. auch das einzige, das 
bisher über dieſe Frage ſich ausgeſprochen hat. Wären ſeine Aus⸗ 
ührungen richtig, ſo würde damit allen Beſtrebungen, die darauf 
ausgehen, die ausl. Geſellſchaften noch neben dem deutſchen Aufw⸗ 
Verfahren in Anſpruch zu nehmen, der Boden entzogen ſein. Um 
ſo bedauerlicher iſt es deshalb, daß der Kl. das Urteil hat rechts⸗ 
räftig werden laſſen und nicht an die höheren Schweizer Inſtanzen 
appelliert hat. Bekanntlich beſteht in München ein Schutzverband 
für Auslandsverſicherte e. V., der es ſich zur Aufgabe geſtellt hat, 
die Rechte der bei ausländiſchen, insbeſ. den Schweizer Geſellſchaften 
Verſicherten dieſen gegenüber wahrzunehmen und eine grundſäßz⸗ 
liche Entſch. darüber herbeizuführen, ob den Verſicherten außer 
der Quote, die ihnen im deutſchen AufwVerfahren zufließt, noch wei⸗ 
tere Anſprüche gegen die Geſellſchaften zuſtehen. Seit ich zuerſt dieſe 
Frage in der „Oſterr. Revue“ 1926 Nr. 3 S. 9 ff. erörtert und be⸗ 
jaht habe, ift ſie nicht zur Ruhe gekommen. Ich darf auf meinen wei⸗ 
teren Aufſatz in „Verſicherung und Geldwirtſchaft“ 1926 Nr. 13 
S. 131 ff. und die Aufſätze des RGyt. Hüfner in der Lpzz3. 1926 
Nr. 11 S. 561 f. und 1937 Nr. 6 S. 346 ff. verweiſen. Gegen Hüf⸗ 
ner hat der Schweizer RA. Dr. Jagmetti in der „Schweiz. Jur⸗ 
Ztg.“ 1926/27 Heft 8 S. 119 ff. Stellung genommen. Seine Aus⸗ 
ührungen, die um jo bemerkenswerter find, als fie ganz offenbar mit 
Rückſicht auf die nahen Beziehungen des Verf. zu einer der größten 
Schweizer Geſellſchaften den Gedankengang der Schweizer Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften darſtellen, gipfeln in dem Satz, daß die aus den 
üheren Verficherungsverträgen Berechtigten mit der Zahlung der 
ufwertungsquote im Deutſchen Auſwertungsverfahren für ihre An⸗ 
prüche gegen die Geſellſchaften ganzlich und endgültig abgefunden 
ſeien. Dieſer Anſicht hat ſich das abgedruckte Urteil angefchloffen. 
Das Urteil geht davon aus, daß die fraglichen Vertrage nach 
deutſchem Recht zu beurteilen ſeien und dieſes den Verſicherten nur 
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die Bekl. hätten das Schickſal aller Forderungen in alter deutſcher 
Währung geteilt; ſie ſeien wertlos geworden und unterlägen nun⸗ 
mehr dem Aufw Verfahren, das auch für die Forderungen und Schul⸗ 
den der Bekl. in Deutſchland in vollem Gange ſei. Solange dieſes nicht 
abgeſchloſſen ſei, könne nichts über die Höhe der Rente geſagt werden, 
auf die der Kl. noch Anſpruch habe. Die Renten ſeien dem Kl. 
immer in Mark bezahlt worden, ohne daß er ſich dagegen verwahrt 
oder Vorbehalte gemacht hätte. Die Bekl. hat beſtritten, ſich durch die 
Markentwertung bereichert zu haben. Im Gegenteil habe auch ſie 
dadurch große Verluſte erlitten, weil ſie durch das deutſche Recht ge⸗ 
zwungen geweſen ſei, alle Reſerven für die deutſchen Verſicherten in 
Deutſchland und in deutſchen Werten anzulegen, ſo daß ſie den 
Gegenwert für die Renten des Kl. längſt verloren habe. 

Die in Betracht fallenden Beträge zwiſchen den Parteien ſind 
in Deutſchland abgeſchloſſen worden; die beiderſeitigen Erfüllungs⸗ 
orte liegen in Deutſchland. Mit der Schweiz beſtehen keine anderen 
Beziehungen als die Nationalität der Behl., die aber nicht einmal 
direkt mit dem Kl. abſchließen konnte, ſondern ſich dafür laut § 86 
Ziff. 3 u. 8 87 VAG. einer Niederlaſſung und eines Hauptbevollmäch⸗ 
tigten in Deutſchland bedienen mußte. Das ganze Rechtsverhältnis 
unterſteht daher dem deutſchen Rechte und iſt nach dieſem zu be⸗ 
urkeilen. 


Die Rentenverträge ſind in der alten deutſchen Markwährung 
abgeſchloſſen worden; ſie konnten auf gar keine andere Münze 
lauten, da damals Verſicherungen in ausländiſchen Währungen in 
Deutſchland noch nicht erlaubt waren. Eine andere Währung beſtand 
aber zu jener Zeit in Deutjchland nicht. Der deutſche Währungs⸗ 
zerfall konnte auf den Charakter der geſchuldeten Renten keinen Ein⸗ 
fluß haben; ſie waren und ſind immer in der von Anfang an ver⸗ 
einbarten Münze zu bezahlen, in der auch die Einlagen des Kl. ge⸗ 
macht worden find. Ein Weiterbeſtehen der Schuld im Goldmarkwerte 
kann nicht in Frage kommen, denn geſetzliches Zahlungsmittel war 
ſeit Kriegsbeginn, ſeit der Einſtellung der Einlöſepflicht der Reichs⸗ 
bank für Banknoten in Gold das Papiergeld. 

Nun iſt allerdings richtig, daß in Deutſchland für die Zeit 
vor 1918 der Rechtsgrundſaßz Mark - Mark gilt und daß § 2 
Aufwch. dieſe Aufſaſſung neu beſtätigt. Das heißt aber nicht, daß 
die Schulden zum Goldmarkbetrag fortbeſtehen, ſondern § 2 und 3 
regeln die „Berechnung des Goldmarkbetrages als Grundlage der 
Aufwertung“. Alle Forderungen, die vor dem 13. Febr. 1924 er⸗ 
worben worden ſind, werden nach beſtimmten Regeln und nach einer 
dem Geſetze angelegten Kurstafel auf einen Goldmarkbetrag zurück⸗ 
geführt, der aber nicht den gegenwärtigen Wert der Forderung dar⸗ 
ſtellt, ſondern der lediglich den Ausgangswert für die Aufwertung 
abgibt. Um dieſes AufwVerfahren durchzuführen, müſſen eben die 
damit betrauten Organe ſämtliche Anſprüche aus der alten, zuerſt 
von Tag zu Tag werhjelnden, dann ſchroff abſtürzenden und ſchließlich 
wertlos gewordenen Währung auf eine gleiche Baſis bringen, die 
erſt ſichere Berechnungen und Vergleiche ermöglicht. Und hierbei wird 


den Anſpruch im Auſw Verfahren gebe. Es überſieht dabei zweierlei: 
Einmal, daß die deutſche AufwGeſetzgebung nur die deutſchen Rechts⸗ 
verhältniſſe hat regeln können und wollen, und zum zweiten, daß ſie 
den Berechtigten wohlerworbene Rechte weder nehmen könnte noch 
nehmen wollte. An der Theſe, daß auf die Verträge deutſches Recht 
zur Anwendung zu kommen habe, iſt nur ſo viel richtig, daß das 
Deutſche Reich ſich eine Aufſichtsbefugnis hinſichtlich des Geſchäſts⸗ 
betriebes der in Deutſchland zur Arbeit zugelaſſenen ausländiſchen 
Geſellſchaften beigelegt hat. Anderſeits haftet jede ausländiſche Ge⸗ 
ſellſchaft ebenſo wie die deutſchen nach deutſchem Rechte nicht nur 
mit dem Prämienreſervefond, ſondern mit ihrem ganzen Vermögen. 
Dieſe Haftung hat auch die deutſche Aufwökeſetzgebung nicht beſeitigt, 
ja nicht einmal beſeitigen wollen. Ihr Grundgedanke iſt, ſoweit es 
fi) um Verſicherungsverträge handelt, der, daß den durch die 
Geldentwertung betroffenen Geſellſchaften nicht die 
volle Haftung für ihre Verpflichtungen bleiben, ſondern nur in dem 
Umfange beſtehen ſoll, als ihr aufgewertetes Vermögen 
zu ihrer Erfüllung reicht. Dieſer Gedanke kann aber hin⸗ 
ſichtlich der Verträge bei ausländiſchen Geſellſchaften nur Anwen⸗ 
dung finden, ſoweit es ſich um den in Deutſchland in deutſchen Wer⸗ 
ten angelegten Prämienreſervefond handelt. Unberührt geblieben von 
der deutſchen Inflation iſt das Vermögen der fremden Geſell⸗ 
ſchaften, das in ihrem Heimatlande angelegt iſt. Im Gegenteil es 
hat ſich, wie die Bilanzen der Schweizer Geſellſchaften ausweiſen, 
ganz erheblich vermehrt. Unter dieſen Umſtänden würde es eine 
große Ungerechtfertigkeit bedeuten, wenn dies unberührte Vermögen 
der Geſellſchaften nicht mit zur Tilgung ihrer Verbindlichkeiten heran⸗ 
gezogen würde. Wäre der Standpunkt der Geſellſchaften richtig, fo 
würde ihnen durch die deutſche Inflation ein Geſchenk von unermeß⸗ 
lichem Werte in den Schoß gefallen ſein. Ein wirtſchaftlicher Vor⸗ 
gang von ungeheurer Tragweite für die Einwohner des davon be⸗ 
troffenen Landes kann aber unmöglich die Auflöſung von Verbind⸗ 
lichkeiten ausländiſcher Schuldner herbeigeführt haben. Dieſen Ge⸗ 
danken hat das Urteil des BezGer. Zürich überhaupt nicht berührt. 

Wie wäre denn die Sachlage, wenn keine deutſche AufwGeſetz⸗ 
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bei den vor dem 1. Jan. 1918 erworbenen Anſprüchen einfach der 
Nennwert angenommen, d. h. die damals ſchon erfolgten Kurs⸗ 
ſenkungen werden nicht berückſichtigt. So iſt die juriſtiſche Fiktion 
Mark — Mark bis 1918 zu verſtehen, nicht aber fo, daß alle vor 
Neujahr 1918 erworbenen Anſprüche nun einfach zum Nennwerte in 
Goldmark klagbar ſeien. Ebenſo wäre die Konſtruktion unzuläſſig, 
daß mit der Einführung der neuen Reichsmarkwährung die in alter 
Währung entſtandenen Anſprüche des Kl. ſich nun ſchlechterdings zu 
ihrem Nennwerte in die neue Münzart übertrügen. Der Übergang von 
der alten zur neuen Währung und die Umrechnung früherer Schuld⸗ 
verhältniſſe ſoll ja eben durch das AufwVerfahren geſucht werden, 
eine direkte Übertragung in Reichsmark iſt ausgeſchloſſen. 

Das bisher von den Renten aus den Policen von 1915 und 
1916 Geſagte gilt in noch höherem Maße für die Rente von 1919, 


wo ſchon der Goldmarkbetrag als Grundlage der Aufwertung nach 


den Beſtimmungen des Aufwcf. nur mit 40% des Nennwertes an- 
nehmen iſt. 

Die Forderungen des Kl. unterliegen als einem vor dem 
14. Febr. 1924 begründeten Rechtsverhältniſſe entſtammend der Auf⸗ 
wertung, ebenſo die anderen Rentenſchulden der Bekl. in Deutſch⸗ 
land. Das Verfahren dafür iſt ſchon im Gange. Wenn die Aufwertung 
durchgeführt ſein wird, werden mit der Rechtskraft des Entſch. 
d. AufwStelle, der nach § 75 AufwG. für Gerichte und Verwaltungs⸗ 


behörden bindend iſt, neue Forderungen des Kl. für die bisher fälli⸗ 


gen Renten ſeit dem 14. Febr. 1924 entſtehen, die dann klagbar ſein 
werden. Die jetzt eingekl. Forderungen beſtehen nicht in dem ver⸗ 
langten Werte, ſondern nur in einem unendlich geringen Betrage, 
der in keiner geltenden Münze bezahlt, kaum ausgedrückt werden 
kaun und mit welchem dem Kl. auch in keiner Weiſe gedient wäre. 
Mit anderen Worten: Die Klageſumme müßte ſo weit reduziert 
werden, daß die Leiſtung unmöglich würde. Da aber nach 8 275 BGB. 
ein Schuldner durch eine nach der Eutſtehung des Schuldverhält⸗ 
niſſes eintretende, von ihm nicht zu vertretende Unmöglichkeit der 
Leiſtung befreit wird, iſt die Klage gänzlich abzuweiſen und nicht nur 
auf den gegenwärtigen Wert der eingeklagten Forderungen herab⸗ 
zuſetzen. 

Auch die Eventualſtandpunkte des Kl. find nicht ſtichhaltig. 
Einmal widerſpricht das Ergebnis, zu dem man nach den vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen auf Grund der deutſchen Geſetzgebung Kom⸗ 
men muß, nicht Treu und Glauben. Wohl hat die Bell. die Gegen⸗ 
werte der von ihr geforderten Leiſtungen ſeinerzeit empfangen, als 
die Zahlungen in Mark noch einen beträchtlichen Wert hatten — 
vollwertig waren ſie allerdings damals ſchon nicht mehr. Sie konnte 
aber die erhaltenen Summen nicht in die Schweiz bringen, ja nicht 
einmal in Schweizer Währung anlegen, ſondern ſie war durch den 
8 90 BAG. i. Verb. mit den 85 56 u. 57 J. c. gezwungen, den größten 


gebung beſtände? Dann könnte an der vollen Haftung der ausländ. 
Geſellſchaften doch kein Zweifel ſein. Sie könnten ſich nicht darauf 
berufen, daß die Juflation in Deutſchland die Mark entwertet 
hat. Im Verhältnis zum Auslande wären die in Goldmark abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge als Valutaverträge und die Verpflichtungen 
daraus als Valutaſchulden anzuſehen. Valutaſchulden ſind aber nach 
der Rechtſprechung des RG. in vollem Umfange zu erfüllen (vgl. 
R. — JW. 1924, 136413). An dieſer Rechtslage hat die deutſche 
Aufwcheſetzgebung nichts ändern wollen und nichts ändern können. 

Damit bin ich ſchon bei dem zweiten Argument der Schweizer 
Geſellſchaften, dem materiellen, angelangt. Sie ſagen: Die Ver⸗ 
pflichtungen aus den Verträgen beſtanden zwar urſprünglich in 
Goldmark, dieſe hat ſich aber durch die Inflation in eine Papier⸗ 
mark umgewandelt, unſere Verpflichtungen ſind daher zu Papier⸗ 
markverpflichtungen geworden; wir ſchulden daher nur noch Papier⸗ 
mark, da dieſe aber völlig entwertet iſt, alſo eigentlich gar nichts; 
nur die deutſche Geſetzgebung hat uns die Verpflichtung auferlegt, die 
Aufwertungsquote zu zahlen. Dieſer Geſichtspunkt iſt ebenfalls 
abwegig. Nach den eigenen Erklärungen der Geſellſchaften oder ihrer 
Agenten, was hierbei auf dasſelbe hinausläuft, ſollten die Verpflich⸗ 
tungen der erſteren immer die gleichen bleiben, gleichgültig, 
was in Zukunft ſich ereignete. Bekannt iſt der Hinweis der Agenten 
darauf, daß der Abſchluß bei einer Schweizer Geſellſchaft deshalb 
ſo viel ſicherer ſei als bei einer deutſchen, weil deren Vermögen im 
Auslande angelegt ſei und deshalb von inländiſchen Erſchütterungen 
der Währung unberührt bleibe. Gerade nach der Stabiliſierung iſt 
dieſer Geſichtspunkt bei der Werbung neuer Verſicherungen wieder 
hervorgezehrt worden. Der Wille der ausl. Geſellſchaften ging aljo 
bei Abſchluß der Verſicherungsverträge auf Übernahme von Ver⸗ 
pflichtungen in gleichbleibender Währung. Jufolgedeſſen ſind dieſe 
Verpflichtungen von der deutſchen Währungsgeſetzgebung, die ja auch 
nur die Beziehungen deutſcher Gläubiger und deutſcher Schuldner 
regeln wollte, nicht berührt worden, wie Hüfner in ſeinem zweiten 
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Teil — nach ihrer unbeſtrittenen Angabe alles — in Deutſchland in 
deutſchen Werten anzulegen. Zur Zeit ſind dieſe Anlagen für die 
Bekl. ebenfalls beinahe wertlos, und es wird ſich in Zukunft zeigen, 
wieviel Prozent Aufwertung noch herausſchauen. Hierüber ſteht dann 
der Bekl. jedoch kein Verfügungsrecht zu, ſondern dieſes Vermögen 
wandert in den Aufwertungsſtock, woraus dann die deutſchen Gläu⸗ 
biger der Bekl. direkt befriedigt werden, ſoweit dies möglich iſt. 

Hätte der Kl. die eingezahlten Summen bei einer deutſchen Ge⸗ 
ſellſchaft oder ſonſt irgendwie in feiner Heimat angelegt, fo wären 
ſie ihm ebenſo verlorengegangen, wie ſie es jetzt ſind. Treu und 
Glauben widerſpreche es vielmehr, wenn Schweizer Verſicherungen, die 
in Deutſchland ihren Betrieb ganz nach der deutſchen Geſetzgebung, 
in ſich abgeſchloſſen und getrennt vom hieſigen Geſchäfte, durchführen 
mußten und infolgedeſſen durch den deutſchen Währungsverfall große 
Verluſte erlitten haben, nun mit ihren aus der Schweiz ſtammenden 
und in der Schweiz angelegten Kapitalien für die Folgen, die der 
Zuſammenbruch der alten deutſchen Mark für ihre deutſchen Gläu⸗ 
biger hatte, aufkommen müßten. 

Es iſt dies nicht Notrecht für die inſolventen deutſchen Ver⸗ 
ſicherungen, das auch auf die Bekl. angewandt wird, ſondern es iſt 
allgemeines deutſches Reichsrecht, das für alle Verbindlichkeiten gilt, 
die durch den Währungsverfall betroffen find, und das die deutſche 
Wirtſchaft in die neue Währung herüberzuführen beſtimmt iſt. 5 

Endlich kann der Kl. auch aus der Klauſel, daß die Bekl. mit 
ihrem ganzen Vermögen für ihre Verbindlichkeiten ihm gegenüber 
hafte und daß die Rente garantiert und unveränderlich ſei, nichts für 
ſich ableiten. Die Rente iſt zahlenmäßig, in einer beſtimmten Wäh⸗ 
rung ausgedrückt, unveränderlich und darf nicht durch die Geſchäfts⸗ 
ergebniſſe der Bekl. beeinflußt werden. Sie iſt aber nicht feſtgelegt 
durch einen abſtrakten Maßſtab, z. B. dem Goldwerte nach, ſondern 
ihr Wert folgt allen Schwankungen der Währung, auf die ſie lautet, 
wie alle anderen Schuldverhältniſſe auch. Die Verpflichtungen der 
Beklagten find, in der Münze der Police ausgedrückt, ſtets gleich⸗ 
geblieben; nur nach Wertmaßſtäben, die in den Verträgen der Par⸗ 
teien nicht zum Ausdruck kommen, ſind ſie geringer geworden. Die 
Haftung richtet ſich nach der Schuld; für den geſchuldeten Papier⸗ 
markbetrag haftet die Bekl. mit ihrem ganzen Vermögen. Aus die⸗ 
ſer Haftpflicht umgekehrt etwas in bezug auf die Höhe der Schuld 
folgern zu wollen, iſt nicht angängig. 

(Bez ber. Zürich, Abt. 4, Urt. v. 18. Febr. 1926, 70/26.) 


Verichtigung. 


Die JW. 1927, 2087 abgedruckte Berichtigung bezieht ſich auf 
das Urteil IW. 1927 Seite 1751. D. S. 


Aufſatz (Lpzg. 1927, 350) mit Recht betont. Iſt das aber der Fall, 
ſo widerſpricht die jetzige Berufung der Geſellſchaften auf das deutſche 
Notrecht Treu und Glauben in höchſtem Maße. Das oben abgedr. 
Urteil hat dieſen Geſichtspunkt nur nebenbei geſtreift. In einem 


ſpäteren Prozeß müßte erheblich mehr Gewicht darauf gelegt 
werden. Es kann immer nur wiederholt werden, daß ſich 
nur der auf ein Notgeſetz — und um ein ſolches handelt es 


id) bei dem deutſchen Aufwch. trotz der gegenteiligen Anſicht des 
Züricher Gerichts ganz zweifellos — berufen kann, zu deſſen 
Gunſten es erlaſſen iſt. Eine andere Auslegung wäre widerſinnig. 
Zugunſten fremder, in ihrem Vermögensbeſtand unberührter Geſell⸗ 
ſchaften iſt das Aufiw®. aber ſicher nicht erlaſſen worden. Es hat nur 
die deutſchen, durch die Inflation betroffenen Geſellſchaften vor zu 
großer Inanſpruchnahme ſchützen wollen, eine Gefahr, die mit Rück⸗ 
ſicht auf die Rechtſprechung, beſ. des Rh., in AufwpProzeſſen gegen 
deutſche Verf&efellichaften nicht ausgeſchloſſen war. Denn in Wirk⸗ 
lichkeit hat das Aufwch. ja, wie nach der heutigen geläuterten An⸗ 
ſicht über den Rechtscharakter der ſog. AufwAnſprüche feſtſtehen 
dürfte, nicht neue Anſprüche geſchaffen, ſondern im Gegenteil be⸗ 
ſtehende Anſprüche ihrer Höhe nach beſchränkt. 

Alle dieſe Geſichtspunkte ergeben, daß das Züricher Urteil von 
einer unrichtigen Anſicht über den Sinn der deutſchen Geſetzgebung 
ausgegangen iſt, ebenſo übrigens, wie das berühmte Urteil des Lon⸗ 
doner Court of Appeal in Sachen Anderſon gegen Equitable W. 
1926, 1374). Wären die Grundgedanken des deutſchen Rechts dem 
Schweizer Gerichte klargemacht worden, ſo zweifle ich — gerade mit 
Rückſicht auf die Schweizer Rechtſprechung in anderen AuftoProzeſſen 
deutſcher Gläubiger gegen Schweizer Schuldner (vgl. Fick, Dig. 
1926, 213 ff.) nicht daran, daß es zu einer anderen Auffaſſung und 
damit zu einem anderen Ergebnis gekommen wäre. Es iſt zu er⸗ 
warten, daß dies in einem ſpäteren Verfahren nachgeholt wird. 


LG Dir. Kerſting, Berlin-Dahlem. 
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